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Zu den Beiträgen in diesem Heft 


Daß die Ausweitung des Anteils des Staates am Sozialprodukt an bestimmte, der ka- 
pitalistischen Form der Produktion geschuldete Grenzen stößt, ist von marxistischen 
Analysen schon seit längerem behauptet und von linkskeynesianischen Analysen 
stets bezweifelt worden. Die neuerliche Krise der kapitalitischen Reproduktion auf 
dem Weltmarkt, die sich in vielen westlichen Ländern zugleich als Haushaltskrise 
des Staates ausdrückt, hat den Linkeynesianern einige Ilusionen geraubt und sie auf 
den Boden der kapitalistischen Zwänge zurückgewiesen. Heißt die Parole doch nun- 
mehr offenbar nicht mehr „Ausweitung des Staatsanteils‘ (so noch im Orientierungs- 
rahmen der SPD), sondern Einschränkung der Haushaltsausgaben; die ‚Austerity‘- 
Politik feiert fröhliche Urständ. 

Die Grenzen, die marxistische Analysen gegenüber der Ausweitung des Staats- 
anteils am Sozialprodukt sahen, wurden zumeist mit dem unproduktiven Charakter 
der Staatsausgaben begründet. Der Staatsanteil wurde oft nurals Abzug von der dem 
Kapital zur Verfügung stehenden Mehrwertmassen analysiert. Gegenüber solchen 
Analysen wird in den Beiträgen von Wolfram Laaser, Die Fiskalpolitik in der Wirt- 
schaftskrise 1974/75, und Georgios Stamatis, Unreproduktive Ausgaben, Staatsaus- 
gaben, gesellschaftliche Reproduktion und Profitabilität des Kapitals, eine differen- 
ziertere Position bezogen. Beide Beiträge beziehen sich auf die marxistische Staats- 
diskussion kritisch, insofern sie die Marxschen Kategorien der produktiven bzw. un- 
produktiven Arbeit und der reproduktiven bzw. unreproduktiven Gebrauchswerte 
auf die Analyse der Struktur der Staatsausgaben und das Verhältnis von Staatssek- 
tor zum reproduktiven Sektor anwenden und bisherige Lösungsansätze präzisieren 
bzw. deren Fehler aufzeigen. Während W. Laaser mithilfe dieses Ansatzes die Fiskal- 
politik in der Bundesrepublik in der Krise 1974/75 untersucht und die Gründe für 
die Abkehrvom Keynesianismus zeigen kann (soweit dies auf eine mittelfristige Ver- 
schiebung im Verhältnis des Staatssektors zum privaten Sektor zurückzuführen ist), 
bezieht sich G. Stamatis auf die allgemeine marxistische Staatsdiskussion und ver- 
sucht, Kategorien zur Analyse des Staatssektors herauszuarbeiten. Wir meinen, daß 
diese Diskussionsbeiträge über die Analyse der aktuellen Krise des Staatshalts hin- 
aus für die Staatsdiskussion und für eine politische Strategie von Bedeutung sind; 
dies wird nicht nur in der aktuellen linkssozialdemokratischen Diskussion deutlich, 
sondern im politisch viel relevanteren Maße in der französischen und italienischen 
sozialistischen und kommunistischen Diskussion um die Formulierung von Über- 
gangsprogrammen der Linken. 

In welchem Maße die Vorstellung von den Möglichkeiten eines (sozialdemo- 
kratisch beherrschten) Staats gegenüber dem kapitalistischen Sektor Bestandteil des 


Programms der reformistischen Linken in der Sozialdemokratie war bzw. noch ist, 
zeigt u. a. auch der Beitrag von Siegfried Heimann, Gitta Martens und Peter Müller, 
Die Linke in der SPD. In erster Linie ist der Aufsatz allerdings eine Darstellung und 
Kritik der wesentlichen Gruppierungen, Probleme und Entwicklungschancen einer 
SPD-Linken, in der die Verbindungslinien zwischen einer außerparlamentarischen, 
nichtsozialdemokratischen Linken und der SPD-Linken als ein objektives ‚Aufein- 
anderangewiesensein‘ aufgezeigt werden. Dabei gehen die Autoren ihre Analyse nicht 
nur von der programmatisch-ideologischen Ebene aus, sondern versuchen eine inte- 
grierte Analyse programmatischer wie praktisch-politischer Komponenten. Exempla- 
isch wird an den JUSOs und der Arbeitsgemeinschaft für Arbeitnehmerfragen (AfA) 
das Dilemma der Politik linker Gruppierungen in einer Volkspartei‘ analysiert: Auf 
der einen Seite Basismobilisierung mit dem Problem, gegen die Institutionen und/oder 
zur Absicherung parteilich-staatlicher Politik agieren zu müssen, auf der anderen Sei- 
te ‚politische Verantwortung‘ im Interesse ‚der Basis‘ und/oder in funktioneller Ab- 
hängigkeit von der Struktur der kapitalistischen Gesellschaft übernehmen zu müssen. 

Der Beitrag von Karl Lauschke, Soziologische Phantasielosigkeit und verding- 
lichtes Lernen — Zur Kritik neuerer Diskussionsbeiträge zur gewerk schaftlichen (Ju- 
gend-)Bildungsarbeit, ist eine engagierte Stellungnahme zugunsten eines Bildungs- 
arbeit-Ansatzes, der in Anlehnung an Oskar Negt darauf besteht, daß politisch ver-, 
standene Arbeiterbildung nur eine Einheit von kognitiven, emotionalen, motivatio- 
nalen und vor allem auch von Verhaltensaspekten bilden kann. Der Autor lehnt je- 
de Verengung der Bildungsarbeit auf Wissensvermittlung und ‚‚Inhaltstransport‘‘ ab 
und kritisert solche Konzeptionen, die ‚die Gesetzmäßigkeiten der kapitalistischen 
Gesellschaft in die Köpfe der Arbeiter tragen‘ wollen. Lauschke bezieht in dieser Wei- 
se eindeutig Position in einer in letzter Zeit in der Gewerkschaftsarbeit zunehmend 
kontrovers geführten Debatte. Wir drucken diesen Beitrag in der Prokla ab, nicht 
weil wir uns mit dieser einen Position voll inhaltlich identifizieren, sondern weil wir 
damit in der Prokla eine (bisher sträflich vernachlässigte) Diskussion um die Umset- 
zung von Ergebnissen theoretischer Arbeit initiieren woilen. Diskussionsbeiträge da- 
zu werden in den nächsten Heften folgen. 

Der Diskussionsteil umfaßt einen kritischen Beitrag zum GEW-Berlin-Artikel 
in Prokla 27, eine Replik ayıf die Kritik von M. Massarrat an ‚linksbürgerlichen‘ Ana- 
Iysen der Energiekrise von H. Elsenhans und eine Kontroverse zwischen G. Stamatis 
und U. Krause über den im Aufsatz „Die allgemeine Struktur des Monopols“ (Prokla 
24) von Krause benutzten Ansatz. 

Die Redaktionskonferenz 


Schwerpunkte der nächsten Hefte: 

Heft 29: Europäische Länder, Beiträge von Olle/Schoeller. (Internationalisierung der Gewerk- 
schaften, Teü ID); Länderstudien (Italien, Frankreich, Holland, Skandinavien) und eine Kritik 
am theoretischen Ansatz von Oskar Negt. 

Heft 30: Staat/SPD: . Beiträge zur Strukturpolitik, Bürokratiediskussion, Theorie der Sozialde- 
mokratie 

Heft 31: Technologie: Beiträge zur Technologiediskussion, zur Energiepolitik, zur Kontrover- 
se um Kernkraftwerke, zu Rationalisierungsprozessen in der Produktion. 


Wolfram Laaser ’ 
Die Fiskalpolitik in der Wirtschaftskrise 1974/75 


1. _ Vorgehensweise und Skizzierung der Ausgangssituation 


Die aktuelle Krise ist stärker als alle bisherigen Krisen von einer intensiven Diskussion 
der Möglichkeiten staatlicher Krisenüberwindung und der Funktion und Stellung des 
Staates im ökonomischen Kreislauf überhaupt begleitet gewesen. Eine Analyse des 
tatsächlichen Handelns der staatlichen Institutionen und die Überprüfung der theo- 
retischen Ansätze zur Erklärung dieser Handlungen, ist allerdings nicht nur wichtig für 
die wissenschaftliche Diskussion, sondern ebenso für das Verständnis der Strategien 
und Forderungen von Gewerkschaften und Parteien. 

Im folgenden wird kurz die ökonomische Ausgangslage charakterisiert, sowie 
eine Analyse der unterschiedlichen Anforderungen von Gewerkschaften und Unter- 
nehmerverbänden an die staatliche Wirtschaftspolitik vorgenommen. Im Anschluß 
daran soll die Handlungsweise des Staates in der Krise aufgezeigt und einige Ansatz- 
punkte zur theoretischen Erklärung diskutiert werden. Ziel des Beitrags ist es hierbei 
nicht, eine umfassende Analyse der Krise 1974/75 vorzulegen. Im Vordergrund der 
Betrachtung stehen die Auswirkungen der Krise auf den Staatssektor und seine Reak- 
tion auf diese Krise, wobei die kurzfristigen Maßnahmen in einem Beziehungszusam- 
menhang zu den strukturellen Veränderungen des Staatssektors stehen, die letztlich 
aus seiner Stellung im Reproduktionsprozeß resultieren. 

Die Bundesrepublik hat 1975 dieschwerste Nachkriegsreszession durchgemacht. 
Der sich abzeichnende Aufschwung fällt in den sechsten Konjunkturzyklus der Nach- 
kriegszeit. Die zyklische Bewegung des Sozialprodukts führt in der Krise zu einem 
automatischen Rückgang der Steuereinnahmen. Sofern die Staatsausgabennicht eben- 
falls sinken, resultiert daraus ein steigender Kreditbedarf des Staates. Die äußere Form 
einer Zunahme der Staatsverschuldung wird als Finanzkrise apostrophiert. Die „Fi- 
nanzkrise“ wurde im augenblicklichen Zyklus noch dadurch verstärkt, daß der Staat 
aufgrund gesetzlicher Regelungen in größerem Umfang Sozialleistungen finanzieren 
mußte (1). Die Krise des privatkapitalistischen Bereichs berührt daher unmittelbar 
die staatlichen Institutionen (Vgl. Tab. 1). 

Die Tabelle zeigt die Entwicklung von Staatsausgaben und Staatseinnahmen in 
den letzten zwei Konjunkturzyklen. AlsIndikator für die jeweiligekonjunkturelle Lage 
wird der Auslastungsgrad des realen potentiellen Bruttoinlandsprodukts benutzt. Eine 


1 Die Zuschüsse des Bundes zur Finanzierung der Bundesanstalt für Arbeit hatten die im Fi- 
nanzplan für 1975 vorgesehenen Ansätze um etwa 9 Mrd. DM überschritten! Dies führte 
im August 1975 zu einem Nachtragshaushalt! 


Auslastungsgran in 96 


® Auslastungagracl 


% Zuwachs 
gegenuber dem Vorjahr 


65 66 67 E23 sg 70 + 72 73 EZ as 63 77 


Tabelle 1: Budgetentwicklung und Konjunktur 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie N: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen, Reihe 1, 
Konten und Standardtabellen, Jahresgutachten des Sachverständigenrates 1978/77, 8. 47, 
3. 124, Eigene Berechnungen 

wird der Auslastungsgrad des realen potentiellen Bruttoinlandsprodukts benutzt. Eins 

genaue Betrachtung von Ausgaben und Einnahmen zeigt, daß die Ausgabenentwick- 

lung ebenso wie die Binnahmenentwicklung in weiten Bereichen prozyklisch verläuft. 

Die Reduktion der Ausgaben erfolgt jedoch in der Krise nicht so schnell, wie die der 

Einnahmen, die ziemlich unmittelbar den Bewegungen des Sozialprodukts folgen. 


Infolgedessen treten in Rezessionsphasen vergrößerte Defizite auf (2). Hierbei ist 
diese Bewegung in der Krise 1974/75 noch ausgeprägter, als in der vorangegangenen 
Krise, 


2. Die Interessenlage von Arbeitnehmer- und Arbeitgeberverbänden 


Die Gewerkschaften haben auf der Grundlage der Keynes’schen Theorie operierend 
zur Überwindung der Krise eine Expansions der Staatsausgaben (Konjunkturpro- 
gramme) und z. T. eine Steuerumverteilung zugunsten der Arbeitnehmer (so in der 
Steuerreform) gefordert. Sie knüpfen damit an der unmittelbaren Interessenlage der 
Arbeitnehmer an, die auf die Erhaltung ihrer einzigen Einkommensquelle, den Ver- 
kauf ihrer Arbeitskraft, gerichtet ist. Die Erhaltung dieser Einkommensquelle soll 
dadurch garantiert werden, daß der Staat den Ausfall an privater Nachfrage durch 
zusätzliche Staatsausgaben ersetzt — wobei die Staatsaufträge teilweise mit bestimm- 
ten Beschäftigungsauflagen verbunden werden sollten — und die private Konsum- 
nachfrage durch die Umverteilung der Steuerlast zugunsten der unteren Einkommens- 
schichten angeregt wird. Gesellschaftspolitische Rahmenbedingungen werden lang- 
fristig und damit zyklusunabhängig durchzusetzen versucht. a 

Die Unternehmerverbände haben weniger staatliche Ausgabenexpansionen 
gefordert — allenfalls das erste Investitionsprogramm für die Bauwirtschaft unter- 
stützt —, als vielmehr eine Umverteilung der Steuerlast zugunsten der Gewinnein- 
kommen. Außerdem verlangten sie den Abbau, die Zurückstellung oder die Modifi- 
zierung bestimmter sozialer Reformprojekte (Mitbestimmung, Reform derberuflichen 
Bildung, Investitionslenkung). Grundlage ihrer Argumentation war im wesentlichen 
folgende: Nur durch die Förderung der privaten Investitionstätigkeit, die unmittel- 
bar durch die Höhe der Nettogewinne und durch das ‚‚Investionsklima“ gesteuert 
werde, könne die gegenwärtige Krise überwunden werden. 


3. Die Handlungsweise des Staates in der Krise 1974/75/76 


Der Staat hat in der Krise keine Wirtschaftspolitik nach keynesianischem Muster be- 
trieben. Dieses Verhalten zeigt sich z. T. bereits in der Krise 1967, wenn man anti- 
zyklisches Verhalten nicht an der Höhe der Budgetdefizite mißt, sondern daran, wie 
stark der Staat von seinem bisherigen Ausgaben- und Einnahmentrend in Richtung 
einer Gegensteuerung abgewichen ist (3). In der derzeitigen Krise wurden zwar die 


2 Die Höhe der Defizite läßt sich in dieser Graphik nicht an der Differenz der Kurven von 
Ausgaben und Einnahmen ablesen, da beide Größen durch ihre prozentualen Zunahmen 
und nicht durch ihre absoluten Werte charakterisiert werden. Vgl. aber hierzu Tab. 2. 

3 Vgl. hierzu die Analysen des Sachverständigenrates mit Hilfe des sog. konjunkturneutra- 
len Haushalts (das Konzept wird im Jahresgutachten 1970/71, S. 91 ff. erläutert, zur neue- 
sten Version vgl. Jahresgutachten 1976/77, S. 202 ff.), sowie den Beitrag von D. Biehl, 
Anatomie einer Krise, Kieler Diskussionsbeiträge Nr. 41, Kiel 1975, insbes. S. 18 


Ausgabenansätze stärker als das nominale Bruttosozialprodukt erhöht, die Erhöhun- 
gen sind jedoch nicht Ausdruck einer stark antizyklischen Expansionspolitik, son- 
dern weitgehend Reflex der ökonomischen Entwicklung im nichtstaatlichen Sektor. 
Dies zeigt auch ein Blick auf die strukturellen Veränderungen in der Zusammenset- 
zung der Staatsausgaben (Tab. 2). 


Tab. 2: Daten zur Ausgabenstruktur (a) 


lfd. Ausgaben 


Jahr insg. Transfers an Staats- Staatl. BSP Budget- 
priv. Hh. verbrauch Bruttoinv. saldo (b) 

1973 1.Hj. 12,1 8,9 13,8 5,3 12,0 + 7.810 
2.Hj, ' 16,5 14,7 15,8 6,2 10,4 + 5.880 

1974 1.Hj. ' 15,1 15,2 16,3 19,7 72  - 1.700 
2. Hj. 15,3 14,9 18,3 19,8 7,8 -10.750 

1975 1.Hj. 17,6 24,3 12,2 7,6 4,1 -29.110 
2. Hj. 14,3 22,7 10,0 1,9 5,1. -31.080 

1976 1.Hj. 8,7 8,7 7,6 -5,4 9,3  -24.510 
2. Hj. 7,0 6,1 6,0 -1,3 84  -19.150 


a) Veränderung gegenüber dem Halbjahr des Vorjahres in % 
b) Absolut in Mio. DM 
Quelle: WiSta 2/77 


Hier wird deutlich, daß die staatlichen Bruttoanlageinvestitionen zu Beginn der Krise 
noch stark expandierten, auf dem Höhepunkt der Krise und danach dann aber kaum 
noch ansteigen (im zweiten Halbjahr 1975 um 1,9 % nominal und 1976 sogar nega- 
tiv sind!). Dagegen stieg der Staatsverbrauch aufgrund der Lohnentwicklung im öf- 
fentlichen Bereich unvermindert und stärker als der private Verbrauch (1975 8,9 %) 
an und die Transfers an Haushalte explodierten sogar mit einem krisenbedingten An- 
stieg von 24 %. 

In den Höhepunkt der Rezession fallen die Maßnahmen der Bundesregierung 
vom Herbst 1975. Die Gesetzesvorhaben zeigen recht gut, in welcher Richtung die 
staatlichen Institutionen auf die Krise reagiert haben. Werfen wir hierzu kurz einen 
Blick auf die Programme. Einerseits wurde ein Programm vom 5,75 Mrd. DM zur 
Ankurbelung der Bauwirtschaft initiiert, andererseits sollte das gestiegene Defizit 
durch Steuererhöhungen und das sog. Gesetz zur Verbesserung der Haushaltsstruktur 
reduziert werden. Die geplanten Steuererhöhungen betrafen die Umsatzsteuer (+ 2 %) 
(die Erhöhung scheiterte jedoch später am Einspruch des Bundesrates, wird aber in 
Höhe von 1 % möglicherweise 1978 wirksam), sowie spezielle Verbrauchsteuern (Ta- 
bak und Branntwein), deren Erhöhung ab 1.1.77 wirksam wurde. 

Die groß angekündigte Durchforstung des „Wildwuchses“ öffentlicher Ausga- 
ben durch das Haushaltsstrukturgesetz bestand in Wirklichkeit zum großen Teil (et- 
wa zu 2/3) aus der Kürzung von Sozialleistungen, insbesondere aus der Verminde- 
rung der Zuschüsse des Bundes zur Bundesanstalt für Arbeit durch Erhöhung des Bei- 
trags zu Arbeitslosenversicherung und die Kürzung von Arbeitsförderungsmaßnah- 


nachrichtlich 


Tab. 3: Übersicht zum Haushaltsstrukturgesetz = 
Maßnahmen zur Verbesserung der Haushaltsstruktur 1976 1977 1978 1979 ae a 
und zur Verminderung der Kreditaufnahmen — in Mill. DM — 1976 grob 
geschätzt 
1. Gesamtergebnis 12 978 26 843 32 915 23 442 
davon 
Kürzungen gegenüber bisher geltendem Finanzplan 1) 5 100 6 600 11 400 _ 
Maßnahmen zur Verbesserung der Haushaltsstruktur 2) 7878 20 243 21515 23 442 2 800 
IH. Bereich : 
1.Öffentlicher Dienst 1131 1 267 1 404 1472 2 200 
2. Wirtschaft 15 15 5 _ = 
3.Landwirtschaft 269 532 777 1087 100 
4.Verminderung der Zuschüsse an die Bundesanstalt 
für Arbeit durch Erhöhung Arbeitslosenversiche- 
rungsbeitrag von 2 auf 3 vH 3 800 4 600 4800 5 000 _ 
5. Arbeitsförderungsgesetz und sonstiges im Bereich 
des Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung 900 1 465 1725 1 880 40 
6. Gesundheitswesen _ 55 155 255 = 
7.Wohnungswesen und Städtebau 3) 46 109 172 244 40 
8.Forschung und Technologie 50 95 100 105 _ 
9. Bildung und Wissenschaft 4) 343 408 410 510 180 
10. Zuschüsse zum Schutzraumbau u. a. 40 45 45 45 _ 
11.Gemeinschaftlich finanzierte Ausgaben von 
Bund und Ländern _ 765 759 754 _ 
12.Sparförderung _ 400 465 525 _ 
13. Abbau von Steuervergünstigungen 209 287 373 415 240 
14. Abbau von Subventionen (Zuwendungsempfänger) 275 300 325 350 _ 
15.Globale Minderausgabe 800 1 800 _ — _ 
16. Steuererhöhungen _ 8100 10 000 10 800 _ 
Haushaltsverbesserungen insgesamt 7878 20 243 21 515 23 442 2 800 
davon Ausgaben 3622 6 715 5 519 6 086 2400 
davon Einnahmen 4.256 13 528 15 996 17 356 400 


Die Länder werden im Jahr 1976 um rd. 2,8 Mrd. DM entlastet; ab 1977 erhöht sich die Entlastung insbesondere durch ihren Anteil an 
der Mehrtwertsteuererhöhung auf 8 bis 10 Mrd. DM. 
1) Hier handelt es sich ausschließlich um Kürzungen von Bundesausgaben; sie sind mit den Ausgabesteigerungen bereits saldiert. Eine Aus- 
nahme bildet lediglich die Mittelzuführung an die Bundesanstalt für Arbeit, die im bisher geltenden Finanzplan für das Jahr 1976 nicht 
vorgesehen war. 2) Hier handelt es sich um die am 28. August 1975 im Kabinett zusätzlich beschlossenen gesetzlichen und haushaltsgesetzli- . 
chen Maßnahmen. 3) Im Jahre 1976 ist eine Anpassung des Wohngeldes an die Einkommens- und Mietentwicklung nicht möglich. 4) Eine 
Anpassung im Jahre 1976 ist nicht möglich. Härtefällen soll Rechnung getragen werden. Das Bundesausbildungsförderungsgesetz soll novel- 
liert werden. Dabei soll auch die Förderung verstärkt auf Darlehen umgestelt werden. 
Quelle: Bulletin Nr. 106 v. 2.9.1975 


men). Die Haushaltsstrukturverbesserungen wurden ab 1.1.76 wirksam (Vgi. Tab. 3). 
In Zusammenhang mit diesem Gesetz wurden außerdem die Ausgaben im Finanzplan 
für die Jahre bis 1979 so stark reduziert, daß bei gleichbleibender Preissteigerungsra- 
te mit einer absoluten Abnahme der realen Staatsleistungen zu rechnen ist (4) (Vgl. 
hierzu Tab. 4). 


Tab. 4: Finanzplan 1975 bis 1979 (Stand: 28, August 1975) , 


Soli Entw. Finanzplan 
1975*) 1976 1977 1978 1979 
— in Mrd. DM - 
1. Ausgaben 161,5 1681 173,2 185,3 195,2 
Steigerung gegen- 
über Vorjahrinv.H. (16,5) (4,1) (3,0) (7,0) 65,4) 
2. Einnahmen 
(Steuer- und Verwal- 
tungseinnahmen) 120,6 129,2 151,0**) 167,4**) 183,8**) 
3. Finanzierungs- 
defizite 40,9 38,9 22,2 17,9 11,4 
davon 
Münzeinnahmen 0,6 0,3 0,2 0,2 0,2 
Entnahme aus 
Rücklagen 2,4 = _ = — 
Nettokredit- 
aufnahme 37,9 386 22,0 17,7 11,2 
*) Einschl. Nachtragshaushalt. 
*t) Erhöhung des Umsatzsteueranteils zu Lasten der Länder zum Ausgleich der Übernahme 


des Kindergeldes im öffentlichen Dienst durch den Bund mit 1,5 Mrd. DM berücksichtigt. 
Quelle: Bulletin Nr. 106 v. 2.9.1975 ; 


Wir sehen also, daß der Staat, was seine aktive Wirtschaftspolitik betrifft, keine Poli- 
tik nach keynesianischem Muster betrieben hat. Die Ausgabenansätze wurden abge- 
sehen von den Investitionsprogrammen für die Bauwirtschaft, regionalen Stützungs- 
programmen und den gesetzlich automatisch anfallenden Zuschüssen an die Sozial- 
versicherungsträger eher gekürzt. Zentraler Gegenstand der Kürzungsmaßnahmen war 
der Bereich der konsumtiven Staatsausgaben. Hierbei wurde der Personalbereich, ins- 
besondere der Bildungsbereich am stärksten getroffen. Daneben wurden Subventio- 
nen gekürzt, die die Bildungs- und Mobilitätsanstrengungen der Arbeitnehmer begün- 
stigten. 

Betrachten wir nunnach der Ausgabenseite etwas genauer die staatlichen Maß- 
nahmen auf der Einnahmenseite! 


4 Der Preisindex für die Staatsleistungen liegt aufgrund der Struktur des staatlichen Ange- 
bots über dem BSP-Index 


Die bereits erwähnten Maßnahmen zur Einnahmenverbesserung (Verbrauch- 
steuern, Arbeitslosenversicherungsbeiträge) erhöhten in erster Linie die gegenwärti- 
ge und zukünftige Steuerbelastung der Arbeitnehmer. Zugleich neutralisierten diese 
Maßnahmen weitgehend die Umverteilungseffekte der gerade erst realisierten Steu- 
erreform, die die im Zuge der Inflation und der ökonomischen Expansion sich her- 
ausbildende automatische relative Höherbelastung der Arbeitnehmer korrigieren soll- 
te. Die Steuerreform hat allerdings auch nur eine kurzfristige Unterbrechung im 
Trend zur immer stärkeren Besteuerung der kleineren Einkommensbezieher bewirkt. 
Dies zeigt die folgende Tabelle, in der die Komponenten der Einkommensbesteue- 
rung (Lohnsteuer, veranlagte Einkommensteuer, Kapitalertragsteuer sowie die Kör- 
perschaftsteuer) im Zeitraum 1960 - 1977 dargestellt werden. Der enorme Anstieg 
der Lohnsteuer der Unselbständigen im Verhältnis zu den anderen Formen der Ein- 
kommensbesteuerung beruht wesentlich auf der Progression des Einkommensteuer- 
tarifs, die sich vor allem bei den unteren Einkommensgruppen (5), sowie auf dem 
Gestaltungsprivileg (6) der höher verdienenden Einkommensbezieher. 


Anteil am 
Skeuwoufkommen 


in Yo 


Tab.5: Anteile am gesamten Steuer aufkommen 


Lohnstauer 
30 


—® veronlagte Eintommenstauer 
no 


Sole 0,00 1 Körmmansitziauer 


a Kapıtalenragsteuts 


Quelle: Monatsberichte der Deutschen Bundesbank, Finanzbericht 1977, eigene Berechnungen 


Den Maßnahmen zur Erhöhung der Steuerbelastung der Arbeitnehmer stand auf der 


5 Die Einkünfte aus unselbständiger Arbeit unterliegen der Lohnsteuer, und werden im 
Quellenabzugsverfahren erhoben, sofern die Einkünfte Lediger 24.000 DM, bzw. Verhei- 
rateter 48.000 DM nicht übersteigen oder wenn die Einkünfte, die nicht der Lohnsteuer 
unterliegen, mehr als 800 DM betragen. Die übrigen, der Einkommensteuer unterliegenden 
Einkünfte werden, abgesehen von der Kapitalertragsteuer, im Wege der Selbstdeklaration, 
d. h. durch Abgabe einer Steuererklärung durch den Steuerpflichtigen erhoben. 

6 Unter dem Gestaltungsprivileg wird die Möglichkeit legaler Steuerminderung u. a. durch 
internationale Steuerflucht, Bewertungsfteiheiten, steuerbegünstigte Kapitalanlagen in 
Abschreibungsgesellschaften, Investitionsprämien usw. verstanden. Vgl. hierzuW. Upmeier, 
Die neue Klassensteuer, Diss. Köln 1972, S. 66 f. 


anderen Seite die Erhöhung der Unternehmereinkommen durch die befristeten In- 
vestitionszulagen, Lohnkostenzuschüsse und ab 1976 durch den Verlustrücktrag so- 
wie schließlich ab 1977 durch die Körperschaftsreform gegenüber. (Vgl. hierzu die 
Übersicht 6. Die Tabelle enthält allerdings nur die direkten Abzüge). 


Tab. 6: Die Verteilung des Sozielprodukts 
(Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %) 


1972 1973 1974 1975 1976 


Bruttoeinkommen aus Unterneh- 


14,5 
mertätigkeit und Vermögen 7,9 2 u 


Nettoeinnahmen aus Unternehmer- 81 3,6 


1; 6,2 14,2 
tätigkeit und Vermögen z $ 


Bruttoeinkommen aus unselb- 


6 4174 
ständiger Arbeit 97.135 9 


Nettoeinkommen aus unselb- 


ständiger Arbeit 1 9079 3,6 4,3 


Quelle: Jahresgutachten des Sachverständigenrates 1976/77, S. 68 


Die Übersicht zeigt recht deutlich, daß die im Zuge der Krise ergriffenen Maßnahmen 
die Nettoprofite stärker als die Bruttoprofite erhöht haben, während umgekehrt bei 
den Einkommen aus unselbständiger Arbeit aufgrund der starken Steuerprogression 
die Nettoeinkommen hinter den Bruttoeinkommen zurückbleiben. 


4. Die Fiskalpolitik in anderen kapitalistischen Ländern 


Die in der Bundesrepublik zu beobachtende Abkehr von einer ausschließlich keyne- 
sianistisch orientierten Fiskalpolitik deutet sich in Ansätzen auch in anderen kapi- 
talistischen Ländern an. Die Verschärfung der Inflationsprobleme im Zuge einer stän- 
digen Ausweitung der Staatsausgaben hat zu einem ständigen Wechsel expansiver und 
kontraktiver Maßnahmen geführt, die nicht nur auf die Periode der Rezession bzw. 
des Booms beschränkt blieben, sondern bereits innerhalb einer einzigen Rezessions- 
phase zu beobachten sind. So wurde während der Rezession in Großbritannien 1974/ 
75 im Anschluß an eine Mehrwertsteuersenkung und Maßnahmen zur Bauförderung 
sowie Steuererleichterungen für Unternehmen Anfang 1975 die Mehrwert- und die 
Einkommensteuer wieder erhöht und Ausgaben gekürzt. Anschließend initiierte man 
Beschäftigungsprogramme (7)! Während die „stop and go“-Politik lediglich das Di- 
lemma einer keynesianistischen Politik in der Rezession offenlegt, weisen die Vor- 
schläge Präsident Fords zur Bekämpfung der amerikanischen Rezession schon eher 


7 Vgl. A. Ahnefeld, D. Gebert, J. Roth, N. Walter, Die konjunkturelle und währungspoliti- 


sche Lage der westlichen Industrieländer zur Jahreswende 1975/76, in: Die Weltwirtschaft 
1975 Heft 2, S. 16 
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in die in der Bundesrepublik eingeschlagene Richtung: Ausgabenkürzungen im Be- 
reich der Sozial- und Erziehungsausgaben bei gleichzeitiger Förderung der Kapital- 
akkumulation durch Sonderabschreibungen. Wenn auch die Vorschläge weitgehend 
am Einspruch des Kongresses gescheitert sind, so deuten sie doch eine Tendenzwen- 
de in der Krisenbekämpfung an (8). 


5. Einige Gründe für die Nichtrealisierung der keynesianistischen 
Wirtschaftspolitik 


Die gewerkschaftlichen Forderungen basierten, wie erwähnt, weitgehend auf der 
Keynes’schen Theorie (Linkskeynesianismus). Die Durchsetzung einer keynesiani- 
schen Politik scheiterte nicht an der ohnehin schon großen Staatsverschuldung, da 
die Zunahme der staatlichen Verschuldung die Gesellschaft nicht ärmer macht und 
die Verschuldung im Aufschwung wegen dann steigender Steuereinnahmen wieder 
rückläufig ist (9). Das Argument einer zu hohen Staatsverschuldung wurde ungeach- 
tet dessen ständig von der Bundesregierung und der Opposition vorgebracht, um die 
Ausgabenkürzungen und Steuererhöhungen zu rechtfertigen (10). Das Defizit wurde 
als Schreckgespenst benutzt, um eine Reihe von langfristigen Strukturveränderungen 
im staatlichen Budget durchzusetzen (hierauf wird später eingegangen werden). 

Die Gewerkschaften haben m. E. Recht darin, daß ein automatisches Defizit 
eine keynesianistisch orientierte Wirtschaftspoltik nicht unmöglich macht. Entschei- 
dend ist jedoch, daß der Staat in unserem System nicht ohne weiteres an die Stelle 
privater Nachfrager treten kann. Der staatliche Sektor wird systemimmanent auf be- 
stimmte, in der Regel unprofitable Produktionszweige beschränkt. 

Hinzukommt die Tatsache, daß eine Ausweitung der staatlichen Nachfrage we- 
der unmittelbar Mengeneffektenoch in jedem Fall größere Beschäftigungseffekte er- 
zielen muß, wenn die Unternehmer über ausreichende Markmacht und die freie Wahl 
des Produktionsverfahrens verfügen. Auf der Einnahmenseite muß eine Umverteilung 
der Steuerlast zugunsten der Arbeitnehmer nicht unbedingt konsumwirksam werden. 
Ein großer Teil wird in der Krıse aus unsicheren Zukunftserwartungen heraus gespart. 
Schließlich hätte eine — bei konstantem Gesamtsteueraufkommen — zum Ausgleich 
vorgenommene Erhöhung der Gewinnsteuern die Basis der Kapitalakkumulation 
weiter reduziert und der rückläufigen Investitionsnachfrage kaum entgegengewirkt. 
Gerade der letzte Punkt hat dazu geführt, daß die Gewerkschaften der stattdessen 


8 Vgl. G. Armanski, R. W. Schulze, Krise der Kapitalakkumulation, staatliche Konjunktur- 
politik und Inflation in den USA, in: Handbuch 4, Inflation-Akkumulation-Krise II, E. 
Altvater u.a. Hrsg., Frankfurt 1976, S. 47 ff. 

9 D. Biehl hat geschätzt, daß der konjunkturbedingte Steuerausfall vier Fünftel des gesamten 
Defizits beträgt. D. Biehl, a. a. O., 8. 8 

10 So veranschaulichte der Oppositionsführer Carstens die Finanzkrise (Defizit) mit folgender 
erschreckenden Feststellung:,, Jeden Tag, Sonn- und Feiertage eingeschlossen, macht die 
Bundesregierung 104 Mio. DM Schulden“. Vgl. Die finanzpolitische Debatte im Bundestag, 
Auszüge in: Der Tagesspiegel v. 18.7.1975. Carstens ging von einem Defizit von 38 Mrd. DM 
aus. 
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eingeschlagenen Steuerumverteilung zugunsten der Gewinne wenig Widerstand ent- 
gegengesetzt haben. 

Die Kritikpunkte weisen auf einige grundlegende Mängel der Keynes’schen Theo- 
rie hin. Keyneshatte mit seiner Theorie die Grundlage für den modernen Staatsinter- 
ventionismus geschaffen, Seine Theorie der kurzen Periode ließ jedoch Änderungen 
in der Angebotsstruktur sowie Kapazitätseffekte unberücksichtigt. Sie konnte daher 
lediglich kurzfristige, nachfragebedingte Schwankungen der Produktion und Beschäf- 
tigung erklären. In der Krise kam es nach Keynes lediglich darauf an, einen kurzfri- 
stigen Überschuß an zahlungsfähiger Nachfrage zu erzeugen, der mangels ausreichen- 
der Neigung im privaten Sektor vom Staat zu realisieren war. Die staatliche Aktivi- 
tät bezieht sich, liberaler Tradition entsprechend, ausschließlich auf die Zirkulations- 
sphäre, nie auf mögliche Veränderungen der Produktionsbedingungen selber. Die 
Trennung in voneinander losgelöste Konsumtions- und Investitionsspähren mit völlig 
unterschiedlichen Bestimmungsgründen und die Ausklammerung der Distributions- 
sphäre führen zu dem Schein, als ob der Konsum die Höhe der Produktion und des 
Profits bestimme und nicht umgekehrt, die Höhe des Profits das Niveau des Massen- 
konsums bestimmt. Daher dann auch der Trugschluß, allein durch die Schaffung von 
Nachfrage die im Zuge der Krise auftretenden Disproportionalitäten bereits lösen zu 
können. Die Form der staatlichen Nachfrage hat bei Keynes keine Bedeutung. Fine 
Verbesserung der allgemeinen Produktionsbedingungen infolge staatlicher Investi- 
tionen ist demnach zur Krisenüberwindung genausogut geeignet, wie eine Erhöhung 
anderer Staatsausgabenteile. 

Es ist klar, daß dieser Ansatz als Leitlinie wirtschaftspolitischer Aktion zuneh- 
mend inadäquater wird, je mehr die Staatstätigkeit zur unmittelbaren Voraussetzung 
der Mehrwertproduktion wird und gleichzeitig die Bedingungen ihrer Realisierung 
bestimmt. 


6. Die Reaktion der Theorie: Neuere Ansätze als alternative Erklärungsmodelle? 


Nach der Keynes’schen Revolution gab es angeblich die monetaristische Revolution 
(11). Können die Ansätze der Monetaristen als theoretische Basis des beobachteten 
wirtschaftspolitischen Krisenmanagements aufgefaßt werden? 

Die Monetaristen interpretieren die Krise als Ausdruck verfehlter Wirtschafts- 
politik. Der Staat trägt ihrer Ansicht nach durch die antizyklische Geld- und Fiskal- 
politik Schwankungen in das Systemhinein. Daher die Forderung nach Verstetigung 
des Geldmengenwachstums und der staatlichen Ausgabenexpansion. Die Monetari- 
sten verlagern die Krisenursache vom privaten in den staatlichen Sektor. Die Überle- 
gung, daß der Staat durch Schwankungen seiner Aktionsparameter u. U. Krisen aus- 
lösen oder verschärfen kann, ist prinzipiell richtig. Allerdings ist die Beweisführung 
recht dürftig, da sie einerseits behaupten, daß die Fiskalpolitik wirkungslos in Bezug 
auf die Bestimmung der Produktionsentwicklung sei, andererseits meinen, eine Ver- 
stetigung oder sogar Einschränkung der Staatsausgaben sei zur Krisenvermeidung un- 


i1 "Aufdie Weiterentwicklung keynesianistischer Ansätze in der Wachstumstheorie wird nicht 


eingegangen, da hier die Erklärung konjunktureller Krisen nicht Gegenstand der Analyse 
ist. s 


12 


umgänglich (12). Die Forderung nach einem stetig wachsenden aber relativ konstant 
bleibenden Staatssektor geht zudem an den realen Entwicklungsbedingungen des 
staatlichen Sektors vorbei, ebenso, wie die naive Behauptung, der private Sektor sei 
in sich stabil und neige von sich heraus nicht zu zyklischen Krisen. 

Dagegen beklagen sich die Fiskalisten, als Vertreter einer keynesianistisch orien- 
tierten Wirtschafspolitik über die mangelnde Antizyklizität der Fiskalpelitik. Deshalb 
u. a. auch die Forderung nach stärkerer antizykiischer Steuerung der Gemeindeinvesti- 
tionen, die ca, zwei Drittel der öffentlichen Investitionen ausmachen. Beiden Ansät- 
zen ist gemeinsam, daß sie den Staat als exogenes Aktionszentrum verstehen, der 
eben nicht in all seinen Reaktionen Resultat der Formen kapttalistuschei Produktivi- 
tätssieigerungen ist. 

Binen andsren Weg gehen einige Ansätze in der Finanzwissenschaft und. der 
„neuen politischen Ökonomie“, die z. T. an einer Endogenisierung des Staatssektors 
arbeiten. In den finanzwissenschaftlichen Ansätzen wird versucht, die Entwicklung 
und Struktur der Staatsausgaben mit Hilfe von Angebots-Nachfrage-Modellen in den 
Griff zu bekommen (13). In recht obsrllächlicher Weise werden dabei Angebot und 
Nachfrage von Staatdeistungen aus dem Sozialproduktswachsturn, der Bevölkerungs- 
il Urbanisierungsgrad und ähnlichen Variablen abgeleitet. Wie der Bedarf aus 
rukturveränderungen im Produktionsprozeß seibst resultiert und das mögliche An- 
i von der Entwicklung des Mehrprodukis im privatkapitalistischen Sektor ab- 
i, kann mit dem Bezug auf die Größen Sozialprodukt oder Bevölkerungsent- 

ung kaum erfaßt werden, 

Die Modelle der „Neuen politischen Ökonomie“ versuchen dagegen Variatio- 
nen des Staatsseklors aus Wahlzyklen abzuleiten (14). Es handelt sich hierbei im 
Gru unde auch um volutaristische Modelle, die vorgeben, der Politiker könne beliebige 
rogrammalternativen, die keinerlei Schranken unterliegen, anbieten und werde sich 
ür diejenige Alternative entscheiden, die jeweils die Stimmen der Wähler maximiert. 
ch hier werden die politischen Alternativen nicht aus den Bedingungen des realen 
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Produktionsprozesses heraus bestimmt, sondern modellmäßig untersucht, wie das 
Produktionsniveau auf unterschiedliches Politikerverhalten — vermittelt über das Wäh- 


Yhalten — reagiert. Gerade die realtiv große Affinität der Parteiprogramme selbst 
i isenbekämpfung solite Anlaß für eine Reflexion der Annahme be- 
nativen geben. 


steht der liberale Kern der monetaristischen Doktrin, Minimierung der Staatsein- 
das Markigeschehen und auf keinen Fall Ausweitung des Staatssektors. Vgl. u. a. 
ert, Alternative Stabilisierungskonzepte: Fiskalismus kontra Monetarismus, in: 


tungen 5/1972, 8. 138 ff. sowie die Diskussionsbeiträge in den WSI-Mitteilun- 


} sowie die dort zitierte Literatur. 

e eisten Ansätze ae A. Downs, Warum das staatliche Budget in der Demo- 
abgedruckt in: Zwei Ansätze der Politischen Ökonomie, B. 5. Frey u. 
Frankfurt 1974, sowie neuer: B.3. Tr = The Politich- Economic System! 
tel, in: Kyklos, Vol. 27, 1974,58. 227 
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7. Überlegungen zu einer marxistischen Interpretation der Fiskalpolitik 
a. Die Stellung des Staates im Reproduktionsprozeß 


Die Wiederaufnahme der marxistischen Diskussion um die Ableitung von Form und 
Funktionsweise des bürgerlichen Staates hat in den letzen Jahren einige wichtige Er- 
kenntnisse zur Klärung der Rolle des Staates beigetragen (15). Die Haushaltspolitik 
wird dabei ebenso wie andere Politikbereiche als abhängige Variable der Kapitalakku- 
mulation und nicht als eine autonom nach politischen Kriterien gestaltbare Größe 
angesehen. Der Staat steht in einem kapitalistischen Wirtschaftssystem in einem be- 
sonderen Spannungsfeld. Er muß zur Weiterexistenz des Systems die private Kapital- 
akkumulation am Leben erhalten. Dies realisiert er durch die Erstellung allgemeiner 
Produktionsvoraussetzungen, wobei diese Voraussetzungen teilweise stärker der Re- 
produktion der Arbeitskraft dienen, teilweise primär die Produktion im privatkapi- 
talistischen Bereich ermöglichen sollen. Durch diese Ausgaben wird die gesellschaft- 
liche Reproduktion der Arbeitskraft und des Kapitals ermöglicht. Es sind daher in 
diesem Sinne reproduktive Ausgaben. Ein anderer Teil der Staatsausgaben dient nicht 
der gesellschaftlichen Reproduktion, sondern der Aufrechterhaltung und dem Schutz 
der kapitalistischen Produktionsweise. Diese Ausgaben sind nicht reproduktiv, in ei- 
nem umfassenderen Sinne aber ebenso notwendig zur Reproduktion des Gesamtsy- 
stem. 

Der staatliche Sektor kann sich jedoch nicht selbst reproduzieren, daerüber ' 
die Mittel zu seiner eigenen Reproduktion nicht selbst verfügt, sondern sich die Res- 
sourcen durch Besteuerung oder Kreditaufnahme von den Lohnarbeitern und Kapi- 
talisten besorgen muß. Diese Mittel stehen dann aber nicht mehr zur direkten Repro- 
duktion des reproduktiven Bereichs selbst zur Verfügung. Wenn nun der reproduktive 
Bereich die Mittel für die staatliche Aktivität aus seinem Mehrprodukt bestreiten 
muß, so ist die Ausdehnung staatlicher Aktivität an die Produktivitätsentwicklung 
im reproduktiven Bereich gebunden. Sinkt die Produktivität des reproduktiven Be- 
reichs, so sinkt auch die Höhe des für den Staat verfügbaren Mehrprodukts. Eine 
Ausweitung des Staatsanteils in der Krise, vor allem wenn sie die nicht reprodukti- 
ven Ausgaben betrifft, verschärft die Akkumulationsprobleme des reproduktiven 
Bereichs (zumindest mittelfristig). Hierzu G. Stamatis: „Die neuen Produktionsme- 
thoden, die die Profitrate steigern, ermöglichen zwar in dem Maße, wie sie die Pro- 
duktivität und die Ökonomie in der Anwendung des konstanten Kapitals erhöhen, 
eine entsprechende Zunahme der Anteile der unreproduktiven Ausgaben und der 
Staatsausgaben am Wertprodukt, die jeweils notwendige Zunahme dieser Anteile 
wird aber vor allem von den Erfordernissen der Reproduktion des Kapitalverhältnis- 
ses auf der Realisierungsebene sowie auf der politisch, administrativen, ideologischen 
Ebene, also unabhänigig von der jeweils — im Hinblick auf die Reproduktion des re- 


15 Vgl. hierzu u. a. E. Altvater, Zu einigen Problemen des Staatsinterventionismus, in: Prokla 
Nr. 3, 1972, S.1ff., S. v. Flatow, F. Huisken, Zum Problem der Ableitung des bürgerlichen 
Staates, in: Prokla 7/1973,$. 83 ff.,; sowie J. Hirsch, Staatsapparat und Reproduktion des 
Kapitals, Frankfurt 1974 und der Sammelband „Probleme einer materialistischen Staats- 
theorie‘, Frankfurt 1973. 
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produktiven Sektors zulässigen Zunahme bestimmt“ (16). Deshalb sind ungleichge- 
wichtige Entwicklungen die sich in Form von Reproduktionskrisen äußern, möglich. 
Wichtig ist dabei aber, daß die Entwicklung des Staatssektors primär durch die Ten- 
denzen im reproduktiven Bereichen bestimmt wird und nicht umgekehrt. 

Die eben geschilderte Rolle des Staates wird von vielen Autoren wie folgt be- 
schrieben: „Die Primärtrevenuen sind die Basis, von der aus sich die Existenz der un- 
produktiven Arbeiten als materialiter abgeleitet ergibt. Der Umfang der unreproduk- 
tiven Arbeiten ist daher bestimmt durch den Reproduktionsprozeß des Kapitals und 
dessen Wertprodukt“ (17) oder M. Cogoy: „Jede Art von Nachfrage, auch die staat- 
liche Nachfrage kann... . nur aus der Übertragung eines Teils des akkumulierten Mehr- 
werts aus der privaten in die öffentliche Hand entstehen“ (18). 

So richtig der Grundsachverhalt hier dargestellt ist, muß doch bezweifelt wer- 
den, ob alle Staatsausgaben gleichermaßen unproduktiv sind und zu einer Verminde- 
rung des Gesamtmehrwerts führen. Außerdem ist zu klären, wie das Verhältnis der 
Begriffe unproduktiv — produktiv gegenüber den Begriffen reproduktiv — nicht re- 
produktiv zu charakterisieren ist. 

Als produktive Arbeit wirdvonMarx die Arbeit bezeichnet, die Mehrwertschafft, 
d. h. Lohnarbeit, die in Beziehung zu einem Kapital tritt, das Waren produziert und 
dabei einen Mehrwert realisiert. Unproduktive Arbeit ist dagegen Arbeit, die zur Pro- 
duktion von Gebrauchswerten eingesetzt wird. die keine Waren, jedenfalls keine ka- 
pitalistischen Waren darstellen. Cogoy ist der Ansicht, daß zu dieser Bestimmung der 
produktiven Arbeit auf der Ebene des Gesamtkapitals zusätzlich die Einschränkung 
tritt, daß die Arbeit nur dann produktiv ist, wenn sie Waren produziert, die sich auch 
in Elemente des produktiven Kapitals, d.h. in Produktionsmittel und Lebensmittel 
umwandeln (19). D.h. produktiv ist nur die Arbeit, die gleichzeitig reproduktiv ist. 
Da die Charakteristika der so definierten produktiven Arbeit für die im Staatssektor 
angewandte Arbeit nicht zutreffen, werden die Staatsausgaben ausschließlich als un- 
produktive Konsumtion angesehen. Cogoy wird von Stamatis m. E. zu Recht eine 
Vermischung der Verwertungsaspekte mit den stofflichen Eigenschaften der Aıbeits- 
produkte vorgeworfen (20). Die Unterscheidung, ob die Arbeit im reproduktiven Be- 
reich oder nicht eingesetzt wird, ist unabhängig davon zu sehen, ob die Arbeit für den 
Einzelkapitalisten Mehrwert produziert oder nicht. 

Was bedeutet dies für die Charakterisierung der Staatsausgaben? Zweifellos 
dient ein Teil der Staatsausgaben der gesellschaftlichen Reproduktion des Kapitals 
(Verkehr, Energie usw.) sowie der gesellschaftlichen Reproduktion der Arbeitskraft 
(u. a. Gesundheit, soziale Sicherung). Diesen reproduktiven Bereichen stehen die nicht 


16 G. Stamatis, Die „spezifisch kapitalistischen Produktionsmethoden“ und der tendenzielle 
Fall der allgemeinen Profitrate bei Karl Marx, Diss. Bremen 1975, S. 367 f. 

17 ProjektKlassenanalyse, Materialien zur Klassenstruktur der BRD, 2. Teil,Westberlin 1974, 
8.295 

18 M. Cogoy, Werttheorie und Staatsausgaben, in: Probleme einer materialistischen Staats- 
theorie, a. a. O., S. 142 

19 _ _M. Cogoy, a.a.0.,S. 151 

20 G. Stamatis, a. a. O., S. 344, Fußnote 2 


15 


unmittelbar der gesellschaftlichen Reproduktion dienenden Ausgaben für Militär, in- 
nere Sicherheit usw. gegenüber. Die Unterscheidung in reproduktive und nicht repro- 
duktive Ausgaben ist jedoch unabhängig davon, ob die Ausgaben des Staates zum 
Ankauf kapitalistisch produzierter Waren getätigt werden oder nicht, d. h. ob die 
Ausgaben produktiv oder unproduktiv sind. Die produktiven Ausgaben verringern 
den Bereich der kapitalistischen Warenproduktion nur insofern, als der Output, z. B. 
staatliche Infrastrukturleistungen (etwa Verkehrswege) keinen Warencharakter haben, 
während bei unproduktiver Verausgabung bereits die Leistungserstellung selbst nicht 
mehr kapitalistisch erfolgt. Nehmen die unproduktiven Ausgaben schneller zu als die 
produktiven, so wird auch der Sektor der kapitalistischen Warenproduktion schnel- 
ler reduziert als sonst. Auch hieraus können sich Krisenmöglichkeiten durch eine zu 
schnelle oder zu langsame Expansion dieser Ausgabenkategorien ergeben, Dies be- 
deutet m. E. auch die gegenwärtige Reprivatisierungsdiskussion an. 


b. Die Funktion des Staates in der Krise 
Die getroffenen Unterscheidungen sind sehr wichtig für die Anal der staatlichen 
Möglichkeiten und Probleme bei der Krisenüberwindung. Um dies zu verdeutlichen, 
sei folgendes ZitatCogoys kurz untersucht: „Dies ist dasDilemma der mixed economy. 
Wenn der Staat versucht, die Folgen eines Rückgangs der Profitrate zu verhindern, 
indem er die Produktion für den unproduktiven Konsum erhöht, so schränkt er da- 
mit die Expansionssphäre des Privatkapitals ein. Der Gesamtkonsum der Gesellschaft 
kann durch diese Interventionsmethoden sein Niveau halten, der Konsum als Moment 
der Kapitalakkumulation wird durch Konsum ohne Akkumulation ersetzt. Damit die 
Ausdehnung der staatlichen Tätigkeit finanziert werden kann, muß das private Kapi- 
tal in seiner durch die Staatstätigkeit eingeengten Sphäre die Bedingungen profitab- 
ler Akkumulation wiederherstellen‘; und an anderer Stelle: „Der gesamte Mehrwert 
aber wird durch diese modifizierte Form der Wirtschaftskrise nicht nur nicht erhöht, 

. sondern um eine den staatlichen Ausgaben entsprechende Summe verringert‘. 
Die Betrachtung sollte m. E. stärker differenziert werden. 

Die Verwendung von Mehrwert im reproduktiven Bereich für produktiveStaats- 
ausgaben (im anfangs definierten Sinne) mit nicht reproduktivem Charakter führt 
beigleichbleibender Menge an angewandter lebendiger Arbeit zu einer Umstrukturie- 
rung des Gesamtmehrwerts vom reproduktiven zum nicht reproduktiven Bereich. Die 
‚Expansion z. B. der Rüstungsausgaben vermindert dann zwar die Akkumulationsba- 
sis des reproduktiven Sektors und damit auch des Staatssektors, sie senkt aber nicht 
die Mehrwertmasse insgesamt. Werden durch die Rüstungsproduktion zusätzliche 
Arbeitskräfte beschäftigt, wird der Gesamtmehrwert sogar steigen. Gehen schließlich 
von der Rüstungsproduktion spill-over-Effekte auf den reproduktiven Bereich aus, 
so wird die Absorption des wachsenden Staatsanteils durch Produktivitätseffekte i im 
reproduktiven Bereich erleichtert. 

Im Gegensatz hierzu vermindern die unproduktiven Staatsausgaben unmittel- 
bar den verfügbaren Mehrwert im privatkapitalistischen Sektor. Sie schaffen gleich- 
zeitig die gesellschaftlichen Voraussetzungen der privaten Reproduktion. Sofern sie 
jedoch nur ganz allgemein die Bedingungen der Mehrwertproduktion sichern, d.h. 
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nicht unmittelbar oder mittelbar reproduktiv sind, beeinflussen sie nicht die Höhe 
des produzierten Mehrwerts. Sofern jedoch die Ausgaben reproduktiven Charakter 
haben, können sie u.U. sonst vorzuschießendes variables oder konstantes Kapital er- 
setzen, wenn sie an die Stelle privater Ausgaben zur Reproduktion der Arbeitskraft 
oder des Kapitals treten. Dadurch steigt wieder der vorher reduzierte, für die Akku- 
mulation verfügbare Mehrwert. Andernfalls, und dies ist die Regel, werden vom Staat 
Mehrwertteile zur Reproduktion der Arbeitskraft und des Kapitals zentralisiert und 
die private Reproduktionsbasis entsprechend vermindert. Die Reproduktionskosten 
können dann jedoch mittelbar in den folgenden Perioden durch eine Steigerung der 
Arbeitsproduktivität im reproduktiven Bereich gesenkt und das Mehırprodukt wieder 
gesteigert werden. 

Dies gilt jedenfalls für die „laufenden Ausgaben des Staates für Güter und 
Dienste“ (21). Im Falle von staatlichen Subventionen werden entweder Teile des 
Mehrwerts innerhalb des reproduktiven Bereichs umverteilt, wie etwa Subventionen 
an die Landwirtschaft als Transfers vom Monopol- in den Wettbewerbssektor aufge- 
faßt werden können, sie können aber auch zu Umverteilungen innerhalb der Bezie- 
her des variablen Kapitals führen. Schließlich ist auch eine Umverteilung zwischen 
variablem Kapital und Nettoprofit möglich, wenn die Steuerbeträge zur Finanzierung 
der Subventionen an Unternehmen zu Lasten des in Grenzen veränderbaren Repro- 
duktionsniveaus der Arbeiter erhoben werden. 

Durch zusätzliche — vorwiegend nicht substitutive (privates Kapital ersetzende) 
— Staatsausgaben in der Krise kann vorher brachliegendes Kapital zirkulieren. Die 
Staatsausgaben vermindern jedoch kurzfristig nicht die Reproduktionsbasis des re- 
produktiven Bereichs, da sich dieser Bereich in der Krise ohnehin auf einer niedrige- 
ren Basis reproduzieren will. Die Ausgaben dienen der Realisierung des überschüssi- 
gen Kapitals. Die Krise des reproduktiven Bereichs wird damit also noch nicht über- 
wunden, allerdings auch nicht notwendig verschärft. Eine Überwindung der Krise ist 
jedoch nur möglich, wenn der Staat die traditionelle Funktion der Krise z. T. mit- 
übernimmt und die Rentabilitätsbedingungen durch staatliche Maßnahmen (Umver- 
teilung zugunsten der Nettoprofite, Senkung der Steuerlast durch Verringerung un- 
produktiver Ausgaben) zu verbessern versucht. 

Aber sobald der reproduktive Sektor wieder profitable Anlagen sieht (bzw. die 
Produktionsvoraussetzungen durch staatliche Ausgaben- und Einnahmenpolitik ver- 
bessert worden sind), braucht der reproduktive Sektor größere Mehrwertteile für die 
erweiterte Reproduktion. Geht man davon aus, daß die Produktion für den Staat die 
Produktionsstruktur in der Krise verändert hat und Produktivitätseffekte noch nicht 
wirksam sind, ist ein Zurückdrängen der staatlichen Nachfrage jetzt schwer. Hierin 
liegt m. E. der tiefere Grund für die Befürchtungen der Unternehmerverbände vor 
einer krisenbedingten Ausweitung des Staatsanteils, sofern diese eben eine gewisse 
Beharrungstendenz aufweist und damit im Aufschwung zur Schranke des Profits wird. 
Diese Haltung verhindert eine größere Ausdehnung der staatlichen Konsumtion in 
der Krise und richtet ihr Interesse in erster Linie auf die Verbesserung der Rentabili- 


21 Darunter wird in der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung die Summe aus staatlichem 
Konsum und staatlicher Investiton verstanden. 
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tätsbedingungen zugunsten der Nettoprofite und eine Umstrukturierung der öffent- 
lichen Ausgaben in Richtung derjenigen Ausgaben, die die allgemeinen Voraussetzun- 
gen der Mehrwertproduktion im reproduktiven Bereich verbessern. Das Interesse kann 
sich dabeije nach gesellschaftspolitischer Situation mehr auf nicht reproduktive Aus- 
gaben stützen, z. B. wenn die Krise besondere Disziplinierungsausgaben erfordert, 
oder aufeine Verbesserung der das Kapital betreffenden materiellen Produktionsvor- 
aussetzungen richten. Werden jedoch die nicht reproduktiven Ausgaben zu stark aus- 
gedehnt, fehlt später die zur reibungslosen Realisierung notwendige Produktivitäts- 
steigerung im reproduktiven Bereich. 

Aus den genannten Gründen stößt eine generelle Expansion der Staatsausgaben, 
wie sie Keynes vorschlägt, bei geringer Arbeits- und Kapitalproduktivität auf Schwie- 
rigkeiten. Hinzukommt, daß gerade in der Krise die unproduktiven Ausgaben unver- 
mindert hoch bleiben und die gesellschaftlichen Reproduktionskosten der Arbeits- 
kraft steigen, So bleibt nur die Möglichkeit einer Umstrukturierung derLastverteilung 
zwischen Arbeitnehmern und Unternehmern bei konstanter oder sogar rückläufiger 
Staatsquote und u. U. eine Einschränkung der staatlichen Investitionen. Die in der 
Rezession vorgenommenen Umstrukturierungen Können u. U. im Aufschwung zu 
einer Produktionsschranke werden. 

Es wurde hier gezeigt, daß die keynesianischen Formen der Staatsintervention 
ihre Grenze in der Struktur des Kapitals selbst finden, wobei jedoch differenzierter 
als bisher argumentiert werden muß. Wenn diese Grenze erreicht ist, muß der Staat 
seine keynesianische Gestalt ablegen und neue Interventionsformen annehmen, nicht 
die unproduktive Ausdehnung der Produktion, sondern die Verbesserung der Produk- 
tionsbedingungen und die Repression werden dann zurHauptaufgabe desStaates (22). 


c. Die Interpretation der aktuellen Krise als Reproduktionskrise 
Der hier aufgezeigte Doppelcharakter des Staates (Produktionsvoraussetzung und 
-schranke zugleich) ist in der Keynes’schen Theorie nicht gesehen worden, da weder 
eine Unterscheidung in reproduktive und nichtreproduktive Ausgaben, noch in pro- 
duktive und unproduktive Ausgaben vorgenommen wurde. Die Ausgabenstruktur 
wurde nicht näher untersucht, bis auf die Feststellung z. T. unterschiedlich starker 
Nachfrageimpulse der einzelnen Kategorien. Auch im Finanzbericht der Bundesre- 
gierung ist eine undifferenzierte Sichtweise hinsichtlich der Ausgabenstruktur festzu- 
stellen. So heißt es dort: „Man muß davon ausgehen, daß alle staatlichen Aufwen- 
dungen im weitesten Sinne der sozialen Gerechtigkeit und der Förderung des Wirt- 
schaftswachstums dienen, also im volkswirtschaftlichen Sinne produktiv sind, gleich- 
gültig ob sie sich dann in der Aufgliederung der Ausgaben nach ökonomischen Grup- 
pen beispielsweise als Personalaufwendungen oder als unmittelbare Sachinvestitionen 
niederschlagen“ (23): oder bezüglich der Rüstungsausgaben: „Grundsätzlich gehen 
von der Erstellung dieser militärischen Güter die gleichen ökonomischen Wirkungen 
aus, wie von den vorgesehenen Investitionsausgaben der öffentlichen Haushalte. Diese 
Ausgaben zählen jedoch nach der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung herkömm- 


22 Vgl. M. Cogoy, a.2.0., S. 163, Anfmerkung 62 
23 Vgl. Finanzbericht 1972, S. 121 
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licherweise nicht zu den Investitionen, sondern zu Staatsverbrauch“ (24). 

Diese undifferenzierte Betrachtung der verschiedenen Staatsaktivitäten in ihren 
Bedeutungen für den kurzfristigen und den langfristigen Reproduktionsprozeß ver- 
schließt den Blick für die Erklärung des Staatshandelnsin der augenblicklichen Krise. 
Die derzeitige Krise ist neben der üblichen zyklischen Krise und der Verschärfung 
der Krise durch die Rohstoffverteuerung und den internationalen Krisengleichklang 
auch eine Reproduktionskrise aufgrund bestimmter Entwicklungstendenzen im Staats- 
sektor, die zwar nicht erst in der Krise oder kurz davor begonnen haben, die aber zu- 
sammen mit den anderen Momenten für die Schärfe der Krise und für die eingeschla- 
genen Lösungswege bestimmend sind. Die Tendenzen wurden durch die Krise ledig- 
lich offen gelegt und ins Bewußtsein gerückt. 

Welche strukturellen Entwicklungstendenzen lassen sich feststellen? Tab. 7 
zeigt, daß die Bruttoinvestitionen des Staates real, d. h. in konstanten Preisen im 
Jahre 1975 kaum noch gestiegen sind, anders als der Staatsverbrauch, der sich stetig 
ausgedehnt hat. Die reale Staatsquote (Staatsverbrauch + staatliche Bruttoinvestition 
in % des Bruttosozialproduktes) ist zwar gestiegen, dies aber nur weil sich die priva- 
te Produktion schneller verlangsamt hat. Bereinigt man die Staatsquote um die Be- 
schäftigungsschwankungen, so ist kein Anstieg mehr erkennbar, seit 1974 sogar ein 
Rückgang. Hier wird noch einmal die geringe Antizyklizität der Ausgaben offensicht- 
lich (25). 


Tab. 7 
Staatl. Staats- Brutto- reale reale Staats 
Bruttoin- verbrauch sozial- Staat- quote in % des 
vestition produkt quote in Produktionspo- 
% des tentials® 
BSP 
1972 20.570 76.880 563.500 17,29 _ 
1973 20.640 80.070 592.400 17.00 16,6 
1974 22.920 83.870 595,000 17.95 16,9 
1975 23.510 86.670 574.800 19,17 16,8 
1976 16,7 


Quelle: Wirtschaft und Statistik 2/76 ; 
a) Quelle: G. Flemig, K. H. Jüttemeier, J. Scheide, P. Trapp, N. Walter, Die konjunkturelle 
Lage in der Bundesrepublik Deutschland, in: Die Weltwirtschaft 1975 Heft 2,8. 53, Tab. 2 


Zum zweiten läßt sich ein kontinuierlicher Rückgang der Ifd. Sachaufwendungen und 
der Sachinvestitionen an den Gesamtausgaben feststellen. Dies ist einerseits Reflex 


24  Ebenda 1976, 5.104 
25 Dieser Rückgang entspricht auch der langfristigen Tendenz. Zu Beginn der 60er Jahre be- 
trug die reale Staatsquote noch etwa 19,5 %. Vgl. A. Oberhauser, Stabiltätspolitik bei 


steigender Staatsquote, Studien der Kommission für wirtschaftlichen und sozialen Wandel 
Nr, 43, Göttingen 1975, S. 14 
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der Ausweitung der personalintensiven Staatsfunktienen, zum anderen bedeutet dies 
aber auch, daß der Staat seine Ausgaben weniger für kapitalistisch produzierte Waren 
(ohne Arbeitskraft} aufwendet und stattdessen die unproduktiven Ausgaben verstärkt 
wachsen (Vgl. hierzu Tab. 8). 


Tab. 8 
ifd. Sach- Sachinve- Ausgaben grozentualer 
aufwand  stition insgesamt Anteil der Sach- 
ausgaben an den 
Gesamtausgaben 
1971 35,68 37,57 226,75 32,30 
1972 40,07 39,13 252,03 31,42 
1973 44,91 41,10 279,23 30,30 
1974 49,25 45,91 317,69 29,95 
1975 54,00 49,50 389,50 28,01 


Quelle: Berechnet nach Finanzbericht 1976, 8. 26 


liche Tendenzen zeigt auch eine Übersicht über Strukturveränderungen der Bur- 
ausgaben Be en den Aufgabenbereichen nicht reproduktiven und reprodukti- 

n Charakters. Die Ergebnisse sind allerdings aus mehreren Gründen vorsichtig zu 
a nn liegt eine aktuelle Aufgliederung der Staatsausgaben nach Auf- 
gabenbereichen nur für die Bundesausgaben vor. Die Yahlen für den aggregierten 
Staatssektor werden mit eine em time lag von ca. 3 Jahren veröffentlicht. Zum zweiten 
ist die Zuordnung zu den! Kategorien reproduktiv bzw. nicht teproduktiv, sowie die 
weitere Unterteilung in die Bereiche Arbeitskraft und Kapital nur sehr global und für 
einige Bereiche überhaupt nicht möglich. Unter Berücksichtigung dieser Einschrän- 
kung zeigen die in Tab. 9 nn ellien Entwicklungen, daß eine sehr starke Reduk- 
tion der nicht reproduktiven Ausgaben (relativ) zu erwarten ist, die zum großen Teil 
den durch die Krise bedin “ ien Au der gesellschaftlichen Be Rn snskosten 
der Arbeitskraft ausgleichen sollen. Auch die Ausgaben für die geseilschaftliche | 
ion des Kapitals sind rückläufig, Eine Tendenz, die möglicherweise jedoch auf 
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Tab. 9: Strukturveränderungen der Bundesausgaben Anteil an den Gesamtausgaben in % 


u) 


I 9 1 TB 5 TED 7 


nicht reproduktiv®) 33,1 31,6 31,0 30,9 26,3 25,5 24,4 


zur gesellschaflichen 
Reproduktion der 33,6 32,6 344 31,5 41,2 41,3 38,4 
Arbeitskraft 


zur gesellschaftlichen 
Reproduktion des 17,2 17,5 19,4 22,1 18,0 171 16,5 
Kapitals“ 


a) Als nicht reproduktiv werden die Ausgaben für Allgemeine Dienste angesehen. 

b) Unter diese Kategorie failen die Ausgaben für Bildung, Soziale Sicherung und Kriegsfolgen, 
Gesundheit und Sport sowie Wohnungswesen. 

c) Der Reproduktion des Kapitals dienen vorwiegend die Bereiche Energie und Wasserwirt- 
schaft, Gewerbe und Dienstleistungen, Verkehr und Nachrichtenwesen sowie der Wirt- 
schaftsunternehmen. Außerdem die Forschungsausgaben außerhalb der Hochschulen. 
Nicht zugeordnet wurden die Bereiche Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, da die 
Ausgaben teils der Reproduktion der Arbeitskraft dienen, teils Einkommenstransfers an 
den Weitbewerbssektor sind und somit indirekt zur Reproduktion des dort angelegien 
Kapitals notwendig sind. Ebenfalls nicht aufgeteüt oder zugeordnet wurde der Bereich 
allgemeine Finanzwirtschaft sowie die Ausgaben für Raumerdnung und kommunale Ge- 
meinschaftsdienste. 

d) Regierungsentwuif, 

e) Finanzplanung 

Quelle: Berechnet nach Finanzbericht 1976, Tab. 3, 8.156 F. 


Tab. 10: Personal der Verwaltung von Bund und Ländern nach Aufgabenbereichen 1975 a) 


in % 
nicht reproduktiver ee 
Sektor 44,7 
Bereich der Repro- 
duktion der Arbeits 47,3 
kraft 
Übrige Bereiche 8,0 

darunter: 


Energie- und Wasser- 
wirtschaft, Gewerbe, 
Dienstleistungen und 
Verkehr 5,0 


2) Yolibeschäftigte am 30.6.75 
Quelle: WiSta 3/76, 5. 165 


Personals des gesamten Bereichs der öffentlichen Verwaltung in diesem Sektor be- 
schäftigt ist (Vgl. Tab. 10). 

Durch dis genannten strukturellen Tendenzen hat der Staat die Reproduk! 
bedingungen des Kapitals verschlechtert, insofern, als die komplementären In 


turinvestitionen als Voraussetzungen zur Erhöhung des relativen Mehrwerts zugun- 
sten von Transfers und Personalausgaben verringert wurden. Außerdem haben die 
Absorption der Arbeitskräfte durch den öffentlichen Sektor und die überdurchschnitt- 
lichen Lohnsteigerungen die industrielle Reservearmee aufgesogen und die Verhand- 
lungsposition der Arbeitnehmer im privaten Bereich gestärkt. 

Beide Tendenzen sind Folgen der kapitalistischen Produktionsweise. Sie sind 
temporär in der Lage, bestimmte Auswirkungen der Krise zu mildern, beschränken je- 
doch gleichzeitig mittelfristig die Akkumulation des reproduktiven Sektors und ver- 
stärken dadurch u. U. bestimmte Krisentendenzen in nachgelagerten Perioden. Vor 
dem Hintergrund dieser Argumentation wird klar, warum der Staat in der jetzigen 
Krise keine keynesianische Wirtschaftspolitik betrieben hat (27). Eine Ausgabenex- 
pansion mag zwar kurzfristig die Profitrate stabilisieren, schränkt jedoch längerfristig 
die Profitrate ein, solange kompensierende Produktivitätseffekte noch nicht wirksam 
werden, zumal wenn sie Bereiche betrifft, die die Rentabilität der Mehrwertproduk- 
tion kurzfristig nicht verbessern (Personalkosten, Sozialtransfers). 

Deshalb auch der Widerstand der Unternehmer gegen die Ausgabenexpansion. 
Dagegen ist eine Erhöhung der Nettoprofitrate kurzfristig zu Lasten der Arbeitneh- 
mer solange möglich, als die Beschränkung des Reproduktionsniveaus keinen ernst- 
haften Widerstand auslöst. Diesen Weg ist die Regierung in der gegenwärtigen Krise 
gegangen. Außerdem wurde durch die eingeleitete Beschränkung der konsumtiven 
Ausgaben, insbesondere der Personalausgaben, die Arbeitslosenguote wieder ver- 
größert und der Lohnsatz tendenziell gesenkt. Die Umstrukturierung von konsum- 
tiven zu investiven Ausgaben wird sich allderdings erst in den nächsten Jahren stärker 
auswirken und durchsetzen. Einen ersten Anhaltspunkt hierfür mag das imMärz 1977 
verkündete „Investitionsprogramm zur wachstums- und umweltpolitischen Vorsorge“ 
mit einem Gesamtvolumen von insgesamt 16 Mıd. DM bieten. Ein erklärtes Ziel die- 
ses Programms ist die Umstrukturierung der öffentlichen Haushalte hin zu mehr In- 
vestitionsausgaben (28). 


8 Grenzen der augenblicklichen Krisenüberwindungsstrategie 


Die Grenzen der zur Zeit vorherrschenden Krisenbekämpfung werden schnell deut- 
lich, wenn man sich überlegt, daß die staatliche Erhöhung der Nettogewinne im Ge- 
gensatz zur direkten Ausgabenexpansion noch keine Absatzgarantie impliziert. Der 
relativ geringe Erfolg der Investitionszulagen zeigt dies auch in der gegenwärtigen 


27 In diesem Zusammenhang erscheint es auch als fraglich, ob die von Huffschmid u. a. ge- 
machten Vorschläge einer Ausweitung der Sozialausgaben bei gleichzeitiger Beschränkung 
der Rüstungsausgaben, der Forschungsausgaben, der Subventionen und der Finanzhilfen 
ohne eine grundlegende Revision der Entscheidungskompetenzen des privaten Sektors tat- 
sächlich geeignet wären, die Krise zu überwinden. Zu den programmatischen Vorschlägen 
vgl. u. a. Alternativen wirksamer und sozialer Wirtschaftspolitik, in: Blätter für deutsche 
und internationale Politik 12/1975, S. 1318 ff. 

23 Vgl. Bulletin, Nr. 33 v. 30.3.77, S. 305 
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Krise. Bis zu einer irgendwann einmal eintretenden Reaktion entstehen hohe soziale 
Kosten in Form von Arbeitslosigkeit und unausgenutzten Kapazitäten. Hinzukommt 
ein technologischer Aspekt. Sofern die Unternehmer in höherern Maße arbeitssparen- 
den technischen Fortschritt realisieren, wird selbst ein dadurch induzierter Anstieg 
der Investitionsnachfrage die hohe Arbeitslosigkeit nur wenig senken. Dadurch, daß 
der Staat nicht die Art der Investitionen, sondern überwiegend nur den Umfang zu 
beeinflussen versucht, ist die Wirksamkeit staatlicher Krisenüberwindung beschränkt. 
Zum anderen wird die Senkung des Reproduktionsniveaus der Arbeitnehmer gerade 
im Aufschwung in Reaktion auf steigende Gewinne zu verstärkten Lohnkonflikten 
und in Zusammenhang damit zu temporäter Überakkumulation führen. Die nächste 
Krise ist damit schon heute vorgezeichnet. Die akutelle Krise und ihre Überwindungs- 
versuche haben dabei offengelegt, daß der Staat in die Krise des reproduktiven Be- 
reichs mit hineingezogen wird, daß aber die Probleme und Grenzen staatlicher Krisen- 
politik erst beieiner differenzierten Analyse der langfristigen Strukturveränderungen 
sichtbar werden. 

Schließlich bleibt bei der bisherigen Struktur der Entscheidungskompetenz die 
isolierte Entscheidung des privaten (29) und des öffentlichen Bereichs bestehen und 
damit auch die Möglichkeit von Krisentendenzen durch eine ungleichgewichtige Ent- 
wicklung beider Bereiche. 

Anhang 
Ein Schema zur Kategorisierung von Staatsausgaben___ 
Staatsfunktion [Schaffung allg. | Regelung d. Konflikts 


a) p = produktiv, u = unproduktiv 
Eine derartige Unterteilung scheint mir sinnvoller zu sein als die relativ verschwommene Unter- 
teilung des Projekts Klassenanalyse in die Bereiche: — Allgemeine Bürokratie; — Materielle Un- 
terdrückung; — Herstellung und Verwaltung der Zirkulationsmittel (30). 

Auch der Systematisierungsversuch von O’Conner in — Sozialkapital (Sozialinvestition 
und Soziale Konsumtion); — Soziale Unkosten ist unzureichend. Während die sozialen Unkosten 
in etwadem Begriff der nicht reproduktiven Ausgaben entsprechen, ist Conners Sozialkapital dem 
reproduktiven Bereich zuzuordnen, wobei allerdings die Differenzierung in produktive und un- 
produktive Ausgaben verloren geht und die Bedeutung der Begriffe Investition und Konsumtion 
in diesem Zusammenhang nicht klar definiert ist (31). 


29 Von einer Entscheidung des privaten Bereichs kann allerdings in diesem Sinne eigentlich 
nicht gesprochen werden, da sich die Entwicklung im privaten Bereich einer bewußten 
Gestaltung entziehen, vielmehr sich die bürgerliche Gesellschaft in ihren strukturbestim- 
menden Merkmalen durch die Wirksamkeit objektiver Gesetze reproduziert. 

30  Vel. Projekt Klassenanalyse, a. a. O., S. 310 

31 Vgl. J. O’Conner, Die Finanzkrise des Staates, Frankfurt 1974, S. 16 f. 
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Georgios Stamatis 
Unreproduktive Arbeiten, Staatsausgaben, gesellschaftliche 
Reproduktion und Profitabilität des Kapitals 


I 


Im Rahmen der marxistischen Staatstheoriediskussion wurde auch die Frage nach 
dem Einfluß der sog. „unreproduktiven“ Ausgaben sowie der Staatsausgaben auf den 
Verwertungsgrad des Kapitals diskutiert (1). Der Grund dafür, daß die Behandlung 
dieser Frage nicht zu deren Klärung beitragen konnte, liegt darin, daß man die Funk- 
tionen der sog. „unproduktiven“ Ausgaben sowie der Staatsausgaben im Reproduk- 
tionsprozeß des Kapitalshat nicht herausarbeiten können. Was diese Funktionen be- 
trifft, blieb man noch keynesianischen Vorstellungen verhaftet. Die keynesianische 
Theorie interessiert sich ausschließlich für die Wirkungen der Staatsausgaben auf die 
Gesamtnachfrage, die Beschäftigung und das Volkseinkommen, d.h. für die Funk- 
tionen dieser Ausgaben im Zirkulationsprozeß des Kapitals. Die Funktionen der 
Staatsausgaben im Reproduktionsprozeß des Kapitals sind für sie, sofern sie ihr, was 
im allgemeinen der Fall ist, nicht gänzlich unbekannt sind, jedoch uninteressant und 
ohne besondere Bedeutung. 

Dies zeigt sich schon beiihrer Klassifizierung der Staatsausgaben. Diese werden 
nur nach ihren Wirkungen auf die Höhe der Nachfrage und des Volkseinkommens 
klassifiziert. So wird nur zwischen „Ausgaben für Güter und Leistungen“ einerseits 
und Transferzahlungen und Subventionen andererseits unterschieden, weil die Nach- 
frage- und Einkommenswirkungen dieser zwei Arten von Staatsausgaben unterschied- 
lich groß sind. Die Unterteilung der „Ausgaben für Güter und Dienste“ in Investi- 
tions- und Konsumausgaben des Staates, die einen rudimentären Bezug auf die Funk- 
tionen der Staatsausgaben im Reproduktionsprozeß des Kapitals herstellt, ist für die 
keynesianische Theorie, da die Nachfragewirkungen beider Ausgabenarten gleich groß 
sind, fast in jeder Hinsicht ohne Bedeutung. 

Zwar affiziert eine Änderung der Investitionsausgaben des Staates, im Gegen- 
satz zu einer Änderung der Konsumausgaben des Staates, nicht nur die Nachfrage, 
sondern auch — wenngleich nicht in der gleichen Weise wie eine Änderung der priva- 
ten Investitionsausgaben — die gesellschaftlichen Produktionskapazitäten. Dieser sog. 
Kapazitätseffekt der staatlichen (sowie der privaten) Investitionen bleibt aber im 
Rahmen der keynesianischen Theorie unberücksichtigt. Dies ist nicht — wie meistens 
gelehrt wird — Folge des Umstandes, daß die keynesianische Theorie eine Theorie 
der kurzen Periode sei, sondern vielmehr Folge der Tatsache, daß ihr die Bedeutung 


1 Zum gegenwärtigen Stand der Diskussion vgl. Heide Gerstenberger, Zur Theorie des bürger- 
lichen Staates. Der gegenwärtige Stand der Debatte, in: Handbuch 5: Staat, hrsg. von V. 
Brandes u. a., Frankfurt a. M. 1977, insbesondere $. 35 ff. 
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der einzelnen Ausgabenarten für den Reproduktionsprozeß des Kapitals gleichgültig 
und im allgemeinen unbekannt sind und daß sie selbst dann, wenn ihr einige Funk- 
tionen bestimmter Ausgaben im Reproduktionsprozeß des Kapitals nicht unbekannt 
sind (so z.B. der Kapazitätseffekt der Investitionen), die Untersuchung disser Funk- 
tionen aus der Analyse ausklammert und sich auf die Untersuchung der Funktionen 
derselben Ausgaben im Zirkulationsprozeß des Kapitals beschränkt, weshalb sie dann 
im Hinblick auf die Analyse des Produktionsprozesses des Kapitals als eine Theorie 
der kurzen Periode erscheinen muß. Was jedoch die Untersuchung der Funktionen 
der Ausgaben im Zirkulationsprozeß des Kapitals betrifft, so ist sie Keine Theorie der 
kurzen Periode, interessiert sie sich doch um die Nachfrage- und Einkommenswirkun- 
gen der Ausgaben nicht nur in der nächsten, sondern in allen der Ausgabenänderung 
folgenden Perioden. 

In der keynesianischen Theorie kommt also der Produktion eine ähnliche Be- 
deutung zu wie in einem vornehmen Haus der Küche: man weiß zu würdigen, was 
aus diesem Ort kommt, interessiert sich aber nicht dafür, wie es dort bei der Herstel- 
lung des Gewürdigten zugeht. Dies zeigt sich am klarsten an der keynesianischen Vor- 
stellung, der Staat könne eine Krise, die durch Arbeitslosigkeit und unausgelastete 
Kapazitäten charakterisiert ist, dadurch überwinden, daß er seine Ausgaben in einem 
Maße erhöht, das erforderlich ist, damit die Nachfragelücke geschlossen werden kann. 
Dabei seiim Prinzip gleichgültig, weiche Ausgaben der Staat erhöht, also welche Funk- 
tionen den zustätzlichen Ausgaben im Reproduktionsprozeß des Kapitals zukommen: 
Er könne damit Löcher ausheben und wieder zuschütten bzw. Pyramiden bauen oder 

aber die Infrastruktur ausbauen lassen, beides helfe genauso gut, die Krise zu über- 
winden, 

Eine gewisse Vorliebe der keynesianischen Theorie für konsumtive Staatsaus- 
gaben bzw. für staatliche Maßnahmen, die den privaten Konsum anheben sollen, 
scheint jedoch, abstrakt betrachtet, gegen die eben behauptet Gleichgültigkeit dieser 
Theorie gegenüber den Funktionen der einzelnen Arten von Ausgaben im Prozeß der 
Kapitalreproduktion zu sprechen. Dem ist es aber nicht so, denn diese Vorliebe be- 
ruht zwar auf der Überlegung, daß die konsumtiven Ausgaben die Nachfrage erhöhen, 
ohne, wie die Investitionsausgaben, auch die Kapazitäten, das Angebot und damit die 
zu schließende Nachtfragelücke zu erweitern; die in dieser Überlegung implizierte Be- 
rücksichtigung bestimmter Auswirkungen der Staatsausgaben bzw. der (durch staat- 
liche Maßnahmen angeregten) privaten Ausgaben auf die Reproduktion des Kapitals 
erfolgt aber in bornierter Weise. Denn gleichzeitig wird davon ausgegangen, daß der 
Grund der zuüberwindenden Krise, welche sich in Arbeitslosigkeit und in einem nie- 
drigen Auslastungsgrad des Produktionspotentials ausdrückt, ausschließlich in einem 
globalen Nachfragemangel liegt. Die Krise kann aber durch Vorgänge entstanden sein, 
die die Reproduktion des Kapitals betreffen, etwa als Folge einer Störung der Kapi- 
talreproduktion, die durch ein übermäßiges Steigen bestimmter Staatsausgaben, wo- 
möglich derjenigen Staatsausgaben, deren Erhöhung die Krise überwinden helfen soll, 
bedingt ist. 

Warım die keynesianischen Vorstellungen über die Funktionen der Staatsaus- 
gaben borniert sind, wird noch zu zeigen sein. An dieser Stelle sei jedoch darauf hin- 
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gewiesen, daß die Vorstellung, wonach der Staat eine sich in Arbeitslosigkeit und 
Unterauslastung der Kapazitäten manifestierende Krise durch zusätzliche Ausgaben 
überwinden kann, nicht etwa wegen der Nutzlosigkeit der mit diesen Ausgaben fi- 
nanzierten Projekte borniert ist. Das Ausgraben und Zuschütten von Löchern und 
der Pyramidenbau, von denen oben die Rede war, sind lediglich extrem „sinnlose“ 
Beispiele konsumtiver Staatsausgaben, die trotz ihrer ‚‚Sinnlosigkeit“ die Krise über- 
winden helfen können. So sehr das Ausheben und Zuschütten von Löchern gelegent- 
lich zur Stärkung der Disziplin in der britischen Armee beigetragen haben mag — die 
keynesianische Theorie plädiert für „sinnvollere‘“ Staatsausgaben. Schon Keynes 
sprach sich dafür aus, daß der Staat, obwohl er seibst durch den Bau von Pyramiden 
die Krisen zu überwinden vermöchte, mit seinen zur Krisenüberwindung zu tätigen- 
den Ausgaben „sinnvollere“ Aufgaben finanzieren soll. Ist dem so, so sind auch die 
in der letzten Zeit von linken und progressiven Ökonomen immer wieder geäußerten 
Ansichten, nach denen der Staat zur Überwindung der Krise beitragen kann und soll, 
indem er die Massenkaufkraft erhöht, aus dem Grund, daß die Ausgaben zur Stärkung 
des Massenkonsums „sinnvoller“ oder arbeiterfreundlich sind, wohl kaum als weni- 
ger bomiert anzusehen. 

Die keynesianische Theorie hat aber, schon bevor linke Ökonomen solche kon- 
struktiven Vorschläge zur Überwindung der Krise machten, ihren Einzug in die linke 
und die marxistische Theorie gehalten. Sie schrieb Brecht am 13.8.1942 in sein Ar- 
beitsjournal: „dr. pollock, der ökonom des instituts für sozialforschung (ehemals 
frankfurt nunmehr hollywood), ist der überzeugung, der kapitalismus könne sich 
durchaus krisenfrei machen. marx konnte nicht vorhersehen, daß die regierung eines 
tages einfach straßen bauen könnte! eider und ich, etwas erschöpft durch den strich, 
werden leicht ungeduldig und ‚setzen uns ins unrecht‘, in ermangelung einer anderen 
sitzgelegenheit“. Wie wir noch sehen werden, sind auch manche Ansätze marxistischer 
Autoren zur Erklärung von Entwicklungstendenzen im Spätkapitalismus eindeutig 
keynesianischer Provenienz. 

Ein wichtiges Resultat der im Rahmen der Staatstheoriediskussion erfolgten 
Analyse der Funktionen der Staatsausgaben besteht in der teilweisen Loslösung von 
den keynesianischen Vorstellungen (2). 

Indes ist die Loslösung noch keine Überwindung. Die keynesianische Borniert- 
heit können wir erst dann überwinden, wenn wir zu einer mehr oder weniger geschlos- 
senen Theorie der Funktionen der Staatsausgaben im Reproduktionsprozeß des Ka- 
pitalverhältnisses in seiner Totalität gelangt sind. Der vorliegende Beitrag versteht 
sich als ein Versuch, einen Schritt in dieser Richtung zu tun. 

Im folgenden wird versucht, einen Ansatz zur Darstellung erstens der Funktio- 
nen der sog. „unproduktiven“ sowie der Staatsausgaben im Produktionsprozeß des 
Kapitalsverhältnisses in seiner Totalität und zweitens der Wirkungen einer steigenden 
Tendenz dieser Ausgaben auf die Reproduktion des Kapitals auf der Ebene des rea- 
2 Siehe vor allem Mario Cogoy, Werttheorie und Staatsaugaben, in: Claudia von Braunmühl 

u. a., Probleme einer materialistischen Staatstheorie, Frankfurt a. M. 1973, S. 129 ff; Ru- 

di Schmiede/David Yaffe, Staatsausgaben und die Marxsche Krisentheorie, in: Handbuch 


1: Perspektiven des Kapitalismus, hrsg. von V. Brandes, Frankfurt a. M. 1974, S. 36 ff; 
Willi Semmiler, Private Produktion und öffentlicher Sektor, in: Handbuch 5, a.a.0., S. 277 ff. 
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len Produktionsprozesses sowie auf die Profitrate zu entwickeln. Der Ansatz bezieht 
sich auf die Marxsche Theorie und insbesondere auf die Marxschen Kategorien der 
produktiven buw. unproduktiven Arbeit und der reproduktiven bzw. unreprodukti- 
ven Gebrauchtswsrte. 

"Wir beginnen mit einer Analyse der Ausgaben, als deren Summe das geselischaft- 
liche Wertprodukt dargestellt werden kann, entwickeln die Begriffe der reprodukti- 
ven und unreproduktiven Ausgaben und grenzen sie ab sowohl von den Begriffen der 
produktiven und unproduktiven Ausgaben, die wir aus den Marxschen Begriffen der 
produktiven und unproduktiven Arbeit ableiten, als auch von den Begriffen der sog. 
„produktiven“ und „unproduktiven“ Ausgaben, d.h. von den Begriffen der produkti- 
ven Ausgaben, wie sie in der marxistischen Ökonomie im allgemeinen gebraucht wer- 
den. Auf dieser Basis wird dann eine Darstellung erstens der Funktionen der unre- 
produktiven sowie der Staatsausgaben im Reproduktionsprozeß des Kapitalverhält- 
nisses und zweitensder Folgen einer steigenden Tendenz dieser Ausgaben für die Re- 
produktion und den Verwertungsgrad des Kapitals vorgenommen, der dann zum 
Schluß eine Kritik einiger Ansichten marxistischer Autoren über die Funktionen der 
unreproduktiven sowie der Staatsausgaben und über die Wirkungen der steigenden 
Tendenz dieser Ausgaben folgt. 

H 


In einer Gesellschaft, in der die gesellschaftliche Arbeit (mit Ausnahme der im staat- 
lichen Sektor und der in den „privaten Organisationen ohne Erwerbscharakter“ so- 
wie in den privaten Haushalten angewandten Arbeit) restlos unter das Kapital subsu- 
miert ist, besteht das gesellschaftliche Wertprodukt, von der Ausgabenseite her be- 
trachtet, aus folgenden vier Posten: 

Erstens aus den Ausgaben der produktiven Arbeiter (3) für den Kauf von Kon- 
summitteln (Lohnwaren). Da die Arbeiter nicht sparen, sind diese Ausgaben gleich 
der Summe aus den Ausgaben der Kapitalisten für den Kauf von Arbeitskraft, die in 
den kapitalistischen Produktionsprozeß (zum Zweck der Mehrwertproduktion) ein- 
gesetzt wird, dem variablen Kapital (4), und den Transferzahlungen des Staates an 
die produktiven Arbeiter. 

Zweitens aus den Ausgaben der Kapitalisten für den Kauf von Produktions- 
mitteln zur Erweiterung desProduktionsmittelbestandes des kapitalistischen Sektors. 
Diese Ausgaben stellen den als konstantes Kapital akkumulierten Teil des jährlichen 
Gesamtmehrwerts dar. Wir unterstellen in folgendem, daß die Lohnzahlungen an die 
produktiven Arbeiter in dem Maße erfolgten, wie Lohnwaren produziert und reali- 
siert werden, deswegen dann die jährliche Lohnsumme weder ganz noch zum Teil als 
variables Kapital vorgeschossen zu werden braucht. Diese Annahme impliziert, daß 
selbst bei erweiterter Reproduktion kein Teil des Mehrwerts als variables Kapital 
akkumuliert wird (obwohl dabei die in der Periode an die produktiven Arbeiter ge- 


3 „Der Arbeiter ist produktiv, der produktive Arbeit verrichtet, und die Arbeit ist produktiv, 
die unmittelbar Mehrwert schafft, d. h. Kapital verwertet.“ 
K. Marx, Resultate des unmittelbaren Produktionsprozesses, Frankfurt a. M. 1969, S. 65. 
4 Vorausgesetzt, das variable Kapital schlägt sich in der Periode, für welche das gesellschaft- 
liche Wertprodukt berechnet wird, einmal um, 
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zahlte Lohnsumme durchaus wachsen kann). 

Drittens aus den Konsumausgaben der Kapitalisten. 

Darin sind enthalten auch die Ausgaben der Kapitalisten für den Kauf von Ar- 
beitskraft, die nicht in den kapitalistischen Produktionsprozeß (zum Zweck der 
Mehrwertproduktion) eingeht, sondern bei der Produktion von Gebrauchswerten 
(materiellen Gütern oder Diensten, die keine Waren, daher auch keine kapitalistischen 
Waren sind) für den unmittelbaren Konsum der betreffenden Kapitalisten verausgabt 
wird, d. h. die Lohnzahlungen der Kapitalisten an die von ihnen beschäftigten un- 
produktiven Lohnarbeiter (Hausangestellte etc.). Diese Lohnzahlungen sind zwar 
Teil der Ausgaben der in den Kapitalistenhaushalten beschäftigten Arbeiter für den 
Kauf von Lohnwaren (5), sie stellen aber einen Teil des Gesamtmehrwerts, nicht des 
„variablen Kapitals“ dar. 

Schließlich viertens aus den Ausgaben des Staates. 

Die Ausgaben der Kapitalisten für den Kauf von Produktionsmitteln zur Erwei- 
terung desProduktiensmittelbestandes und für den Kauf von Arbeitskraft, die in den 
kapitalistischen Produktionsprozeß (zum Zweck der Mehrwertproduktion) eingesetzt 
wird, sind Kapitalausgaben. Die Konsumausgaben der Kapitalisten, also auch die von 
ihnen an ihre Hausangestellten gezahlten Löhne, sind Revenueausgaben. 

Gemäß unserer Annahme, wonach die jährlich an die Lohnarbeiter des kapita- 
listischen Sektors gezahlten Löhne weder ganz noch zum Teil zu Beginn der Periode 
als variables Kapital vorgeschossen werden, bilden die um diese Löhne verminderten 
Kapital- und Revenueausgaben der Kapitalisten einen Teil des Gesamtmehrwerts. 
Der restliche Teil des Gesamtmehrwerts besteht aus den Staatsausgaben. 

Der Gesamtmehrwert spaltet sich also auf in: 
(1) akkumuliertes konstantes Kapital, 

(2) Kapitalistenkonsum und 

(3) Staatsausgaben. 

Der Einfachheit halber unterstellen wir, daß kein Teil der Staatsausgaben durch 
Kredite finanziert wird. Die (Netto-) Staatseinnahmen (und somit auch die Staatsaus- 
gaben) sind gleich der Summe aus den von den Kapitalisten und den Arbeitern des 
nichtstaatlichen Sektors an den Staat entrichteten Steuern, Abgaben, Beiträgen etc. 
(im folgenden kurz „Steuern“ genannt) abzüglich der Summe aus den vom Staat an 
die Kapitalisten gezahlten Subventionen und den an die Lohnarbeiter des nichtstaat- 
lichen Sektors geleisteten Transferzahlungen (6). Demzufolge sind die Subventionen 
bereits in der Summe aus den Posten (1) und (2) des Gesamtmehrwerts enthalten. 
Entsprechend sind auch die Transferzahlungen an die Lohnarbeiter des nichtstaatli- 
chen Sektor mit Ausnahme ihres Teils, der an die unproduktiven Arbeiter des nicht- 
staatlichen Sektors (Hausangestelite etc.) gezahlt worden ist, in den Ausgaben der 
produktiven Arbeiter für Konsummittei enthalten. 

5 Der restliche Teil der Ausgaben der in den Kapitalistenhaushalten beschäftigten Arbeiter 
für den Kauf von Lohnwaren besteht aus den Transferzahlungen des Staates an diese Ar- 
6 a die Transferzahlungen an die von den Kapitalisten beschäftigten Hausangestell- 


ten und die von den „privaten Organisationen ohne Erwerbscharakter“ beschäftigten Ar- 
beiter. 


Die Ausgaben der (unproduktiven) Arbeiter des staatlichen Sektors für Lohn- 
waren (= Lohnsumme plus Transferzahlungen) sind im Posten (3) des Gesamtmehr- 
werts, in den Staatsausgaben, enthalten (7). 

Die Begriffe: produktiv und unproduktiv wurden hier im Marxschen Sinne an- 
gewandt. Danach sind Ausgaben zum Kauf von Waren, bei deren Produktion produk- 
tive, also unter das Kapital subsumierte Arbeit angewandt wurde (kapitalistische 
Waren), sowie Ausgaben zum Kauf von Arbeitskraft, die in den kapitalistischen Pro- 
duktionsprozeß eingesetzt, d. h. produktiv verausgabt wird, produktive Ausgaben; 
Ausgaben zum Kauf von Gebrauchswerten, die keine oder keine kapitalistischen 
Waren sind, sowie Ausgaben zum Kauf von Arbeitskraft, die nicht in den kapitalisti- 
schen Produktionsprozeß (zum Zweck der Mehrwertproduktion) eingesetzt und da- 
her auch nicht produktiv verausgabt wird, sind dagegen unproduktive Ausgaben. 

Die Begriffe produktiv und unproduktiv werden jedoch in der marxistischen 
Literatur nicht ausschließlich im Marxschen Sinne angewandt. So werden von den 
marxistischen Ökonomen die Revenueausgaben der Kapitalisten ‚„unproduktiv“ ge- 
nannt, obwohl sie Marx zufolge (mit Ausnahme der Lohnzahlungen der Kapitalisten 
anihre Privatangestellten) produktive Ausgaben sind, weil sie zum Kauf von kapitali- 
stischen Waren, von Waren also, zu deren Produktion produktive Arbeit angewandt 
wurde getätigt werden. Als „unproduktiv“ pflegt man in der marxistischen Literatur 
auch (Kapital-) Ausgaben für Produktionsmittel und Arbeitskraft zu bezeichnen, die 
in Produktionsprozesse eingehen, in denen Waren produziert werden (z. B. Luxuswa- 
ren), die keine Produktionsmittel und auch keine Lohnwaren sind. 

Offenbar sind auch diese Ausgaben, Marx zufolge, produktive Ausgaben, weil 
sie für den Kauf von kapitalistischen Waren (Produktionsmittel) und von Arbeitskraft, 
die in den kapitalistischen Produktionsprozeß (zum Zweck der Mehrwertproduktion) 
eingesetzt, also produktiv verausgabt wird, getätigt werden. 

Andererseits pflegt man Ausgaben für den Kauf von Arbeitskraft, die nicht in 
den kapitalistischen Produktionsprozeß eingeht, z. B. die in den Bildungsausgaben 
des Staates enthaltenen Personalausgaben, als „produktiv“ zu bezeichnen. 

Indes ist die Verwirrung, die mittlerweile über die Bedeutung der Begriffe: pro- 
duktive und unproduktive Ausgaben, wie sie in der marxistischen Literatur gebraucht 
werden, nicht in erster Linie aufgrund der falschen Anwendung dieser Begriffe, son- 
dern vor allem dadurch entstanden, daß die marxistischen Autoren, die diese Begrif- 
fe falsch anwenden, sich doch nicht dazu entschließen können, sie nicht auch in ihrer 
Marxschen Bedeutung zu gebrauchen. 

__Welche Ausgabearten meinen aber die marxistischen Autoren, wenn sie diese 

7 An dieser Stelle sei darauf hingewiesen, daß wir bei der obigen Darstellung des gesellschaft- 
lichen Wertprodukts, entgegen der üblichen Praxis, den fiktiven „Wert“ von Arbeitspro- 
dukten, die keine oder keine kapitalistischen Waren sind, nicht als Bestandteil des gesell- 
schaftlichen Wertprodukts betrachten. So wurden die Summe aus den Lohnzahlungen der 

Kapitalisten und den Transferzahlungen des Staates an die Hausangestellten oder — alter- 

nativ — die Ausgaben der.Hausangestellten, nicht aber — wie üblich -auch der fiktive „Wert“ 

der Dienste dieser Angestellten, der für gewöhnlich als dem Lohn dieser Angestellten gleich 
angenommen wird, dem gesellschaftlichen Wertprodukt zugerechnet. Im Rahmen unseres 


Konzeptes kann man also seine Köchin (oder seinen Chauffeur) heiraten, ohne zu befürch- 
ten, daß dadurch das Volkseinkommen sinkt, 
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Begriffe nicht im Marxschen Sinne gebrauchen? 

Mit „produktiven“ bzw. „unproduktiven“ Ausgaben meinen sie in Wirklichkeit 
die reproduktiven bzw. die unreproduktiven Ausgaben. Reproduktive (unreproduk- 
tive) Ausgaben sind Ausgaben für reproduktive (unreproduktive) Gebrauchswerte. 
Reproduktiv sind alle Gebrauchswerte, die von neuem in den gesellschaftlichen Pro- 
duktionsprozeß, als dessen Bestandteil wir auch die Reproduktion der Arbeitskraft 
betrachten wollen, eingehen und sich dort, wenngleich nicht in derselben stofflichen 
Gestalt, erneut reproduzieren, d.h. alle Gebrauchswerte, die reproduktiv konsumiert 
werden (8). Offensichtlich sind das auschließlich Produktionsmittel und Lohnwaren. 
In den reproduktiven Gebrauchswerten, soweit sie Produktionsmittel sind, reprodu- 
zieren sich die objektiven Bedingungen der gesellschaftlichen Produktion, soweit sie 
Lohnwaren sind, die Reproduktionsbedingungen des subjektiven Faktors der gesell- 
schaftlichen Produktion, der Arbeitskraft. 

Da die Produktionsmittel und die Lohnwaren, diese direkt, jene indirekt, in die 
Reproduktion der Arbeitskraft eingehen, können wir die reproduktiven Gebrauchs- 
werte als die Gebrauchswerte definieren, die direkt oder indirekt in die Reproduk- 
tion des subjektiven Faktors des gesellschaftlichen Produktionsprozesses eingehen. 

.Unreproduktiv sind dagegen die Gebrauchswerte, die nicht erneut in den Produk- 
tionsprozeß eingehen. Sie werden außerhalb des unmittelbaren Produktionsprozesses, 
also unreproduktiv, konsumiert. Da sie sich im Prozeß ihrer Konsumtion weder in 
derselben noch in einer anderen stofflichen Form reproduzieren, reproduzieren sich 
in ihnen keine Bedingungen der gesellschaftlichen Produktion: Sie sind also weder 
Produktionsmittel noch Lohnwaren. 

Indes stellen nicht alle Produktionsmittel und Lohnwaren im gleichen Sinne 
reproduktive Gebrauchswerte dar. Ein Teil von ihnen dient der Reproduktion von 
Bereichen des gesellschaftlichen Produktionsprozesses, in denen unreproduktive Ge- 
brauchswerte produziert werden. Zwar werden diese Produktionsmittel und Lohn- 
waren reproduktiv konsumiert, sie reproduzieren sich aber in der stofflichen Gestalt 
von unreproduktiven Gebrauchswerten, von Gebrauchswerten also, die, weil sie 
nicht der Reproduktion von Bedingungen des gesellschaftlichen Produktionsprozes- 
ses dienen und daher auch nicht erneut in diesen Prozeß eingehen, sich nicht selbst 
reproduzieren Können, oder in der Form von Arbeitskraft, die bei der Produktion 
unreproduktiver Gebrauchswerte verausgabt wird. Im Endeffekt reproduzieren sich 
diese Produktionsmittel und Lohnwaren nicht, denn die Gebrauchswerte, in denen 
sie sich reproduzieren, sind unreproduktiv. Andererseits würden sie sich aber in der 
gleichen Weise, wie die übrigen Produktionsmittel und Lohnwaren reproduzieren 
können, gingen sie ein, wie diese in den Produktionsprozeß von reproduktiven Ge- 
brauchswerten bzw. in die Reproduktion von Arbeitskraft, die bei der Produktion 
von reproduktiven Gebrauchswerten verausgabt wird (9). Wir nennen daher die Pro- 
duktionsmittel und Lohnwaren, die — die ersten direkt, die zweiten indirekt, über 
die durch sie reproduzierte Arbeitskraft — in die Produktion von unreproduktiven 


8 Vgl. K, Marx, Resultate... , a.a.0,, S: 71. 
9 Vgl. ebenda 
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Gebrauchswerten eingehen, potentiell reproduktive Gebrauchswerte. 

Danach sind (Kapital-) Ausgaben zum Kauf von Produktionsmitteln und Ar- 
beitskraft, die in die Produktion unreproduktiver Gebrauchswerte eingehen, poten- 
tiell reproduktive Ausgaben. Zum einen sind sie, weil sie Kapitalausgaben, also Aus- 
gaben für reproduktive Gebrauchswerte (Produktionsmittel und Lohnwaren) sind, 
reproduktive Ausgaben, zum anderen stellen sie jedoch,weil sie Ausgaben für Pro- 
duktionsmittel und Lohnwaren sind, welche in die Produktion unreproduktiver Ar- 
tikel eingehen, nur potentiell reproduktive Ausgaben dar. 

Durch die Verwandlung eines Teils der jährlichen Kapitalausgaben in Produk- 
tionsmittel und Arbeitskraft (bzw. Lohnwaren), die in die Produktion von unrepro- 
duktiven Waren eingehen, wird potentiell reproduktives Kapital gebildet und spaltet 
sich die gesellschaftliche Produktion in zwei Sektoren, den reproduktiven und den 
unreproduktiven Sektor. 

Im ersten dieser Sektoren werden Produktionsmittel und Lohnwaren, im zwei- 
ten Gebrauchswerte, die weder als Produktionsmittel noch als Lohnwaren Verwen- 
dung finden, hergestelit. Die in den Produktionsprozeß des unreproduktiven Sektors 
eingehenden Produktionsmittel und Lohnwaren werden im reproduktiven Sektor 
produziert. (Wir sehen dabei vom unbedeutenden Fall der sog. „sich selbst reprodu- 
zierenden Nichtbasisprodukte“ bzw. Sektoren ab) (10). 

Dies besagt, daß die Produktionsbedingungen des unreproduktiven Sektors im 
reproduktiven Sektor produziert werden, wodurch ein Teil der Produktion dieses 
letzten Sektors sich in potentiell reproduktive Gebrauchswerte verwandelt. Durch 
die Enstehung des unreproduktiven Sektors spaltet sich schließlich auch die geseil- 
schaftliche Arbeitskraft in reproduktiv und nicht reproduktiv verausgabte Arbeits- 
kraft, und die gesellschaftliche Arbeit in reproduktive und unreproduktive Arbeit. 

Der Begriff des reproduktiven bzw. unreproduktiven Gebrauchswerts ist von 
Marx in den „Resultaten“ herausgearbeitet und vom Begriff der kapitalistischen Wa- 
re (der Ware, bei deren Produktion produktive Arbeit angewandt wurde) bzw. der 
einfachen Ware (der Ware, bei deren Produktion unproduktive Arbeit angewandt wur- 
de) oder des bloßen Gebrauchswerts abgegrenzt worden (11). 

Indes unterschied Ricardo schon bei der Untersuchung der Faktoren, welche 
den ‚Wert der Arbeit“ bestimmen, zwischen Waren, die weder direkt noch indirekt 
in den Konsum der Arbeiter eingehen, worunter er hauptsächlich die Luxusgüter ver- 
stand, und Waren, die direkt (Lohnwaren) oder indirekt (Produktionsmittel) in den 
Konsum der Arbeiter eingehen. 

Diese Unterscheidung ist auch für die Neoricardianer immer von einer gewissen 
Bedeutung gewesen. Ein Neoricardianer, P. Sraffa, war es denn auch, der für diese 
Warenarten die Begriffe Basis- und Nichtbasisprodukte prägte. Unter Basiswaren ver- 
steht Sraffa die Waren, die direkt oder indirekt in die Produktion aller Waren, ein- 
schließlich ihrer eigenen, eingehen. Offenbar ist das bei einer bestimmten Ware dann 
der Fall, wenn sie direkt (als Lehnware) oder indirekt (als Produktionsmittel, das 
direkt oder indirekt in die Lonwarenproduktion eingeht) in die Reproduktion der 


10 Vgl. dazu Piero Sraffa, Warenproduktion mittels Waren, Anhang B 
11 Ygl, K. Marx, Resultate... . , 2.2.0., 5. 64 - 74 
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Arbeitskraft eingeht, denn die Arbeitskraft ist die einzige Ware, die in die Produktion 
aller Waren eingeht: direkt und indirekt in die aller übrigen Waren, indirekt (aber auch 
direkt) in die eigene. 

Unter Nichtbasisproduktion versteht Sraffa die Waren, die weder direkt noch 
indirekt in die Produktion aller Waren eingehen. Offenbar ist das bei einer bestimm- 
ten Ware dann der Fall, wenn sie weder direkt noch indirekt in die Reproduktion der 
Arbeitskraft eingeht. Basisprodukte sind also reproduktive, Nichtbasisprodukte un- 
reproduktive Gebrauchswerte; und umgekehrt sind reproduktive Gebrauchswerte 
Basisprodukte, unreproduktive Gebrauchswerte Nichtbasisprodukte. 

“ Die bei der Produktion eines bestimmten Gebrauchswertes angewandte Arbeit 
ist, je nachdem, ob sie dem Kapital subsumiert ist oder nicht, produktive oder un- 
produktive Arbeit, und zwar unabhängig davon, ob es sich beim Gebrauchswert, zu 
dessen Produktion sie angewandt wurde, um einen reproduktiven oder um einen un- 
reproduktiven Gebrauchswert handelt. Danach kann ein unreproduktiver Gebrauchs- 
wert eine kapitalistische Ware, d.h. eine Ware zu deren Produktion produktive Arbeit 
angewandt wurde, und ein reproduktiver Gebrauchswert eine einfache, d. h. eine 
Ware, zu deren Produktion unproduktive Arbeit angewandt wurde, oder aber gar 
keine Ware sein. 

So ist Weizen, der von einem selbständigen, landbesitzenden, keine fremde Ar- 
beitskraft anwendenden Bauern produziert wurde, ein reproduktiver Gebrauchswert, 
jedock keine kapitalistische Ware sondern stellt,sofern er verkauft wird,eine einfache, 
sofern er in den Konsum seines Produzenten eingeht, gar keine Ware dar. Die zu sei- 
ner Produktion angewandte Arbeit ist reproduktive, aber deswegen nicht auch pro- 
duktive, sondern unproduktive Arbeit. 

Umgekehrt ist das in einem kapitalistischen Betrieb gezüchtete Reitpferd eine 
unreproduktive und zugleich kapitalistische Ware, d. h. eine Ware zu deren Produk- 
tion unreproduktive und zugleich produktive Arbeit angewandt wurde. 

Schließlich gibt esreproduktive Waren, zu deren Produktion produktive Arbeit 
angewandt wurde (das sind die kapitalistisch produzierten Produktionsmittel und 
Lohnwaren), und unreproduktive Gebrauchswerte bzw. Waren, zu deren Produktion 
unproduktive Arbeit angewandt wurde, wie 2. B. die Dienste von Privatangestellten 
und die Luxuswaren einfacher (nichtkapitalistischer) Produzenten. 

Eine reproduktive Ware kann, ebenso wie eine unreproduktive, kapitalistische 
oder einfache Ware sein, und die zurProduktion einer reproduktiven Ware angewandte 
{unreproduktive) Arbeit, produktive oder unreproduktive Arbeit sein. Dies ist auch 
nicht verwunderlich, denn reproduktiv oder unreproduktiv zu sein ist eine Bestim- 
mung, die den stofflichen Inhalt der Arbeit betrifft und die daher der konkreten Ar- 
beit und deren Produkt, dem Gebrauchswert, zukommt, produktiv oder unproduk- 
tiv zu sein ist dagegen eine Bestimmung, die die Produktionsweise betrifft, unter de- 
ren Bedingungen die Arbeit angewandt wird, und die daher der abstrakten Arbeit 
und (in der Form der Bestimmung kapitalistische oder einfache Ware zu sein) deren 
Produkt, der Ware, zukommt. 

Schließlich können auch die Ausgaben unabhängig davon, ob sie reproduktiv 
oder unreproduktiv sind, produktive oder unproduktive Ausgaben sein. So sind hier 
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die Kapitalausgaben, da annahmegemäß alle Produktionsmittel und Lohnwaren un- 
ter kapitalistischen Bedingungen produziert werden, produktive Ausgaben. Zugleich 
sind sie in voller Höhe reproduktive Ausgaben, zum Teil jedoch nur potentiell repro- 
duktive Ausgaben. Genau das gleiche gilt auch für die Ausgaben der produktiven 
Lohnarbeiter zum Kauf von Lohnwaren (12). 

Die Revenueausgaben der Kapitalisten dagegen sind in voller Höhe unreproduk- 
tive, jedoch nur zum Teil unproduktive Ausgaben. Soweit sie zum Kauf kapitalistisch 
produzierter Waren getätigt worden sind, stellen sie produktive, soweit sie aus Lohn- 
zahlungen an Hausangestellte oder aus Ausgaben zum Kauf von nicht kapitalistisch 
produzierten Waren (z. B. Leistungen von „privaten Organisationen ohne Erwerbs- 
charakter‘‘) bestehen, stellen sie unproduktive Ausgaben dar. 

Die Ausgaben der Hausangestellten für Lohnwaren, bestehend aus Löhnen und 
Transferzahlungen, sind produktive (12) und zugleich unreproduktive Ausgaben. 

Die Ausgaben der in privaten Organsiationen ohne Erwerbscharakter tätigen 
Lohnarbeiter sind produktive, (12) und je nachdem, ob und in welchem Maße die 
von ihnenproduzierten Gebrauchswerte reproduktive oderunreproduktive Gebrauchs- 
werte sind, reproduktive oder unreproduktive Ausgaben. Das gleiche gilt auch für die 
(hier bei der Bestimmung des gesellschaftlichen Wertprodukts als Teil der Staatsaus- 
gaben behandelten) Ausgaben der im staatlichen Sektor Beschäftigten. 

Die Ausgaben des Staates setzen sich zusammen aus Ausgaben für reproduktive 
und aus solchen für unreproduktive Gebrauchswerte. 

Zur ersten Ausgabenkategorie gehören die Ausgaben für Gesundheit, Infrastruk- 
tur, ein Teil der Bildungsausgaben u. ä., zur zweiten die Militärausgaben, die Ausga- 
ben für große Teile der Verwaltung u. ä.. Ausgaben der ersten Art werden von den 
marxistischen Autoren „produktiv“, solche der zweiten „unproduktiv“ genannt. Ein 
großer Teil der Staatsausgaben, in erster Linie die Personalausgaben, sind, unabhän- 
gig davon, ob sie reproduktiv oder nichtreproduktiv sind, unproduktive Ausgaben, 
weil sie zum Kauf von Arbeitskraft getätigt werden, die zur Bereitstellung vonDiensten 
eingesetzt wird, welche keine Waren darstellen. Sofern einige dieser Dienste vom Staat 
an Private gegen Entgelt verkauft werden, sind sie zwar Waren, jedoch, da sie nicht 
zum Zweck der Mehrwertproduktion bereitsgestellt werden, einfache nicht kapitali- 
stische Waren. Der Rest der Staatsausgaben, der zum Kauf von kapitalistisch produ- 
zierten Waren getätigt wird, besteht aber aus produktiven Ausgaben. 

Aus dem Entwickelten geht hervor, daß die sog. „unproduktiven‘‘ Kapitalaus- 
gaben und die lebendige Arbeit, welche sie in Bewegung setzten, keineswegs als un- 
produktiv bezeichnet werden können. Schon der Umstand, daß sie Kapitalausgaben 
sind, also Ausgaben, die zum Zweck der Mehrwertproduktion getätigt werden, schließt 
diese Bezeichnung strikt aus. Der Terminus „unproduktive Kapitalausgaben“ ist ein 
Widerspruch in sich, denn die Kapitalausgaben sind die produktiven Ausgaben par 
exellence, so wie die kapitalistische Klasse ‚‚die produktive Klasse par exellence“ (13) 
ist. 


12 Kaufen siejedoch auch Leistungen vom Staat oder von „privaten Organisationen ohne Er- 
werbscharakter“, so sind die entsprechenden Ausgaben unproduktiv. 
13 K. Marx, Resultate... , 2.2.0., S. 74 
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Ähnliches gilt auch für die Konsumausgaben der Kapitalisten sowie für die sog. 
„unproduktiven“ Staatsausgaben: Diese Ausgaben sind nur dann als unproduktiv zu 
bezeichnen, wenn und sofern sie zum Kauf von Gebrauchswerten, die keine kapitali- 
stischen Waren sind, oder von Arbeitskraft, die nicht in den kapitalistischen Produk- 
tionsprozeß eingesetzt wird, getätigt werden. So stellen, wie bereits dargelegt, die 
Lohnzahlungen der Kapitalisten an ihre Hausangestellten und die Personalausgaben 
des Staates in der Tat unproduktive Ausgaben dar. 

Bei der Gewohnheit vieler marxistischer Ökonomen, die Ausgaben für unre- 
produktive Gebrauchswerte sowie die zur Produktion dieser Gebrauchswerte ange- 
wandte Arbeit als „unproduktiv“ zu bezeichnen, handelt es sich um das, was Marx 
„die Sucht, die produktive und unproduktive Arbeit durch ihren stofflichen Inhalt 
zu bestimmen“ (14), nennt. 

Sie „rührt“ — nach den Worten von Marx — „aus drei Quellen her. 

1) Die der kapitalistischen Produktionsweise eigentümliche, und aus ihrem Wesen 
entspringende fetischistische Anschauung, welche ökonomische Formbestimmt- 
heiten, wie Were zu sein, produktive Arbeit zu sein etc. als den stofflichen Trägern 
dieser Formbestimmtheiten oder Kategorien an und für sich zukommende Eigen- 
schaften betrachtet. 

2) Daß den Arbeitsprozeß als solchen betrachtet, die Arbeit nur produktiv ist, die 
in einem Produkt (materiellen Produkt, da es sich hier nur um materiellen Reich- 
tum handelt) resultiert. 

3) Daß im wirklichen Reproduktionsprozeß — seine realen Momente betrachtet, ein 
großer Unterschied mit Bezug auf die Bildung etc. des Reichtums zwischen der 
Arbeit, die sich in unproduktiven Artikeln, und anderer, die sich in bloßen luxu- 
ries darstellt.“ (15) 

Aus denselben drei Quellen rührt auch die Verwirrung, die heute unter den 
meisten marxistischen Ökonomen hinsichtlich der Bestimmung und der analytischen 
Anwendung der Marxschen Begriffe der produktiven und der unproduktiven Arbeit 
herrscht und die sich darin ausdrückt, daß man diese Begriffe in ihrem Marx’schen 
Sinne begriffen wissen will, sie jedoch auch zur Bezeichnung der zur Produktion von 
reproduktiven und unreproduktiven Gebrauchswerten angewandten Arbeit anwen- 
det. Bei dem, was man dabei „produktive“ bzw. „unproduktive“ Arbeit nennt, han- 
delt es sich um Arbeit, die sich in reproduktiven bzw. unreproduktiven Gebrauchs- 
werten vergegenständlicht und die in jedem der beiden Fälle produktive oder unpro- 
duktive Arbeit sein kann. Ähnlichesgilt auch für das, was man als „produktive“ bzw. 
„unproduktive“ Ausgaben bezeichnet. Auch hier handelt es sich meistens um Aus- 
gaben für reproduktive bzw. unreproduktive Gebrauchswerte, die im konkreten Fall 
produktiv oder unproduktive Ausgaben sein können. 

Cogoy, der die Marx’schen Begriffe der produktiven bzw. unproduktiven und 
der reproduktiven bzw. unreproduktiven Arbeit richtig rezipiert, vermag am Ende 
doch nicht zu begreifen, daß unreproduktive Arbeit produktive Arbeit sein kann, 
und bezeichnet daher nur die Arbeit als „‚produktive“ Arbeit, die bei der Produktion _ 


14 Ebenda, $. 72 
15 Ebenda 
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von kapitalistischen und zugleich reproduktiven Waren angewandt wird; die bei der 
Produktion aller übrigen Waren angewandte Arbeit nennt er „unproduktive“ Arbeit 
(16). Damit bestimmt er „die produktive und unproduktive Arbeit (auch — G.S.) 
durch ihren stofflichen Inhalt‘ (17), auf den es nur bei der Bestimmung der Begriffe 
der reproduktiven und der unreproduktiven Arbeit ankommt. 

Diese Begriffsbildung zwingt ihn, Gebrauchswerte, zu deren Produktion unpro- 
duktive und zugleich reproduktive Arbeit, angewandt wurde, wie Infrastrukturpro- 
dukte, mit Gebrauchswerten, zu deren Produktion produktive und zugleich unrepro- 
duktive Arbeit angewandt wurde, wie Rüstungsprodukte, in einen Topf zu werfen 
und beides als eine Art von — wie er sagt — „Luxusgüter“ „im geselischaftlichen Sin- 
ne‘ zu betrachten, denn nach seinerm Konzept wurde zu ihrer Produktion „unpro- 
duktive“ Arbeit angewandt (18). 

Zweck der Kapitalausgaben der Kapitalisten für nicht reproduktive Gebrauchs- 
werte ist die Sicherung der Realisierung des Mehrwerts. Infolgedessen sind diese Aus- 
gaben notwendige Voraussetzung der Mehrwertsproduktion. Denn, langfristig gese- 
hen, wird Mehrwert produziert, wenn und sofern er realisiert werden kann. Indem 
nun die Mehrwertsproduktion die Mehrwertsrealisierurg voraussetzt, setzt sie auch 
die Mittel voraus, durch weiche diese Voraussetzung geschaffen wird, d. h. die Kapi- 
talausgaben für unreproduktive Gebrauchswerte. Betrachtet man den kapitalistischen 
Produktionsprozeß in seiner Totalität, als Einheit von Mehrwertsproduktion und 
Mehrwertsrealisierung,so sind die Kapitalausgaben für unreproduktive Gebrauchswerte 
notwendige Bedingung der Mehrwertsproduktion überhaupt, d. h. der erweiterten 
Reproduktion des Kapitals und des Kapitalverhältnisses. 

Auch die Ausgaben des Staates für unreproduktive Gebrauchswerte sind Mittel 
zur politischen, rechtlichen, administrativen, kulturellen, ideologischen und nicht 
zuletzt zur polizeilichen und militärischen Sicherung der Reproduktion des Kapital- 
verhältnisses durch den kapitalistischen Staat und gehören daher zu den notwendigen 
Voraussetzungen der Reproduktion des Gesamtsystems. 

Schließlich sind auch die Revenueausgaben der Kapitalisten, die ebenfalis Aus- 
gaben für unreproduktive Gebrauchswerte darstellen, Grundvoraussetzung der Re- 
‚produktion der kapitalistischen Klasse und daher „eine absolute Notwendigkeit für 
eine Produktionsweise, die den Reichtum für die Nicht-Produzenten produziert, also 
ihm notwendige Formen geben muß, worin er von dem bloß genießenden Reichtum 
aneigenbar.“ (19): 

Soweit sie auf der Zunahme der Kapitalausgaben sowie der Staatsausgaben für 
unreprodukitve Gebrauchswerte zurückgeht, ist die Zunahme des Anteils der Ausga- 
ben für unreproduktive Gebrauchswerte am gesellschaftlichen Wertprodukt notwen- 
diges Resultat der mit der Entwicklung der kapitalistischen Produktionsweise wach- 
senden Komplexität der Reproduktion des kapitalistischen Gesamtsystems und der 


16 Vgl. Mario Cogoy, a.a.0., S. 151 £. Diesen Begriff der „produktiven“ bzw. „unprodukti- 
ven“ Arbeit machen sich auch Schmiede und Yaffe zueigen; vgl. 2.2.0. 

17 K. Marx, Resultate... ‚a.a.0., 8. 72 ur j 

18 _ Vgl. Mario Cogoy, a.a.0.,8. 152. Dagegen wendet sich zu Recht Willi Semmiler, der jedoch 
dabei „Infrastrukturprodukte“ als ebenso unreproduktiv ansieht wie Luxusgüter oder Rü- 
stungsprodukte. Vgl. Willi Semmler, 2.2.0., S. 283 

19 K. Marx, Resultate... ., a.2.0., 8. 71 
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daraus im Hinblick auf eben diese Reproduktion resultierenden Schwierigkeiten. So- 
weit sie dagegen auf eine Zunahme der Revenueausgaben der Kapitalisten zurückgeht, 
ist sie Ausdruck einer Produktionsweise, in der die von den objektiven Bedingungen 

ihrer Arbeit und ihres Lebensgetrennten unmittelbaren Produzenten nicht nur Reich- 
“tum für die nichtproduzierenden Eigentümer dieser Bedingungen produzieren, son- 
dern ihn in zunehmendem Maße in Formen produzieren müssen, in denen er von der 
Klasse der Nichtproduzenten konsumierbar ist. Daraus folgt, daß die unreprodukti- 
ven Ausgaben und die unreproduktiven Gebrauchswerte nur vom Standpunkt der 
Reproduktion der Bedingungen des realen unmittelbaren Produktionsprozesses un- 
reproduktiv sind. Betrachtet man sie dagegen vom Standpunkt der Reproduktion der 
kapitalistischen Gesellschaft in ihrer konkreten Totalität, so stellen sie Bedingungen 
und zugleich Resultate, also einen Teil der Reproduktion des kapitalistischen Ge- 
samtsystems dar und sind daher reproduktiv (20). Sie sind eine absolute Notwendig- 
keit des Gesamtsystems. 

Eine weitere Folge der mit der Entwicklung der kapitalistischen Produktions- 
weise wachsenden Schwierigkeiten der Reproduktion des Kapitals auf allen Ebenen 
seiner Existenz ist die Zunahme des Anteils der Staatsausgaben am gesellschaftlichen 
Wertprodukt. 

Mit wachsender Komplexität der Reproduktion des Kapitalverhältnisses sind 
die einzelnen Kapitale immer weniger in der Lage, die Bedingungen dieser Repro- 
duktion zu reproduzieren. Dies wird in zunehmendem Maße zur Aufgabe des kapi- 
talistischen Staates, für deren Wahrnehmung er einen immer größer werdenden An- 
teil des Wertprodukts erhält. Dabei handelt es sich nicht nur um die Schaffung der 
Bedingungen für die Realisierung des Mehrwerts oder gar nur um die Schaffung der 
Bedingungen der Reproduktion des Kapitalverhältnisses auf politischer, administra- 
tiver, ideologischer etc. Ebene, sondern auch — und dies in zunehmendem Maße — 
um die Reproduktion der Bedingungen der Mehrwertproduktion, um die Reproduk- 
tion der subjektiven und objektiven Faktoren des realen Produktionsprozesses, der 
Arbeitskraft und der Produktionsmittel. So muß der kapitalistische Staat außer den 
Ausgaben für nicht reproduktive Waren, die der Sicherung der Mehrwertrealisierung 
sowie der Reproduktion des Kapitalverhältnisses auf politischer etc. Ebene dienen, 
auch Ausgaben für Bildung, Gesundheit, Infrastruktur und neuerdings auch für die 
Schaffung einer nationalen Energie- und Rohstoffbasis tätigen, um die Reproduktion 
bestimmter globaler Bedingungen des realen Produktionsprozesses, d. h. der Mehr- 
wertproduktion, zu sichern. Letzteres besagt (und dies sei am Rande bemerkt), daß 
mit der fortschreitenden Entwicklung der kapitalistischen Produktionsweise die kapi- 
talistische Produktion zum Teil, wenn auch unter den Bedingungen des Privateigen- 
tums an Produktionsmitteln, auf staatlicher Basis vergesellschaftet wird. Indem sie 


20 Selbst der Luxus des einzelnen Kapitalisten stellt unter einem bestimmten Aspekt eine für 
die Reproduktion seines Kapitals notwendige und daher reproduktive Ausgabe dar: „Auf 
einer gewissen Entwicklunghöhe wird ein konventioneller Grad von Verschwendung, die 
zugleich Schaustellung des Reichtums und daher Kreditmittel ist, sogar zu einer Geschäfts- 
notwendigkeit des ‚unglücklichen‘ Kapitalisten. Der Luxus geht in die Repräsentations- 
kosten des Kapitals ein.“ (K. Marx, Das Kapital, Bd. I, a.2.0., S. 620). 
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also im Zuge ihrer Entwicklung die Vergesellschaftung der Produktion vorantreibt, 
schafft die kapitalistische Produktionsweise die objektiven Voraussetzungen ihrer 
Überwindung. 

An sich bedarf es keiner besonderen Erklärung, daß ein übermäßiges Ansteigen 
des Anteils der Ausgaben für unreproduktive Gebrauchswerte am gesellschaftlichen 
Wertprodukt die Reproduktion der Bedingungen des reälen Produktionsprozesses 
und somit auch die Reproduktion des kapitalistischen Systems in seiner Gesamtheit 
gefährden kann. Schon Marx war sich dieser Implikation bewußt. 


„Ein großer Teil des jährlichen Produkts, das als Revenu verzehrt wird und nicht mehr als Pro- 
duktionsmitteln von neuem in die Produktion eingeht, besteht aus den fatalsten, die jämmerlich- 
sten Gelüste, fancies usw. befziedigenden Produkten (Gebrauchswert). Dieser Inhalt ist für die 
Bestimmung der produktiven Arbeit ganz gleichgültig (obgleich natürlich wenn ein unproportio- 
neller Teil so reproduziert würde, statt in Produktionsmittel und Lebensmittel zurückverwandelt 
zu werden, die von neuem in die Reproduktion, sei es der Waren, sei es der Arbeitsvermögen 
selbst eingehn — kurz: die produktiv konsumiert werden, — die Entwicklung des Reichtums na- 
türlich einen check erhielte). Diese Sorte produkte Arbeit produziert Gebrauchswerte, vergegen- 
ständlicht sich in Produkten, die nur für die unprodukte Konsumtion bestimmt, in ihrer Realität, 
als Artikel, keinen Gebrauchswert für den Reproduktionsprozeß haben (sie können dies nur be- 
kommen durch Stoffwechsel durch Austausch mit reproduktiven Gebrauchswerten; aber das ist 
nur ein Displacement. Somewhere müssen sie als unreproduktiv konsumiert werden. Andre solcher 
in den unreproduktiven Konsumtionsprozeß fallenden Artikel könnten nötigenfalls auch wieder 
als Kapital funktionieren. Das Nähere hierüber gehört in Ch. III Buch Il über den Reproduktions- 
prozeß — Es ist hier nur diese Bemerkung zu antizipieren: Es ist für die gewöhnliche Okonomie 
unmöglich über die Schranken der Luxusproduktion, vom Standpunkt der kapitalistischen Pro- 
duktion selbst ein vernünftiges wort zu sagen. Die Sache ergibt sich aber sehr einfach, wenn die 
Momente des Reproduktionsprozesses ordentlich analysiert werden. Wird der Reproduktions- 
prozeß gehemmt oder sein Fortschritt, soweit er schon durch den natürlichen Fortschritt der Po- 
pulation bedingt ist, aufgehalten durch unverhältnismäßige Anwendung solcher produktiven Ar- 
beit, die in unreproduktiven Artikeln sich darstellt, so ist also zu wenig notwendige Lebensmit- 
tel oder zu wenig Produktionsmittel etc. reproduziert worden, so ist der Luxus verdammlich vom 
Standpunkt der kapitalistischen Produktion. Im übrigen ist er eine absolute Notwendigkeit für 
eine Produktionsweise, die den Reichtum für die Nicht-Produzenten produziert, also ihm notwen- 
dige Formen geben muß, worin er von dem bloß geniessenden Reichtum aneigenbar)“. (21) 


Was Marx über einen Teil der Produktion von unreproduktiven Gebrauchswerten, die 
Luxusgüterproduktion, schreibt, gilt auch für die übrigen Teile dieser Produktion: 
Die Ausdehnung des unreproduktiven zulasten des reproduktiven Sektors kann die 
Reproduktion des reproduktiven Sektors und damit die Basis für die Reproduktion 
des Gesamtsystems gefährden. . 

Andereiseits ist die ständige Zunahme des Anteils der unreproduktiven Ausga- 
ben und, soweit sie aus unreproduktiven Ausgaben bestehen, auch der Staatsausga- 
ben am gesellschaftlichen Wertprodukt notwendige Voraussetzung der Reproduk- 
tion des Kapitalverhältnissesauf allen Ebenen seiner Existenz ausschließlich der Ebe- 
ne der unmittelbaren Produktion. j 

Es zeigt sich nun, daß die Reproduktion des entwickelten Kapitalverhältnisses 
in seiner Gesamtheit einen latenten Widerspruch in sich birgt. Seine Reproduktion 
auf der Realisations- sowie auf der allgemeinen gesellschaftlichen (politischen, recht- 


21 K. Marx. Resultate... ., a.a.0., S. 71 
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lichen, administrativen etc.) Ebene verlangt ein ständiges Steigen des Anteils der un- 
reproduktiven Ausgaben. Dies kann aber seine Reproduktion auf der Ebene der re- 
alen Produktion (auf dem jeweilserforderlichen Niveau), welche die Grundvorausset- 
zung für seine Reproduktion auf den beiden erstgenannten Ebenen seiner Existenz 
ist, ernsthaft gefährden. Denn die Zunahme des Anteils der unreproduktiven Ausga- 
ben ist gleichbedeutend mit einer Ausdehnung des unreproduktiven Sektors im Ver- 
gleich zum reproduktiven. Der unreproduktive Sektor reproduziert sich aber nicht 
selbst, sondern wird vom reproduktiven Sektor reproduziert. Sein Wachstum wird 
durch das Wachstum des reproduktiven Sektors begrenzt, weil er die Mittel für seine 
Ausdehnung vom reproduktiven Sektor bezieht. Auf diese Weise liefert der reproduk- 
tive Sektor letztlich auch die Mittel für die Reproduktion des Kapitalverhältnisses auf 
der Realisierungs- sowie auf der allgemeinen gesellschaftlichen Ebene. Indes wird das 
Ausmaß der Ausdehnung des unreproduktiven Sektors durch die Erfordernisse der 
Reproduktion des Kapitalverhältnisses auf diesen zwei Ebenen, ungeachtet der reel- 
len Möglichkeiten des reproduktiven Sektors, eine solche Ausdehnung zu tragen, be- 
stimmt. Daher ist es durchaus möglich, daß diese Reproduktion zeitweilig eine der- 
artige Ausdehnung des unreproduktiven Sektors verlangt, die dann die Reproduktion 
des reproduktiven Sektors selbst, die Voraussetzung der allgemeinen Reproduktion 
des Kapitalverhältnisses, auf dem jeweils erforderlichen Level unmöglich macht mit 
der Folge, daß eine allgemeine Reproduktionskrise ausbricht. Wir meinen, daß es 
sich bei der gegenwärtigen Krise in der BRD, um eine solche Reproduktionskrise 
handelt (vgl. dazu den Aufsatz von Wolfram Laaser in diesem Heft). 

Wenn aber das Wachstum der unreproduktiven Ausgaben und des unreproduk- 
tiven Sektors in der Weise durch das Wachstum des reproduktiven Sektors begrenzt 
wird, daß, damit keine Reproduktionskrise ausbricht, beide Ausgabenarten bzw. Sek- 
toren in einem bestimmten Verhältnis wachsen müssen, — wenn dem so ist, so kann 
man das Phönomen der Zunahme der unreproduktiven Ausgaben nicht bloß mit 
dem Hinweis auf die entsprechenden Erfordernisse der Reproduktion des Kapitalver- 
hältnisses auf bestimmten Ebenen seiner Existenz erklären. Es müssen noch die Fak- 
toren aufgezeigt werden, die diese Zunahme ermöglichen, ohne daß das System in- 
folge von immer wiederkehrenden Reproduktionskrisen zusammenbricht. 

Der erste dieser Faktoren ist die ständige Steigerung der Produktivität der Ar- 
beit. Schon eine erweiterte Reproduktion, in der keine unreproduktiven Gebrauchs- 
werte produziert werden, setzt eine bestimmte Steigerung der Produktivität der Ar- 
beit voraus: Die Arbeiter müssen in der Lage sein, mehr zu produzieren als das, was 
für ihre eigene Reproduktion sowie für den Ersatz der verbrauchten Produktionsmit- 
tel erforderlich ist. Soll dann, ohne daß dies das Niveau der Reproduktion senkt, ein 
Teil des gesellschaftlichen Produkts in der Form von unreproduktiven Gebrauchs- 
werten produziert werden, etwa in der Form von Luxuswaren für den Kapitalisten- 
konsum, so isteine noch größere Zunahme der Produktivität erforderlich. Entsprechen- 
des gilt schließlich, wenn — bei Einhaltung eines bestimmten Niveaus der erweiterten 
Reproduktion des reproduktiven und des Luxusgütersektors, außer der Luxusgüter- 
produktion auch andere Teile des gesellschaftlichen Gesamtprodukts in der Form 
von unreproduktiven Artikeln, etwa als Kriegsmaterial, produziert werden. 
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Eine solche Entwicklung ist nur dann möglich, wenn die Produktivität der Ar- 
beit, vor allem die der im reproduktiven Sektor angewandten Arbeit, entsprechend 
schnell wächst. In dem Maße also, wie. die Arbeitsproduktivität steigt, kann das kapi- 
talistische System einen wachsenden Teil des gesellschaftlichen Produktsin der Form 
von unreproduktiven Gebrauchswerten produzieren und zugleich einen ebenfalls 
wachsenden Teil dieses Produkts an den Staat abtreten. 

Eine noch größere Steigerung der Produktivkraft der Arbeit ist offensichtlich 
erforderlich, wenn — wie heute notwendig (22) — bei erweiterter Reproduktion die 
unreproduktiven sowie die Staatsausgaben nicht nur absolut, sondern auch relativ, 
im Vergleich zum gesellschaftlichen Wertprodukt, wachsen sollen. 

Man sollte aber die Möglichkeit einer ständigen Zunahme dieser Teile des ge- 
sellschaftlichen Produkts nicht überschätzen. Denn je größer der Anteil des unrepro- 
duktiven, je kleiner also der desreproduktiven Sektors bereits ist, desto größer ist die 
für eine weitere Ausweitung des unreproduktiven Sektors erforderliche Produktivi- 
tätssteigerung. Entsprechendes gilt auch für die Möglichkeit einer weiteren Auswei- 
tung des staatlichen Sektors: Sie ist umso kleiner, je größer bereits der staatliche Sek- 
tor ist. 

Hinzu kommt noch folgendes: Wenn die Produktivitätssteigerung, entsprech- 
end der nach Marx spezifisch kapitalistischen Form der Produktivitätssteigerung, 
selbst bei Konstanz der Mehrwertsrate eine Erhöhung der Wertzusammensetzung des 
Kapitals teils voraussetzt, teils nach sich zieht, so steigt mit der Produktivität und 
mit der Wertzusammensetzung auch die Akkumulationsquote, das Verhältnis des 
jährlich als konstantes Kapital akkumulierten Mehrwerts zum gesellschaftlichen Wert- 
produkt. Offensichtlich begrenzt aber eine ständige Steigerung der Akkumulations- 
quote die Möglichkeit, die unreproduktiven und die Staatsausgaben zu erhöhen. 

Umgekehrt folgt daraus (und das wäre der zweite Faktor der eine Zunahme 
der Anteile der unreproduktiven sowie derStaatsausgaben am gesellschaftlichen Wert- 
produkt ermöglichen könnte), daß der Kapitalismus in dem Maße, wie es ihm gelingt, 
die Wertzusammensetzung des Kapitals weniger als bisher steigen zu lassen bzw. kon- 
stant zu halten oder gar zu senken, ohne dabei die Produktivität der Arbeit langsamer 
als bisher zu erhöhen, die Anteile der unreproduktiven und der Staasausgaben am ge- 
sellschaftlichen Wertprodukt steigen lassen Kann. Denn in diesem Fall kann die Akku- 
mulationsquote, ohne daß die Produktivität weniger wächst, weniger steigen als bis- 
her bzw. konstant bleiben oder gar fallen. Infolgedessen wird ein Teil des Produk- 
tionspotentials, der bislang von der Produktionsmittelproduktion in Anspruch ge- 
nommen wurde, frei und kann dann durch ein schnelleres Wachstum der Produktion 
für den Staat oder der Produktion von unreproduktiven Artikeln ausgeschöpft wer- 
den. 


22 So fordert die Kommission für wirtschaftlichen und sozialen Wandel in ihrem, zu Beginn 
dieses Jahres der Bundesregierung vorgelegten Gutachten ‚„‚Wirtschaftlicher und sozialer 
Wandel in der Bundesrepublik Deutschland“ nach einer Phase der Konsolidierung und auf 
längere Sicht eine Erhöhung der nominalen Staatsausgabenquote. 

Vgl. H. Kohn und F. Latzelsberger, Steuerungsprobleme in Wirtschaft und Gesellschaft. 
Zum Gutachten der Kommission für wirtschaftlichen und sozialen Wandel. Beilage zur 
Wochenzeitung „das parlament“ vom 7. Mai 1977, 8. 9 ff. 
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Doch handelt es sich bei dereben diskutierten Möglichkeit des kapitalistischen 
Systems, die Anteile der unreproduktiven und der Staatsausgaben am gesellschaftli- 
chen Wertprodukt durch Steigerung der Produktivität der Arbeit zu erhöhen, um 
eine nur abstrakt gegebene Möglichkeit, denn bei ihrer Einschätzung wurde von den 
periodischen ökonomischen Krisen des Systems, die unter anderem auch diese Mög- 
lichkeit entschieden einschränken, abgesehen. Es wird sich noch zeigen, daß diese 
Möglichkeit bedeutend geringer ist, als sie nach den bisherigen Ausführungen erschei- 
nen mag. 

Die Zunahme des Anteils der unreproduktiven Ausgaben kann die Reproduk- 
tion des reproduktiven Sektors, d. h. die Grundvoraussetzung der gesellschaftlichen 
Reproduktion überhaupt, und somit die Reproduktion des kapitalistischen Gesamt- 
systems selbst stören oder gar gefährden. Mit der Zunahme dieses Anteilsfällt erstens 
der Anteil der lebendigen Arbeit, die für die Produktion von reproduktiven Waren 
angewandt wird, an der gesellschaftlich insgesamt angewandten lebendigen Arbeit 
mit der Folge, daß ein steigender Prozentsatz der jährlich produzierten Produktions- 
mittelmenge abgezweigt werden muß für den Ersatz des verbrauchten Teils und die 
Aufstockung des Produktionsmittelbestandes im unreproduktiven Sektor. 

Die Zunahme des Anteils der unreproduktiven Ausgaben kann die Reproduk- 
tion des reproduktiven Sektors und somit auch die des Gesamtsystems beeinträchti- 
gen, nämlich dann, wenn infolge dieser Zunahme und der ihr entsprechenden Aus- 
dehnung des unreproduktiven Sektors die Mengen der lebendigen Arbeit und der Pro- 
duktionsmittel, die in den reproduktiven Sektor eingesetzt werden können, kleiner 
sind als die Mengen, die für die erweiterte Reproduktion dieses Sektors auf dem von 
der Ausweitung des unreproduktiven Sektors erheischten Niveaus erforderlich ist. 

Auch die Zunahme des Anteils der Staatsausgaben kann die Reproduktion des 
Gesamtsystems beeinträchtigen. Zum einen wenn und sofern die Zunahme dieses 
Anteils auch eine Zunahme des Anteils der unreproduktiven Ausgaben impliziert. 
Zum anderen aber auch deswegen, weil eine Zunahme des Anteils der Staatsausgaben 
und die ihr entsprechende Ausdehnung des staatlichen Sektors selbst dann eine Ein- 
schränkung der Reproduktionsmöglichkeiten des kapitalistischen Sektors darstellen 
können, wenn sie keine Ausweitung des unreproduktiven Sektors implizieren. Denn 
auch dann, wenn die zusätzlichen Staatsausgaben der Herstellung allgemeiner Bedin- 
gungen der realen Reproduktion des Kapitals dienen, vermindert die Zunahme der 
Staatsausgaben, indem sie den Mehrwertteil, der den Einzelkapitalen verbleibt, ver- 
schmälert, den akkumulierten Teil des Mehrwerts, schränkt damit also die Reproduk- 
tion der Einzelkapitale ein und zerstört dadurch auch ihre eigene Grundvorausset- 
zung. Zunahmen der Staatsausgaben, die über ein bestimmtes Maß hinausgehen, Kön- 
nen eine solche Störung der Reproduktion der Einzelkapitale bewirken, die die Vor- 
aussetzungen für die Reproduktion des staatlichen Sektors auf dem jeweils notwen- 
digen Niveau zunichte macht. 

Wie beeinflussen nun die Zunahme der unreproduktiven Ausgaben (23) und 


23 Zwischen den verschiedenen Arten unreproduktiver Ausgaben bestehen zwar sehr wichti- 


ge, aus ihren unterschiedlichen Funktionen im Prozeß der Reproduktion des kapitalisti- 
schen Systems in seiner Totalität resultierende Unterschiede. So ist z. B. die Bedeutung 
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die der Staatsausgaben — vorausgesetzt, sie beeinträchtigen die Reproduktion des 
Kapitals nicht — die allgemeine Profitrate, wie Marx sie begreift, also die Profitrate 
„vor Steuerabzug“ (Bruttoprofitrate)? 

Offenbar beeinflußt die Zunahme der Staatseinnahmen diese Profitrate nicht. 

Nur die Zunahme der Staatsausgaben kann einen Einfluß auf die Bruttoprofit- 
rate haben. Esist zuvermuten, daß der Staatin dem Maße, wie er Ausgaben zur Schaf- 
fung bestimmter allgemeiner Bedingungen der Reproduktion der einzelnen Kapitale 
auf der Ebene des realen Produktionsprozesses tätigt, die Produktivität und somit die 
Bruttoprofitrate erhöht. Zudem erhöht er dabei die Bruttoprofitrate auch dadurch, 
daß der Teil der von ihm zur Schaffung der oben genannten Bedingungen eingesetz- 
ten Produktionsmittel nicht als Kapital erscheinen. Würden sie nämlich als Kapital 
existieren — was der Fall wäre, wenn die allgemeinen Bedingungen des realen Pro- 
duktionsprozesses des gesellschaftlichen Kapitals nicht vom Staat, sondern von den 
Einzelkapitalen selbst geschaffen worden wären — so wäre dieses Kapital bei der Be- 
rechnung der Bruttoprofitrate als Teil des gesellschaftlichen Gesamtkapitals zu be- 
rücksichtigen, wodurch die Profitrate, bei sonst gleichen Umständen, kleiner erschei- 
nen würde (24). 

Was die Zunahme der unreproduktiven Ausgaben betrifft, so hat sie — voraus- 
gesetzt, sie beeinträchtigt die Kapitalproduktion nicht — im allgemeinen keinen Ein- 
fluß auf die Bruttoprofitrate. Da sie Reflex einer Ausdehnung des unreproduktiven 
Sektors ist, beeinflußt sie die Bruttoprofitrate dann, wenn die Wertzusammensetzung 
des Kapitals im unreproduktiven Sektor nicht gleich der gesellschaftlich durchschnitt- 
lichen ist. Ist die Wertzusammensetzung des Kapitals im unreproduktiven Sektor 
größer (kleiner) als die gesellschaftlich durchschnittliche und steigt der Anteil des va- 
tiablen Kapitals des unreproduktiven Sektors am gesellschaftlichen variablen Kapital, 
so fällt (steigt) ceteris paribus die Bruttoprofitrate. Umgekehrt, steigt (fällt) die Brut- 
toprofitrate, wenn — c. p. — dieser Anteil fällt. Denn im ersten Fall steigt, im zweiten 
fällt — c. p. — die gesellschaftlich durchschnittliche Wertzusammensetzung, obwohl 
die Wertzusammensetzung des Kapitals in den einzelnen Sektoren unverändert bleibt 
(25). 

Die Bruttoprofitrate kann sich infolge einer Zunahme der unreproduktiven 
Ausgaben auch dann ändern, wenn diese Zunahme und die ihr entsprechende Aus- 


der Ausgaben für Luxusgüter für die Reproduktion des Systems offenbar eine andere als 
die der Militärausgaben. Diese Unterschiede sind aber im Hinblick auf den Einfluß der Zu- 
nahme des Anteils der unreproduktiven Ausgaben am gesellschaftlichen Wertprodukt auf 
die Profitrate irrelevant. 

24 Auf diesen Sachverhalt hat den Verfasser Rainer Künzel aufmerksam gemacht. 

25 Dies hängt damit zusammen, daß die gesellschaftlich durchschnittliche Wertzusammenset- 
zung des Kapital nicht das arithmetische, sondern das gewogene Mittel der sektoralen Wert- 
zusammensetzungen ist, wobei als Gewichte die Anteile der variablen Kapitale der einzel- 
nen Sektoren am variablen Kapital aller Sektoren fungieren. Aus diesem Grund kann sich 
die gesellschaftlich durchschnittliche Wertzusammensetzung selbst bei unveränderten sek- 
toralen Wertzusammensetzungen ändern, nämlich dann, wenn die Anteile des variablen 
Kapitals zweier oder mehrerer Sektoren am variablen Kapital aller Sektoren ändert, vor- 
ausgesetzt in mindestens einem dieser Sektoren ist die Wertzusammensetzung des Kapitals 
nicht gleich der durchschnittlichen. 
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dehnung des unreproduktiven Sektors eine Veränderung der Wertzusammensetzung 
des Kapitals im unreproduktiven Sektor bewirken. Steigt (fällt) dabei diese Wertzu- 
sammensetzung, so führt dies — c. p. — zu einer Abnahme (Zunahme) der Bruttopro- 
fitrate (26). 

Gibt es keine Gründe für die Annahme, daß die Wertzusammensetzung des Ka- 
pitalsim unrepro duktivenSektor von der gesellschaf tlich durchschnittlichen abweicht 
und/oder sich nicht in der gleichen Richtung und mit der gleichen Rate ändert wie 
diese, so ist abschließend festzustellen, daß die Zunahme des Anteils der unreproduk- 
tiven Ausgaben und die ihr entsprechenden Ausdehnung des unreproduktiven Sek- 
tors, wenn sie die Reproduktion des Kapitals nicht stören, die Bruttoprofitrate kaum 
beeinflussen. Eher umgekehrt: Die Entwicklung der Bruttoprofitrate begrenzt das 
Ausmaß, in dem die unreproduktiven Ausgaben noch zunehmen können, ohne daß 
diese Zunahme zu einer Störung der Reproduktion des Kapitals führt. Das gleiche 
gilt auch für den Zusammenhang zwischen der Entwicklung der Bruttoprofitrate und 
der Zunahme der Staatsausgaben. 

Die Erhöhung der unreproduktiven Ausgaben führt, sofern sie ein bestimmtes 
Maß übersteigt, zu einer Verminderung des Wachstums der Produktivität und daher 
auch des Wachstums der jährlich produzierten Gebrauchswerte. Dasselbe gilt auch 
für die Zunahme der Staatsausgaben, soweit sie durch eineErhöhung der unreproduk- 
tiven Staatsausgaben bedingt ist. Zudem führt eine Erhöhung der unproduktiven 
Staatsausgaben zu einer Verlangsamung des Wachstums des gesellschaftlichen Wert- 
produkts bzw., beigegebener gesellschaftlich insgesamt angewandten Menge lebendi- 

ger Arbeit, zu einer Abnahme des gesellschaftlichen Wertprodukts selbst. 

Nun zum Einfluß der Zunahme der unreproduktiven Ausgaben und der Staats- 
ausgaben auf die Profitrate „nach Steuerabzug“ (Nettoprofitrate). 

Die Nettoprofitrate ist gleich dem mathematischen Produkt aus der Bruttopro- 
fitrate und dem Verhältnis des Nettomehrwerts zum Gesamtmehrwert. Mit Netto- 
mehrwert ist die Differenz zwischen dem Gesamtmehrwert und den Staatsausgaben 
gemeint. Es sei hier daran erinnert, daß entsprechend unseren Annahmen 
1) alle Steuern von den Kapitalisten abgeführt werden, 

2) keine Ausgaben des Staates mit Krediten finanziert werden und 
3) die Subventionen nicht in den Staatsausgaben enthalten sind. 

Für die Tendenz der Nettoprofitrate im Verhältnis zur Tendenz der Bruttopro- 
fitrate gilt daher folgendes: 

Bleibt das Verhältnis des Nettomehrwerts zum Gesamtmehrwert konstant, so 
ändern sich beide Profitraten mit der gleichen Rate. Steigt dieses Verhältnis, so steigt 


26 Wir halten die — auch von marxistischen Autoren akzeptierte — neoricardianische Ansicht, 
wonach Änderungen der Wertzusammensetzung des Kapitals im unreproduktiven Sektor 
zwar die relativen Produktionspreise, nicht aber auch die allgemeine Profitrate beeinflus- 
sen, für falsch. Allerdings ist sie nicht aus den Gründen falsch, welche Mandel (Der Spät- 
kapitalismus, Frankfurt a. M. 1973, 2. Aufl., S. 267 £f.) und Schmiede/Yaffe (a.a.O., S. 
61 ff.) anführen. 

Vgi. dazu G. Stamatis, Über den Einfluß von Änderungen der Wertzusammensetzung des 
Kapitals im unreproduktiven Sektor (Nichtbasissektor) auf die allgemeine Profitrate. 
Göttingen 1977, unveröffentlichtes Manuskript. 
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(fällt) die Nettoprofitrate prozentual mehr (weniger) als die Bruttoprofitrate. In die- 
sem Fall kann die Nettoprofitrate selbst bei konstanter oder gar fallender Bruttopro- 
fitrate steigen. 

Fällt schließlich das Verhältnis des Nettomehrwerts zum Gesamtmehrwert, so 
steigt (fällt) die Nettoprofitrate prozentual weniger (mehr) als die Bruttoprofitrate, 
In diesem Fall kann die Nettoprofitrate selbst bei konstanter oder gar steigender 
Bruttoprofitrate fallen. 

Offenbar steigt (fällt) das Verhältnis des Nettomehrwerts zum Gesamtmehrwert 
— ceteris paribus — beinicht steigendem Anteil der Staatsausgaben am gesellschaftli- 
chen Wertprodukt weniger (mehr) als bei steigendem. Die Zunahme des Anteils der 
Staatsausgaben am gesellschaftlichen Wertprodukt verstärkt daher eine fallende und 
hemmt eine steigende Tendenz der Nettoprofitrate.Ist sie entsprechend groß, so kann 
sie eine steigende Tendenz der Nettoprofitrate neutralisieren oder gar in eine fallen- 
de umkehren. 

Wir gehen davon aus, daß der steigende Anteil der Staatsausgaben am gesell- 
schaftlichen Wertprodukt eine fallende Tendenz des Verhältnisses des Nettomehr- 
werts zum Gesamtmehrwert zum Ausdruck bringt. Fällt dieses Verhältnis, so kann, 
wie oben gezeigt, bei steigender Bruttoprofitrate die Nettoprofitrate steigen (27), 
konstant bleiben oder fallen. 

Fällt unter diesen Bedingungen die Nettoprofitrate (ob dies in Wirklichkeit der 
Fall ist oder nicht, kann nur eine empirische Untersuchung zeigen), so nicht etwa, 
weil die sog. „unproduktiven“,d.h. die unreproduktiven Ausgaben absolut oder auch 
relativ, im Vergleich zum gesellschaftlichen Wertprodukt, zunehmen, sondern weil 
der Anteil der Staatsausgaben am gesellschaftlichen Wertprodukt steigt und damit 
auch das Verhältnis des Nettomehrwerts zum Gesamtmehrwert abnimmt. Es ist da- 
bei gleichgültig, ob die Zunahme des Anteils der Staatsausgaben auch eine Zunahme 
des Anteils der unreproduktiven Ausgaben impliziert oder nicht, wenn diese letzte 
Zunahme, wie hier angenommen, die Reproduktion des reproduktiven Sektors auf 
dem — von der Zunahme des Anteils der unreproduktiven Ausgaben geforderten — 
Niveaus nicht beeinträchtigt. j 

Das Resultat unserer Betrachtung ist also folgendes: 

Wenn die Produktivität schneller wächst als die technische Kapitalzusammen- 
setzung und daher die (Brutto-) Profitrate steigt, Kann die Nettoprofitrate selbst bei 
steigendem Anteil der unreproduktiven Ausgaben sowie der Staatsausgaben am ge- 
sellschaftlichen Wertprodukt, und daher bei fallendem Verhältnis des Nettomehr- 
werts zum Gesamtmehrwert, fallen, konstant bleiben oder steigen. 

Mancher wäre vielleicht geneigt,daraus den Schluß zu ziehen, daß dies mit der 
Verkündung eines für den Kapitalismus krisenfreien, goldenen Zeitalters gleichbedeu- 
tend sei. 

indes ist diese Schlußfolgerung aus zwei Gründen nicht gerechtfertigt. Zum ei- 
nen ist der Fall der Profitrate nicht die einzige und wohl auch nicht die wichtigste 
oder eine der wichtigsten Ursachen der kapitalistischen Krisen. Daher kann auch das 


27 Sie steigt dann aber in kleinerem Maße als die Bruttoprofitrate. 
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Umschlagen der fallenden Tendenz der (Brutto-) Profitrate und selbst ein Umschla- 
gen der fallenden Tendenz der Nettoprofitrate in eine steigende nicht bedeuten, daß 
der Kapitalismus nunmehr sich krisenfreientwickeln kann. Denn selbst jene von Marx 
dargestellten Krisen, welche Folge einer fallenden Tendenz der Profitrate sind (28), 
werden infolge einer langfristig nicht mehr fallenden Brutto- oder gar Nettoprofitrate 
insofern nicht verschwinden, als eine langfristig steigende Profitratentendenz keines- 
wegs besagt, daß die Profitrate kurz-, aber auch mittelfristig nicht fallen kann. Nur 
ist dieses immer wiederkehrende kurz- und mittelfristige Sinken der Profitrate nicht, 
wie früher die langfristig fallende Tendenz der Profitrate, nur Grund, sondern auch 
Folge von Krisen. 

Zum anderen sind wir bisher davon ausgegangen, daß die durch die Steigerung 
der Produktivität und der Ökonomie in der Anwendung des konstanten Kapitals er- 
möglichte Zunahme der Anteile der unreproduktiven Ausgaben und der Staatsausga- 
ben am Wertprodukt erstens den Erfordernissen der Reproduktion des Kapitalver- 
hältnisses auf der Realisierungsebene sowie auf der gesellschaftlichen Ebene genügt 
und zweitens die Reproduktion des reproduktiven Sektors, d.h. die Reproduktion 
der Bedingungen des unmittelbaren Produktionsprozesses, nicht gefährdet, wir haben 
aber keinen Zweifel darüber aufkommen lassen, daß diese Voraussetzungen nicht als 
erfüllt angesehen werden können. So wurde bereits darauf hingewiesen, daß die Zu- 
nahme der Anteile der unreproduktiven Ausgaben und der Staatsausgaben am Wert- 
produkt die Möglichkeit von Krisen, welche die Reproduktion des Kapitalverhältnis- 
ses auf allen seinen Existenzebenen betreffen, in sich birgt. Selbst eine langfristig stei- 
gende Tendenz der Profitrate kann also nicht als Ausdruck der Möglichkeit einer kri- 
senfreien kapitalistischen Entwicklung interpretiert werden. 

Die technologische Entwicklung ermöglicht zwar in dem Maße, wie sie die Pro- 
duktivität der Arbeit und die Ökonomie in der Anwendung des konstanten Kapitals 
erhöht, eins entsprechende Zunahme der Anteile der unreproduktiven Ausgaben und 
der Staatsausgaben am Wertprodukt, die jeweils notwendige Zunahme dieser Anteile 
wird aber vor allem von den Erfordernissen der Reproduktion des Kapitalverhältnis- 
sos auf der Realisierungsebene sowie auf der politischen, administrativen, ideologi- 
schen etc. Ebene, also unabhängig von der jeweils — im Hinblick auf die Reproduk- 
tion des reproduktiven Sektors — zulässigen Zunahme bestimmt. 

Dabei kann die tatsächlich realisierte Erhöhung dieser Anteile 
}) Kleiner als die für die Reproduktion des unreproduktiven Sektors und daher auch 
kleiner alsdie für die Reproduktion des Kapitals auf den entsprechenden Ebenen sei- 
ner Existenz erforderliche Erhöhung oder 
2) größer als die im Hinblick auf die Reproduktion des reproduktiven Sektors und 
somit auch größer als die für die Reproduktion der Bedingungen des realen Produk- 
tionsprozesses des Kapitals zulässige Erhöhung 
ausfallen. 

Schließlich ist auch der dritte Fall möglich, daß beides gleichzeitig eintritt. 

In den beiden ersten Fällen bricht eine Reproduktionskrise aus, die zunächst, 

im ersten Fall, als Krise der Reproduktion des Kapitals auf der Realisierungs- und 


28 Vgl. dazu K. Marx, Das Kapital, B. TI (MEW, Bd. 25), S. 621 ff. 
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der Gesellschaftsebene, im zweiten Fall als Krise der Reproduktion des Kapitals auf 
der Ebene der unmittelbaren Produktion ihren Gang nimmt, um dann die Reproduk- 
tion desKapitalverhältnisses auf allen seinen Existenzebenen zu erfassen (dritter Fall). 

Der erste Fall tritt ein, wenn infolge der ständig wachsenden Schwierigkeiten 
derReproduktion desKapitalverhältnisses auf der Realisierungs- und der Gesellschafts- 
ebene die gegebene Steigerung der Produktivität der Arbeit und der Ökonomie in der 
Anwendung deskonstanten Kapitals nicht ausreicht, um die Reproduktion des Kapi- 
tals auf diesen Existenzebenen zu sichern. Bei gegebener Entwicklung der Produktiv- 
kraft der Arbeit und der Ökonomie in der Anwendung des konstanten Kapitals ist 
dann die im Hinblick auf eine ungestörte Reproduktion des reproduktiven Sektors 
zulässige Erhöhung der Anteile der unreproduktiven Ausgaben und der Staatsausga- 
ben am Wertprodukt kleiner als die infolge der wachsenden Schwierigkeiten der Re- 
produktion des Kapitals auf der Realisierungs- und der Gesellschaftsebene erforder- 
liche Erhöhung. Das kapitalistische System tritt dann in eine permanente Krise sei- 
ner Reproduktion auf der Realisierungs- und der Gesellschaftsebene ein, in die dann 
über kurz oder lang auch seine Reproduktion auf der Ebene der unmittelbaren Pro- 
duktion hineingezogen wird. 

Eine solche Krise setzt allerdings voraus, daß der Kapitalismus ab einer bestimm- 
ten Phase seiner Entwicklung nicht mehr in der Lage sein wird, die Produktivität und 
die Ökonomie in der Anwendung des konstanten Kapitals in dem Maße zu steigern, 
das sowohl die zur Überwindung der ständig wachsenden Schwierigkeiten der Repro- 
duktion des Kapitals auf der Realisierungs- und der Gesellschaftsebene erforderliche 
Erhöhung der Anteile der unreproduktiven Ausgaben und der Staatsausgaben am 
Wertprodukt als auch die ihr entsprechende erweitere Reproduktion des reprodukti- 
ven Sektors, der materiellen Basis der Reproduktion der kapitalistischen Gesellschaft 
in ihrer Totalität, erlaubt. 

Das kapitalistische System ist zwar heute noch in der Lage, die Anteile der un- 
reproduktiven Ausgaben und der Staatsausgaben am Wertprodukt zu erhöhen, ohne 
zunächst die Verwertungsbedingungen des Kapitals zu verschlechtern, d. h. ohne zu- 
nächst die Profitrate zu senken — was man, für sich betrachtet, als seine Stärke an- 
sehen mag. Es ist aber sehr fraglich, ob es auch in der Zukunft in der Lage sein wird, 
die Produktivkraft der Arbeit und die Ökonomie in der Anwendung des konstanten 
Kapitals langfristig in dem (für die Überwindung der wachsenden Reproduktions- 
schwierigkeiten auf der Realisierungs- und der Gesellschaftsebene und zugleich für 
die erweiterte Reproduktion desreproduktiven Sektors auf dem jeweils notwendigen 
Niveau) erforderlichen Maß zu steigern. 

Aber selbst dann, wenn sich dieser Zweifel als unbegründet erweisen sollte, sc 
ist doch nicht zu übersehen, daß das Kapitalistische System aufgrund von Realisie- 
Tungskrisen in kurzen, dafür aber ständig wiederkehrenden Perioden schon heute nicht 
imstande ist, die für die erweiterte Reproduktion des Gesamtsystems jeweils erforder- 
liche Steigerung der gesellschaftlichen Produktion zu sichern, so daß anstelle der per- 
manenten Reproduktionskrise die Permanenz von wiederkehrenden Reproduktions- 
krisen tritt. Für die Reproduktion des kapitalistischen System ist die Steigerung der 
Produktion und der Ökonomie in der Anwendung des konstanten Kapitals relevant. 
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In diesem Zusammenhang ist die Steigerung der Produktivität nur bei gegebener Ent- 
wicklung der Menge der angewandten lebendigen Arbeit maßgebend, d.h.nur sofern 
sie als Indikator der Steigerungen der Produktion fungiert. Im Laufe einer Realisie- 
rungskrise fällt aber die Menge der angewandten lebendigen Arbeit und mit ihr par- 
tiell auch die Produktion sowie die Ökonomie in der Anwendung des konstanten 
Kapitals, so daß die gleichzeitig etwa verstärkt wachsende Produktivität, im Gesamt- 
zusammenhang betrachtet, keine Verbesserung der Reproduktionsbedingungen des 
Systems zur Folge hat. 

Um existieren zu können, muß der Kapitalismus die Produktivkraft der Arbeit 
und die Ökonomie in der Anwendung des konstanten Kapitals in einem für die Re- 
produktion des Gesamtsystemshinreichenden Maße steigern. Dafür genügt aber nicht 
die Möglichkeit einer entsprechenden Steigerung dieser Größen, auch wenn sie, pro- 
duktionstechnisch betrachtet, zu jedem Zeitpunkt möglich sein mag und langfristig, 
d. h. im Durchschnitt über mehrere Perioden, realisiert wird. Diese Möglichkeit muß 
vielmehr ständig, mindestensjedoch in jeder mittleren Periode realisert werden. Denn 
jede relativ länger dauernde Realisierungskrise oder Verlangsamung im Tempo der 
Steigerung der Produktivität und der Ökonomie in der Anwendung des konstanten 
Kapitals kann eine Reproduktionskrise auslösen. Jede Zunahme des Anteils der un- 
reproduktiven Ausgaben sowie der Staatsausgaben am Wertprodukt erfordert eine 
bestimmte Steigerung der Produktivität und/oder der Ökonomie in der Anwendung 
des konstanten Kapitals. Ist diese Steigerung über einige Perioden hinweg nicht er- 
reicht worden, etwa weil infolge einer Realisierungskrise oder einer früheren unver- 
hältnismäßigen Zunahme der unreproduktiven Ausgaben und der Staatsausgaben die 
Reproduktion der Bedingungen des unmittelbaren Produktionsprozesses auf dem er- 
forderlichen Niveau unmöglich war, so tritt das kapitalistische System in eine Krise 
der Reproduktion seiner Existenzbedingungen ein. 

Ensprechendes gilt, wenn infolge der ständig wachsenden Schwierigkeiten der 
Reproduktion des Kapitalverhältnisses auf der Realisierungs- und der Gesellschafts- 
ebene von Zeit zu Zeiteine in bezug auf die Reproduktion des reproduktiven Sektors 
zu große Zunahme der Anteile der unreproduktiven Ausgaben und der Staatsausga- 
ben am Wertprodukt eintritt. In diesem Fall fällt das Niveau der erweiterten Repro- 
duktion des reproduktiven Sektors und somit auch die Reproduktion der Bedingun- 
gen des unmittelbaren Produktionsprozesses, so daß die Entwicklung der Produktivi- 
tät und in noch größerem Maße die Entwicklung der gesellschaftlichen Produktion 
und der Ökonomie in der Anwendung des konstanten Kapitals negativ affiziert wer- 
den (29). 

j Infolgedessen können dann auch die für die Reproduktion des kapitalistischen 
Gesamtsystems notwendigen unreproduktiven und Öffentlichen Ausgaben nicht im 
ausreichenden Maße getätigt werden, so daß die Krise die Reproduktion des Gesamt- 
systems erfaßt. In ihrem Verlauf fällt schließlich auch die Profitrate. 


29 Letzteres, die Verschlechterung der Ökonomie in der Anwendung des konstanten Kapitals, 
drückt sich aus in einer Abnahme der sog. Kapitalproduktivität. 
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Die Resultate der obigen Analyse sind folgende: 

Die Reproduktion des Kapitalverhältnisses in seiner Totalität erfordert eine 
ständige Erhöhung der unreproduktiven Ausgaben und der Staatsausgaben. Daß die 
Erhöhung dieser Ausgaben auch realisiert wird — dies wird durch eine ständige Stei- 
gerung der Produktivität der Arbeit und, wenngleich in einem viel kleineren Maße 
und nur langfristig, durch eine Verbesserung der Ökonomie in der Anwendung des 
konstanten Kapitals ermöglicht. 

Die von Baran/Sweezy im „Monopolkapital“ entwickelte These, wonach die 
Zunahme der sog. „unproduktiven“ Ausgaben den Zweck haben  Investitionsmöglich- 
keiten für anlagesuchende Kapitale zu schaffen, die im sog. „unproduktiven“ Bereich 
keine solchen Möglichkeiten mehr finden können, ist falsch ebenso die Ansicht Man- 
dels, daß die unreproduktiven Staatsausgaben und die speziell die Rüstungsausgaben 
die Funktion haben, brachliegende Surpluskapitale zu beschäftigen (30). 

Langfristig wird nichts produziert, was nicht nachgefragt wird, und nichts nach- 
gefragt, was nicht irgendein reales gesellschaftlichesBedürfnis befriedigt. Dasgilt auch 
für die unreproduktiven Gebrauchswerte sowie für die Gebrauchswerte, welche vom 
Staat nachgefragt werden. Sie mögen, von mancher erhabenen Sicht aus betrachtet, 
„sinnlos“ erscheinen, sie werden aber dennoch nachgefragt und produziert, und zwar 
nicht weil dadurch Anlagemöglichkeiten für bestimmte Kapitale geschaffen werden 
(wodurch sie dann ihren „Sinn“ bekämpfen), sondern vielmehr weil sie bestimmten 
gesellschaftlichen Bedürfnissen, d. h. konkret: bestimmten Erfordernissen der Re- 
produktion der kapitalistischen Gesellschaft entsprechen, worin denn auch ihr „Sinn“ 
liegt. 

In den oben zitierten Ansichten wird unterstellt, ein guter Geist fragt Gebrauchs- 
werte nach, nicht weil er damit bestimmte Bedürfnisse befriedigen will, sondern weil 
er bestimmten Kapitalen bei ihrer Suche nach Anlagemöglichkeiten behilflich sein 
möchte. Man stelle sich einen Kapitalisten vor, der mit seinem Kapital, das er nicht 
„produktiv“ anlegen kann, Arbeiter beschäftigt, die Weihnachtsschmuck für die Werks- 
kantine oder Pyramiden für die Nachwelt produzierten, und der darauf stolz ist, damit 
eine Anlage für sein Kapital gefunden zu haben, oder auch Kapitalisten und einen 
kapitalistischen Staat vor, die „Weihnachtsschmuck“ und „Pyramiden“ nachfragen 
und somit die Produktion dieser Gebrauchswerte durch andere Kapitalisten veranlas- 
sen, weil sie damit nicht etwa eigene Bedürfnisse befriedigen, sondern bestimmten 
Kapitalisten helfen wollen, ihre Kapitale anzulegen. Was hierbei übersehen wird ist, 
daß die unreproduktiven und die vom Staat nachgefragten Gebrauchswerte schon für 
sich sehr wichtige gesellschaftlichen Bedürfnisse befriedigen, und zwar unabhängig da- 
von, ob und in welchemMaße den unreproduktiven und den Staatsausgaben auchande- 
re Funktionen zukommen oder nicht.Und weil sie dies übersehen, können Baran/Swee- 
zy und Mandel nicht erklären, warum nicht irgendwelche, sondern ganz bestimmte 
unreproduktive Gebrauchswerte nachgefragt und produziert werden, und auch nicht, 
warum der Staat selbst in Zeiten bitterer ‚Finanznot“, in denen er von anderen Sor- 


30 Vgl. E. Mandel, a.a.0., 8. 273 XL. 
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gen als die um die anlagesuchenden Kapitale geplagt wird, unreproduktive Ausgaben 
tätigt. Schließlich können sie, da sie die Zusammenhänge zwischen der Reproduktion 
des unreproduktiven und der des reproduktiven Sektors nicht berücksichtigen, nicht 
erklären, welche Verkettung glücklicher Umstände dem kapitalistischen System selbst 
in schlechten Zeiten erlaubt, Produktionsmittel und Arbeitskräfte für den unrepro- 
duktiven und den staatlichen Sektor abzuzweigen. 

Aus ähnlichen Gründen, weil sie nämlich die Zusammenhänge zwischen dem 
reproduktiven und dem unreproduktiven Sektor ebenso wie die zwischen dem pri- 
vaten (kapitalistischen) und dem staatlichen Sektor außer acht lassen, kommen auch 
die Keynesianer zu bornierten Vorstellungen über die Funktionen der Staatsausgaben. 

Die Borniertheit der Vorstellungen der keynesianischen Ökonomen über die 
Funktionen der Staatsausgaben besteht darin, daß sie davon ausgehen, der Staat kön- 
ne — auch in der Krise — ohne Rücksicht auf die jeweiligen Erfordernisse der Produk- 
tion des Kapitals nehmen zu müssen, sich zusätzliche Teile des gegenwärtigen oder 
des zukünftigen gesellschaftlichen Wertprodukts aneignen und damit Ausgaben finan- 
zieren, die, einerlei wofür sie getätigt werden, d.h. einerlei in welche Produktionsbe- 
reiche durch sie Ressourcen, Produktionsmittel und Arbeitskräfte umgelenkt werden, 
die Gesamtnachfrage erhöhen, ohne die Reproduktion des Kapitals zu stören. 

Diese Vorstellungen implizieren unter anderem folgendes: 

Erstens daß die Möglichkeit des Staates, zusätzliche Ausgaben zu tätigen, stets 
gegeben und insbesondere von der Reproduktion des Kapitals unabhängig ist. Dem- 
nach sind für die Keynesianer die Staatsausgaben im gleichen Maße eine „‚exogene 
Variable“ wie für die Monetaristen die Geldmenge. 

Zweitens daß der Staat seine Ausgaben unter Absehung von den sonstigen Funk- 
tionen, die diese Ausgaben haben, zur Stabilisierung der Nachfrage einsetzt. Das be- 
deutet, daß die Staatsausgaben, wenn nicht ausschließlich, so doch primär fiskalpoli- 
tische Funktionen haben. 

Und drittens, daß die zusätzlichen Staatsausgaben, gleichgültig wofür sie getätigt 
werden, die Nachfrage und das Volkseinkommen, in keiner Weise jedoch die Repro- 
duktion des Kapitals affizieren. 

Indes demonstriert die gegenwärtig — mitten in der Krise — angestrebte quan- 
titative und qualitative Konsolidierung der Staatsfinanzen (31) eindrucksvoll, daß 
der Möglichkeit des Staates, zusätzliche Ausgaben zu tätigen, durch die Erfordernis- 
se der Reproduktion des Kapitals konkrete Grenzen gesetzt sind, so daß er mitten 
in der Krise gezwungen ist, neben einer Umstrukturierung seiner Ausgaben auch Aus- 
gabenkürzungen und Steuererhöhungen vorzunehmen. 

Dies besagt aber auch einiges über die Ansicht, daß die Staatsausgaben primär 
fiskalpolitische Funktionen haben. Zwar versucht der Staat eine konjunkturgerechte 
Terminierung seiner Ausgaben zu erreichen. Das heißt aber nicht, daß die Staatsaus- 
gaben ausschließlich oder auch nur vornehmlich die Funktion einer Stabilisierung 
der Nachfrageentwicklung haben. Uns ist keine Kaserne und auch keine Schule be- 
kannt, die nur aus konjunkturpolitischen Gründen gebaut wurde, dafür viele Schulen, 
die in der Hochkonjunktur angeblich aus konjunkturpolitischen Gründen nicht ge- 


31 Vgl. Jahresgutachten 1976/77 des SVR, S. 95 ff. und 139 ff. 
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baut wurden, obwohl das dafür erforderliche Geld vorhanden war, und viele Kaser- 
nen, die in der Rezession nicht gebaut wurden, obwohl ihr Bau auch aus Konjunk- 
turpolitischen Gründen ratsam wäre, weil das nötige Geld fehlte. Staatsausgaben ha- 
ben andere als konjunkturpolitische Funktionen. Nur die Verteilung eines sehr klei- 
nen Teils der Staatsausgaben auf die Zeit (nicht dieser Teil der Ausgaben selbst) kann 
— außer den sonstigen — auch konjunkturelle Wirkungen haben. Denn selbst bei ei- 
ner konjunkturpolitisch bedingten Ausgabenerhöhung (nur Erhöhungen bzw. Sen- 
kungen der Staatsausgaben beeinflussen, wenn überhaupt, die Nachfrage und das 
Volkseinkommen) ist es dem Staat wohl nicht gleichgültig, wofür er das zusätzliche 
Geld ausgibt. Es ist also gar nicht so selbstverständlich, daß er es zur Stärkung der 
Kaufkraft der Massen ausgeben würde, weil dies die Nachfrage ebenso erhöht, wie z. 
B. eine Investitionsprämie oder -zulage, wie bestimmte wohlgemeinte Vorschläge zur 
Überwindung der gegenwärtigen Krise uns glauben machen wollen; und auch nicht, 
daß er damit eine Pyramide ebensogut wie einen Industriepark bauen könnte, weil 
beides eine gleich große Nachfragesteigerung zur Folge hat. Schließlich wird es nur 
bei Berücksichtigung der sonstigen, nicht Konjunkturpolitischen Funktionen der 
Staatsausgaben verständlich, warum viele Kasernen trotz Hochkonjunktur gebaut 
und ebensoviele Schulen trotz Rezession nicht gebaut werden. 

Wir hoffen, in diesem Beitrag deutlich gemacht zu haben, daß die Staatsausga- 
ben vor allem die Reproduktion des Kapitalverhältnisses auf allen Ebenen seiner Exi- 
stenz affizieren. 

Seit einiger Zeit zeigt sich an bestimmten wirtschaftspolitischen Vorschlägen 
und Maßnahmen, daß die staatliche Wirtschaftspolitik eine vage Ahnung — von einer 
Erkenntniskann manhierbei wohl kaum sprechen — von diesen Funktionen der Staats- 
ausgaben haben muß. So ist die gegenwärtig betriebene Konsolidierung der Staats- 
finanzen nur unter diesem Aspekt verständlich (32). Auch das letzte Infrastruktur- 
programm der Bundesregierung trägt durch die Struktur der darin vorgesehenen Aus- 
gaben eher den Erfordernissen des Reproduktionsprozesses des Kapitals in der kon- 
kreten Situation Rechnung denn der Notwendigkeit einer Anhebung der Nachfrage. 
Auch einige Ansichten der Kommission für wirtschaftlichen und sozialen Wandel 
über bestimmte Funktionen der Staatsausgaben dürften auf der Ahnung bestimmter 
wichtiger Zusammenhänge zwischen dem reproduktiven und dem unreproduktiven 
sowie zwischen dem privaten und dem staatlichen Sektor und deren Bedeutung für 
die Reproduktion des Kapitalverhältnisses in seiner Totalität beruhen (33). 

Die Ansicht, daß die im unreproduktiven Sektor angewandte Arbeit für die in 
diesem Sektor angelegten Einzelkapitale produktive, d. h. mehrwertproduzierende, 
für das gesellschaftliche Gesamtkapital jedoch unproduktive, d. h. keine mehrwert- 
produzierende Arbeit sei, weil Mehrwert und Kapital des unreproduktiven Sektors 
nur auf Kosten des im reproduktiven Sektor produzierten Mehrwerts realisiert wer- 
den können, (34) ist falsch und naiv. Ebenso die Ansicht, wonach die Produktion 


32 Gleichwohl wird damit auch eine Einkommensverteilung zugunsten der Kapitalisten ange- 
strebt. Man denke z. B. an das Haushaltsstrukturgesetz vom Jahre 1974. 

33 Vgl. dazu H. Kohn und F. Latzelsberger, a.a.O., S. 13 ff. 

34 Vgl. Mario Cogoy, a.a.O., 8.155 
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unreproduktiver Gebrauchswerte „in Wirklichkeit, kapitalistisch gesehen, unproduk- 
tiv ist, weil der (in der unreproduktiven Abteilung — G. S.} produzierte Mehrwert 
einen Teil der Kapitalakkumulation in den anderen (den reproduktiven — G.S.) Ab- 
teilungen zerstört“. (35) 

Diese Ansichten sind deswegen falsch, weil sie letztlich unterstellen, daß die 
vom Kapital desunreproduktivenSektors angewandte Arbeit keinenMehrwert schafft 
und daß der von diesem Kapital realisierte Mehrwert der in den reproduktiven Sek- 
toren abgepreßten,Mehrarbeit, d. h. dem in diesen letzten Sektoren produzierten 
Mehrwert, entstammt. 

Indes wird in den unreproduktiven Sektoren sehr wohl Mehrwert produziert, 
denn, ob bestimmte Arbeit Mehrwert schafft oder nicht, dies ist unabhänigig von der 
Art der Gebrauchswerte (reproduktive oder unreproduktve Gebrauchswerte), in de- 
nen sich diese Arbeit vergegenständlicht. 

Im Gegensatz zu dem in den reproduktiven Sektoren produzierten Mehrwert 
existiert der in den unreproduktiven Sektoren geschaffene Mehrwert in Gebrauchs- 
werten, die nicht der Reproduktion der Bedingungen des realen Produktionsprozes- 
ses des Kapitals dienen. Denn diese Gebrauchswerte sind weder Lohnwaren noch 
Produktionsmittel. Daher können sie, obwohl ihr Wert Teil des Gesamtmehrwerts 
ist, nicht als Kapital fungieren. Sie können weder als variables, noch als konstantes 
Kapital akkumuliert werden. Wird also ein Teil des Gesamtmehrwerts in der Form 
von unreproduktiven Gebrauchswerten produziert, so besagt es, daß dieser Mehrwert- 
teil nicht der Kapitalakkumulation dienen kann. Der maximal akkumulierbare Mehr- 
wert ist dann gleich dem um den Produktenwert des unreproduktiven Sektors ver- 
minderten Gesamtmehrwerts. Noch kleiner ist natürlich der in den reproduktiven 
Sektoren maximal akkumulierbare Mehrwert. Die Feststellung, daß der Anteil des 
akkumulierten Mehrwerts am Gesamtmehrwert beim Existieren eines unreprodukti- 
ven Sektors kleiner ist alsbeim Nichtexistieren eines solchen Sektors, ist jedoch eine 
Tautologie, die insbesondere nicht besagt, daß der in der unreproduktiven Abteilung 
„produzierte Mehrwert einen Teil der Kapitalakkumulation in den anderen (repro- 
duktiven — G. S.) Abteilungen zerstört“. Was hierbei — für kapitalistische Ohren 
furchterregend — als Zerstörung eines Teils der Kapitalakkumulation in den reproduk- 
tiven Abteilungen bezeichnet wird, ist inWirklichkeitProduktion von lauter Annehm- 
lichkeiten, von Gebrauchswert für den Kapitalistenkonsum und von solchen Ge- 
brauchswerten, die für die Reproduktion des Kapitalverhältnisses auf bestimmten 
Ebenen seiner Existenz ebenso notwendig sind wie die Produktionsmittel und die 
Lohnwaren für seine Reproduktion auf der Ebene des realen Produktionsprozesses. 
Die obige tautologische Feststellung besagt ferner nicht, daß die im unreproduktiven 
Sektor angewandte Arbeit keinen Mehrwert schaffe, weil sie nur für dassie anwenden- 
de Einzelkapital, jedoch nicht auch für dasgesellschaftliche Gesamtkapital produktiv 
sei. 

Diese Auffassung der produktiven Arbeit impliziert eine Bestimmung des Mehr- 
werts, die auch anhand der Bestimmtheit reproduktiver oder unreproduktiver Ge- 
brauchswerte zu sein erfolgt, einer Bestimmtheit also, die nur Gebrauchswerten und 


35 Ebenda 
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daher zwar dem Mehrprodukt (der Gebrauchswertmenge, aus der der Mehrwert stoff- 
lich besteht), aber nicht dem Mehrwert selbst zukommt. Infolgedessen wird der 
Mehrwert quantitativ als die Menge der Mehrarbeit bestimmt, welche sich in repro- 
duktiven Gebrauchswerten vergegenständlicht hat. Demnach wäre der Gesamtmehr- 
wert bei einfacher Reproduktion stets gleich Null — und dieseinerlei, wie groß dabei 
der Teil des gesellschaftlichen Wertprodukts ist, den sich die Kapitalisten aneignen. 
Mag dieser Teil auch extrem groß sein: wird er nicht akkumuliert, sondern konsumiert, 
so sei er kein Mehrwert; er werde dies nur, wenn und sofern er akkumuliert wird, 
selbst wenn er zum Zwecke der Erweiterung des unreproduktiven Sektors akkumu- 
liert wird. 

Die Ansicht, wonach die im unreproduktiven Sektor angewandte Arbeit zwar 
für das sie anwendende Einzeikapital produktiv, für das gesellschaftliche Gesamtka- 
pital aber unproduktiv sei, was dann „in Wirklichkeit, kapitalistisch gesehen“, auch 
für die Produktion unreproduktiver Gebrauchswerte geite, ist auch aus einem weite- 
ren Grund falsch — und zugleich naiv. 

Die Marxschen Begriffe der produktiven und unreproduktiven Arbeit geben 
die bornierte Sicht des Einzelkapitals wieder, für das nur die Arbeit produktiv ist, die 
Mehrwert schafft, und zwar unabhängig davon, ob und in weichem Maße sie sich. in 
Gebrauchswerten vergegenständicht, die der Reproduktion der Bedingungen des re- 
alen Produktionsprozesses auf dem für die Produktion auch seines eigenen Mehrwerts 
notwendigen Niveau dienen. 

Da das gesellschaftliche Gesamtkapital nicht als ein Gesamtkapitalist existiert, 
ist die in der oben zitierten Ansicht vorausgesetzte gesamtkapitalistische Sicht, aus 
welcher betrachtet, nur die Arbeit produktiv wäre, die nicht nur Mehrwert, sondern 
auch die Voraussetzungen des realen Produktionsprozesses schafft, in dem dieserMehr- 
wert produziert wird, — ist also diese gesamtkapitalistische Sicht eine idealistische 
Vorstellung. Sie existiert in den Köpfen derjenigen marxistischen Ökonomen, die, 
indem sie den Kapitalismus an der — ihm fehlenden -- abstrakten „Vernunft“ einer 
hypostasierten gesamtgesellschaftlichen (gesamtkapitalistischen) Sicht messen, Kapi- 
talismuskritik zu betreiben meinen, nicht aber auch in der kapitalistischen Wirklich- 
keit. 

In einem Vortrag, den er vor einigen Jahren in Paris hielt, wunderte sich Henıy 
Ford darüber, daß man sich über den Umweltschutz ärgere, eröffne dieser doch den 
Unternehmern gute Betätigungs- und Gewinnmöglichkeiten. Die Kapitalisten selbst 
sehen es also doch anders: nicht aus der erhabenen Sicht des „‚Gesamtkapitals“, son- 
dern aus der bornierten Sicht des Einzelkapitals. 

Sicherlich steht das, wasdie Kapitalisten und der Staat (unreproduktiv) konsu- 
mieren, nicht der Kapitalakkumulation zur Verfügung. Die Kapitalisten würden sich 
aber höflich bedanken für den Hinweis, ihre Produktion wäre „in Wirklichkeit, kapi- 
talistisch gesehen“, nur dann produktiv, wenn sie selbst gar nichts konsmuierten und 
wenn der Staat gar keine unreproduktive — für die Reproduktion des Kapitalverhält- 
nisses auf bestimmten Ebenen seiner Existenz jedoch absolut notwendige — Ausga- 
ben tätigte. 

Ähnliches gilt auch für die Ansicht, daß „die Entwicklung einer dritten (unre- 
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produktiven — G. S.) Abteilung ... . der eines nichtkapitalistischen Elements inner- 
halb der Struktur des Gesamtkapitals gleich (kommt)‘ (36) und daß durch die Ent- 
wicklung dieser unreproduktiven Abteilung „die Produktion ... teilweise auf(hört), 
Produktion für den Wert zu sein und wird Produktion für die Konsumtion“ EN, was 
„aber im Widerspruch zum Begriff des Kapitals (steht)“. (38) 

Wie kapitalistisch die unreproduktive Produktion ist, braucht wohl nicht er- 
neut betont zu werden. Ansonsten mutet das oben Zitierte eher wie eine zutreffen- 
de Wiedergabe der /deologie des Kapitals über die unreproduktiven Ausgaben wäh- 
rend der frühen Zeit seines Kampfs gegen den Grundbesitz an denn wie eine marxisti- 
sche Einschätzung der Bedeutung, die der Produktion unreproduktive Gebrauchswer- 
te im heutigen Kapitalismus zukommt. Denn nur in der Zeit dieses Kampfes stand die 
Produktion für den Konsum (die Produktion für den Konsum der Kapitalisten selbst, 
da die Akkumulation, zu deren Lasten dieser Konsum ging, die mächtigste Waffe der 
Kapitalistenklasse in ihrem Kampf gegen die überkommene Produktionsweise des 
Feudalismus war, ebenso wie die Produktion für den Konsum der unproduktiven 
Klasse der Grundbesitzer) im Widerspruch zur Produktionsweise des Kapitals. Daß 
die Produktion für den (Kapitalisten-) Konsum im Widerspruch zum Begriff des Ka- 
pitals steht — dies indes wird heute nur noch von den Kapitalisten indirekt behaup- 
tet, wenn es sich um die Frage nach dem Einfluß von Einkommens- und Nachfrage- 
eihöhungen auf das Preisniveau handelt. Dann konsumieren, der Argumentation der 
Kapitalisten zufoige, nur noch die Arbeiter, weswegen auch Lohnsteigerungen un- 
ausweichlich zu Preiserhöhungen führen müssen; die Kapitalisten jedoch investieren 
nur, wie ihre protestantisch gesinnten Urväter dereinst. 

Wir sahen, welche Wirkungen die Zunahme der unreproduktiven Ausgaben und 
die Ausdehung des unreproduktiven Sektors auf die Brutioprofitrate haben. 

Sie erhöhen keineswegs die Bruttoprofitrate, indem sie — wie Kidron (39) in 
bezug auf die Rüstungsausgaben und Altvater/Huisken (40) in bezug auf die Ausga- 
ben zur Herrschaftssicherung behaupten — den für die Akkumulation zur Verfügung 
stehenden Mehrwertteil vermindern und somit die Steigerung äer Wertzusammenset- 
zung desgesellschaftlichen Gesamtkapitals reduzieren. Wäre es dem so, dann bräuch- 
ten die Kapitalisten, um ihre Bruttoprofitrate zu steigern, nur noch von Jahr zu Jahr 
einen immer größer werdenden Teil ihres Mehrwerts zu konsumieren, also einen im- 
mer kleiner werdenden Teil zu akkumulieren. 

Diese Autoren übersehen bei ihrer Argumentation folgendes: 


36 Ebenda, S. 157 

37 Ebenda, S. 159 

38 Ebenda, S. 159 

39 Michael Kidron, Capitalism: The Latest Stage, in: W. Harris/J. Palmer (Hrsg.), World Crisis, 
London 1971, S. 211 
Vgl. dazu die Kritik von R. Schmiede /D. Yaffe, a.2.0., 5. 61£. j 

40 E. Altvater und F. Huisken, Die Kategorien produktive und unproduktive Arbeit im Rah- 
men der Reproduktionsbedingungen des Kapitals, in: Dieselben (Hısg.), Materialien zur 
politischen Ökonomie des Ausbildungssektors, Erlangen 1971, S. 233 - 235 sowie diesel- 
ben, Froduktive und unproduktive Arbeit als Kampfbegriffe, ais Kategorien zur Analyse 
der Klassenverhältnisse und der Reproduktionsbedingungen des Kapitals, in: Sozialistische 
Politik, Nr. 8 (Sept. 1970), 8. 78£. 
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Eine schlechtere Ausstattung der Arbeiter mit Produktionsmitteln — denn das bedeu- 
tet ja die reduzierte Steigerung der Wertzusammensetzung des Kapitals, von der sie 
sprechen — würde auch die Produktivität der Arbeit langsamer steigen und somit die 
Brutto- sowie —c.p. — die Nettoprofitrate langsamer wachsen bzw. schneller sinken 
lassen als bisher. 

Auch senkt die Zunahme der unreproduktiven Ausgaben die Profitrate nicht, 
indem sie — wie Altvater/Huisken (41) an anderer Stelle behaupten — das eingesetz- 
te Kapital erhöht oder — wie Gillman (42) und Cogoy (43) glauben — das eingesetz- 
te Kapital erhöht und zugleich den Mehrwert senkt. 

Denn erstens erhöht, sofern sie nicht nur durch eine Produktivitätssteigerung 
oder eine Verbesserung der Ökonomie in der Anwendung des konstanten Kapitals 
bedingt ist, nicht nur die Ausweitung derProduktion von unreproduktivenGebrauchs- 
werten, sondern jede Ausweitung der Produktion das gesellschaftliche Gesamtkapital, 
und zweitens senkt die Ausweitung der Produktion von unreproduktiven Gebrauchs- 
werten den Mehrwert nicht, sondern erhöht ihn in der gleichen Weise wie jede Aus- 
weitung der Produktion, bei der unter kapitalistischen Produktionsbedingungen zu- 
sätzliche Arbeitskraft angewandt wird. Wie die Steigerung der Produktion unrepro- 
duktiver Gebrauchswerte und die Ausweitung des unreproduktiven Sektors die Pro- 
fitrate beeinflußt, hängt von den Produktionsbedingungen des unreproduktiven Scek- 
tors (von der Höhe und Entwicklung der Wertzusammensetzung des Kapitals in die- 
sem Sektor im Vergleich zur Höhe und Entwicklung der gesellschaftlich durchschnitt- 
lichen Wertzusammensetzung) sowie davon ab, ob die Ausdehnung des unreproduk- 
tiven Sektors die Reproduktion des Kapitals auf der Ebene des realen Produktions- 
prozesses beeinträchtigt oder nicht. 

Daher führt selbst eine starke Zunahme der unreproduktiven Ausgaben nicht 
unbedingt zur Stagnation und zueinemtatsächlichen Fall derProfitrate, wie Schmiede/ 
Yaffe (44) meinen. Denn dies ist dann der Fall, wenn sie die Reproduktion des re- 
produktiven Sektors und somit die Reproduktion der Bedingungen des realen Pro- 
duktionsprozesses des Kapitals stört. 


41 E. Altvater und F. Huisken, Die produktive und unproduktive Arbeit... , a.2.0.,8. 75 f. 

42 J. M. Gillman, Das Gesetz des tendenziellen Falls der Profitrate, Frankfurt a. M. 1969, S. 
103 ff. 

43 M. Cogoy, a.a.O., Fußnote 53 auf S. 156 - 158 

44 R. Schmiede/D. Yaffe, a.a.O., S. 50 
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Siegfried Heimann/ 
Gitta Martens/ 

Peter Müller 

Die Linke in der SPD 


Eine Untersuchung über die Chancen der Linken in der SPD erfordert eigentlich auch eine Ein- 
schätzung der Gesamtpartei, die wir hier nicht leisten können. Wir sprechen von der SPD als ei- 
ner „Volkspartei“ in Anführungszeichen, da mit diesem Begriff die Veränderungen in der SPD 
seit 1959 nur unzureichend beschrieben werden. Wir gehen davon aus, daß sich spätestens seit 
1959 in der SPD eine sozialreformerische Mehrheit durchgesetzt hat, die die bestehende privat- 
kapitalistische Gesellschaft nur noch reformerisch verbessern will. Die Linke in der SPD sehen 
wir als Einheit von sicherlich verschiedenen reformistischen Ansätzen. Es geht uns, gerade auch 
bei den Jusos, nicht um eine Darstellung und Kritik der unterschiedlichen Positionen. Ohne 
Zweifel bleibt diese Kritik weiterhin notwendig. (Vgl. dazu als ein Beispiel in dieser Zeitschrift: 
Siegfried Heimann/Bodo Zeuner, Eine neue Integrationsideologie. Zu den Thesen zur Strategie 
und Taktik des demokratischen Sozialismus des Peter von Oertzen, in: Prokla 14/ 15 (1974), 
3.105 -148). 

Wir unterscheiden allerdings, ohne das weiter auszuführen, im Spektrum der reformisti- 
schen Linken in der SPD sich anpassende Reformisten, die sich mit der Formulierung von Mo- 
dellen bescheiden und kömpferische Reformisten, die diejenigen, in deren Namen ein „‚Demokra- 
tischer Sozialismus‘ auf reformistischem Wege erreicht werden soll, als handelnde Subjekte mit 
einbeziehen. 

Bei der Darstellung der Jusos, über die bereits eine Fülle von Literatur existiert, verzichten 
wir auf eine detailgetreue Nachzeichnung von Programmatik und Organisationsentwicklung. Wir 
verweisen dabei u. a. auf: 

Peter Müller, Die Politik der Jungsozialisten seit 1969 unter besonderer Berücksichtigung 
ihrer sog. Doppelstrategie. Unveröffentl. Diplomarbeit Berlin 1973 

und 

Gitta Martens, Strategie und Aktion der Jungsozialisten seit 1969. Unveröffentl. Diplom- 
arbeit Berlin 1974 

Bei der Einschätzung der AfA, über die es nur wenig Literatur gibt, versuchen wir neben 
einer Einschätzung auch Daten der Entwicklung und des Organisationsaufbaus nachzutragen. 


ji Vorbemerkung: Jungsozialisten (JS) und 
Arbeitsgemeinschaft für Arbeitnehmerfragen (AfA) 


Zwei Rreignisse im Sommer 1977 machten den Spielraum für die SPD-Linke deutlich: 
Der Umorientierungsprozeß, den die neue Mehrheit im Bundesvorstand der Jungso- 
zialisten in Gang setzen wollte, wurde bereits einen Monat nach dem diesjährigen 
Hamburger Bundeskongreß der Arbeitsgemeinschaft gestoppt. Der Parteivorstand 
der SPD verhängte am 27. April ein sofortiges Funktionsverbot gegen den debütie- 
renden Bundesvorsitzenden Klaus-Uwe Benneter, der der sog. ‚Stamokap‘-Strömung 
zuzurechnen ist und ebenfalls von den sog. „antirevisionistischen“ Jusos getragen 
wird. 

Das mit dem Funktionsverbot eröffnete Parteiordnungsverfahren wurde inzwi- 
schen von der für Benneter zuständigen Landesschiedskommission Berlin mit dem 
Parteiausschluß abgeschlossen. Nichts spricht dafür, daß die Bundesschiedskommis- 
sion der SPD als Revisionsinstanz gnädiger verfahren wird. 
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Den Anlaß für das Parteiordnungsverfahren bot ein Benneter-Interview in der 
Zeitschrift ‚konkret‘. Im Schiedsurteil wird Benneter der beabsichtigten Zusammen- 
arbeit mit Kommunisten bezichtigt. Diesem schon hinreichenden Ausschlußgrund 
wurde die Erkenntnis hinzugefügt, daß der Juso-Vorsitzende beabsichtige, die Partei 
und die Jusos auseinanderzudividieren und der Arbeitsgemeinschaft einen Sondersta- 
tus einräumen wolle, um die Verbindlichkeit von Parteibeschlüssen ins eigene Juso- 
Ermessen zu stellen. Ferner wurde als parteischädigend Benneters Bezeichnung der 
CDU/CSU als Klassengegner bewertet, während die Kommunisten zum nur politi- 
schen Gegner verharmlost würden. Dem Benneter-Ausschluß war vom Wahltage an 
eine öffentliche Kampagne vorausgegangen, an der sich einträchtig die Presse, die 
CDU/CSU und Teile der SPD und der Gewerkschaften beteiligten. 

Zur Erbauung der eigenen Basis konterte Benneter beinahe täglich mit einem 
Originalinterview. Das bereits vorweggenommene Ende las sich in einer Berliner Ju- 
so-Postille folgendermaßen. „Uns allen war seit dem Bundeskongreß in Hamburg klar, 
daß der... . Juso-Vorsitzende ein schweres Amt antrat; doch daß es nach so kurzer 
Amtszeit mit einem Parteiordnungsverfahren endete, daran hat wohl keiner gedacht.“ 


6) 

Benneter wurde ein Opfer der Umstände. Ausschlaggebend für seine Wahl war 
Benneters Bereitschaft, auf der Maidemonstration des ‚Komitees für Frieden, Abrü- 
stung und Zusammenarbeit‘ in der ersten Reihe mitzumarschieren. Die Mutterpartei 
wähnte die Schaltzentrale des Komitees in Ostberlin, fürchtete um ein weiteres po- 
litisches Konfliktfeld und sah die erste Gelegenheit zur Demontage der neuen Juso- 
Mehrheit. Der Juso-Vorstand beugte sich dem Bahr-Ultimatum zur Rücknahme des 
Beschlusses. Benneter, der gegenüber dem alten Bundesvorstand mit dem Vorwurf 
der Anpassung und Konfliktschwäche nicht eben gegeizt hatte, entsprach der stamo- 
kapspezifischen und auf den Parteiversammlungen erlernten Erwartungshaltung von 
sozialistischer Politik und eröffnete — nun allerdings in der Öffentlichkeit — denideo- 
logischen Kampf. Die der Jusoschulung vielerorts entsprechende Methode der Defi- 
nition von Grundpositionen fiel ineinem vom generellen Bedeutungsverlust der Jusos 
markierten Zeitpunkt. 

Die anfänglich starke Solidarisierungswelle, die u. a. auch zu inzwischen offen- 
bar gütlich beigelegten Parteiordnungsverfahren gegen 56 Hamburger Jusos führte, 
trug schneli resignative Züge. 

Ganze 300 Sympathisanten kamen am 19. Juni zu der in Essen von unabhän- 
gigen Persönlichkeiten organisierten zentralen Solidaritätskundgebung, während am 
gleichen Ort und am selben Tage eine fröhliche Juso-Polit-Fete an die 20.000 Besucher 
anzog. 

Hierin dokumentiert sich eindringlich die geringe gesellschaftliche Verankerung 
der Jungsozialisten. Aber auch die Polarisierung zwischen alter und neuer Jusomehr- 
heit trug zur schnellen Resignation bei. Das nach dem Bundeskongreß höchste Organ 
der Fungsozialisten, der mehrheitlich von den Repräsentanten der alten Juso-Mehr- 
heit repräsentierte Bundesausschuß, kritisierte in einem nur formalen Protest unver- 
hohlen den geschaßten Bundesvorsitzenden. Ähnlich verhielt sich mit wenigen Aus- 


1 Der Rote Bock. Jungsozialisten Tiergarten Nr. 6/1977,8.19 
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nahmen die ‚Alt-Linke‘. Der Parteiausschluß stand am Ende einer langwährenden in- 
"nerlinken Kampagne gegen Benneter und war somit durch Teile der Linken selbst le- 
gitimiert. Die Jusos haben sich damit zu einem Zeitpunkt paralysiert, zu dem Teile 
der Linken wie z. B. die Schleswig-Holsteiner SPD sich erstmals in der Krise als inner- 
parteiliche Opposition formieren. Die Jusos und in deren Gefolge eine Reihe von Re- 
gionalzusammenschlüssen der Gesamtlinken werden zu einem Zeitpunkt funktions- 
unfähig, der — wie der Bundeskongreß der Arbeitsgemeinschaft für Arbeitnehmer- 
fragen zeigte — von einer tiefgreifenden Identitätskrise der SPD geprägt ist. 

Der Bundeskongreß der Arbeitsgemeinschaft für Arbeitnehmerfragen (AfA) im 
Juni 1977 in Saarbrücken veranschaulichte das Widerspruchspotential einer SPD, in 
deren Mitgliedschaft und Funktionärskörper sozialdemokratische Politik immer noch 
als Arbeitnehmerpolitik interpretiert wird. Der restriktiven Regierungspolitik steht 
der legitimatorische Anspruch der Arbeitnehmerpartei gegenüber. Dieser Anspruch 
wurde insbesondere durch die jüngsten Mißerfolge der Koalition in der Beschäftigungs-, 
Struktur-, Steuer-, Renten- und Energiepolitik sensibilisiert. Die zahlreichen Provinz- 
skandale sozialdemokratischer Spitzenpolitiker, der für die SPD katastrophale Aus- 
gang der hessischen Kommunalwahlen, die den anhaltenden Trend zur CDU/CSU ver- 
deutlichten, und die Auseinanderentwicklung zwischen den Gewerkschaften und der 
SPD verleiden den sozialdemokratischen Gewerkschaften der 1972 begründeten Afa 
die angestammte Aufgabe, als Nahtstelle zwischen der SPD und den Gewerkschaften 
und Belegschaften zu fungieren. 

Am ersten Konferenztag bestätigten nahezu alle Redebeiträge der Delegierten 
die auch die Anträge bestimmende Tendenz der Enttäuschung über die Partei und die 
Bundesregierung. Die Delegierten verwahrten sich gegen die Rolle der regierungseige- 
nen Reklametruppe. Die Anträge zur Wirtschafts-, zur Beschäftigungs- und Arbeits- 
marktpolitik, zu Einkommens-, Steuer- und Sozialpolitik bildeten ein nahezu kom- 
plettes Alternativprogramm zur Koalitionspolitik. 

„Und gebe es nicht eine tief verwurzelte und immer neue Triebe treibende Soli- 
darität unter Sozialdemokraten, dann hätte sich Fraktionsfeuerwehrmann Herbert 
Wehner, Bundeskanzler Helmut Schmidt und Willy Brandt wohl vergeblich bemüht, 
die züungelnden Unmutsflammen mit schwarzer Schreckgespensterei vor einer Unions- 
regierung zu ersticken‘. (1 a). Die Schreckgespinste eines unionverfaßten Gewerk- 
schaftsgesetzes, einer reaktionären Veränderung der Betriebsverfassung und eine Auf- 
weichung des sozialen Netzes, nutzte Herbert Wehner zum Generalangriff gegen die 
als CDU-Kollaborateure bezichtigten linken Abgeordneten der SPD-Fraktion, die ge- 
gen die Vermögenssteuersenkung im Bundestag stimmen wollten. Die Afa-Delegier- 
ten waren wieder auf Linie gebracht und zogen einen der Stimmung des ersten Kon- 
greßtages geschuldeten Initiativantrag zurück, der den Steuerrebellen Respekt für ih- 
re Haltung zollte. Der mit großer Mehrheit zum Afa-Voritzenden wiedergewählte 
Bundesminister Rohde erhielt nun großen Beifall für die Mahnung, daß die Solidari- 
tät wachsen müsse, wenn die Schwierigkeiten größer werden. 

Die sozialdemokratischen Werte der Führerloyalität und der Geschlossenheit, 
die Flügelbildungen grundsätzlich verdächtig machen, sind in der breiten Mitglied- 


la Rainer Nahrendorf in: Handelsblatt v. 21.6.1977, S. 3 
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schaft tief verwurzelt. Ihre augenblickliche Labilität zeigte sich jedoch wieder am 
letzten Kongreßtag, als eine Reihe von Delegierten während der Antragsberatung ih- 
ren Unmut über die Funktionalisierung des Kongresses zur Plattform der Parteifüh- 
rung artikulierten. Nun wurde man sich auch der Regie der Antragskommission be- 
wußt, die es geschickt verstanden hatte, den Hauptgegenstand des Kongresses, den 
aktuellen Steuerkonflikt, der internen Afa-Diskussion zu entziehen. Die Wut über 
diese Manipulation äußerte sich jedoch nur ohnmächtig in einer Serie von Abstim- 
mungsniederlagen der Antragskommission. 

Die Afa erwies sich erneut als getreues Abbild des DGB. Auch die Gewerk- 
schäftskritik an der sozialdemokratischen Regierungspolitik endet dort, wo ein mög- 
licher Druck auf die SPD und die Bundesregierung das Ende der SPD-Regentenschaft 
bedeuten könnte. Hier liegen auch die Grenzen für die SPD-Linke sich der Gewerk- 
schaften und der Afa als Bündnispartner zu vergewissern. Eine kämpferische Konflikt- 
strategie, wie sie im Krisenlernprozeß auch von einzeinen Flügelbereichen in der SPD 
propagiert wird, findet ihre Grenze an der nach wie vor vorhandenen Loyalität zur 
SPD-Regierung. Die SPD-Linke bemüht sich in ihren Spitzengremien um einen Mit- 
telweg zwischen einer Politik, die ihre Legitimation an den Interessen der Lohnab- 
hängigen orientiert, und einer Politik, die das Risiko einer späteren Dolchstoßlegen- 
de gegenüber der Schmidt-Regierung vermeiden will. Das Dilemma wurde erstmals 
im deutschen Bundestag quantifizierbar sichtbar. Fünf Abgeordnete der SPD-Frak- 
tion durften in der Frage der Vermögenssteuersenkung ausscheren und erleichter- 
ten den anderen Linksgenossen die Aufgabe, eine Abstimmungsniederlage der Koali- 
tion zu verhindern... 

Die Jusos und die Afa, die in diesem Aufsatz vorrangig untersucht werden, sind 
ein wichtiger Teil der SPD-Linken. Ihre Brückenfunktion zu wesentlichen gesellschaft- 
lichen Gruppen setzt sie jedoch im besonderen Maße den parteiinternen wie partei- 
externen Widersprüchen aus. Die Politik der Jusos verweist immer auf den aktuellen 
Stand der Linken außerhalb wie innerhalb der SPD. Die Afa ist Gradmesser für das 
Bewußtsein der breiten, wenn auch stummen Mitgliedschaft, wie auch für das Ver- 
hältnis von SPD und Gewerkschaften. Die aktuellen Konflikte um Benneter und den 
AfA-Kongreß deuten die Determinanten an, denen eine Linke in der SPD ausgesetzt 
ist und lassen nach dem Handlungsspielraum einer innerparteilichen linken Opposi- 
tion fragen. 

Die SPD hat sich von einer politischen Partei „der außerhalb der bürgerlichen 
Gesellschaft stehenden Arbeiterklasse zu einer etablierten und nunmehr parlamen- 
tarisch führenden Mitgliederpartei‘‘ (2) gewandelt. Sie ist als „Volkspartei“, die sich 
überwiegend am Parlament orientiert und dabei auf möglichst viele Wählerstimmen 
angewiesen ist, nicht völlig von ihrer Bindung an die Arbeiterklasse und andere pro- 
gressive Gruppen gelöst; vielmehr integriert sie diese politisch in das bestehende Sy- 
stem, die Arbeiterklasse ist aber nicht mehr die einzige Variable ihrer Politik. Zugleich 
ist diese Parteiin eine Umwelt eingebunden, die im wesentlichen von Strukturgesetz- 


2 Jürgen Dittberner: „Entwicklungstendenzen des Parteiensystems in der Bundesrepublik“, 


in: Jürgen Dittberner/Rolf Ebbighausen: Pareiensystem in der Legitimationskrise, Opladen 
1973, S. 487 
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lichkeiten und Entwicklungsdynamik der kapitalistischen Gesellschaft bestimmt wird. 
Eine sich bei marginalen Korrekturen im Rahmen dieser Gesellschaft orientierende 
und bewegende Partei trägt „zur Legitimation der ökonomisch bedingten Herrschaft 
in der Bundesrepublik (bei), weil auch sie als parlamentarische Mitgliederpartei die 
Rahmenbedingungen der kapitalistischen Gesellschaft nicht sprengen kann, ohneWäh- 
lereinbußen und damit Einflußverlust zu riskieren.“ (3) 

Aber gerade die nicht nur historische Bindung an die Arbeiterklasse bedingt, 
daß sich innerhalb dieser Partei immer eine Linke organisieren wird, die der Tendenz 
nach die Entwicklung zur „Volkspartei“ aufbrechen will. Der Handiungsspielraum die- 
ser Linken ist von mehreren parteiexternen und parteiinternen Faktoren abhängig: 

Parteiexterne Bedingungen ergeben sich aus dem jeweiligen gesellschaftlichen 
Entwicklungsstand (Prosperität oder Krise), und den damit gegebenen Aktionen und 
Reaktionen von Arbeiterklasse, Mittelschichten und Kapital (Bürgerinitiativen, 
Streiks etc.). 

Parteiinterne Bedingungen ergeben sich aus den historisch gewachsenen Organi- 
sationsstrukturen und Kräftekonstellationen in der Partei, schließlich der Veranke- 
rung der Partei im politischen System (z. B. SPD als Regierungspartei und deren je 
konkreten Widerspruchspotential). Für die Handlungsmöglichkeit der SPD-Linken 
war und ist von den parteiexternen Bedingungen besonders die Existenz einer außer- 
parteilichen, autonomen linken Bewegung entscheidend. Mit dem Verfall der APO 
wird es für die linke Strömung in der SPD zu einer Existenzfrage, inwieweit sie sich 
z. B. an die Bürgerinitiativen und die Gewerkschaften anschließen kann, vor allem, 
welche politische Entwicklung die Gewerkschaften und andere Bewegungen selbst 
nehmen. Denn letztlich entscheidet über das von den JS propagierte Konzept der 
Doppelsirategie die Basis und das muß letztlich heißen, der außerparteiliche Druck. 

"Von den parteiinternen Faktoren spielte und spielt für die JS die Existenz und 
die jeweilige programmatische und machtpolitische Verfassung der Alt-Linken die 
wesentliche Rolle. Die JS als Jugendorganisation tragen phasenweise das jeweils 
neue, außerhalb der Partei existierende Gedankengut in die Partei hinein. Mit dem 
Anspruch, linke Politik zu vertreten und zu praktizieren, sind sie auf die Alt-Linken 
in der AfA und in den Bezirken und deren Verklammerungsfunktion mit der Gesamt- 
partei angewiesen. Von dieser Verklammerungsfunktion der Linken kann jedoch 
auch ein Anpassungsdruck ausgehen, der den ursprünglichen Impuls abblockt. Im 
Spannungsfeld zwischen der Parteirechten, sozialen Bewegungen und der nichtsozial- 
demokratischen Linken ist das Handlungsfeld und der -spielraum der SPD-Linken 
angesiedelt. 
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HM. Die Jungsozialisten in der SPD 


l. Die Jusos wechseln ins linke Lager 


Die Jungsozialisten stützten bis in die Mitte der 60er Jahre hinein den Volksparteikurs 
der Mutterpartei. Ausnahmen bildeten lediglich die südhessischen und Teile der Ber- 
liner und der Schleswig-Holsteiner Jungsozialisten. Denn nur in diesen Parteibezirken 
hatte sich eine relevante Alt-Linke gehalten, die anderenorts in den innerparteilichen 
Säuberungen und in der Resignation der Linken nach dem Godesberger Parteitag im 
Jahre 1959 zerfallen war. Binen rapiden Kurswechsel der Jusos brachten die Studen- 
tenbewegung und die Große Koalition. Die Apo-Einflüsse auf die Jusosgerade in man- 
chen Universitätsstädten wie Berlin, München, Hannover und Göttingen waren so 
stark, daß die in die reformistische Alt-Linke integrierten Jusos aus Hessen-Süd und 
Schleswig-Holstein immer mehr die Rolle des mittleren Zentrums im Juso-Spektrum 
erhielten und somit die Aufgabe übernahmen, zwischen den ‚neu-linken‘ Bezirken 
und den allmählich erst dem Linkstrend nachhinkenden Regionen wie z.B. Nordrhein- 
Westfalen zu vermitteln. Die Vertreter aus den reformistischen Bezirken repräsentier- 
ten dann auch von 1969 bis 1977 die jeweiligen Bundesvorstände der Jungsozialisten. 

Die Apo, die schnell großen Einfluß auf die Jusos gewann, vermochte es, die 
Parteien, besonders aber die SPD in vielen gesellschaftlichen Bereichen unter Legiti- 
mationsdruck zu setzen. Die Massenwirkung der Apc in der Jugend und in der In- 
telligenz brachte für die SPD die konkrete Gefahr einer Entfremdung von diesen auch 
quantitativ bedeutenden Gruppen. Die kritische Intellektuellen- und Jugendbewegung 
war für die SPD Argument genug, die „linken“ Jusos nicht einfach aus der Partei her- 
auszudrängen, sondern es mit Mahnungen und Drohungen bewenden zu lassen und 
stattdessen die Bindungskraft der Jusos gegenüber Jungwählern hoch einzuschätzen. 
Die Jusos konnten diese Integrationsfunktion jedoch auch umkehren, innerhalb der 
Partei offensiv nutzen und gegen die SPD-Vorstände wenden. In ihrer Parteikritik 
durch die Apo bestärkt und mit Argumenten versehen, waren sie gleichzeitig vor rigo- 
rosen disziplinierenden Parteimaßnahmen geschützt. Der Druck von außen verhalf den 
Jusos zu eigenständigen Positionen als Transmissionsriemen nach innen. Damit ban- 
den sie zwar beträchtliche Teile des Apo-Potentials wieder an die SPD, die Jusos 
konnten aber auch ihrerseits wiederum Aktionen der Apo legitimieren, ihre pauscha- 
le Kriminalisierung verhindern und zur verstärkten öffentlichen Resonanz der Linken 
auch außerhalb der SPD beitragen. 

Neben der Apo als externem Faktor begünstigten aber auch Entwicklungen 
innerhalb der SPD den Linsrutsch der Jusos. Das offensichtliche Versagen der CDU/ 
FDP-Koalition während der Rezession und die zunehmende außenpolitische Isolie- 
rung der Bundesrepublik, wie sie in der Haltung zu Osteuropa und zur DDR deutlich 
wurde, animierten viele SPD-Mitglieder erstmalig wieder seit Beginn der 50er Jahre 
zu Hoffnungen aufeinen Machtwechsel und eine sozialdemokratisch geprägte Reform- 
ära. Die Große Koalition widersprach diesen Erwartungen, da sie als Rettungsanker 
für eine abgewirtschaftete CDU/CSU enpfunden wurde. Die Juso-Kritik konnte auf 
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diesem Unbehagen innerhalb der SPD aufbauen und fand Resonanz auch innerhalb 
der Parteiorganisation, zumal es der Parteiführung nicht gelang, die Große Koalition 
alsnotwendige Etappe zum sozialdemokratischen Machterwerb zu rechtfertigen oder 
auch nur als wirtschaftlich und politisch notwendig darzustellen. Die Kumpanie mit 
der früher erbittert bekämpften Adenauerpartei, die von der Großen Koalition nicht 
befriedigten Reformerwartungen in der Gesellschafts- und in der Ostpolitik, die Not- 
stands. und Vietnampolitik der Bundesregierung, die undemokratischen Pläne zur 
Installierung eines 2-Parteien-Systems durch das Mehrheitswahlrecht, aber auch die 
rigide Knüppelpolitik mancher sozialdemokratischer Administrationen gegen die de- 
monstrierenden Studenten verbanden sich zu einem kritischen Reformpotential auch 
innerhalb der SPD. Das Regierungsprogramm der 1969 etablierten sozialliberalen 
Koalition integrierte diese Grundstimmung. Die SPD profilierte sich gegenüber der 
CDU/CSU mit dem Programm der ‚neuen‘ Ostpolitik und rief zur Demokratisierung 
und zur sozialenModernisierung der Gesellschaft auf,von denen gerade auch die Lohn- 
abhängigen als traditioneller sozialdemokratischer Anhang profitieren sollten. Die er- 
neute Hochkonjunktur schien dafür die Möglichkeit zu geben. 

Wenn die SPD auch außer dem guten Willen keine eigenen strategisch-politi- 
schen Vorstellungen zur Durchsetzung ihrer ‚klassenunspezifischen‘ Politik sozialer 
Reformen entwickelte, so bildete doch der in den Formen ‚mehr Demokratie‘ und 
‚Lebensqualität‘ anschauliche Legitimierungszwang und Veränderungswille bis zur 
1973 einsetzenden Krise den Resonanz- und Schutzboden für die Jungsozialisten und 
zumindest bis zur Verhängung des Radikalenerlasses auch für linke Gruppen außer- 
halb der SPD. 

Die innerparteilichen Auswirkungen des nicht zuletzt unter dem Legitimations- 
druck der Apo zustande gekommenen und von den Jusos zum Reformwillen der Par- 
tei mitbeförderten Innovationsprozesses waren eine vielerorts „bemerkenswerte De- 
mokratisierung der Parteistruktur und Belebung der Diskussion“, „eine längst not- 
wendige Verjüngung“ der Parteimitgliedschaft und eine „überfällige Aktivierung vie- 
ler Untergliederungen der Partei.“ (4) 

Die Jusos nutzten ihre Demokratisierungsinitiativen auch zur Erweiterung des 
Spielraums ihrer vom Parteistatut geknebelten Arbeitsgemeinschaft. Sie bestimmten 
die früher von der Partei ausgewählten, bezahlten Sekretäre nun selbst und milderten 
das Vetorecht der Parteiorgane gegen Personalentscheidungen bei Jusowahlen zur 
formalen Bestätigungspflicht. Sie schufen sich die später in der Krise brüchig werden- 
den Gewohnheitsrechte, die finanzielle Dispositionsfreiheit zu erweitern und die 
nahezu alle Aktivitäten umfassende Einverständnisregelung zu vergessen. Die so er- 
kämpfte Teilautonomie ermöglichte eine Konzentration der Arbeit auf den eigenen 
Verband und bewährte sich als Frustrationsfilter überali dort, wo die Jusos durch 
eine starke Rechte von der Willensbildung der Partei ausgeschlossen waren. Damit 
wurde eine spezifische Juso-Identität ermöglicht, die die Jusos auch erst für „Apo- 
Randpolitisierte“ attraktiv machte, deren Establishment-Berührungsängste und kriti- 
sche Einstellung gegenüber der SPD eine Mitgliedschaft allein in der Partei ausgeschlos- 


4 Wolf-Dieter Narr [Hermann Scheer/Dieter Spöri: SPD-Staatspartei oder Reformpartei, Mün- 
chen 1976, S. 130 
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sen hätte. Diese bewußten Juso-Mitgliedschafien erfolgten in großer Zahl während 
‚des Zerfallsund der Zellteilung der Apo, nach dem Münchner Bundeskongreß 69 und 
nach dem Ende der Großen Koalition und stärkten das kritische innerparteiliche Po- 
tential (5). 

Die Kehrseite dieses Prozesses ist die bis heute wirkende akademische Überla- 
stung des Juso-Funktionärskörpers und die auch realiter zur Kluft werdende sozial- 
strukturelle Diskrepanz zur passiven Mitgliedschaft der Arbeitsgemeinschaft und ins- 
besondere zurhofierten Arbeiterbasis (6). Bereits hier wird eine entscheidende Schwä- 
che deutlich. Die 1969 einsetzende Theoriediskussion verengte sich auf wenige aka- 
demisch trainierte Redaktions- und Entscheidungskollektive, und die Meinungsträger 
waren vielfach unabhängig von politischen und gewerkschaftlichen Strömungen in der 
Arbeiterschaft über die Theoriediskussion selbst politisiert worden. Denn während 
der 60er Jahre existierte keine spezifische Zielgruppenarbeit. Die parteifrommen Ju- 
sos hatten sich seinerzeit nach dem Vorbild der Mutterpartei darauf beschränkt, die 
„Jugend“ mit inhaltsleeren Sympathiewerbeaktionen für die Mutterpartei zu agitie- 
ren (7). Entsprechend gering war auch die Kooperation mit ehemals in der Arbeiter- 
jugend bedeutsamen Vorfeldorganisationen wie den Falken und der Naturfreunde- 
jugend, die der generellen Tendenz sozialdemokratischer Technokratisierung zum 
Opfer fielen. Das Desinteresse der Partei an der dem Volksparteiimage zuwiderlau- 
fenden Pflege des traditionellen sozialdemokratischen Milieus gedieh überall dort 
zu einer repressiven Isolierungspolitik gegenüber den Millieuorganisationen, wo diese 
das tradierte sozialistische Selbstverständnis beibehielten und in Opposition zum Par- 
teikurs gerieten. Die Übernahme dieser Parteilinie durch die Jusos wirkte sich auch 
in dem Desinteresse gegenüber der Gewerkschaftsjugend aus. Das Fehlen einer Basis 
in der Arbeiterjugend und die studentische Attitüde der parteioppositionellen Jusos 
waren die negativen Ausgangsbedingungen für die antikapitalistische Jusobewegung. 
Damit waren auch die soziostrukturellen und organisatorischen Voraussetzungen für 
„betriebliche Jungsozialisten-Arbeitsgemeinschaften“ und „überbetriebliche Jungso- 
zialisten-Arbeitskreise aus Beschäftigten verschiedener Betriebe“ (8) realiter kaum 
vorhanden. Zur Apo bestand von vornherein keine soziostrukturelle Kluft. Die Apo 
wie auch die Jusos bewegten sich überwiegend im außerbetrieblichen und außerge- 
werkschaftlichen Politikbereich. Die Jusos als organischer Teil einer „Kommunal- 
und Staatspartei“ waren die prädestinierten Katalysatoren einer Studenten- und spä- 
ter auch einer Bürgerinitiativbewegung, die beide mittelbar oder unmittelbar auf die 
Demokratisierung staatlicher Institutionen zielten oder den Staat selbst zum Adres- 
saten konkreter Forderungen hatten. ; 

Eine ähnliche Katalysatorenfunktion konnten die Jusos gegenüber den betrieb- 
lichen Mobilisierungen nicht einnehmen. Die spontanten Streiks waren in erster Linie 
gegen die Unternehmer und gegen die unzulängliche tarifpolitische Interessenvertre- 
5 Ygl. Horst Heimann: Theoriediskussion in der SPD, Frankfurt a. M.-Köln 1975, 8.40 
6 Vgl. Emil-Peter Müller: Jungsozialisten zwischen Reform und Revolution, Köln 1974,$.39 
7 Vgl. Gert Börnsen: Innerparteiliche Opposition. Jungsozialisten und SPD, Hamburg 1969, 

$.27 u. 35 und: Unsere Arbeit 1964, Schriftenreihe der Jungsozialsten, Nr. 4/1965,8.33 £ 
8 Vgl. Bundesvorstand der Jungsezialisten (Hrsg.): Handbuch für die Jungsozialistenarbeit, 

Bonn 1971, 8. Al 
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tung der Gewerkschaftsführungen gerichtet. Die Jusos hätten nur dann eine Chance 
gehabt, wenn die Einkommenspolitik der Bundesregierung und damit mittelbar auch 
die sozialdemokratische Wirtschaftspolitik Mittelpunkt der spontanen Lohnkämpfe 
gewesen wäre. Die SPD-Bindung der DGB-Gewerkschaften ist jedoch nicht allein auf 
der Ebene miteinander verfilzter Apparate wirksam ($), sondern kennzeichnet eben- 
so die Belegschaften. Die spontanen Streiks waren auf der subjektiven Ebene nie ge- 
gen die SPD-Politik gerichtet. Wie viele Linke, so waren auch die hilflosen Jusos dem 
Phänomen konfrontiert, daß beiden Lohnabhängigen ein Interessenbewußtsein, das 
sich auf ihre Stellung als Ware Arbeitskraft im Produktionsprozeß beschränkt, eine 
„hohe Identifikation mit dem politischen System, insbesonder mit der SPD in-die- 
sem System“ (10), unvermittelt gegenübersteht. Für die Jungsozialisten gibt es nichts 
zu katalysieren, wenn entgegen ihren ‚linken‘ Anspruch von Arbeiterpolitik auch in 
der politischen Sphäre bei der ‚Zielgruppe‘ eine gemeinwohlfixierte und „von den 
Inhalten der Politik weitgehend abgelöste, verallgemeinerte Loyalität‘ (11) mit der 
SPD dominiert. Die Jusos blieben objektiv allein auf die Apo angewiesen. 

Der Zerfall der Apo — auch die Jusos sogen Teile auf — beschleunigte die Juso- 
Integration im Verlauf der 70er Jahre in die Partei und die hiermit verknüpfte Ver- 
lagerung der Arbeitsschwerpunkte in die SPD-Organisation. Die Fixierung der Jusos 
auf eine SPD, die sich vehement gegen alle linken Strömungen außerhalb der SPD 
abgrenzte und ihre öffentliche und administrative Machtstellung zur Kriminalisierung 
der außerparteilichen Linken nutzte, führte auch bei den Jusos zu Entsolidarisierun- 
gen und Distanzierungen gegenüber der außerparteilichen Linken, was seinerseits da- 
zu beitrug, den Aktionsradius der Neuen Linken einzuengen. Die Linke in der SPD 
und die Neue Linke bildeten eine wenn auch widersprüchliche Einheit, auch wenn 
beide Teile dies nie so recht begriffen. 

Beide bestritten einander die ‚Stellvertreter-Legitimation‘. Die Jusos reflektier- 
ten nicht den Zusammenhang ihres ‚Aufstiegs‘ mit dem Jugendcharakter der Apo, 
wollten nun umfassende innerparteiliche Opposition sein und wandten sich strate- 
gisch mehreren Zielgruppen zu. Die außerparteiliche Linke erstreckte ihre „‚emotio- 
nale und sektiererische Haltung gegenüber der SPD“ auch auf die Partei-Linke, ver- 
absolutierte deren Integrationsfunktion und vergaß deren strategischen Stellenwert, 
links Alternativen in der Öffentlichkeit und im parlamentarisch-rechtlichen Institu- 

tionengefüge voranzutreiben und abzusichern. 

| Trotz aller in der Geburt inbegriffenen und in der Weichenstellung erkennba- 
ren Unzulänglichkeiten bleibt jedoch festzuhalten, daß eben die Apo-Politisierung 
und die damit zusammenhängende intellektuelle Kapazität es ermöglichten, daß die 
Jusos nach dem Münchner Bundeskongreß 1960 erstmalig wieder als ‚Linke‘ in der 
SPD eine, wennauch als ‚Strategie‘ überschätzte Programmatik entwickelten und da- 
mit auch die Diskussion über alternativegesellschaftliche Strategien aus einem schma- 
len Ghetto innerparteilicher und intellektueller Grüppchen in eine breitere Öffentlich- 
keit transportierten. 


9 Vgl. dazu kritisch Bodo Zeuner: ‚Solidarität‘ mit der SPD oder Solidarität der Klasse? Zur 
SPD-Bindung der DGB-Gewerkschaften, in: Prokla 26, 8.3 - 32 
10 ebd., 8. 5 


11 ebd., S.16 


65 


2. Einige Fixpunkte der Jusos-Strategie 


Die von der Apo geprägten Juso-Neumitglieder und ihre politischen Inhalte trafen 
auf zwar kritische, aber innerhalb der SPD politisierte junge Sozialdemokraten, die 
in die reformerische Tagespraxis der Partei und in die Organisation der SPD einbe- 
zogen waren. Um mit dem Widerspruch leben zu können, eine systemverändernde 
Politik in einer systemtragenden Partei praktizieren zu müssen, hatte die These Ge- 
burtshilfe zu leisten: eine sozialistische Politik außerhalb der SPD sei von vornherein 
zum Scheitern verurteilt. 

Die Jusos begründen ihre Arbeit innerhalb der SPD damit, daß eine ‚‚sozialisti- 
sche Strategie unter den kapitalistischen Bedingungen der Bundesrepublik von den 
bestehenden Massenorganisationen der Arbeiterklasse ausgehen muß“ (12), da diese, 
SPD und Gewerkschaften, nach wie vor von der Mehrheit der Lohnabhängigen als 
ihre Interessenvertreter betrachtet werden. SPD wie Gewerkschaften ‚müssen prin- 
zipiell als Gradmesser und insofern auch als Grundlage der faktisch bestehenden Ar- 
beitergegenmacht definiert werden.“ (13) Die Fungsozialisten wollendie sozialistischen 
Kräfte in der SPD stärken, „auch wenn es dabei immer wieder zu Konflikten mit den 
Teilen der Partei kommt, die kapitalistische Positionen vertreten.“ (14) 

Ein solches Vorhaben setzt voraus, daß die eigene Position in der Parteigefestigt 
werden muß. So verlangten die Jusosin München 1969 die Verwirklichung der inner- 
parteilichen Demokratie. Sie orientierten sich dabei am imperativenMandat, amRecht 
auf Gruppenbildung und am Recht auf Minoritätenschutz. Diese Feststellungen und 
Forderungen ersetzten stets eine tiefergreifende Auseinandersetzung sowohl über die 
Problematik, als Sozialisten innerhalb der SPD zu arbeiten als auch über die grund- 
sätzliche Frage des Veränderungspotentials der SPD. Die Juso-Hoffnungen, die SPD 
zu einer sozialistischen Klassenpartei verändern zu können, erklären denn auch die 
Diskrepanz zwischen dem im folgenden konstatierten tiefgreifenden Sturkturwan- 
del der SPD und dem Resüms, daß die SPD zur Zeit nicht konsequent Arbeiterinter- 
essen vertritt: 

„Die Sozialdemokratische Partei auf Bundesebene hat sich immer mehr den be- 
stehenden gesellschaftlichen Verhältnisse und der vorherrschenden Bewußtseinslage 
der westdeutschen Bevölkerung angepaßt. Dabei hat sie ihre sozialistische Konzeption 
aufgegeben zugunsten eines falschen Pragmatismus und zugunsten einer weitgehen- 
den Sterilität des Parteilebens und der Parteidiskussion. Sie hat ihren Charakter als 
Klassenpartei aufgegeben, um sich auch bürgerlichen Gruppen zu öffnen und von 
ihnen wählen zu lassen. Die Ideologie der Volkspartei zwingt alle in der SPD vertre- 
tenen Gruppen, schon im vorparlamentarischen Raum Kompromisse einzugehen. Des- 
halb vertritt die SPD zur Zeit nicht konsequent die eigentlichen Interessen des lohn- 
abhängigen Bevölkerungsteils“. (15) Die Jusos beanspruchten nun selbst, Arbeiter- 


12 Bundesvorstand der Jungsozialisten (Hrsg.): Thesen zur Politischen Ökonomie und Strate- 
gie — außerordentlicher Bundeskongreß in Hannover. 11. bis 12 Dezember 1971, Bonn, 


0.1,8.12 
13 ebda 
14 ebda 


15 Vorstand der SPD (Hısg.}: J 1, Reihe Jugend, Bonn 1970, 8. 9 


partei in der Volkspartei zu sein. Ähnlich wie die Apo-Nachfolgeorganisationen woll- 
ten die Jusos die Lohnabhängigen zu neuem Elan und Klassenbewußtsein führen, um 
allerdings im Gegensatz zur Apo mit der Rückendeckung der Arbeiter die sozialisti- 
sche Rückbesinnung der SPD einzuleiten. Sie verstanden sich als sozialistischer Flügel 
der SPD und wollten sich nicht länger mit der Rolle einer Jugendorganisation begnü- 
gen. In Anlehnung an das Gorz‘sche Konzept systemüberwindender Reformen erar- 
beiteten die Jusos die Strategie antikapitalistischer Strukturreformen (16), die ihnen 
geeignet erschien, die Gesellschaft unter der aktiven Beteiligung der Massen über „die 
Demokratisierung aller Lebensbereiche ... . in Betrieb und Wirtschaft, Familie und 
Partei, Schule und Hochschule, Verwaltung und Justiz“ (17) sukzessive in den Sozia- 
lismus zu überführen. Die Strategie ‚vereinbarte‘ den Anspruch der Jusos auf grund- 
legende gesellschaftliche Veränderungen mit ihrem organisatorischen Standpunkt als 
sozialistischer Minderheit in der Volks- und Regierungspartei SPD und sah vor, die 
Regierungsfunktion der SPD mittelseinschneidender Reformen zu einer allmählichen 
sozialistischen Veränderung der kapitalistischen Strukturen zu nutzen. Weil auch die 
Jusos nicht so optimistisch waren, ihrer Mutterpartei eine solche Politik ohne weite- 
res zuzumuten, wurde die Doppelstrategie als Mittel erkoren, die SPD über den mehr 
oder weniger sanften Druck einer von den Jusos zu mobilisierenden Basis der Lohn- 
abhängigen zu eben dieser Veränderung zwingen zu Können, 

Die Hauptvariablen der Juso-Strategie sind die mobilisierte, interessenbewußte 
Basis, die jedoch in ihrer Praxis nicht nach klassenstrukturellen Gesichtspunkten aus- 
gewählt wurde, und die als ‚Durchsetzungsinstrument‘ zu nutzenden Institutionen 
Partei, Parlament und Staat. Die Juso-Strategie läßt sich, wenn auch grob vereinfacht, 
im subjektiven Verständnis der Jusos so skizzieren: 

Solange die Mehrheit der Bevölkerung im Sinne der herrschenden Klasse mani- 
puliert wird, sind Staat und Parlament mit den Trägern wirtschaftlicher Macht nahe- 
zu identisch, Gelingt es aber einer innerparteilichen Opposition in der SPD, den Lohn- 
abhängigen und damit auch der Masse der Wähler ihre gesellschaftliche Lage bewußt 
zu machen und sie über ihre konkreten Bedürfnisse politisch zu aktivieren, dann kann 
eine sozialdemokratische Regierung nicht länger an ihren Anhängern und Wählern 
vorbeiregieren. Sie wäre gezwungen, antikapitalistische Tendenzen in ihrer prakti- 
schen Politik Ausdruck zu verleihen und müßte der basisnahen innerparteilichen Op- 
position Zugeständnisse machen, was wiederum den Charakter der Partei verändern 
würde. Die Ambivalenz der Regierungsfunktion würde sichtbar werden, und die sich 
reformistisch wandelnde SPD würde — legitimiert und getragen von den Massen — 
mit Hilfe ihrer institutionellen Positionen den Staatsapparat kämpferisch gegen das 
kapitalistische System einsetzen. Die so geschlagenen Breschen sozialistischer Demo- 
kratie und Gegenmachtpositionen würden zu erneuten Mobilisierungen führen und 
sich schließlich und eines nicht allzufernen Tages in der systemsprengenden Reform 
vollenden. 

16 Vgl. besonders Andre Gorz: Zur Strategie der Arbeiterbewegung im Neokapitalismus, Frank- 

furt a. M. 1967 j 
17 Rainer Naudiet /Gert Walter: „Jungsozialisten und Deutsche Kommunistische Partei“, in: 


Norber Gansel (Hısg.): Überwindet den Kapitalismus oder was wollen die Jungsozialisten, 
Hamburg 1971, S. 7i 
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Die Jusos verwechseln dabeidie relative Autonomie des Staates gegenüber Ein- 
zelinteressen mit der Möglichkeit, offen gegenüber den Klassen bleiben zu können, 
indem sie meinen, den Staat für die Lohnabhängigeninteressen instrumentalisieren 
zu können. Sie verkennen gleichermaßen den Charakter der ‚Volkspartei‘, zugleich 
die zum Kompromiß führende gesellschaftliche Interessenaggregation zu ermöglichen 
und die autonome staatliche Exekution von Maßnahmen zu erlauben. Sie verkennen 
aber auch bereits die gesellschaftliche Bündnisbreite der SPD, deren bündnisstrategi- 
sches Ziel nicht die Vereinheitlichung der Gruppen der Lohnabhängigen, sondern die 
Integration von Partikularinteressen in Gemeinwohlkonzeptionen ist (17a). Die Ein- 
beziehung auch von Staats- und Kapitalinteressen in den soziaildemokratischen Kom- 
promiß bewirkt bereits auf der Ebene der innerparteilichen Willensbildung, daß selbst 
die Interessen der ‚protestantischen Arbeiter‘ als Hauptwählergruppe der SPD nur 
dann einen gewichtigen Platz unter den Partikularinteressen einnehmen, wenn sich 
diese „in kapitalistische Rationalität integrieren lassen“. (18) 

Als Teil der SPD müssen auch die Jusos um den sozialdemokratische ‚Wahl- 
erfolg‘ bangen, der eine weite Interessenfächerung der SPD sowie ihre Fähigkeit vor- 
aussetzt, im Rahmen staatlicher Steuerungstätigkeit den sozialen Frieden zu garan- 
tieren. 

Als Arbeitsgemeinschaft der sozialdemokratischen Volkspartei müssen die Jung- 
sozialisten die Interpretation der Voraussetzungen und Bedingungen für sozialdemo- 
kratische Politik akzeptieren. Deshalb können sie diese auch nur modifizieren, aber 
nicht mit einer eigenen Perspektive Konfrontieren. Die Jusos sind zwar in der Lage, 
den Außendruck relevanter sozialer Gruppen in die SPD hinein und auch in den Staats- 
apparat zu vermitteln, können jedoch angesichts der fehlenden Klassenidentität der 
SPD die autonome staatliche Exekution nur einige Meter nach ‚links‘ verschieben, 
den Interessenkompromiß jedoch nicht selbst bestimmen. Die Hilfskonstruktion der 
‚antikapitalistischen Strukturreform‘ bleibt somit inhaltdleer, die Strategie ein 
abstraktes Postulat. Sie wappnet allein für die ideologische Auseinandersetzung und 
für die Kritik an offensichtlich kapitalkonformen Reformmaßnahmen wie z. B. den 
regierungsinternen Überlegungen zur Vermögensbildung, zum Hochschulrahmenge- 
setz und für die innerparteiliche Programmdiskussion wie z. B. für die Auseinandgr- 
setzungen um das Langzeitprogramm. 

Die Juso-Strategie, die der staatlichen Reformpolitik einen entscheidenden 
Stellenwert zumißt, war selbst ein Reflex auf die zunächst erfolgreiche keynesian- 
sche Bewältigung der Rezession 66/67, auf die nachfolgende Hochkunjunktur und 
auf die sozialliberale Refomprogrammatik. Bei allem meist nur verbalem Streit in 
der Frage der emanzipatorischen Stoßrichtung und des Elans der Reformpolitik setz- 
ten die Jusos doch erhebliche Hoffnungen auf die Politik der kleinen Koalition. Die 
Strukturreformkonzeption der Jusos und das sozialdemokratische Programm sozia- 
ler Modernisierung waren grundsätzlich vereinbar, insofern beide auf den Bedingun- 
gen relativen wirtschaftlichen Wachstums und liquider öffentlicher Haushalte beruh- 
ten. Der klassenunspezifische Charakter der sozialdemokratischen Reformpolitik fiel 


17a Vgl. dazu: Richard Stöss, ‚Spliterparteien‘ in der BRD, unv. Manuskript Berlin 1975 
18 Bodo Zeuner, a.2.0., 8. 14 


68 


den Jusos über die Konfrontationswahl des Jahres 1972 hinaus nicht auf, zumal die 
von der CDU/CSU und den Unternehmerverbänden provozierte Polarisierungspolitik 
die SPD zu ‚Arbeitnehmerparolen‘ animierte. Auch ihre Grobunterscheidung zwi- 
schen systemüberwindenden und systemimmanenten Reformen entledigte sie jeg- 
lichen Maßstabs. 

Auch die wirtschaftspolitischen Konzeptionen der Juso-Mehrheit und der Ge- 
samtpartei unterschieden sich nur in der jeweiligen Akzentuierung staatlicher Steue- 
rungs- und Umverteilungspolitk; sowohl im Erfahrungsschatz der Partei als auch im 
Weltbild der Jusos waren anhaltende Konjunktur- und Strukturkrisen nicht: vorgese- 
hen. Was die SPD prophylaktisches Anti-Krisenmanagement nannte, hieß beim Bun- 
desvorstand der Jusos „Vollbeschäftigungspolitik und Politik der Preisstabilität im 
Rahmen einer sozialistischen Strategie“. (19) 

Die Juso-Theorie geht stets von steuerbaren gesellschaftlichen Prozessen aus. 
Auch die Krise wird ausschließlich als gewollte Kapitalstrategie oder als Offensiv- 
waffe der organisierten Arbeiterscharen verstanden. So warnen die Jusos denn auch 
vor übereilten Schritten, denn: „Die ökonomische Stabilität wäre gefährdet, wenn 
‘der Staat im Rahmen einer Strategie antikapitalistischer Sturkturreformen durch die 
Inangriffnahme solcher Reformen relevante Kapitalinteressen verletzte. Und auch 
wenn diese Reformen im Einklang mit zuvor mobilisierten Massen durchgeführt wür- 
den, käme es schon in der Vorbereitungsphase solcher Reformen zu einer Krise (Ka- 
pitalflucht, Investitionsstreik)“ (20). 

Eine solche Krise könnte zur Disziplinierung der progressiven Kräfte oder zu 
faschistischen Herrschaftsformen der reaktionären Kräfte führen, wenn die Arbeiter- 
klasse nicht durch ihre Organisationen auf den Kampf gegen das Kapital vorbereitet 
ist. Daraus schlußfolgern die Jusos, „daß wir unsere politische Praxis vorrangig an 
dem Ziel orientieren müssen... , daß sich die organisierte Macht der Arbeiterklasse 
in einem solchen Ausmaß entfaltet, daß die Krisenreaktion der Unternehmer sich ge- 
gen sie selbst kehrt — und zwar deıgestalt, daß die Arbeiter schließlich die vom Kapi- 
tal stillgelegte Produktion selbst übernehmen (Selbstorganisation)‘“. (21) 

Den beiden Thesen ist zuentnehmen, daß auf antikapitalistische Strukturrefor- 
men so lange verzichtet werden muß, bis die Arbeiterklasse befähigt ist, den Krisen- 
reaktionen des Kapitals, die schon bei den zaghaftesten Ansätzen einer antikapitali- 
stischen Politik einsetzen können, offensiv zu begegnen. Andererseits wird eine offen- 
sive staatliche Reformpolitik jedoch zur Erfolgsvoraussetzung der Juso-Strategie. 

„Die bloßen Forderungen und Teilerfolge (bei der Durchsetzung einer system- 
überwindenden Politik, d. Verf.) werden den Widerstand des Kapitals... hervorrufen, 
d. h. den Klassencharakter des Systems verdeutlichen und dazu beitragen, die Aus- 
einandersetzung zwischen den Klassen zu verschärfen“ (22). Auch diese Stellen der 
Theorie machen das konkrete Dilemma der Jusos deutlich. Denn die Jusos sind nicht 
nur auf dienotwendige Rahmenbedingung ‚‚wirtschaftliche Prosperität‘‘ angewiesen. 
19 Diskussionsvorlage des Bundesvorstands der Jungsozialisten zum außerordentlichen Bun- 

deskongreß der Jungsozialisten in Hannover 1971, Al,S. 3 
20 Thesen zur Politischen Ökonomie, a.2.0., S. 6 


21 ebenda 
22 ebenda, S. 8 
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Ihre Strategie des gegenseitigen Hochschaukelns von institutionellen Demokratisie- 

. tungen, von konkreten antikapitalistischen staatlichen Reformmaßnahmen und Mo- 
biisierungs- und Politisierungsprozessen an der Basis beruht darüber hinaus auf Vor- 
aussetzungen, die in der Bundesrepublik nicht gegeben sind. Das Vorbild der Politi- 
sierung und Mobilisierung in der Studentenbewegung wird mechanisch und modell- 
haft auf die erwünschte Basis der Arbeitnehmer übertragen. Die von der Wunschbasis 
isolierten Jusos übertragen ihren Voluntarismus auf die Mutterpartei und die Gewerk- 
schaften, die in das Theoriekonzept oft als bereits veränderte, mobilisierungswilige 
und zum Klassenkampf entschlossene Arbeiterbewegung eingehen. Der Reformpo- 
litik der kleinen Koalition, die an den vereinzelten Staatsbürger, an den Staatsklien- 
ten adressiert ist, wird implizit unterstellt, daß sie die gesellschaftlichen Machtver- 
hältnisse verschieben und die Klasse organisieren will. In ihren Überlegungen zur 
Krise setzen die Jusos — ohne auch nur das Verhältnis Partei/Gewerkschaft zu reflek- 
tieren — auf die Arbeiterorganisationen SPD und DGB. Beiden wird implizit unter- 
stellt, daß sie willens und in der Lage seien, den Konflikt mit dem Kapital und sei- 
nen organisierten Verbänden durch die Mobilisierung der Basis auszutragen und da- 
mit eine radikal-reformistische Politik zu betreiben. 

In allen anderen entscheidenden Passagen der Juso-Theorie jedoch werden 
‚Selbstorganisation‘ und ‚Mobilisierung‘ an der Basis überhaupt erst als Vorausset- 
zung angesehen, die genannten Organisationen zu verändern, um damit überhaupt 
erst die Bedingung für das Wagnis einer Politik antikapitalistischer Strukturreformen 
zu schaffen. Nur die Jusos selbst Konnten des Rätsels Lösung sein. Sie hatten sich 
vorgenommen, sowohl die Basis als auch die Partei und die Gewerkschaften zu ver- 
ändern. 


3. Die ‚Doppelstrategie‘ — Weg zur antikapitalistischen Praxis? 


In derDoppelstrategie — der Verbindung zwischen der Arbeit in der Partei, dem Staats- 
apparat und den politischen Aktivitäten Juso-geleiteter mobilisierter Bevölkerungs- 
gruppen — sahen die Jusos das adäquate Mittel, die Strategie der antikapitalistischen 
Strukturreformen in die Praxis umzusetzen. Basismobilisierungen sollten über die 
SPD in Staatstätigkeit und in antikapitalistische Reformmaßnahmen einmünden. Die 
Jusos deklarierten in ihrer Theorie ‚Selbstorganisation‘ und antikapitalistische Mobili- 
sierung‘ nur selten allein von den Bedürfnissen und Notwendigkeiten einer Interessen- 
vertretung der Basis her, sondern maßen sie stattdessen an der kurzfristigen Erfolgs- 
aussicht, innerparteiliche Machtverschiebungen zugunsten der Linken zu verheißen. 
Das implizierte auch die erstmalige Formulierung der Doppelstrategie im Zusammen- 
hang mit der Kommunalpolitik. Die selbstverständliche Übernahme des vorrangigen 
Politikfeldes lokaler und regionaler Parteiorganisationen und die Absicht, ihre Mehr- 
heiten und politischen Inhalte zu verändern, veranschaulicht den Zwang für die Jung- 
sozialisten, sich innerhalb der von der „Volkspartei“ gesetzten Praxis und Zielgruppen 
zu bewegen. Aber auch im Rahmen dieser Parteizentrierung und in der Ausrichtung 
auf den allein erprobten Reproduktionsbereich erfuhr die Doppelstrategie von Be- 
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ginn ihrer Formulierung an zwei unterschiedliche Akzentuierungen. Einer Apo-infi- 
zierten autonomistischen und konfliktorischen Spielart, die der Partei durch den 
Druck der Mobilisierten die Veränderung aufzwingen wollte, stand eine andere De- 
finition gegenüber, die nach Möglichkeit die Partei aus der direkten Schußlinie der 
Jusos herausnehmen wollte. 

Die 1971 auf dem ‚Strategiekongreß‘ in Hannover formulierte These, daß es 
die Aufgabe der Jusos sei, Formen der „Selbstorganisation“ in der Bevölkerung zu 
„initiieren“, um „durch den so entstehenden Druck die Partei und die Institutionen 
zu zwingen, die Bevölkerungsinteressen wirksam zu vertreten und durchzusetzen“ 
(23) begründet sich aus der mit der Apo gemachten Erfahrung, daß „die politische 
Stärke der Jungsozialisten identisch ist mit der effektiven Artikulation von Bevöl- 
kerungsinteressen“ (24) und aus dem für die Jusos wesentlichen Effekt, daß ‚die 
politische Stabilität von personellen Positionen innerhalb der Partei und den staat- 
lichen Institutionen nur auf der Grundlage der Mobilisierung gewährleistet ist.“ (25) 

Gegenüber der Radikalkur verblaßt die gemäßigte Variante zum Hausmittel- 
chen: „Eine ‚Strategie‘ freilich, die sich sowohl in Erscheinungsform wie im Wesens- 
gehalt gegen die Parteirichten würde, muß konsequent abgelehnt werden (z. B. reine 
Basisstrategie. Deshalb ist es auch notwendig, die Mobilisierungsarbeit schon in der 
Planungsphase mit der örtlichen Parteiorganisation und den sozialdemokratischen 
Kommunalpolitikern zu diskutieren“. (26) Von den beiden konzeptuellen Strängen 
entsprach die Radikalkur aber dem anfänglichen Anspruch der antikapitalistischen 
Strukturreformen. Und in der Praxis schien ihr zunächst Erfolg beschieden: Die Jusos 
empfanden sich nach ihrem spektakulären Münchener Bundeskongreß alshistorisches 
Subjekt, dem nun nach dem Zerfall der Apo die Aufgabe zukam, die ‚Lohnabhängi- 
gen‘ zu mobilisieren, die Partei und den Staatsapparat zu reformieren und die staat- 
liche Reformpolitik zu beeinflussen. 

Die Praxisfelder der Jusos verblieben fast ausschließlich im außerbetrieblichen 
Bereich. Aber immer dann, wenn die Jusos ‚marxistisch‘ wurden, sahen sie „im Kampf 
gegen das kapitalistische System die Betriebsarbeit als absolut vorrangiges Arbeits- 
feld in ihrer Organisation und in der SPD“. (27) 

Dazu bedurfte es jedoch einer „Veränderung der Struktur der Aktiv-Mitglied- 
schaft“ (28) zur Arbeiterschaft hin. Diese wiederum könnte nach Ansicht der Jusos 
nur aktiviert werden, wenn „eine betriebsbezogene Organisation der Partei“ (29) 
aufgebaut würde. Erst eine „betriebliche Organisation, in der Gewerkschafter als So- 
zialisten arbeiten‘ (30), Könnte einen „Beitrag zur Vermittlung von politischem und 
ökonomischen Kampf leisten, um die Voraussetzungen zur Überwindung des kapi- 
23 ebenda, S. 12 
24 ebenda, $. 13 
25 ebenda 
26 Wolfgang Roth (Hrsg.): Kommunalpolitik für wen? Arbeitsprogramm der Jungsozialisten, 

Frankfurt a. M, 1971, 8. 23. 

27 Bundesvorstand der Jungsozialisten (Hısg.)}: Beschlüsse ordentlicher Bundeskongreß der 

Jungsozialisten in der SPD in München, 25. bis 27. Jan. 1974, 8.14 
283 ebd. 


29 ebd. 
30 ebd. 
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talistischen Systems ... zu schaffen.“ (31) Damit steht es nach Auffassung der Jusos 
nicht gut. Denn der „historisch gewachsene Führungsanspruch der SPD gegenüber 
den Gewerkschaften ist heute aufgrund der ideologischen Veränderung der SPD nicht 
mehr zu vertreten. Vielmehr haben die Sozialisten in den Gewerkschaften die Auf- 
gabe, die Interessen der abhängig Beschäftigten in die SPD hineinzutragen und deren 
Forderungen offensiv in und gegenüber der SPD zu vertreten.“ (32) Die Jusos als 
Sozialisten wollen dabei nicht nur in der Partei und in ihrer Arbeitsgemeinschaft, 
sondern auch „in den Gewerkschaften wie in der Gewerkschaftsjugend, vor allem als 
Vertrauensleute und in den Betriebsgruppen der SPD“ (33) mitwirken. 

Um die Gewerkschaften aus der „falsch verstandenden Solidarität‘ (34) zur 
SPD zu lösen, müßten sie zunächst über Basisdruck demokratisiert werden. Erst dann 
wären sie fähig, die Jusos bei ihrem Hauptanliegen zu unterstützen, die SPD zur Klas- 
senpartei zu emanzipieren. 

Immer dann, wenn die Jusos die Gewerkschaften von außen mit Ratschlägen 
belehrten, reagierten die DGB-Führungen sehr allergisch. Insbesondere die wiederholt 
formulierten Kongreßforderungen nach Abwählbarkeit von Betriebsräten, Auswei- 
tung der Position gewerkschaftlicher Vertrauensleute, betriebsnaher Tarif- und Bil- 
dungspolitik, aber auch der Solidaritätsbeifall gegenüber spontanen Streiks führten 
zu heftigen Gegenreaktionen von seiten des DGB. So erging es z. B. Johano Strasser. 

Der stellvertretende Juso-Vorsitzende hatte im August 1973 die spontanen Ar- 
beitskämpfe gerechtfertigt und in einer Rede im Juni dazu aufgerufen, eventuelle 
Lohnforderungen der Arbeiterschaft von bis zu 20 Prozent von seiten der Jungsozia- 
listen auch gegen die Bedenken der Gewerkschaften zu unterstützen (35). 

Die freundlichste Antwort der DGB-Spitzenfunktionäre erteilte noch der IG- 
Metall-Vorsitzende Eugen Loderer, der ausführte, „daß er als Gewerkschafter prin- 
zipiell nichts gegen die Jusos habe, daß man ihnen aber energisch auf die Finger klop- 
fen müssen, wenn sie anfingen, sich an die Arbeitnehmer in den Betrieben zu wen- 
den.“ (36) Der DGB-Vorsitzende Heinz Oskar Vetter verurteilte die Jusos als eine 
Gruppe, „die niemals ein Mandat bekommen hat, für die Lohnabhängigen oder im 
Namen der Lohnabhängigen zu sprechen. Das sind ja alles keine Arbeiter. Wir wer- 
den nicht zulassen, daß eine Gruppe, die in wesentlichen aus Professoren, Studenten 
und Schülern besteht, die sich heute meistens als Jusos verstehen, jetzt Gesetze auf- 
stellen wollen für die politische Tätigkeit und Arbeit der Gewerkschaften.“ (37) Die 
Attacken gegen die Jusos sind jedoch nicht allein mit den ideologischen Bauchschmer- 
zen sozialdemokratischer Gewerkschafter gegenüber ‚linkssozialdemokratischer In- 
doktrination‘ abzutun. Auch die Abneigung innerhalb der Gewerkschaften, zum stra- 
tegischen Vehikel instrumentalisiert zu werden, kann als Erklärungsgrund nicht hin- 
reichen. 


31 ebd. 
32 ebd, 
33 ebd. 
34 ebd. 


35 Vgl. Emil-Peter Müller, a.a.O., S. 105 
36 ebenda, S,. 107 { 
37 Der Spiegel, Nr. 36/1973, S. 28 


Mitursache für die Abbürstung der Jungsozialisten durch die Gewerkschaften, 
aber auch durch die Belegschaften, mag das in der ‚Einheitsgewerkschaft‘ symboli- 
sierte Verständnis sein, ungeachtet politischer Grundauffassungen die geschlossene 
Vertretung ökonomischer Klasseninteressen zu gewährleisten. Einmischungsversuche 
von außen durch politische Gruppen gefährden die gemeinsame Aktion selbst bei 
spontanen Streiks und gefährden zusätzlich die zweite bündnispolitische Aufgabe der 
Einheitsgewerkschaft, die Interessen der Arbeiter, Angestellten und Beamten zu ver- 
treten. Während die SPD- und Staatsbindung der Gewerkschaften einer sozialdemo- 
kratisch geführten Bundesregierung und in Grenzen auch dem SPD-Parteivorstand 
ein gewisses Einmischungsprivileg gewährt, haben es weniger ‚neutrale‘ Gruppen wie 
die Jusos, die DKP und selbst ein CDU-Generalsekretär Biedenkopf bei seiner Ver- 
filzungskampagne im Wahlkampf 1976 da schwerer. 

In diesem Verständnis von Einheitlichkeit ist kein Raum für eine von den In- 
tellektuellen des linken SPD-Flügels wiedererweckte Vorstellung von einer reformi- 
stischen arbeitsteilig-einheitlichen Arbeiterbewegung oder gar für eine ‚weitergehen- 
de‘ Juso-Zielvorstellung von der Aufhebung der Trennung des politischen und öko- 
nomischen Kampfes, zumal die Notwendigkeit der auch politischen Klassenartikula- 
tion einem klasseniosen Gemeinwohldenken gewichen ist. Die Jungsozialisten haben 
den Lernschritt bislang nicht vollzogen, daß die Gewerkschaften als Schutzorganisa- 
tion der Ware Arbeitskraft weder von außen noch durch politisch-ideologische Pola- 
risierung von innen Objekt einer Doppelstrategie sein können, wie sie gegenüber der 
Parteibeibestimmten äußeren und inneren Konstellationen in ihrer Ambivalenz zwi- 
schen staatlicher Steuerung und Legitimationsbeschaffung partiell möglich ist. Die 
Beziehungen der Jusos zu den Gewerkschaften reduzierten sich auf diese Weise auf 
mehr oder weniger gute Beziehungen zu den Spitzenfunktionären der Gewerkschafts- 
jugend. Esgab zwar zumeist auch gewerkschaftliche Zierfunktionäre in den Juso-Bun- 
des- und Bezirksvorständen, aber auch diese konnten der Gewerkschafts- und Betriebs- 
arbeit der Jusos keinen wesentlichen Impuls vermitteln. 


4. Die Jusos suchen Basiskontakte 


Der Wunsch der Jusos, die Staatsfunktion der SPD für die soziale Basis zu instrumen- 
talisieren und die so entstehenden Reibungen für die Veränderung der SPD zu nutzen, 
bestimmten zwar die Juso-Praxis. Eine problembewußte Strategie entwickelten sie 
jedoch auch nicht in dem ihnen adäquaten Reproduktionsbereich, die für Studenten, 
Schüler, Jungakademiker, im Dienstleistungssektor beschäftigte Angestellte und Be- 
amte, welche überwiegend die Juso-Aktivisten ausmachen, charakteristisch ist. Für 
die Juso-AG, deren Perspektiven die Veränderung der Parteiund deren traditioneller 
Schwerpunkt die innerparteiliche Praxis ist, liegt es auf der Hand, daß sie den Zwän- 
gen unterliegt, in erster Linie auf die örtliche SPD-Politik zu reagieren, die sich in 
ihren Arbeitsschwerpunkten fast schon traditionell auf die Belange öffentlicher Ver- 
waltungen im kommunalen Bereich konzentriert. 

Ein wesentliches Problem neben der undankbaren Aufgabe, ständig auf die von 
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der Mutterpartei gesetzten Realitäten reagieren zu müssen, war die bündnispolitische 
Einordnung der jeweils anvisierten Basis, die Interpretation von deren Interessen und 
die daraus ‚abgeleitete‘ Politik. Ihre Praxis im Reproduktionsbereich war völlig abge- 
löst von der im Betriebsbereich formulierten Notwendigkeit, die Lohnabhängigen an 
‚ihren Interessen‘ zu organisieren. Es gab immer nur sehr kurzlebige Versuche — wenn 
schon der Produktionsbereich versperrt war — diese Zielgruppe im Freizeit-, Bildungs- 
und Wohnbereich zu erreichen. Sie konzentrierten sich eher auf die ihrer Sozialstruk- 
tur gemäßeren Studenten und Oberschüler und erzielten bis heute keine nennenswer- 
ten Einbrüche in der Jungarbeiterschaft, bei den Lehrlingen und Berufsschülern. 

Der ‚klassischen‘ Zielgruppen entsannen sie sich erst wieder bei Mobilisierungs- 
versuchen von mittelständischen Bürgerinitiativen, wenn sie dort z. T. frustriert aus- 
zogen, weil sich keine Arbeiter „beteiligten oder es aber nicht gelang, diese in ein 
klassenpolitisches Korsett“ zu zwingen. 

Der Juso-Anspruch wurde rasch verunsichert: 

In den von den Jusosmitgetragenen Bürgerinitiativen wurde die Arbeiterschaft 
als soziale Klasse nicht erreicht, längerfristige Formen antikapitalistischer Organisie- 
tung waren nicht gegeben. Inhaltlich trat der Aspekt der antikapitalistischen Verände- 
rung von Bewußtsein, Organisationsweise und institutionellen Strukturen zumeist 
hinter den sozialen Aspekt der bloßenBefriedigung kollektiverNachfrage nach öffent- 
lichen Dienstleistungen zurück. Auch die strategische Verheißung, mit Rückendek- 
kung einer engagierten Basis mittels der implizierten Schocktherapie des Protests, 
das Bewußtsein von Administration und Partei zum sozialistischen gesunden zu las- 
sen, entpuppte sich zumeist im Endergebnis als von den Kommunalpolitikern gern 
besuchter Forrbildungskurs, der ihnen eine „instrumentalisierbare Basishilfe‘‘ (38) 
bot. Dennoch konnten die Jusos einzelne progressive kommunale Reformen durch- 
setzen helfen, teils indem sie Initiativen der Nach-Apo politisch artikulierten und zu 
praktischen Vorstößen in der Partei, in die Parlamente und in die Verwaltungen inte- 
grierten, teils indem sie ihren Einfluß innerhalb der Partei ausgebaut hatten, daß diese 
selbst offen gegenüber reformistischen Impulsen war. So ließen eine Reihe sozialde- 
mokratisch geführter Verwaltungen gesellschaftliche Experimentierräume wie z. B. 
die hessischen Rahmenrichtlinien, das Bremer Universitätsmodell und jugendpoliti- 
sche Einrichtungen wie das Berliner Georg von Rauch-Haus zu, oder aber sie ergänz- 
ten private Dienstleistungsmonopole wie diesich inMaklerhand befindliche Wohnungs- 
vermittlung durch sozial gerechtere städtische Alternativen. 

Nichtdestoweniger bekämpfte die Partei erbittert die Doppelstrategie. Willy 
Brandt beschied: „...Eskann nach dem Charakter der deutschen Sozialdemokra- 
tie weder eine ‚Einzelstrategie‘ noch eine ‚Doppelstrategie‘ gegenüber der eigenen Par- 
tei geben. Das gilt für Jungsozialisten ebenso wie für andere, die sich zur SPD beken- 
nen und in ihr tätig sind. Es kann nur eine Politik und eine Strategie der SPD geben, 
und die werden vom Parteitag, von den dort gewählten Gremien und von der Bundes- 

Bgsttaktien be estimmt.... “ (39) 

Joachim Raschke: Innerparteiliche Opposition. Die Linke in der Berliner SPD, Hamburg 

1974, S. 297 
39 Zitiert nach Norbert Gansel: „Die Strategie in der Diskussion der Jungsozialisten“, in 

Überwindet den Kapitalismus, a.a.O., S. 95 
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Schwere Belastungen und zumeist Niederlagen erlitten die Jusos immer dann, 
wenn sich Aktionen und Mobilisierungskampagnen gegen die eigene Partei richteten. 
Die von anderen innerparteilichen Gruppen nicht gestützte Mobilisierungspraxis kolli- 
dierte mit dem Parteiinteresse, wenn die Forderungen sich für die Parteivertreter im 
Staatsapparat als unerfüllbar erwiesen und einen nicht ausgleichbaren Legitimations- 
druck erzeugten. Das trifft für alle Inhalte zu, die die strukturelle Abhängigkeit der 
Kommunalpolitik von der Wirtschafts- und Finanzpolitik außer acht lassen, die Kom- 
munalen Finanzierungsmöglichkeiten überfordern oder den Rahmen bürgerlicher 
Rechtsprechung sprengen. Den Widerstand der Partei fordern ferner alle Aktionen 
heraus, welche durch die tatsächliche oder vermeintliche Desavouierung relevanter 
Wählergruppen den nächsten Wahlerfolg zu gefährden scheinen. Schwere Konflikte, 
die letztlich negativ für die Linke ausgehen, ergaben wie in Frankfurt und München 
alle Versuche, die in die Steuerungsfunktionen des Staatsapparats integrierte Admi- 
nistration per imperativem Mandat an die Parteiorganisation zu binden. 

Eine der letzten spektakulären Auseinandersetzungen um das imperative Man- 
dat im Zusammenhang mit Juso-Aktionen gab es im Frühjahr 1973 in Frankfurt, als 
sich die Jungsozialisten an ‚illegalen Hausbesetzungen‘ in der Altstadt beteiligten. Die 
Frankfurter Jusos forderten Bürgermeister Rudi Arndts Rücktritt und auch der von 
einer Juso-Mehrheit getragene Frankfurter Unterbezirksvorstand der SPD attackier- 
te den Magistrat, nachdem die besetzten Wohnungen von der Polizei ‚geräumt‘ wor- 
den waren und es dabei zu schweren Auseinandersetzungen zwischen Polizei und De- 
monstranten gekommen war (40). 

Die Reaktion des SPD-Kommunalpolitikers und seiner Administration auf die 
Parteiund die Jusos demonstriert die Unpraktikabilität der ‚Radikalkur‘ als Interpre- 
tation von Doppelstrategie: Arndt trat nicht zurück, sondern zog seinerseits gegen 
das ‚imperative Mandat‘ zu Felde, an das der Frankfurter SPD-Vorstand seine Stadt- 
verordneten und die sozialdemokratische Verwaltungspitze binden wollte. Der Ober- 
bürgermeister und ‚linke‘ Sozialdemokrat bezeichnete die Bindung der Exekutive und 
Legislative an die Parteitagsbeschlüsse als „unpolitisch“, soweit sich das imperative 
Mandat auch auf „Detailbeschlüsse‘ bezieht (41). Als Teil der Doppelstrategie wer- 
tete Arndt auch die Aufgabe, „daß der Bevölkerung bewußt gemacht wird, daß so- 
zialdemokratische Oberbürgermeister Gesetze und Verordnungen vorfinden, an die 
sie sich halten müssen, auch wenn sie verändert werden müssen .. .“ (42) 

Das hier gezeigte seltene Beispiel einer Jungsozialistenmobäilisierung gegen eine 
sozialdemokratische Administration mit reformistischem Selbstverständnis verdeut- 
licht das Dilemma einer konfliktorischen Doppelstrategie. Die gesetzlich gebundene 
Exekutive hat keine reelle Möglichkeit, die Progressivität der eigenen Partei unter 
Beweis zu stellen. Die Folgen sind Resignation oder aber die Abwendung der Mobili- 
sierung von der SPD. Beides wollten die Jusos nicht und sc verwundert es nicht, daß 
sie sich zumeist auf die gemäßigte Doppelstrategievariante zurückzogen. Sie konzidier- 
te bereits die Sanktionsdrohungen der Staats- und Kommunalpartei SPD, die sich 


„Ihre Politik nicht von außen diktieren lassen wollte. 
46 Vgl. Frankfurter Rundschau, 6.4.1973, S. 3 
41 konkret Nr. 10/1973, S.13 £, 
42. ebenda, S.14 
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Der Gedanke, die Jusos könnten z. B. in der Kommunalpolitik gegen die sozial- 
demokratischen Repräsentanten in den Rathäusern mobilisieren, steht den begrenz- 
ten Handlungsmöglichkeiten der der Kapitalverwertung unterworfenen Kommunal- 
politik ebenso entgegen, wie den Karriereinteressen, den Gemeinwohl-, Staatssouve- 
ränitäts- und bürgerlich-repräsentativen Demokratievorstellungen der Masse der so- 
ziallemokratischen Funktionsträger. 

Die an früherer Stelle zititerte entschärfte Doppelstrategiedefinition der Mann- 
heimer kommunalpolitischen Konferenz war dann auch die Grenze des gerade noch 
Erlaubten und unter dem Kreuzfeuer der SPD zustande gekommen. Sie ließ bereits 
die ‚Vertrauensarbeit‘ des 1975 verabschiedeten ‚Orientierungsrahmens‘ erkennen, 
die die Doppelstrategie, für die Öffentlichkeitsarbeit der Partei und der von ihr getra- 
genen Verwaltungen und Regierungen funktionalisiert und siemithin gegenüber dem 
ursprünglichen Juso-Anspruch verkehrt. 

Die weiche Linie trug jedoch der Ambivalenz der SPD Rechnung, einerseits 
im Rahmen der staatlichen Steuerungstätigkeit gesellschaftliche Modernisierungen 
zu ermöglichen, andererseits den sozialen Frieden zu gewährleisten und es halt als 
Wählerpartei mit keiner Gruppe zu verderben. Im großen und ganzen läßt sich ver- 
allgemeinern, daß der Konfliktkurs nur dort beibehalten wurde, wo eine auf radika- 
le Juso-Hatz eingestellte Partei-Mehrheit jegliche Zugeständnisse an linke Positionen 
unterband. Hier waren jedoch die Aktionsspielräume der Jusos dermaßen gering, daß 
die Jusos gezwungen waren, sich untätig in eine gerade noch zugestandene verbale 
„Motzecke“ zurückzuziehen oder aber nach wenig erfolgreichen Außenaktionen sich 
aus der Partei verabschieden zu lassen. 

Juso-Bezirke wie Hessen-Süd und Schleswig-Holstein identifizierten sich jedoch 
auch ohne den Druck der Partei mit der Mannheimer Auslegung der Doppelstrategie. 
Beide Juso-Bezirke, die maßgeblich die Bundesvorstandslinie prägen, kommen aus 
traditionell reformistischen, also linken SPD-Gliederungen. Die Jusos aus diesen Be- 
zirken sind in die dortige Gesamtpartei integriert, treffen auf die Bereitschaft der re- 
formistisch orientierten Partei, JusoVorstellungen aufzunehmen und verbleiben Re- 
krutierungsorganisation für die SPD. Eine Konfliktstrategie hätte die Jusos dort in 
die nie freiwillig gesuchte Isolation gedrängt und bestenfalls die reformistische Linke 
polarisiert und einen Teil zum innerparteilichen Gegner geschoben. 

Daß große Linksexperiment ‚Doppelstrategie‘ stutzte sich allmählich auf die 
Bedingungen sozialdemokratischer Politik zurück. Es war den Jusos nicht gelungen, 
über eine bloße Katalysatorenrolle zu wechselnden und nach dem Zerfall der Apo 
schwachen gesellschaftlichen Gruppen im Reproduktionsbereich hinauszukommen. 
Eine eigene gesellschaftliche Hausmacht konnte nicht gesichert werden, da die kurz- 
lebigen und bunt schillernden Praxisexperimente der Jusos eine gesellschaftliche Bünd- 
nispolitik nicht ersetzen konnten. 


BR Die Jusos setzen auf die Parteiarbeit 


An die Stelle einer normativ-rigoristischen Konfliktpolitik nach innen, deren höchste 
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Verwirklichungsstufe das Kippen von Ortsvereinen durch eine intensive Jusovermeh- 
rung war, und an die Stelle einer spontaneistischen Mobilisierungs- und Aufklärungs- 
politik nach außen trat ab 1971 mehrheitlich eine den Funktionsbedingungen der 
SPD Rechnung tragende Politik, die darauf abzielte, den Konflikt mit der Mutter- 
partei abzubauen. 

Der Einfluß der Jusos auf die Partei festigte sich in dem an: als die SPD 
zu ihrem Erstaunen wahrnahm, daß die Juso ihr eine nicht unerhebliche Mitgift von 
Wählerstimmen bescheren konnten. 

Erstmals hatten 1971 die Bremer Sozialdemokraten den Mut, die radikale klei- 
ne Minderheit bewußt im Bürgerschaftswahlkampf einzusetzen. Nach dem Vorbild 
der schwedischen ‚Arbeiterpartei‘ wurde der Wahlkmpf nach dem Konzept einer 
‚schiefen Schlachtordnung‘ geführt. Die Mutterpartei mobilisierte die Mitte, den 
‚Linken‘ war es vorbehalten, in einem eigenständigen Wahlkampfbeitrag ‚linke‘ Stim- 
men insbesondere der Jungwähler der damals als ‚bürgerschaftsverdächtig‘ eingestuf- 
ten DKP-Konkurrenz zu entziehen, und die Bremer SPD feierte den größten Wahl- 
sieg ihrer Parteigeschichte. Der damalige SPD-Geschäftsführer Holger Börner fand Ge- 
fallen, und das Bremer Modell wurde das Vorbild für die vorgezogenen Bundestags- 
wahlen im November 1972 (43). Auch dieses Wahlergebnis bewies, daß die Aufgabe 
der Jusos, die fortschrittliche Jugend, enttäuschte Lohnabhängige und die kritische 
Intelligenz an die SPD zu binden, erfüllt wurde. Die Linke ihrerseits konnte nun in 
dem Maße ihren innerpartellichen Spielraum erweitern und Anerkennung finden, als 
die pazteiinterne Vermutung zunahm, die Linke vertrete und binde relevante Wähler- 
interessen. 

Die Parteimitte integrierte die Jusos und bemühte sich ihrer durch Kooptation 
und inhaltliche Kompromisse zu vergewissern. So moderierte Horst Ehmke: „Es ist 
uns seinerzeit gelungen, die junge Generation von der Straße zu kriegen. Jetzt scheint 
und in der Partei in einer geduldigen Auseinandersetzung eine stärkere Integration 
zu gelingen. Aber Integration heißt keineswegs, die Jungsozialisten sollten angepaßt 
oder vereinnahmt werden. So ist es ja umgekehrt in Verdienst der Jungsozialisten, 
daß — so theoretisch manches ist — z. B. Kommunalpolitik heute mit grundsätzliche- 
ten Fragestellungen diskutiert wird als das lange Zeit der Fall war... Heute haben 
unter den Jungsozialisten (diejenigen, d. Verf.) eine Mehrheit, die sehr wohl die po- 
litischen Folgen ihrer Beschlüsse und Erklärungen sehen und es nicht für Politik hal- 
ten, andere Leute zu schockieren.“ (44) 

Viele sozialdemokratische Kommunalpolitiker wurden unter dem Druck der 
Bürgerinitiativen aus der Verwaltungsroutine und Honoratiorenruhe geweckt und 
begannen in Anbetracht der strukturellen Abhängigkeit der Politik im Infrastruktur- 
bereich gegenüber der nationalen Wirtschafts- und Finanzpolitik und der daraus resul- 
tierenden Unmöglichkeit, den kommunalpolitischen Zwängen ohne Bonner Hilfe 
Herr zu werden, nun ihrerseits, die Parteispitze und die Bundesregierung mit Forde- 
rungen nach gerechterer Steuerverteilung, Entscheidungsdenzentralisierung, Rechts- 
teformen gegen die Boden- und Grundstückspekulation und nach zusätzlichen Mit- 
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teln für notwendige kommunale Einrichtungen und Dienstleistungen zu drangsalie- 
ren. Dabei honorierten die Kommunalpolitiker die nun z. T. wieder ‚solidarischeren‘ 
und ‚genossenschaftlicheren‘ Umgangsformen der Jusos und dies wohl auch, weil sie 
ihnen umfangreiche Argumentationshilfen gegen die Bonner Führung verdankten. 

Die Jusos waren darauf aus, „Problemmehrheiten“ zu gewinnen und wollten sich 
durch Sachverstand unentbehrlich machen (45). Die innerparteilichen Bündnispart- 
ner sollten durch dezidierte Analysen wie z. B. das kommunalpolitische Arbeitspro- 
gramm von 1971, diverse Problemlösungskataloge zum öffentlichen Nahverkehr, zur 
Gesundheits- und Sanierungspolitik und Detailprogramme wie etwa zur Steuerreform, 
zur Bildungspolitik, zum Bodenrecht und zur Medienpolitik gewonnen werden. 

Die Reformvorschläge wurden zwar im Gegensatz zu den in nahezu allen SPD- 
Basisgliederungen breit diskutierten Initiativen gegen den 1. Entwurf des Orientie- 
rungsrahmens meist in nur sehr engen Fachleutezirkeln umgesetzt — Juso-Experten 
meditierten mit Parteitechnokraten; sie erfüllten aber ihren Zweck: Es wurden neue 
innerparteiliche Bündnispartner gewonnen, und die progressiven Juso-Expertisen 
fanden partielle Berücksichtigung in der Parteiprogrammatik. Daß die Uhren auf Re- 
form wiesen, zeigte der Hannoveraner Parteitag von 1973,der über die kommunalpo- 
litischen Ergebnisse hinaus im Zeichen der Bündniskonstellation von Alt-Linken, Ju- 
sos und Kommunalpolitiker stand, zu denen sich reformpolitisch engagierte Gewerk- 
schafter gesellten. 

Auf dem Hannoveraner Parteitag selbst errang die Linke erstmals nach dem 
Godesberger Parteitag wieder nennenswerte Positionen im Parteivorstand und dazu 
programmatischen Einfluß wie etwa beim Maklerbeschluß und in den Thesen zur 
Bodenrechtsreferm. Die Argumentation der Parteirechten war erstmalig eher defen- 
siver Art, und die Ablehnung des ersten Entwurfs des Orientierungsrahmens zeigte, 
daß die Theoriediskussion der Juso Ausstrahlung auf die Parteidiskussion erzielt 
hatte. Die Jusos waren nicht einfach wieder liebevoll von der Partei aufgenommen 
worden. Die Kompromißbereitschaft in der SPD hatte sich gegen die Parteirechte 
durchgesetzt. Der Integration der SPD-Linken und der Jusos lag auch nicht allein 
das rational-taktische Kalkül der Parteimitte zugrunde, das Juso-Problem über eine 
beschränkte Partizipationsgewährung bändigen zu wollen. Vielmehr hatten die Re- 
formbewegung in der Bevölkerung und die drohenden Legitimationsverluste der SPD 
inerster Linie dazu beigetragen, der Partei die Jusos wieder aufzuzwingen. Wenn jetzt 
auch eine ‚Mitte‘ moderierte, so hatten doch die innerparteilichen Flügelkämpfe nicht 
aufgehört. Die Jusos glaubten jedoch kurz vor der entscheidenden Schlacht um den 
endgültigen Kurs der Partei zu stehen. 

Sie waren 1972 mit dem Slogan ‚Sozialismus weil’s vernünftig ist‘ in den Wahl- 
kampf gezogen, hatten um die die linke Besetzung der Bundestagskandidatenliste 
gekämpft und machten sich ernsthaft darüber Gedanken, „welche Reformen in Rich- 
tung auf sozialistische Veränderungen als Nahziele für die nächste Legislaturperiode 
ins Auge gefaßt werden können.“ (46) 

Den programmatischen Wandel sollte der in die Partei zurückverwiesene Orien- 
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 tierungsrahmen bringen. DasLangzeitprogramm sollte ein ‚sozialistisches‘werden, und 
die programmatische Auseinandersetzung sollte von der personalen Veränderung der 
Partei flankiert werden. Viele mehr oder weniger besorgte Beobachter konstatierten 
nach dem Hannoveraner Parteitag einen relativen „Trend zur Stärkung des linken 
Flügels“ (47). Den Jusos fiel im allgemeinen nicht auf, daß der besagte Trend nur 
mittelbar ihren originären Taten zuzuschreiben war. 

Der personale und auch begrenzte programmatische Bodengewinn der Jusos 
hatte eine reale gesellschaftliche Basis in dem die SPD und ihre Anhängerschaft ins- 
gesamt erfassenden Fortschrittsglauben an die Reformierbarkeit der gesellschaftlichen 
Verhältnisse. Der Fortschrittsglaube hatte durch die für die SPD erfolgreich bestan- 
dene Bundestagswahl 1972 und durch die den Wahlen vorhergegangene Polarisierung 
im Parteiensystem auf Grund der Ostpolitik eine mobilisierende und die Partei ins- 
gesamt integrierende und vereinheitlichende progressive Attitüde bekommen. 

Die konjunkturellen und ideologischen Voraussetzungen für staatliche Hand- 
lungsräume und Reformstrategien waren damals gegeben, so daß es der SPD gelingen 
konnte, trotz einer Vielzahl von Strukturproblemen und auch sozialer Konflikte zwi- 
schen kapitalistischen Gemeinwohlinteressen und den sozialen Interessen der Anhän- 
gerschaft zu vermitteln und dabei noch ein gutes Stück links von der Regierung zu 
stehen. 

Der scheinbare ‚Linkstrend‘ der SPD und der an rasche Erfolge gewöhnte Vor- 
wärtsdrang der Jusos hinderte sie daran, die Tragweite und die Zusammenhänge des 
1971 vom Parteirat der SPD erlassenen ‚Unvereinbarkeitsbeschlusses‘ der Zusammen- 
arbeit mit Kommunisten, des 1972 folgenden ‚Radikalenerlasses‘ und der anschließen- 
den ‚Antiterrorismus‘ gesetze zu erkennen und ihre politische Strategie darauf auszu- 
richten. Der die antikommunistische Grundeinstellung der SPD kennzeichnende und 
in der historischen Entwicklung der Bundesrepublik immer wieder neu aktualisierte 
Abgrenzungsbeschluß nach links diente in der Hochphase der neuen Östpolitik der 
um ihre Wählerbandbreite fürchtenden SPD auch als Defensivmaßnahme gegen die 
Verteufelungskampagne, die die außenpolitische Öffnung mit der beginnenden So- 
wjetisierung der Bundesrepublik gleichsetzte. 

Er sollte aber auch gleichzeitig die DKP, Apo-Nachfolgeparteien und die Jung- 
sozialisten voneinander isolieren, die sich z.B. in ‚Roter-Punkt-Aktionen‘ gegen Tarif- 
erhöhungenr im öffentlichen Nahverkehr verschiedentlich zusammengeschlossen und 
sozialdemokratische kommunale Verwaltungen in Bedrängnis gebracht hatten. 

Nicht minder wurden die Jusos vom ‚Radikalenerlaß‘ überrascht. Zwar geißel- 
ten sie auf ihrem Oberhausener Bundeskongreß im Februar 1972 — einen Monat 
nach Inkrafttreten des Ministerpräsidentenbeschlusses — die sozialdemokratischen 
Inspiratoren als Diener der Reaktion, verwiesen auf den Zusammenhang von „Span- 
nungs- und Krisenfällen‘“ im ökonomischen Bereich“ (48) und der Systemsicherungs- 
politik und Krisenprophylaxe auch sozialdemokratisch dominierter Administratio- 
nen und sahen sich letztlich selbst und ihre antikapitalistische Strategie als Adressa- 
ten der Beschlüsse. Die Schlußfolgerung der Oberhausener Resolution: „Auf keinen 
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Fall dürfen sich Jungsozialisten unter taktischen Erwägungen (Parteikonformität um 
jeden Preis— hier disziplinieren lassen. Die Grenzen der Taktik ist die Aufgabe des 
politischen Grundsatzes, und der politische Grundsatz lautet hier: demokratischer 
Kampf. Die Aggressivität der Hamburger Beschlüsse und der Ministerpräsidentenkon- 
ferenz zeigen den Jungsozialisten, wie offensiv sie innerhalb und außerhalb der Par- 
tei diese Beschlüsse zu bekämpfen haben“ wurde in der folgenden Praxis jedoch eher 
defensiv gehandhabt (49). 

Die Jusos stehen noch heute hinter der inhaltlichen Aussage der Oberhausener 
Beschlüsse, vertreten den Standpunkt in der Öffentlichkeit und in diversen eigenen 
oder auch überparteilichen Komitees und verstärken ihre Kampagnen im Jahre 1976 
mit der wirksamen Rückendeckung von ausländischen Vertretern sozialdemokrati- 
scher Schwesterparteien. 

Immer wieder stellte sich den Jusos die Situation, im Widerstreit mit sozialde- 
mokratischen ‚Rechten‘ Kompromisse mühsam erkämpfen zu müssen, obwohl diese 
auf bloße ‚Liberalisierungen‘ der Überprüfungsverfahren hinausliefen. Für die Jusos 
verband sich mit diesen Erfahrungen die trübe Erkenntnis, die Repression letztlich 
selbst zu akzeptieren, um sie zum kleineren Übel-der eingeschränkteren Repressions- 
handhabung zu modifizieren. 

Indem die Jusos auf die Politik der Partei zumeist lediglich reagierten, bestätig- 
ten sie ein durchgängig beobachtbares Moment ihres Verhaltens. Die Jusos fanden 
sich nach anfänglichen heftigen Protesten mit dem Unvereinbarkeitsbeschluß ab. Die 
Abgrenzung zu bundesdeutschen kommunistischen Organisationen wurde bald selbst 
integraler Teil des Jusos-Selbstverständnisses und bestätigte eine Tendenz bei ihnen, 
Repressionen und Sanktionen seitens der Partei sehr bald quasi als Naturgesetzlich- 
keit zu akzeptieren und der Strategie als vorgegebene Größe einzuverleiben. 

Die Jusos hatten den bereitsin der Prosperitäts- und Reformphase eingeleiteten 
‚Rechtstrend‘ nicht antizipiert. Obwohl sie immer wieder im Hinblick auf die CDU/ 
CSU vor einer drohenden Rechtsentwicklung gewarnt hatten, standen sie fassungslos 
vor dem Phänomen, daß es ‚ihre Partei‘ war, die die Voraussetzungen für eine ‚anti- 
kapitalistische‘ Politik systematisch einengte — anstatt die Regierungsmacht für Struk- 
turreformen für die Lohnabhängigen zu nützen. Erst die SPD-Politik in der Krise ver- 
anschaulichte, daß die Orientierung der SPD am kapitalistischen Gemeinwohl nicht 
bloß Ausdruck einer vorübergehenden ideologischen Verformung einiger Spitzenge- 
nossen war. Die Aufgabe der „Volkspartei“, den gesellschaftlichen Grundkonsens auch 
mit repressiven Mitteln zu gewährleisten, schloß die SPD-Linke ein, deren legitima- 
torische Politikversuche nach 1973 mehr und mehr das sozialdemokratische Krisen- 
management störten. 


6 Die Jusos in der Krise 


Die Praxis der Jungsozialisten erschöpfte sich während der 1974 einsetzenden Krise 
im wesentlichen in der Mahnung an die sozialdemokratisch geführten Regierungen 
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im wesentlichen in der Mahnung an die sozialdemokratisch geführten Regierungen 
im Bund und in den sozialdemokratisch geführten Ländern, die Liberalität nicht wei- 
ter abzubauen, die Krisenfolgen zu mildern und den staatlichen Interventionsspiel- 
raum durch den modifizierten Ausbau der Investitions- und Steuerungspolitik zu er- 
weitern. 

Wie bereits angedeutet, gingen die Jusos in ihren strategischen Überlegungen 
von einem im Grunde durch keine ökonomischen Krisen bedrohten linearen politi- 
schen Prozeß aus. Der Konflikt, der zur Initiierung von Basisaktivitäten nowendig ist 
und sich anschließend als antikapitalistische Strukturreform umsetzen soll, ist auf 
ökonomisch stabile Situationen zugeschnitten, in denen staatliche Handlungsräume 
für eine sozialreformerische Politik vorhanden sind. 

Die Jusos hatten nicht ansatzweise eine antikapitalistische Konzeption entwik- 
kelt, die die Krise zum Ausgangspunkt genommen und die allerdings nie gefundene 
Basis darauf vorbereitet hätte, daß auch der sozialliberal besetzte Staatsapparat sein 
Gewaltmonopol gegen Störfaktoren wenden würde, die für die Kapitalverwertung ge- 
fährlich waren. Sie begannen erst dann über die Reinigungsfunktion der Krise, über 
langfristige strukturelle Arbeitslosigkeit und über die Auswirkung der Rationalisie- 
rungswelle nachzudenken, als ihr Bedeutungsverlust bereits offenbar geworden war. 

Die Krise, in die die Ablösung der Brandt/Scheel- durch die Schmidt/Genscher- 
Regierung fiel, bedeutete gleichzeitig das Ende der Brandt‘schen Reformkonzeption 
und eine ‚neue‘ sozialdemokratische Politik, deren Programmatik sich darauf redu- 
zierte, Inflation und Arbeitslosigkeit soweit wie möglich mit den Mitteln kapitalkon- 
former Politik einzudämmen und die Krise so rasch wie möglich durchzustehen. 

Die Krise entzog der Juso-Politik den Boden, da zum einen der Juso-Einfluß 
die Bereitschaft der SPD voraussetzte, die von den Jusos erhobenen Reformforde- 
rungen aufzunehmen und parlamentarisch umzusetzen, zum anderen die Gewerk- 
schaften, halb freiwillig und halb von der Schmidt-Regierung in die Pflicht genom- 
men, ihre Tarif- und Reformforderungen zurücksteckten. Die Sparpolitik in den In- 
frastrukturbereichen ließ überdies in den kommunalpolitischen Domänen der Jusos 
keinerlei Aktionsraum. 

Die Gewerkschaften spielten die Krise zunächst herunter und zeichneten sich 
— erst heute etwas unwilliger — „während der Krise durch eine Kontinuität der Rück- 
sichtnahme auf die regierende SPD“ aus. Auch die unteren und mittleren Gewerk- 
schaftsapparate und die Belegschaften kündigten bei aller Kritik auch an der Bundes- 
regierung die grundsätzliche Solidarität zu den regierenden Pozialgemaktäten nicht 
auf und fügten sich in die Einkommenspolitik der Bundesregierung. 

Die von den Gewerkschaften akzeptierte Disziplinierung und die offene Repres- 
sion der außerparteilichen Linken durch die individuellen Einschüchterungen der Be- 
rufsverbotepraxis spiegelte sich innerhalb der SPD in dem Motto der ‚Einigkeit der 
Partei‘ wider. Die ‚Linke‘ verinnerlichte die Geschlossenheitsappelle auch deshalb, 
weil die verheerenden Stimmenverluste in den Landtagswahlen des Jahres 1974, de- 
nen die CDU/CSU-Gewinne entsprachen, einen bevorstehenden politischen Macht- 
wechsel signalisierten. 

In der SPD setzten sich nun auch die ende durch, die die Beachtung der 
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Einheitsformel nicht vom Zufall einer jederzeit wieder revidierbaren freiwilligen In- 
tegration abhängig machen wollten. Um die Jusos fortan strikter Kontrolle durch die 
Partei zu unterwerfen und insbesondere die Artikulations- und Praxismöglichkeiten 
der für nicht integrationsfähig befundenen ‚antirevisionistischen‘ Strömung zu unter- 
binden — dasselbe trifft auf die ‚Stamokapler‘ zu — verabschiedete der Parteivorstand 
am 1.2.75 neue ‚Grundsätze für die Tätigkeit der Arbeitsgemeinschaften in der SPD‘. 
ort heißt es: „Die Öffentlichkeitsarbeit der Arbeitsgemeinschaften erfolgt im Ein- 
vernehmen mit den zuständigen Vorständen der Partei. Ein Verstoß hiergegen stelit 
gleichzeitig einen Verstoß gegen die Ordnung der Partei dar.“ (50) Unter dem Begriff 
„Einvernehmen“ ist zu verstehen, „daß die zuständigen Vorstände derPartei das Recht 
haben, Erklärungen und Handlungen von AGs, deren Organen und Funktionären, mit 
denen diese AGs nach außen wirksam werden, zu untersagen.“ (51) Als „Öffentlich- 
keitsarbeit‘“ wird die „Abgabe von Erklärungen“ und „Stellungnahmen“ definiert, 
„die im Namen von oder unter Berufung auf AGs erfolgt, ..... die Herausgabe von 
Publikationen auch innerhalb der Organisation, die Durchführung von öffentlichen 
Veranstaltungen und Konferenzen sowie Kontakte zu anderen Verbänden und Or- 
ganisationen.“ (52) Der Begriff „Öffentlichkeitsarbeit“ wird so auf die innerparteili- 
che Ebene erweitert: Ferner wird das „imperative Mandat“ zwischen einzeinen Juso- 
AGs und ihren Amts- und Mandatsträgern auf der Parteiebene als Verstoß gegen das 
Organisationsstatut der SPD gewertet und ausdrücklich festgestellt, daß Beschlüsse 
von AGs — sofern sie in Widerspruch zu Parteibeschlüssen stehen — für kein Partei- 
mitglied Rechtfertigung seiner Handlung sein können (53). 

Diese SPD-interne Notstandsgesetzgebung bedeutet bei strikter Anwendung 
der Parteistatuten das Ende jeglicher Juso-Autonomie, das Ende selbst jeder inner- 
parteilichen Konfliktstrategie, das Ende jeglicher Mobilisierungspraxis und das Ende 
auch einer nur publizistischen Öffentlichkeitsarbeit. 

Sicherlich bedeutet diese Regelung noch nicht das Ende jeglicher Juso-Arbeit 
oder gar das Ende jeder Möglichkeit von innerparteilicher Opposition. Der mit diesen 
Richtlinien verbundene Repressionsgrad ist abhängig von den politischen Kräftever- 
hältnissen und den jeweiligen Opportunitäten im einzelnen Regionalverband. So gibt 
es, z.B. in Nord-Niedersachsen, Juso-Gliederungen, die quasi nicht mehr arbeitsfähig 
sind. Andererseits haben die SPD und die Jusos Schleswig-Holsteins ein generelles 
Einvernehmen deklariert und damit die neuen Richtlinien umgangen. 

Der inden Arbeitsrichtlinien zum Ausdruck kommende Disziplinierungsdruck 
wurde von der Parteilinken und vom Bundesvorstandsflügel der Jusos freiwillig auf- 
genommen und von Jinks‘ gegen Juso-Strömungen gewendet, die aus den Erfahrun- 
gen mit der Krise eine bewußte, den Krisenanforderungen Rechnung tragende Kor- 
rektur der bisherigen Strategie und Theorie beginnen wollten. 

Dieser innerlinke Zwist bestimmte den Wiesbadener Bundeskongreß im Jahre 
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1975. Getragen von den vereinten oppositionellen Juso-Strömungen brachte der Be- 
zirk Westliches Westfalen einen Alternativantrag zur Vorlage des Bundesvorstands 
zum Thema Reform und Staat ein, dessen Grundpositionen überraschend die Mehr- 
heit der Delegierten fanden (54). 

Der Alternativantrag sprach sich für eine staatliche Reformpolitik zur Verbes- 
serung der Lage der Lohnabhängigen aus, verwarf jedoch einen politischen Reformis- 
mus, der es ablehne, die kapitalistische Verwertung grundsätzlich anzutasten und 
weiterhin die Illusion hege, den Kapitalismus über eine Reformpolitik der kleinen 
Schritte überwinden zu können. Eine solche Reformpolitik treffe notwendigerweise 
auf ökonomische Widerstände und politische Hemmnisse, an denen auch sozialdemo- 
kratische Regierungen im Kapitalismus scheitern mußten. Diese „Systemgrenze‘“ ge- 
genüber einer sozialistischen Gesellschaft könne nur unter der Voraussetzung der vor- 
herigenEroberung.der politischenMacht durchdie Arbeiterklasse überwunden werden. 

Mit dem Argument, die Position des oppositionellen Papiers sei für die SPD 
nicht integrierbar und für den Bundesvorstand nicht innerhalb der Partei vertretbar, 
drohten die der Bundesvorstandslinie verpflichteten Mitglieder des Juso-Vorstands 
von einer erneuten Kandidatur abzusehen, wenn nicht ihr Positionspapier angenom- 
men und die Nichtwahl des Hamburger Stamokap-Vertreters Detlev Albers, und auch 
des bisherigen Minderheitenvertreters im BuVo, des Berliners Klaus-Uwe Benneter 
akzeptiert würden. Das Positionspapier erwähnte weder die aktuelle Krise noch die 
Machtverschiebungen in der Bundesrepublikanischen Gesellschaft. Die strukturellen 
und die politischen Widerstände, die der Juso-Strategie entgegenstehen wurden nicht 
diskutiert, Das Papier gipfelte in der Erkenntnis, daß „theoretischer Anspruch und 
praktische Arbeit inder AG und derGesamtpartei nicht auseinanderfallen dürfen.‘ (55) 

Die Delegierten stimmten unter Druck zu, und die Jusos begnügten sich zuneh- 
mend mit der Funktion, die „Aufgabe oder Verschleppung der Reformpolitik durch 
die sozialdemokratisch geführte Bundesregierung (etwa am Beispiel der Steuerreform, 
wo aus einem Jahrhundertwerk Stückwerk wurde, am Beispiel der Reform der be- 
ruflichen Bildung oder der Diskussion um die paritätische Mitbestimmung) nur nach 
links abzusichern“. (56) 

Nicht wenige aktive Jungsezialisten in den Grundorganisationen und im Funk- 
tionärskörper resignierten und zogen sich aus der politischen Arbeit zurück. Die zu- 
nehmende Kluft zwischen sozialistischem Anspruch und den eigenen Handlungsmög- 
lichkeiten als Teil der regierenden SPD führten gleichzeitig zu einer starken Polarisie- 
rung innerhalb der Jungsozialisten zwischen den Anhängern des auf den Zusammen- 
halt der Partei bedachten Bundesveorstands und den nach neuen Wegen strebenden 
‚marxistischen‘ Jungsozialisten, um die ‚Stamokaps‘ und die ‚Antirevisionisten‘. Diese 
vereinigten sich auf dem Hamburger Bundeskongreß und lösten den alten Bundesvor- 
stand ab. 
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7. Die begrenzten Perspektiven der Juso-Arbeit 


Angesichts des desolaten Zustandes der Jungsozialisten imGefolge desParteiausschlus- 
ses des ebengewählten Bundesvorsitzenden Klaus-Uwe Benneter erscheint es nahezu 
obsolet, über Juso-Perspektiven zu diskutieren. Eine diskussionswürdige Schlußfolge- 
rung aus der Juso-Entwicklung der 70er Jahre haben allein die sog. Antirevisionisten 
gezogen. 

Vor wenigen Jahren verfochten sie noch eine Gewerkschaftssirategie folgenden 
Inhalts: 

„Soweit Jungsozialisten sich als bewußte Sozialisten in der SPD verstünden“, 
müßten sie strategisch die Tendenzen in den Betrieben und Gewerkschaften unter- 
stützen, die nach dem Vorbild der italienischen Delegiertenbewegung darauf abzielen, 
daß die Arbeiterklasse die Kontrolle über ihre unmittelbaren Klassenorganisationen 
der Gewerkschaften zurückgewinnt. „Dies bedeutet aber eine Hintanstellung des Ziels 
innerparteilicher Einflußgewinnung deshalb, weil eine solche Strategie im Betriebs- 
bereich und in den Gewerkschaften notwendig zu Konflikten mit der sozialdemokra- 
tischen Arbeiterbürokratie führen müsse.“ (57) 

Die ‚Antirevisionisten‘ werteten die SPD als „Patronageorganisation der im öf- 
fentlichen Dienst beruflich Tätigen und Interessierten“ (58) und woliten in ihrer 
Praxis keineswegs dazu beitragen, „daß die sozialdemokratische Staatsbürkokratie 
ihren glücklicherweise im Schwinden begriffenen Einfluß auf die Arbeiterklasse zu- 
rückgewänne und so für eine weitere Generation jede wirkliche Emanzipation der 
Arbeiterschaft als Klasse verhindern könne“. (59) 

Die ‚Antirevisionisten‘ flüchteten sich in eine Nur-Gewerkschaftsstrategie. Ob- 
wohl sie Sozialdemokraten waren, wollten sie die Bindung der Arbeiterklasse und 
der Gewerkschaften an die SPD abbauen und die Betriebsarbeit keineswegs für die 
als unmöglich analysierte Veränderung der SPD zur Klassenpartei instrumentalisieren. 
Die Strategie scheiterte bereits an dem Anachronismus, daß auch die ‚Antireformi- 
sten‘ nicht Gewerkschafter, sondern Jungsozialisten und zudem ‚Zwischengeschich- 
tete“ waren. Diejenigen von ihnen, die die SPD nicht gen Sozialistische Büro verließen, 
bauten die Berührungsängste gegenüber der SPD ab und kamen zum Ergebnis, daß 
eine Jugend- und Nachwuchsorganisation, deren Mitgliedschaft an eine bestimmte 
Altersstufe gekoppelt ist, diese Begrenzung nicht einfach dadurch überspielen kann, 
daß sie sich zum Interessenvertretungsorgan der Lehnabhängigen ernennt. Die Han- 
noveraner ‚Antirevisionisten‘ plädierten heute für die Konzentration der Juso-Arbeit 
auf jugendliche Zielgruppen und den jugendpolitischen Bereich und bekommen Bei- 
fall von Peter v. Oertzen. 

Beeindruckt durch den Juso-Erfolg bei den jüngsten Wahlen zum niedersächsi- 
schen Landesschülerrat betonte von Oertzen, daß die Arbeit der Jungsozialisten sich 
immer dann auszahle, wenn sie zielgruppenorientiert und mit der notwendigen or- 
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ganisatorischen Unterstützung durch die Partei, betrieben würde. Er zieht daraus die 
Konsequenz, daß es auch im Interesse der Partei sei, eine unabhängige Juso-Arbeit 
zu fördern, „auch dann, wenn die jungen Genossen manchmal sehr unbequem sind.“ 
(60) 

Hintergrund der jugendpolitischen Wende der ‚Hannoveraner‘ mag die Erkennt- 
"nis sein, daß die Jusos eine eigenständige Praxis nur dann verwirklichen können, 
wenn diese zugleich auch Integrationserfolge für die Mutterpartei verspricht. Sie kön- 
nen nur dann progressive Politik effektiv betreiben, wenn sie diese Grundbestim- 
mung für sozialdemokratische „Toleranz“ beachten und das Parteiinteresse berück- 
sichtigen. Allein im weitgefächerten jugendpolitischen Bereich fallen die natürliche 
Affinität der Jungsozialisten und die Besorgnis der Gesamtpartei zusammen, relevan- 
te Einbußen gegenüber linkssozialistischer oder kommunistischen Gruppen oder Par- 
teien zu erleiden. Der sozialdemokratische Antikommunismus im jugendpolitischen 
Bereich ist eine ausmachbare Chance für die Jusos, als kleineres Übel von der Sozial- 
demokratie akzeptiert zu werden und politische Freiräume zurück zu erkämpfen. Die 
jugendpolitische Ausrichtung der Juso-Praxis ist jedoch nur begrenzt realistisch. Die 
Jugendarbeit kann kaum denjenigen Mitgliedern oktroyiert werden, die in ganz an- 
deren Berufszusammenhängen stehen. 

Sie vernachlässigt aber auch die fürdieMotivlage des individuellen Jungsozialisten 
nicht eben unwichtige Funktion der Arbeitsgemeinschaft, im Rahmen der SPD-Lin- 
ken innerparteilliche Opposition zu sein. Eben diese doppelte Motivlage bestimmt 
den ‚Normalfall‘ des linken Jusos, dessen SPD-Bindung nicht geringer als die der Ge- 
werkschaften ist. Aber auch die ‚Stamokaps‘ sind für eine Konzentration auf die Ju- 
gendarbeit nicht zu gewinnen. Ihre Strategie ist stärker noch als die der Bundesvor- 
standsströmung binnengerichtet. Ihre Priorität der Veränderung von Mehrheiten und 
Ideologie der SPD-Politik verbietet eine Juso-Strategie, die darauf abzielt, „daß sich 
das in den verschärften Klassenauseinandersetzungen entwickelte Klassenbewußt- 
sein allein als Druck von außen auf die SPD einwirkt“. (61) Die Stamokaps halten 
es dagegen für „notwendig“ und ‚möglich, daß sich Klassenbewußtsein vor allem 
auch bei den sozialdemokratisch organisierten und orientierten Arbeitern entwickelt 
und daß sich verstärkt klassenbewußte Arbeiter in der SPD organisieren“. Denn bei 
aller Anerkennung der äußeren Voraussetzungen halten sie den „aktiven Beitrag der 
klassenbewußten Kräfte in der SPD“ letztlich für den entscheidenden Faktor im Rin- 
gen um die Veränderung der Sozialdemokratie und erkennen ‚darin allerdings die 
vordringlichste Aufgabe, um dem Sozialismus in der Bundesrepublik näher zu kom- 
men.“ (62) 

Die Stamokaps betonen, die Schwierigkeiten und die Langwierigkeit, die die 
„prinzipiell lösbare Kampfaufgabe“ mit sich bringt, die SPD in ‚eine konsequent so- 
zialistische Partei“ zu verändern (63). DieHoffnungen auf einen sozialdemokratischen 
Lernprozeß schöpfen sie aus den westeuropäischen Entwicklungen, aus der allgemei- 
nen Entwicklung der Klassenauseinandersetzungen, aus der Existenz einer legalen 
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kommunistischen Partei und aus der Existenz von Stamokap in der SPD (64). 

Die ‚Stamokaps‘ wollen die SPD wieder zum handelnden Subjekt in den Klas- 
senauseinandersetzungen gedeihen lassen (65). Dasmacht sie so unbeliebt. Innerhalb 
der Gesamtpartei werden die Klassenkampfparolen und die ständige Forderung nach 
‚Vergesellschaftung der Produktionsmittel‘ gefürchtet, zumal dies weder wählerwirk- 
sam erscheint noch der Parteifunktion entspricht, den sozialen Frieden gerade auch 
in der Krise zu garantieren. Das Ganze wird verschärft durch das ‚Theorem‘ der Ein- 
heit der Arbeiterklasse, gleichbedeutend mit der konzertierten Aktion von SPD (der 
Klassenpartei) und denGewerkschaften. Eingeschlosssen in dieKlassengenossenschaft 
ist auch die legale kommunistische Partei, zumindest bei begrenzten Bündnissen. Auch 
den Gewerkschaften mißfällt so viel Nostalgie. Sie wittern hinter ‚Stamokap‘ nicht 
einmal zu Unrecht dasalte Primat der politischen Partei und die Instrumentalisierung 
der Gewerkschaften. Die Gesamtlinke ist deshalb sowenig solidarisch, weil die Stamo- 
kaps sich als die bewußteren Sozialisten verstehen und ihren Führungsanspruch über 
den konzentrieiten Aufbau von Gegeneliten vorbereiten. Die Stamokap-Position des 
primären Aufbaus von Klassenbewußtsein innerhalb der SPD mittels des ideologischen 
Kampfes und der Aussonderung der Klassenspreu kann den Jusos nur sehr wenig bie- 
ten. Sie abstrahiert weitgehend vom veränderten Parteicharakter der SPD und die Ab- 
hängigkeit der Jungsozialisten von gesellschaftlichem Außendruck. Auch die Sozial- 
struktur der Jungsozialisten korrespondiert nicht mit der ihnen zugewiesenen Auf- 
gabe, Keime einer konsequent sozialistischen Klassenbewegung zu sein. 

Die Jungsozialisten müssen sich mit einer beschränkten Aufgabe zurechtfinden. 
Ihr ‚natürliches Arbeitsfeld‘ ist der Reproduktionsbereich, Dort gibt es auch für sie, 
die „weitgehende und zunehmende Gemeinsamkeit von Interessen und Bedürfnissen 
der Werktätigen und der Mittelschichten gegenüber den destruktiven Tendenzen des 
modernen Kapitalismus zu unterstreichen und in Aktionen umzusetzen, ohne par- 
tiell Divergenzen zu übertünchen.“ (66) Auch diese Rolle wird begrenzt sein. Selbst- 
initiativ können sie mit Ausnahme des Jugendbereichs nur als Individuen, nicht aber 
als Arbeitsgemeinschaft sein. Ihre Hauptaufgabe wäre es, solche Aktionen, Interes- 
sen und Bedürfnisse öffentlich zu machen und innerhalb der Partei abzustützen und 
über die Parteirechtlich abzusichern. Die Juso-AG kann auch keine Betriebs- und Ge- 
werkschaftsarbeit leisten. Ihre Aufgabe ist es allein, betriebliche und gewerkschaft- 
liche Forderungen innerhalb der Partei mitumzusetzen und sich dabei gegenüber der 
Arbeitsgemeinschaft für Arbeitnehmerfragen als verläßlicher Bündnispartner zu er- 
weisen, deren Fortentwicklung als Multiplikator gewerkschaftlicher Forderungen 
von entscheidender Bedeutung für die gesellschaftliche Relevanz eines reformistischen 
Flügels in der SPD ist. 

Die AfA wurde jedoch bisher von der Masse der Jusos und ihrer Funktionäre 
nie ganz ernst genommen. Ihre Einschätzung der AfA als Hort sozialreformerischer 
Strömungen in der SPD ließ bei der Mehrheit der Jusos keine grundsätzlichen Dis- 
kussionen über den strategischen. Stellenwert der AfA aufkommen. Jusos und AfA 
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laufen bis heute vielfach nebeneinander her. Die Doppelarbeit in der JS-Organisation 
und in der AfA rangiert auch bei denjenigen Jusos, deren Berufs- und Betriebsange- 
hörigkeit eine AfA-Mitgliedschaft nahelegt, gewöhnlich hinter der Doppelstrategie 
von Juso-AG und den diversen Arbeitsfeldern der Stammorganisation der SPD. Die 
Ausrichtung der SPD als Kommunal- und Staatspartei ist auch bei den meisten lin- 
ken Jungsozialisten internalisiert. 


HI. Die Arbeitsgemeinschaft für Arbeitnehmerfragen (AfA) 


1. Die Gründungsphase der AfA 


Der Eintritt der SPD in die Große Koalition konkretisierte die Konflikte, die sich 
innerhalb der Gewerkschaftsbewegung bereits in den Auseinandersetzungen um das 
Düsseldorfer Grundsatzprogramm des DGB und um die Notstandsgesetzgebung nie- 
dergeschlagen hatten, Der Streitpunkt, die Arbeiterpolitik den „neuen“ Inhalten und 
Motiven des Godesberger Kurses unterzuordnen oder aber an den traditionellen ge- 
werkschaftlichen und sozialdemokratischen Forderungen und Zielen festzuhalten, 
führte mit der Beteiligung der SPD an der Bundesregierung jedoch erstmals zu direk- 
ten Problematisierungen des Verhältnisses von SPD und DGB und zu konkreten Über- 
legungen über eine ‚Arbeitnehmerpolitik‘ auch innerhalb der SPD unter den verän- 
derten Bedingungen der ‚Volkspartei‘. So forderte Ende 1966 z. B. Jakcb Monsta 
im „express international“ die sczialdemokratischen Lohnabhänigen auf, sich nach 
dem Beispiel anderer Gruppen innerhalb der Partei stärker zusammenzuschließen (67). 
Von der Notwendigkeit einer neuen Grundlage für die Arbeiterpolitik in der SPD war 
auch der IG-Metall-Vorsitzende Ott Brenner überzeugt, als er sich im Mai 1967 auf 
der Landeskonferenz sozialdemokratischer Betriebsorganisationen in Bremen für eine 
deutliche Flügelbildung der „Arbeitnehmer“ in der SPD aussprach (68). 

Während Brenner aus dem Wandel zur „Volkspartei“ die sich als Koalition ver- 
schiedener Interessen definierte, nun auch für die „Arbeitnehmer die Schlußfolge- 
rung zog, als Konsequenz für ihren Einflußverlust die innerparteiliche Koalitionsfrei- 
heit zu beanspruchen, (69) befürchtete der SPD-Bundesvozstand zum damaligen Zeit- 
punkt offensichtlich,daß eine spezifische Organisierung der Lohnabhängigen inner- 
halb der Partei in der Öffentlichkeit als Ausdruck einer wachsenden Entfremdung 
der SPD von ihrer Stammwählerschaft gewertet werden könnte. Sc verwahrte sich 
Brandt gegen eine Sonderorganisierung der „Arbeitnehmer“, da es sich bei ihnen im 
Gegensatz zu anderen Gruppen innerhalb der Mitgliedschaft um „keine Minderheit, 
auch keine Sondergruppe“ handele (70). 
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Diese Reaktionen der Parteispitze waren gegen konkrete Versuche sozialdemo- 
kratischer Gewerkschaften in Rheinland-Pfalz, aber auch in Nord-Hessen gerichtet, 
„Arbeitsgemeinschaften sozialdemokratischer Gewerkschafter‘“ (ASG) aufzubauen. 
Die im Jahre 1967 gegründeten ASG waren Ausdruck einer sich parallel zu den Jusos 
artikulierenden innerparteilichen Opposition von Gewerkschaftsfunktionären, die 
sich gegen „die Große Koalition“ und deren politische Resultate in der Wirtschafts- 
politik und in der Notstandsgesetzgebung wandte. Hinter diesen Organisierungsver- 
suchen stand die unausgesprochene Formulierung einer ‚‚Doppelstrategie‘“. 

Im Gegensatz zu den bis auf wenige Ausnahmen in den 60er Jahren entschlum- 
merten „SPD-Betriebsgruppen‘“ und „Sozialen Arbeitsgemeinschaften“ sollten die 
von rheinland-pfälzischen DGB-Vorsitzenden Julius Lehlbach initiierten ASG keine 
sozialdemokratischen Untergliederungen sein, sondern auf der Organisationsebene 
des DGB konstituiert werden (71). Damit sollte der Gefahr begegnet werden, daß die 
ASG ebenso wie die Betriebsgruppen und die ‚Sozialen Arbeitsgemeinschaften der 
40er und 50er Jahre zu einseitigen Propagandainstrumenten sozialdemokratischer 
Politik transformiert werden könnten. Gerade aber der umgekehrte Versuch, den ge- 
werkschaftlichen Standpunkt auf allen Ebenen der Partei und gegenüber der Öffent- 
lichkeit zur Geltung zu bringen, traf auf nachhaltigen Widerstand in der Partei, aber 
auch in den Gewerkschaften. Der DGB-Bundesvorstand sah in der Organisierung von 
Sozialdemokraten innerhalb des DGB einen Verstoß gegen das Gebot parteipoliti- 
scher Neutralität der Einheitsgewerkschaft (72). In der Tat war diese organisatorische 
Voraussetzung der Lehlbach‘schen Konzeption illusorisch und nicht praktikabel. Hier 
zeigt sich anschaulich, das „‚Besitzdenken“ sozialdemokratischer Gewerkschaftsfunk- 
tionäre gegenüber dem DGB, denen es immer schwerfiel, die Motive für eine auch 
politische Einheitsgewerkschaft nachzuvollziehen. Der Grundgedanke der Lehlbach‘ 
schen Doppelstrategie, daß nur eine den Organisationsarmen der SPD entflohene Ar- 
beitsgemeinschaft zu „autonomen“ Formen der Interessenartikulation fähig sei, ba- 
sierte jedoch auf einer bemerkenswerten Analyse der Integrations- und Kanalisie- 
rungskapazität der SPD. Die mögliche Autonomisierung der ASG von der SPD forder- 
te dann auch den Widerstand SPD-konformer Gewerkschaftdr heraus, die in der ASG 
eine Waffe für solche „Ungewerkschafter‘“ sahen, die der SPD in den Rücken fallen 
und die Dominanz der Parteiführung in den politischen Fragen aufheben wollten. So 
beharrte der Ludwigshafener IG-Chemie-Vorsitzende„der SPD-Landtagsabgeordnete 
und heutige Bundesausschußvorsitzende der AfA Hans Schweitzer darauf, ohne in- 
haltlich auf die Argumentation der Lehlbach-Gruppe einzugehen, daß Versuche der 
Zusammenfassung von SPD-Mitgliedern grundsätzlich innerhalb der Partei zu erfol- 
gen hätten (73). 

Die Mitgift der sozialdemokratischen Regierungsmitglieder,. der Integrations- 
kraft gegenüber den Lohnabhängigen als staatliche Handlungsgrundlage in der Krise, 
hätte bei Konflikten zum Bumerang werden können, wenn die Autonomie der Staats- 
interessen im innerparteilichen Kompromißsystem durch die Lehlbach‘sche Strategie 
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beeinträchtigt gewesen wäre. Die SPD war in den 60er Jahren nun nicht etwa zum 
Tdealtypus der „wissenschaftlichen Volkspartei“ geworden. Mit der ‚Öffnung gegen- 
über allen Schichten des Volkes‘ verband sich nicht die Vorstellung eines institutio- 
nalisierten Gefüges der pluralen Willensbildung über innerhalb der Partei organisierte 
Interessengruppen. Das formale Monopol der Parteiorganisation in der Willensbildung 
wurde nicht angetastet. Die Parteiführung als Repräsentant der Parteiorganisation 
wollte seine traditionell herausragende Stellung innerhalb der Parteihierarchie beibe- 
halten und sich das Recht vorbehalten, Form und Inhalt des Interessenkompromis- 
ses „autonom“ ohne Mitwirkung innerparteilicher ‚„‚pressure-groups“ zu formulieren. 
Organisierte „Sonderinteressen“ innerhalb der SPD sollten nur als „Arbeitsgemein- 
schaften‘ tätig sein und vornehmlich die Aufgabe wahrnehmen, nach außen zu wir- 
ken und besondere Zielgruppen in der Wählerschaft anzusprechen. 

Den „Arbeitnehmern“ als wichtigster Gruppe in der Mitgliedschaft und unter 
den Anhängern wollte der Parteivorstand zu Beginn der Großen Koalition nicht ein- 
mal diesen Statuseinräumen. Eine solche Sonderorganisierung hätte derin der Sozial- 
demokratie weit verbreiteten Fiktion der grundsätzlichen Identität von Allgemein- 
wohl und Arbeitnehmerinteresse widersprochen. Auch gab es während und unmittel- 
bar nach der Rezession keine von der SPD als Gefährdung ihrer Integrationskraft ge- 
werteten Masseneruptionen innerhalb der Arbeiterschaft wie etwa die „wilden“ Streiks 
des Jahres 1971 im unmittelbaren Vorfeld der AfA-Gründung. 

Die ASG lösten sich Ende 1967/Anfang 1968 wieder auf. Die Lehlbach‘sche 
Konzeption einer ‚pressure group‘ war im Jahre 1966 dem Bewußtsein der breiten 
Mitglied- und Anhängerschaft unter den Lohnabhängigen weit voraus. Zudem hatten 
die Funktionärskreise um Lehlbach „sozialdemokratisch“ gehandelt. Zur Abwehr 
rascher Parteiinterventionen während der Gründungsphase der ASG wollten die Ge- 
werkschaftsfunktionäre durch die schnelle Einrichtung der ASG von ‚oben‘ die Par- 
teibürokratie vor vollendete Tatsachen stellen. Die Mobilisierung der Basis sollte, 
schon damit ihnen das Konzept nicht entglitt, in einer späteren Stufe erfolgen. Der 
Widerstand gegen die Parteiinterventionen war eher hilflos. Die ASG-Funktionäre 
waren auch treue Sozialdemokraten, die der Vorwurf der Illoyalität schwer traf. 

Der Versuch der Bundesregierung, die latenten Interessenunterschiede zwischen 
Regierung und Gewerkschaften über die ‚konzertierte Aktion‘ in einem umfassenden 
gesellschaftlichen Kooperationsverhältnis aufzuheben fand sein innerparteilichesPen- 
dant im 1968 gegründeten Gewerkschaftsrat der SPD; diese Gründung war auch eine 
Reaktion auf den Nürnberger Parteitag der SPD. Auf ihm artikulierte sich erstmals 
seit den 50er Jahren wieder eine starke innerparteiliche Linke, die maßgeblich auch 
von Gewerkschaftern insbesondere der IG Metall getragen wurde. Dabei wurden erst- 
mals „deutlicher die Nachteile der Großen Koalition für die Arbeiterschaft herausge- 
stellt‘. (74) Wie schon die ASG zeigte auch dieser Parteitag, „daß die Funktion der 
SPD, die Arbeiterklasse in die kapitalistische Gesellschaftsordnung zu integrieren, 
durch das alizu offene Bündnis mit der politischen Interessenvertretung der Unter- 
nehmer in der Großen Koalition porblematisch geworden war“. (75) 

7 Bodo Zeuner: „Das Parteiensystem in der Großen Koalition (1966 - 1969)“, in: Dietrich 


Staritz (Hrsg.) Das Parteiensystem der Bundesrepublik, Opladen 1976, S.192 
75 ebenda, S. 193 
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Die Parteiführung der SPD konnte das Problem eines sich nunmehr auch inner- 
halb der Partei anzeigenden Einflußverlustes auf Teile der Arbeiterschaft und der Ge- 
werkschaftsfunktionäre nicht länger wie in den Stellungnahmen gegenüber der ASG 
ignorieren, da sich die Kritik an der Wirtschafts-, Einkommens- und Sicherheitspoli- 
tik der GK verschärfte. 

Die Notwendigkeit neuer Hebel für die „Arbeitnehmerpolitik“ wurde einsich- 
tig und die SPD wollte sich nicht wie im Falle Lehlbach mit neuen Initiativen von 
„unten“ konfrontiert sehen. Folglich wurde die Reorganisation der Betriebs- und 
Gewerkschaftsarbeit akribisch vorbereitet und von der Vorstandsebene her gestaltet. 

Mit der Einrichtung desGewerkschaftsrats, dem unter der Führung des Parteivor- 
sitzenden u. a. der DGB-Vorsitzende und die sozialdemokratischen Vorsitzenden der 
Einzelgewerkschaften und anderer Gewerkschaften außerhalb des DGB angehören, 
wurde das Netz sozialdemokratischer Randorganisationen zu den Gewerkschaften 
von der obersten Hierarchieebene her geflochten. Begleitet wurde die Fundierung 
des Verhältnisses SPD und DGB auf der Spitzenebene der sozialdemokratischen Be- 
wegung von der Aktivierung deszu Beginn der 60er Jahre erstmals erwähnten Beirats 
für Arbeitnehmerfragen beim Parteivorstand, dessen Aufgabe die Koordinierung und 
Anleitung sozialdemokratischer Betriebsarbeit ist. Erster Höhepunkt dieser Aktivi- 
täten war die erste Bundesarbeitnehmerkonferenz der SPD im Oktober 1970, der zu 
den Themen Betriebsverfassungsgesetz, Betriebsratswahlen und Bundestagswahl 1972 
eine größere Zahl regionaler Arbeitnehmerkonferenzen folgten. Die Aktivierung „ge- 
werkschaftlicher und betriebspolitischer Spitzengremien“ bereitete die Gründung 
einer einheitlichen und „alle Ebenen der Parteigliederung“ (76) umfassenden Organi- 
sationsform sozialdemokratischer Lohnabhängiger — die Arbeitsgemeinschaft für Ar- 
beitnehmerfragen (AfA) — vor, deren Gründung auf dem Saarbrücker Parteitag 1970 
beschlossen wurde. Der Aufbau der AfA begann nach der Bundestagswahl 1972. 

Die AfA, die anders als die ASG eine Gliederung im Rahmen der SPD-Organi- 
sation ist, wurde spätestens dann zur funktionalen Notwendigkeit für die SPD, als 
mit den Spätwirkungen der Großen Koalition, den spontanen Streiks von 1969, die 
sich in den frühen 70er Jahren fortsetzten, und mit dem Aufkommen linker Tenden- 
zen in den Betrieben und in den Gewerkschaften die Massenloyalität und die sozial- 
demokratische Monopolstellung im Produktionsbereich erstmals seit den frühen 50er 
Jahren gefährdet schien. Die AfA als Integrationsangebot und Kanalisierungsinstru- 
ment steht also durchausin einer geschichtlichen Reihe mit den sozialdemokratischen 
„Befriedigungsknüppeln“, den ‚„‚Unvereinbarkeitsbeschlüssen“ der SPD und der Ge- 
werkschaften, dem Berufsverot und den Bestrebungen innerhalb der SPD, die spon- 
tanen Streiks über die Gewerkschaftsführungen zu diskriminieren. In diesem Sinne 
liebäugelten auch manche rechtssozialdemokratischen Kreise mit dem Gedanken, die 
AfA durch die Mobilisierung der in der Arbeiterschaft anzutreffenden Antüntellek- 
tualismusströmungen zum Antipoden einer durch die Jusos befürchteten Linksent- 
wicklung in der SPD zu machen. 

‚In die Gründungsgeschichte der AfA fällt aber auch die Polarisierung in der Ost- 


76 Karl Bachsleitner: Zur Entstehung und Funktion der AfA als ‚Arbeitnehmerflügel‘ der SPD, 
in: Blätter für deutsche und internationale Politik, Juli 1976, S. 804 
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politik, Mobilisierung der Reformerwartungen während der Brandt/Scheel-Regierung; 
die Modernisierungsideologie war zugleich Ausdruck und Beschleuniger eines wach- 

senden und durch die gesellschaftlichen Konflikte zunehmend kritischer werdenden 

Interessenbewußtseins bei den Lohnabhängigen. Kritisches Bewußtsein und SPD-Be- 

kenntnis waren dabei kein Gegensatz; die SPD mußte die von der CDU/CSU und den 

Unternehmerverbänden erzwungene gesellschaftliche Polarisierung insbesondere im 

Wahljahr 1972 annehmen und gab sich — eher unfreiwillig — als arbeitnehmerorien- 

tierte „linke Volkspartei“. 

Wenn wir die Entwicklung der AfA von 1973 bis heute nachzeichnen, dann 
nur im Zusammenhang mit der Frage, ob sich in der SPD ein linker Flügel herausbil- 
det. Der Blick auf die Geschichte soll herausfinden helfen, welche Rolle die AfA da- 
bei spielt (77). 

Nur weil in der AfA die sozialdemokratischen Arbeiter, Angestellten und Be- 
amten organisiert sind, kann sie nicht allein deshalb als die potentielle linke Gruppie- 
rung inder SPD angesehen werden. Die Absichten des Parteivorstandes bei der Grün- 
dung der AfA, aber besonders auch Bewußtsein und unterschiedliche Klassenerfah- 
rung der sozialdemokratischen Lohnabhängigen lassen wenig Zweifel, daß die AfA 
ein weiterer Transmissionsriemen für den Transport der Vorstellungen einer sozialre- 
formerischen Mehrheit inder SPD sein soll und sicherlich zu guten Teilen auch ist. 
Die Organisationsstruktur aber läßt es immerhin auch möglich erscheinen, daß sich 
in der AfA Interessen und Bedürfnisse von Lohnabhängigen artikulieren, die mehr 
mit reformistischen Vorstellungen in Einklang stehen. Wenn daher im folgenden kurz 
auf Aufbau und Entwicklung der AfA seit 1973 eingegangen wird, steht die Frage 
im Vordergrund, ob, wie und mit welchen Folgen die AfA auch dazu beiträgt, daß 
reformistische vielleicht sogar kämpferisch vertretene reformistische Forderungen 
von sozialdemokratischen Arbeitern und Angestellten laut werden. 

Hier muß jedoch sogleich eine Einschränkung gemacht werden. Die „Quellen- 
lage“ für die AfA, ist schlecht. Es gibt fast nur offizielle und offiziöse Dokumente 
und Verlautbarungen des Bundesvorstandes, neuerdings auch noch die — gemessen 
an der Zahl der Betriebsgruppen — wenigen Betriebszeitungen. Über das Agieren der 
Betriebsgruppen und über die Möglichkeit, die Probleme der Betriebsgruppen als po- 
litische Forderungen auf höheren Ebenen der AfA oder sogar der Gesamtpartei wie- 
derzufinden, lassen sich daher nur wenige Aussagen eindeutig und direkt belegen. 


2. Zur Struktur der Organisation 


Die vom Parteivorstand der SPD am 24.6.1972 beschlosssenen ‚Richtlinien der Ar- 
beitsgemeinschaft für Arbeitnehmerfragen‘ lassen keinen Zweifel darüber, wie der 
Parteivorstand die Priorität setzt (78). 


77 Vgl. als notwendige Ergänzung zur AfA-Analyse Bodo Zeuner, a.a.O., S. 3 - 33, in dem 
das hier ausgesparte Verhältnis von SPD und DGB problematisiert wird. 

78 Richtlinien der Arbeitsgemeinschaft für Arbeitnehmerfragen, beschlossen vom Parteitag 
am 24.6.1972, in: Soziale Demokratie verwirklichen, Dokumentation: Bundeskonferenz 
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Die „Aufgaben der Arbeitsgemeinschaft“ sagen unter Punkt 1 ,, Die Arbeit- 
nehmer in den Betrieben und Verwaltungen mit der Politik und den Zielen der Par- 
tei vertraut zu machen und die Partei durch die Gewinnung neuerer Mitglieder zu 
stärken“. In den „praktischen Hinweisen“ für sozialdemokratische Betriebsarbeit 
heißt es deutlicher (79): „Politische Hauptaufgabe ist es, die SPD so nahe wie mög- 
lich an den Arbeitsplatz und die Erfahrungswelt der Arbeitnehmer heranzuführen‘“. 
In den anschließenden Passagen ist zwar stets und gleichberechtigt davon die Rede, 
daß „die Interessen der Arbeitnehmer in der politischen Willensbildung zur Geltung 
zu bringen“ seien und daß ein „wechselseitiger Willensbildungsprozeß zwischen Ar- 
beitnehmern und Sozialdemokratie“ stattzufinden habe. Aufbau und Gliederung der 
Arbeitsgemeinschaft (80) geben aber weitereHinweise, daß dieSchiene von obennach 
unten weitaus besser geschmiert ist als umgekehrt. In Betrieben und Verwaltungen 
sollen Betriebsgruppen gebildet werden, in Ortsvereinen können, in Unterbezirken 
und Bezirken werden Arbeitsgemeinschaften für Arbeitnehmerfragen gebildet. Bereits 
die Zusammensetzung der Arbeitsgemeinschaft in den Unterbezirken macht deutlich, 
daß die propagierte Basisorientierung schon hier einen Knacks erhält. Sie besteht aus: 
den Mitgliedern der Betriebsgruppen, den Vertrauensleuten, den SPD-Mitgliedern in 
Betriebs- und Personalräten, den SPD-Mitgliedern in den örtlichen Gewerkschaft svor- 
ständen und den SPD-Mitgliedern die hauptamtlich in den Gewerkschaften sind. Alle 
diese Funktionäre sind durch das Amt stimmberechtigte Mitglieder und nicht als Ein- 
zelmitglied einer Betriebsgruppe. Sie können also, ohne die betriebliche Diskussion 
mitgeführt zu haben, auch ohne daß die Kollegen sie bei der aktiven Vertretung von 
Interessen kennengelernt haben, die Delegierten für die nächst höhere Instanz, für 
die Arbeitnehmerkonferenz der Bezirke mitwählen und natürlich sich auch wählen 
lassen. Die so zustandegekommene Bezirkskonferenz wählt die rund 300 Delegierten 
für die Bundeskonferenz, auf der alle zwei Jahre der Bundesvorstand gewählt wird. 

Die immer wieder betonte Notwendigkeit einer Wechselseitigkeit der Einfluß- 
nahme, also auch von unten nach oben, wird zusätzlich erschwert durch den Charak- 
ter der Arbeitsgemeinschaft. Nach dem Willen des Parteivorstand.ist eine Arbeitsge- 
meinschaft „keine Gliederung im Sinne des Organisationsstatuts“ (81), das heißt: 
auch die AfA hatkein Antragsrecht aufden Parteitagen. Die Betriebsorganisation der 
Partei kann aus dem Zusammenhang ihrer Diskussion keine Anträge formulieren, son- 
dern die einzelnen Kollegen müssen Forderungen der Betriebsgruppe in den Ortsver- 
einen als Anträge durchzusetzen versuchen. Da die Kollegen oft in verschiedenen 
Ortsvereinen organisiert sind, wird der gemeinsame Diskussionszusammenhang zer- 
rissen. 


der Arbeitsgemeinschaft für Arbeitnehmerfragen 19. - 21. Oktober 1973, in Duisburg, 
hrsg. vom Vorstand der SPD, Bonn o.J., Anhang 5.126 - 129 

79 Praktische Hinweise für sozialdemokratische Betriebsarbeit, hrsg. vom Vorstand der SPD, 
Bonn 0. 1.,8.3 

80 Ygl. Richtlinien der Arbeitsgemeinschaft ..., 2.0, 

8 ebenda, $. 126 


92 


3. Widersprüchliches auf der 1. Bundeskonferenz 1973 


Politischer Auftrag und Organisationsstruktur behindern die unmittelbare Artikula- 
tion von Interessen der betrieblichen Angehörigen der AfA, sie machen sie aber nicht 
unmöglich. Der Ablauf der 1. Bundeskonferenz der AfA vom 19. bis 21. Oktober 
1973 in Dusiburg liefert dafür Belege (82). Der sichtbar gewordene Dissens ist aber 
ein wichtiger Hinweis darauf, wie sich die Auffassungen von sozialdemokratischen 
Kollegen in den Betrieben in wichtigen gesellschaftspolitischen Fragen von den Zie- 
len einer sozialreformerischen Mehrheit unterscheiden. 

Zur Frage der Preis- und Investitionspolitik wurde folgender Antrag geschlos- 
sen (83): 

„Die SPD-Arbeitnehmerkonferenz fordert die Bundesregierung auf, ein Instru- 
mentarium für ein aktives Eingreifen in die Preis- und Investitionspolitik der Unter- 
nehmen zu entwickeln. Dabei geht es auch um die Preise für Grundnahrungsmittel, 
Mieten und Boden. Die öffentlich kontrollierten Preise für Gas, Wasser, Verkehırs- 
tarife und Post müssen unverzüglich eingefroren werden. 

Maßnahmen zur Preisdämpfung durch Steuererhöhung sind untauglich, wenn 
nicht gleichzeitig die Umwälzung der Steuererhöhungen auf die Verbraucher verhin- 
dert wird. Die letzten Monate beweisen, daß dem wirtschaftlichen und politischen 
Machtmißbrauch der Großunternehmen und Großbanken nur dadurch begegnet wer- 
den kann, wenn die DGB-Grundsatzforderungen zur Vergesellschaftung der Banken, 
Schlüsselindustrien und marktbeherrschenden Unternehmen durchgesetzt werden. 

Die Arbeitnehmerkonferenz fordert die Bundesregierung auf, gesetzliche Maß- 
nahmen einzuleiten, die die Investitionsienkung und -steuerung sowie Banken und 
Kreditkontrollen absichern. An diesen Maßnahmen müssen die Gewerkschaften be- 
teiligt werden.“ 

Und zur Frage der Mitbestimmung heißt es (84): 

„Die Einführung der paritätischen Mitbestimmung in der gesamten Großwirt- 
schaft ist eine langjährige Forderung sowohl unserer Partei als auch der DGB-Gewerk- 
schaften. Ihre Durchsetzung darfnach dem Wahlerfolg des vergangenen Herbstes, der 
auf eine in der Geschichte der BRD beispiellose breite Mobilisierung zurückzuführen 
war, nun nicht länger auf sich warten lassen. Unsere Forderung lautet daher: Sofor- 
tige Durchsetzung der paritätischen Mitbestimmung ohne Einschränkung und Kom- 
promisse, und zwar auch im Dienstleistungsgewerbe und öffentlichen Dienst. 

Wir dürfen hierbei jedoch nichtder Illusion erliegen ‚daß dieslediglich durch par- 
lamentarische Beratungen möglich wäre. Wie das Verhalten der Unternehmerverbän- 
de, der CDU/CSU und der FDP deutlich zeigt, ist die Durchsetzung unserer Mitbe- 
stimmungsforderungen eine Kampfaufgabe für die demokratische Arbeiterbewegung, 
die nurgegen den erbitterten Widerstand des Moncopolkapitals, der Reaktion und der 
ewig Gestrigen in unserem Land zu unseren Gunsten entschieden werden kann. 


82 Vgl. Soziale Demokratie verwirklichen, a.a.O. 

83 Angenommene Anträge und Entschließungen der Bundeskonferenz der AfA vom 19. - 21. 
Oktober 1973, in Duisburg, hrsg. vom Vorstand der SPD, Bonn 0.J..S.15£, 
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Der Bundesvorstand der AfA wird beauftragt, in den nächsten Monaten massi- 
ve Aktionen, insbesondere Kundgebungen und Demonstrationen für die Durchsetzung 
der gewerkschaftlichen und sozialdemokratischen Mitbestimmungsforderungen zu 
organisieren. Hierbei ist eine Zusammenarbeit insbesondere mit den DGB-Gewerk- 
schaften anzustreben.“ 

Im ersten Antrag wird dabei „staatliche Lenkung‘ im Interesse der Lohnab- 
hängigen nur bei „einschneidender Veränderung der Besitzverhältnisse“ für möglich 
gehalten. Damit wird die politische Forderung in einen Zusammenhang gestellt, der 
auch bei Jungsozialisten nicht selten auseinandergerissen wird zugunsten einer Stufen- 
folge, bei der eine „staatliche Lenkung“ erst zur „Veränderung der Besitzverhältnis- 
se“ führen soll. Im zweiten Antrag — zur Mitbestimmung -— beeindruckt vor allem, 
wie Durchsetzung von Mitbestimmungsforderungen beabsichtigt ist. Die Formulie- 
rungen erinnern eindeutig an Vorstellungen eines „kämpferischen Reformismus‘, 
der sich bewußt nicht auf Appelle an parlamentarische Institutionen beschränkt. Frei- 
lich bleibt die Frage, welche Wirkung und welche Folgen diese in Form und Inhalt 
neuen Töne hatten. 

Wenn allerdings die Politik des Bundesvorstandes nach dem Ende der Bundes- 
konferenz 1973 betrachtet wird, so können keine Illusionen darüber entstehen, wel- 
che direkten Auswirkungen die beschlossenen Anträge hatten. Trotzdem bestätigen 
sie die Vermutung, daß reformistische Positionen wie sie von den Jungsozialisten und 
— begrenzter — von Alt-Linken vertreten werden, sich auf eine soziale Basis in der 
Gesamtpartei berufen können. Sicherlich haben deshalb reformistische AfA-Mitglie- 
der und jungsozialistische Theoretiker damit noch nicht zueinander gefunden und 
auf keinen Fall darf deswegen die gesamte AfA als potentielle soziale Basis eines re- 
formistischen Flügels angesehen werden. 


4. Zwischen den Bundeskonferenzen 


Die politische Praxis desohne Widerspruch gewählten Bundesministers Helmut Rohde 
zum 1. Vorsitzenden der Arbeitsgemeinschaft sorgte dafür, daß die Bäume nicht in 
den Himmel wuchsen. Er ließ keinen Zweifel an seiner Absicht, mit dem Vehikel 
AfA sozialdemokratische Regierungspolitik besser zu verkaufen. Die Verlautbarun- 
gen und Beschlüsse des Bundesvorstandes aus dieser Zeit liefern dafür viele Beispiele. 

Als mit der Formulierung eines Gesetzentwurfs zur Mitbestimmung durch die 
sozialliberale Koalition die Auseinandersetzung um die Mitbestimmung zwischen den 
Koalitionspartnern ein vorläufiges Ende fand, war allen Beteiligten klar, daß dieser 
Entwurf nicht den Vorstellungen von einer paritätischen Mitbestimmung entsprach, 
wie sie von Sozialdemokraten auf der 1. AfA-Bundeskonferenz formuliert worden 
waren. Der Bundesvorstand der AfA setzte sich nach Veröffentlichung des Entwurfs 
‚kritisch‘ (85) mit ihm auseinander. Aber die Forderung der Delegierten nach kämpfe- 
rischem Eintreten für ihre Vorstellungen von Mitbestimmung durch Aktionen, De- 


85 i Vgl. Kommunique über die Sitzung des Bundesausschusses der AFA am 28.2.1974, in Bonn, 
in: Pressemitteilungen der SPD vom 1.3.1974 
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monstrationen und Kundgebungen wird dabei mit keinem Wort erwähnt. Der Vor- 
stand setzt lediglich eine Kommission ein, die ihre Vorschläge in die Beratungen der 
parlamentarischen Gremien einbringen soll. Im Rechenschaftsbericht des Vorstandes 
für die 2. Bundeskonferenz im Bremen werden die Delegierten schließlich auch noch 
für dumm verkauft (86). Dort wird ohne Erläuterung auf den Gesetzentwurf der Bun- 
desregierung verwiesen, wenn im Bericht auf die Frage nach der Durchsetzung der 
paritätischen Mitbestimmung eingegangen wird. 

Bei der Durchsetzung des erklärten Willens der AfA, die Öffentlichkeitsarbeit 
für die Partei auch in den Betrieben effektiver zu betreiben, war dagegen der Bundes- 
vorstand weitaus aktiver. 

Zunächst galtes, den organisatorischen Aufbau der AfA in Angriff zu nehmen. 
Bis 1975 wurde die Zahl der Betriebsgruppen auf 3.000 erhöht und auf Unterbezirks- 
ebene wurden 248 Arbeitsgemeinschaften gebildet (87). Große finanzielle und or- 
ganisatorische Anstrengungen wurden gemacht, um die publizistische Vermittlung 
zu verbessern. Das — sozialdemokrat magazin — , für alle SPD-Mitglieder erscheinend, 
behandelt zweimal im Jahr vorrangig Arbeitnehmerfragen; die „debatte‘“ Zeitschrift 
für Arbeitnehmer wird viermal im Jahr mit einer Auflage von 2 Millionen herausge- 
geben; alle AfA-Funktionsträger erhalten monatlich den „Informationsdienst — Be- 
triebspolitik“ und bei Bedarf Dokumentationen zu aktuellen Fragen (88). 


35. Die Betriebszeitungen der SPD 


In diesem Zusammenhang wird seit der 1. Bundeskonferenz auch die Herausgabe von 
Betriebszeitungen initiiert und besonders hilfreich gefördert. Die Betriebszeitungen 
der SPD-Betriebsgruppen sind anders als die Beschlüsse der Bundeskonferenzen eine 
Quelle, in denen direkt ablesbar sein Könnte, wie Sozialdemokraten in den Betrieben 
agieren (89). 

Der Herausgabe von Betriebszeitungen wurde erst nach der 2. Bundeskonfe- 
renz in Bremen vom 13. bis 15. Januar 1975 verstärkt in Angriff genornmen. Aber 
bereits Beschlüsse des Bundesvorstandes vor der Bremer Konferenz, die angenomme- 
nen Anträge in Bremen selbst zu dieser Frage und die Aktivitäten des Bundesvorstan- 
des danach machen deutlich, daß die Bundestagswahl 1976 beim verstärkten Ausbau 
eines Betriebszeitungsnetzes eine wichtige Rolle spielt. 

Noch zu Beginn des Jahres 1976 gab es erst 2C Betriebszeitungen, Ende August 
dagegen bereits 55. Im Jahre 1975 wurde die Herausgabe der Zeitungen sorgsam und 
zentral vorbereitete. Beim Bundesvorstand wurde ein „Service für Betriebs, Orts- und 
Stadtteilzeitungen“ eingerichtet. Der Verantwortliche ließ fertige Artikel und Kari- 
katuren als Matern herstellen, die von Bonn aus an alle Interessenten verschickt wur- 


86 Yal. Rechenschaftsbericht des Bundesvorstandes und Bundesausschusses der AfA zur Bun- 
deskonferenz der AfA in Bremen vom 13.-15, Juni, Teil C, S. 8 

87 ebenda, Teil A, Vorwort 

88 ebenda, Teil A, S. 19f. 

89 Die folgende Analyse stützt sich auf eine Auswertung der im ZI 6 der FÜ gesammelten 
SPD-Betriebszeitungen. 
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den. Die Friedrich-Ebert-Stiftung richtete Seminare für Redakteure von Betriebs- 
zeitungen (die meist noch gar nicht existierten) ein, die Seminarteilnehmer fertigten 
Probenummern von Betriebszeitungen an, die zumindest in der Form Vorbild für den 
größten Teil der Betriebszeitungen wurden. Die zentrale Vorbereitung der Heraus- 
gabe der Betriebszeitungen durch die Arbeitsgruppe Betriebszeitungen beim Bundes- 
vorstand der AfA schlägt sich noch heute in den Regionen nieder. So werden z.B. 
alle Betriebszeitungen für den Hamburger Druckbereich von dem Hamburger Mitglied 
der Arbeitsgruppe verantwortlich herausgegeben. Hier wie auch in anderen Regionen 
wie z.B. im Rheinland, wo auch zum Teil für die unterschiedlichsten Betriebe inhalt- 
lich und formal — nur der Betriebsname wechselt — fast völlig identische Zeitungen 
erscheinen, kann zu Recht bezweifelt werden, ob diese Betriebzeitungen von einer 
aktiven Betriebsgruppe getragen werden. 

Von den 55 im August 1976 existierenden Betriebszeitungen stammen 30 aus 
gewerblichen Betrieben, 6 aus gewerblichen Branchen, $ aus einzelnen Ämtern und 
Verwaltungen des Öffentlichen Dienstes, 1 aus einem Bereich des Öffentlichen Dien- 
stes (Post) und 12 aus AfA-Regionen und Bezirken für Arbeitnehmer der gesamten 
Region. 

Die meist vierseitigen Zeitungen übernehmen fast alle zumindest für die zwei 
Innenseiten Matern vom Bonner „Service für Betriebszeitungen“, Schwerpunkt ist 
die Werbung für die SPD durch die Vorstellung als SPD-Betriebsgruppe, die die Zei- 
tung herausgibt, durch Hinweise und Berichte von AfA-Veranstaltungen und beson- 
ders durch die Darstellung von einzelnen zu begrüßenden Maßnahmen und Gesetzen 
der SPD geführten Regierung. Ab Frühjahr 1976 überwiegt dann die Wahlwerbung 
für die SPD: die SPD Kandidaten der Region werden vorgestellt und zum Teil aggres- 
sive Artikel gegen die CSU und CDU, aber auch gegen die FDP erscheinen. Bei der 
Vorstellung der Kandidaten wird kein Unterschied zwischen linken oder rechten Be- 
werbern gemacht, im Gegenteil, die loyale Haltung allen Kandidaten gegenüber wird 
noch zusätzlich mit der Notwendigkeit zum Zusammenhalten begründet. Dagegen 
kann zumindest, soweit die Betriebszeitungen darüber etwas aussagen, durchaus da- 
von gesprochen werden, daß auf betrieblicher Ebene die SPD die von der CDU etwa 
im Ruhrgebiet betriebene Polarisierung annimmt und anders als der allgemeine laue 
Wahlkampf der SPD erwarten ließ, mit harten Bandagen zurückschlägt. Von den 55 
Betriebszeitungen nehmen nur 30 überhaupt auf die betriebliche Situation Bezug, 
meist nur in einem Artikel oder gar in Gestalt von Informationen über die Verlegung 
von Betriebsparkplätzen, über Jubiläumsfeiern und Rentnertreffen. Etwa 20 Zei- 
tungen behandeln auch betriebliche Probleme, davon stellen aber nur 10 diese Pro- 
bleme auch als Konflikt dar, zu dem es Stellung zu nehmen gilt. Diese Zeitungen exi- 
stieren jedoch fast durchweg schon länger als ein Jahr. 

Der kurze Überblick über die Betriebszeitungen der AfA zeigt, daß zur Zeit kaum 
etwas über die Möglichkeit ausgesagt werden kann, ob die Betriebszeitungen tatsäch- 
lich Organ von funktionierenden Betriebsgruppen werden, in denen betriebliche Kon- 
flikte kontrovers diskutiert werden. Noch schwerer kann damit belegt werden, ob 
die SPD-Betriebsgruppen für reformistische Ziele kämpferisch eintreten. 

Die vom AfA-Bundesvorstand verstärkt betriebene Öffentlichkeitsarbeit stand 


96 


seit 1975 sicherlich im Zeichen des Wahlkampfes, sie war aber auch eingebettet in 
die Ziele der Gesamtpartei, durch verstärkte „Vertrauensarbeit“ verloren gegangenes 
Terrain besonders bei den sozialdemokratischen Lohnabhängigen wieder zu erobern. 
Schon auf dem Mannheimer Parteitag, der ganz der Propagierung von Einheit und 
Geschlossenheit diente, war man sich in dieser Frage tatsächlich einig: die Vertrauens- 
arbeit — die Jusos hatten in diesem Begriff ihre Vorstellungen von Doppelstrategie 
aufgehoben — war zu intensivieren. Ein Mittel dazu sollten die Stadtteil-, Orts- und 
besonders die Betriebszeitungen sein. j 

Bislang überwiegt wegen der zentral von oben zielstrebig angekurbelten Her- 
ausgabe der Zeitungen noch die Tendenz, sie nur als Sprachrohr zur Propagierung 
von SPD-Regierungspolitik zu benutzen. Diese Tendenz bleibt sicher auch weiterbe- 
stehen. Es muß aber nicht so bleiben, daß sie überwiegt. Vor der Wahl im Herbst 1976 
war es auch für aktive Betriebsgruppen selbstverständlich, dieser Tendenz Vorrang 
einzuräumen. Man muß abwarten, um genauer sagen zu können, ob die Zeitungen 
auch zum Sprachrohr der Interessen und Bedürfnisse von sozialdemokratischen Be- 
triebsangehörigen gemacht werden. Dabei wird die Praxis in den verschiedenen Be- 
trieben sicherlich sehr unterschiedlich sein. In Betrieben, wo die SPD-Betriebsgruppe 
aus einem Betriebsfürsten nebst Fußvolk besteht, wird sich sicher wenig ändern, es 
ist sogar wahrscheinlich, daß hier viele Betriebszeitungen wieder einschlafen. In den 
Betrieben, wo auch Sozialdemokraten als aktive Interessenvertreter der Kollegen in 
den Betriebsrat gewählt wurden, wo eine aktive Ortsverwaltung der Gewerkschaften 
besteht und wo das politische Umfeld der Gesamtpartei „links“ orientiert ist, kann 
die SPD-Betriebsgruppe gar nicht anders, wenn sie vor den Kollegen bestehen will, 
als die Betriebszeitung auch als Sprachrohr der Interessen von Kollegen zur Verfügung 
zu stellen. 


6. Die Bundeskonferenz in Bremen 1975 


Rohde stellt auf der Konferenz in Bremen 1975 fest: „In der politischen Willensbil- 
dung der Partei und in den Parlamenten haben die sozialdemokratischen Arbeitneh- 
mer an Gewicht gewonnen.‘ (90) Diese Aussage kann bezweifelt werden. Generell 
kann gesagt werden, daß die Politik des Bundesvorstandesin Bremen prinzipiell nicht 
in Frage gestellt wurde. Schon die fast ohne Gegenstimmen erfolgende Wiederwahl 
von Helmut Rohde als Vorsitzenden bestätigt das. Aber unterhalb der Ebene einer 
prinzipiellen Kritik zeigt sich bei Betrachtung der behandelten Anträge eine ähnlich 
gerichtete, wenn auch im Tenor moderierte Kritik an allgemeinen Grundsätzen so- 
zialdemokratischen Regierungspolitik. j 
Von der sozialen Struktur der Delegierten war auch nichtsanderes zu erwarten. 
Allerdings sagt die soziale Zusammensetzung wenig über die politische Orientierung 
aus, sie gibt aber einige Anhaltspunkte darüber, wie schwer es Sozialdemokraten aus 
den Betrieben haben, sich auf Bundeskonferenzen der AfA durchzusetzen. Bevor da- 
her auf die Behandlung einiger Anträge eingegangen wird, soll daher kurz die soziale 
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Struktur der Delegierten analysiert werden (91). 

In Duisburg waren von 263 Delegierten 76 Arbeiter, 160 Angestellte und 27 
Beamte. Von den Angestellten waren 74 Angestellte der Gewerkschaft. Von allen 
Delegierten kamen 111 aus der gewerblichen Wirtschaft, 64 aus dem Öffentlichen 
Dienst und 88 waren „Sonstige“. In Brernen waren von den 311 stimmberechtigten 
Teilnehmer, die alle gewerkschaftlich organisiert waren, 95 Arbeiter, 166 Angestellte 
und 50 Beamte. 154 Delegierte kamen aus der gewerblichen Wirtschaft, 80 aus dem 
Öffentlichen Dienst und 77 waren „Sonstige“, 

Ob mehr Angestellte oder Arbeiter vertreten sind, sagt über die politische Orien- 
tierung noch gar nichts aus, da sowohl die sozialreformerische Mehrheit als auch die 
reformistische Minderheit ihre soziale Basis bei beiden hat und z. B. die aktiven Ju- 
sos sich besonders aus Angestellten des Öffentlichen Dienstes rekrutieren. 

Hinter dem Begriff „Sonstige“ in der AfA-offiziellen Statistik aber verbirgt sich 
die Tatsache, daß ein großer Teil der insgesamt als Delegierte anwesenden Angestell- 
ten hauptamtliche Angestellte der Gewerkschaft oder der Partei sind, die nicht über 
ihre Betriebsgruppenzugehörigkeit, sondern durch ihre Funktion zu stimmberechtig- 
ten Mitgliedern der Arbeitsgemeinschaft auf Unterbezirksebene wurden und zu Dele- 
gierten auf den höheren Ebenen. Die Zahlen über die Zusarnmensetzung der Bundes- 
konferenz der AfA in Saarbrücken im Juni 1977 bestätigen die Tatsache, daß über 
25 % der Delegierten die Interessen der Kollegen in den Betrieben nicht aus eigener 
täglicher Erfahrung kennen (91 a). Doch zurück zum Ablauf der Bundeskonferenz 
in Bremen. Insgesamt läßt sich festhalten, daß in Fragen, wo der Parteiführung hät- 
te explizit widersprochen werden müssen, die Delegierten diesmal dazu neigten dem 
Konflikt aus dem Wege zu gehen. So zum Beispiel in der Frage der Berufsverbote, 
wo die Forderung nach Aufhebung des „Radikalen-Erlasses‘ zurückgezogen wird zu- 
gunsten eines Antrages, der ein „rechtsstaatlich einwandfreies Verfahren“ fordert 
und die ähnlich lautende Formulierung des Parteipräsidiums der SPD vom 11.6.1975 
ausdrücklich begrüßt (92). 

Noch deutlicher wird in Bremen diese Tendenz in der in Duisburg noch uner- 
wartet beantworteten Frage der Mitbestimmung. Ein Antrag der ausdrücklich den 
„Koalitionskompromiß zur Mitbestimmung in Unternehmen ausgrundsätzlichen und 
praktischen Erwägungen für unannehmbar“ hält, wird für erledigt erklärt durch die 
Annahme eines Antrages, der lediglich noch einmal „mit Nachdruck das Verlangen 
der Arbeitnehmer nach paritätischer Mitbestimmung“ unterstreicht, ohne auf den 
9 Die Analyse der Sozialstruktur sützt sich i ü ; ö 
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dieser Forderung überhaupt nicht gerecht werdenden Koalitionskompromiß einzuge- 
hen (93). In den Formulierungen dieser abwiegelnden Anträge wird deutlich ‚wie sorg- 
sam in Bremen die Vorbereitung von seiten des Vorstandes war, um überraschende 
Abstimmungsergebnisse zu vermeiden. 

Bei zwei Problemkreisen zeigt sich aber, daß auch Erfahrungen von sozialdemo- 
kratischenKollegen in den Betrieben sich in Bundeskonferenzbeschlüssen niederschla- 
gen können. Da ist zunächst das Problem der Investitionslenkung. In dieser besonders 
von Schmidt sehr distanziert betrachteten und nicht selten bespöttelten Frage ent- 
scheiden sich die Delegierten für einen Antrag, der in klaren Worten ein reformisti- 
sches Konzept einer langfristigen Gesellschaftspolitik vertritt und verbinden das mit 

“einer deutlichen Kritik am Konzept der „Globalsteuerung“. Der fünfseitige, an die 
Kommission „Orientierungsrahmen 85“ überwiesene Antrag verrät bis in die Formu- 
lierung hinein die enge Anlehnung an Anträge, die auf Parteitagen oder z. B. Juso- 
Bundeskonferenzen von Reformisten aus Partei oder Gewerkschaften gestellt wur- 
den (94). In zwei anderen Anträgen klingt zumindest an, daß die Erfahrungen der 
Streikkämpfe in den letzten Jahren auch bei den sozialdemokratischen Kollegen in 
den Betrieben Folgen hatten. In einem Antrag wird die Bundestagsfraktion ohne 
Wenn und Aber aufgefordert, „das Verbot der Aussperrung in das Grundgesetz“ und 
in das „Gesetzbuch der Arbeit‘“ aufzunehmen (95). Der zweite Antrag weist „auf 
neuartige Demonstrationsaktionen der Arbeitnehmer sowie ihrer Betriebräte und 
Gewerkschaften“ hin: „Beispielhaft seien die Aktionen der Kollegen von Erwitte und 
Kalletal genannt. Die Bundeskonferenz der AfA erklärt sich insbesondere mit den 
letzten beiden Fällen solidarisch“. (96) 

Nun ist sicher nicht zu erwarten, daß aufgrund dieses Beschlusses sozialdemo- 
kratische Kollegen in den Betrieben allerorten ähnliche Aktionsformen propagieren 
oder gar mittragen. Diejenigen Sozialdemokraten aber, die als kämpferische Refor- 
misten solche Formen anwenden wollen, haben damit den offiziellen Segen der Ar- 
beitsgemeinschaft, auf den sie sich in der Auseinandersetzung mit widerstrebenden 
Parteigenossen berufen können. 


7. Die AfA nach Bremen 


Alles in allem hatten allerdings die Bremer Beschlüsse, ähnlich wie nach der Bundes- 
konferenz in Duisburg, kaum Folgen. Die Ratlosigkeit reformistischer Sozialdemo- 
kraten gegenüber der nicht so schnell wie erwartet abflauenden Krise, die bevorste- 
hende Bundestagswahl förderten die Bereitschaft zur einseitigen Ausnutzung der 
AfA als Propagierungsinstrument sozialdemokratischer Regierungspolitk. Alle Ver- 
lautbarungen von Vorstand und Bundesausschuß und die Vielzahl von Arbeitnehmer- 
konferenzen standen im Zeichen der Wahlwerbung für die SPD. Das nahm mitunter 
groteske Formen an, wenn etwa der Vorsitzende der AfA Rohde im Namen der AfA 
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in höchsten Tönen das Berufsbildungskonzept des Bundesbildungsministers Rohde 
lobt (97). 

I auch vor der Wahl konnte der Bundesvorstand der AfA nicht umhin, be- 
sonders brennende Probleme für Lohnabhängige auf den Arbeitskonferenzen zu the- 
matisieren. Dabei nahm natürlich die Frage der Arbeitslosigkeit den größten Raum 
bei fast allen Diskussionen ein. Sicherlich überwog dabei dann der Hinweis auf das 
Netz der sozialen Sicherheit, aber esklangen auch bereits Töne an, die an den Plänen 
der Regierung zur langfristigen Behebung von Arbeitslosigkeit zu Zweifeln begannen. 
Die Themen einiger Bundeskonferenzen waren identisch mit ähnlichen Veranstaltun- 
gen der Jungsozialisten, so etwa zu Fragen der Jugendarbeitslosigkeit. Es deutet sich 
an, daß aus den stattfindenden Treffen von AfA- und Fuso-Bundesvorstand auch ei- 
ne Zusammenarbeit auf regionaler Ebene hervorgeht. 

Wenn auch über die Aktivitäten in den Betriebsgruppen wenig Informationen 
vorliegen, — ihre Zahl erhöhte sich bis Ende August 1976 auf 5.000 (98), so 1äßt sich 
aber sicher sagen, daß trotz vieler Enttäuschungen sozialdemokratischer Lohnabhän- 
giger über die konkreten Auswirkungen der Regierungspolitik in den meisten Betriebs- 
gruppen diese Enttäuschung zurückgedrängt wurde zugunsten des Ziels, die SPD als 
ihre Parteian der Regierungsmacht zu halten. Die AfA ist auch nach der Wahl bereit, 
vieles an Kritik der als notwendig erachteten „Integration aller Kärfte“ unterzuord- 
nen, (was auch zu eindeutiger Kritik an den Aktivitäten der Fritz-Erler-Geselischaft 
führte). 

In den sich andeutenden begrenzten verbalen Konflikten zwischen den Gewerk- 
schaften und der sozialliberalen Koalition wird allerdings die AfA sich eindeutig auf 
der Seite der Gewerkschaften finden. Die AfA-Mitglieder in den Betrieben unterstüt- 
zen die Gewerkschaften, weil sie nur zu gut um die Berechtigung der Kritik wissen, 
die in die Regierungspolitik eingebundene AfA-Führung tut das, weil sie um die Be- 
grenztheit des Konfliktes weiß. 


8 Zur Einschätzung der AfA 


Seit Gründung der AfA war die Abgrenzung ihrer Tätigkeit zur Praxis der Gewerk- 
schaften ein offenes Problem. Inallen Verlautbarungen des Bundesvorstandes wurde 
immer wieder betont, die AfA wolle den Gewerkschaften auf keinen Fall Konkurrenz 
machen. In der Praxis soll das durch eine überlegte Arbeitsteilung vermieden werden, 
die an die ‚Klassische‘ Arbeitsteilung von Partei und Gewerkschaften erinnert. Die In- 
halte der Anträge auf den Bundeskonferenzen der AfA belegen diese Absicht: Tarif- 
politische oder einkommenspolitische Forderungen, die als Adressaten den „Tarifpart- 
ner‘“haben, werden den Gewerkschaften überlassen. Dagegen sind gesellschaftspoliti- 
sche Forderungen der Lohnabhängigen, die den Staat zum Adressaten haben, Feld 
der AfA. 

Aber schon auf der Ebene der Bundeskonferenzen entstehen trotz der allgemein 
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akzeptierten Arbeitsteilung Schwierigkeiten, sie durchzuhalten, wenn z. B. bei der 
Forderung nach Humanisierung der Arbeitswelt der Adressat nicht eindeutig auszu- 
machen ist. Die Schwierigkeiten häufen sich besonders in den Betrieben, wo oft Ge- 
werkschaftsfunktionäre und SPD-Betriebsgruppenmitglieder identisch sind. 

Hinter der süffisanten Kritik von Unternehmerseite, die AfA-Betriebsgruppen 
trügen — dem BVG zuwider — die Parteipolitik in die Betriebe, steckt ein Körnchen 
Wahrheit, wie gerade Erfahrungsberichte von sozialdemokratischen Gewerkschaftern 
über die Tätigkeit von SPD-Betriebsgruppen belegen. Viele SPD-Gewerkschafter se- 
hen in der Tatsache, sich durch Propagierung von SPD-Regierungspolitik in den Be- 
trieben von anderen Kollegen abzugrenzen eher eine Behinderung als eine Förderung 
ihrer betrieblichen Arbeit (99). Nur dort, wo die SPD-Betriebsgruppenmitglieder den 
Kollegen klarmachen können, daß die betrieblichen Interessen aller Kollegen mit 
Hilfe der SPD-Betriebsgruppen besser vertreten werden können, wird diese Behinde- 
rung nicht zutage treten. j 

In Betrieben, wo die SPD-Betriebsgruppe identisch ist mit einer die Politik einer 
selbstherrlich agierenden Betriebsratsfürsten stützenden Clique, dient die neu beleb- 
te AfA-Betriebsgruppe lediglich als zusätzliches Mittel, gegen alle Kollegen, die die 
angemaßte Allmacht des Betriebsrats anzutasten drohen, diffamierend vorzugehen. 

In Betrieben jedoch, wo Sozialdemokraten durch die aktive Interessenvertre- 
tung der Kollegen in den Betriebsrat gewählt wurden, wo sie unterstützt wurden durch 
eine aktive Ortsverwaltung der Gewerkschaft, ordnet sich die SPD-Betriebsgruppe in 
die Gesamtbelegschaft ein und versteht sich als zusätzlicher Vertreter von Interessen 
der Kollegen. In dem Maße, wie sie bei dieser Interessenvertretung auch Erfolge hat, 
vergrößern sie auch ihren Einfluß als SPD-Betriebsgruppe. Freilich reagiert die AfA- 
Gruppe allergisch, wenn andere Kollegen imBetrieb die Belegschaft über ökonomische 
Interessenvertretung politisieren wollen — zumal, wenn sich das wie so oft gegen die 
SPD richtet. 

Die AfA kann kein Hauptträger einer Verschiebung desinnerparteilichen Macht- 
verhältnisses nach links sein. Die bloße Existenz der AfA bereits zeugt für den Funk- 
tionsverlust der SPD als Partei der Lohnabhängigen. Die AfA sollhelfen, die deutlich 
empfundene Lücke zwischen der SPD und ihrer lohnabhängigen Wählerbasis zu 
schließen. Da diese Lücke aber Ausdruck des strukturell bedingten Widerspruchspo- 
tentials in der gesamten Partei und des widersprüchlichen Verhältnisses der SPD zu 
den Gewerkschaften ist, überträgt sich mit dieser Aufgabenzuweisung auch die Wi- 
dersprüchlichkeit der Gesamtpartei auf die AfA. 

Sicherlich soll die AfA für die Gemeinwohlorientierung und für die konflikt- 
freie Wahrnehmung der Staatsfunktion als Propaganda und -beschwichtigungsinstru- 
ment funktionalisiert werden. Zugleich aber kann die AfA Instrument für die reformi- 
stisch orientierten Sozialdemokraten in der AfA sein, die Zusammenfassung und 
Vertretung von Interessen Lohnabhängiger zu ermöglichen und damit den Linken in 
der AfA die Legitimation zu verschaffen für die Forderung nach verstärktem Einfluß 
in der Gesamtpartei. _ 

Wegen dieser zweifachen sich gegenseitig ausschließenden Instrumentalisierung 
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der AfA ist deren Wirkung als Träger von Interessen Lohnabhängiger innerparteilich 
abhängig von der Zusammenarbeit und Schützenhilfe der übrigen SPD-Linken und 
der Gewerkschafts-Linken wie sie etwa in Hessen-Süd praktiziert wird und darf für 
sich genommen nicht überschätzt werden. 


IV. Ergebnisse der Politik der Linken in der SPD 


l. Grundzüge ‚linker‘ Politik seit 1975 


Im folgenden soll versucht werden, den linken Flügel der SPD insgesamt einzuschät- 

zen. Die ausführliche Diskussion der Möglichkeiten linker Politik bei den Jusos und 

in der AfA bietet die Grundlage zu einer realistischen Bewertung des linken Flügels. 

Auf dem Mannheimer Parteitag der SPD im November 1975 wurde der Entwurf 
zum Orientierungstahmen ‘85 gegen nur 1 Stimme beschlossen, obwohl wesentliche 
‚linke‘ Zusatzanträge und Minderheitsvoten aus der Antragskommission niederge- 
stimmt worden waren. Die Unterordnung der Linken unter die Disziplin des ‚Wir-Ge- 
fühls‘ ist nicht allein Audruck der reformistischen Konzeptionslosigkeit in der Krise 
und nicht ausschließlich opportunistisches Kalkül, die eigenen personalen Pfründe 
durch Wohlverhalten — wie es in Mannheim gelang — zu halten. Die Grundaxiome 
der ‚Mannheimer Linie‘ begründen sich in einer reduzierten Einschätzung der Verän- 
derungskapazität der SPD und der Möglichkeiten einer innerparteilichen Bündnis- 
und gesellschaftlichen Mobilisierungspolitik; man könnte sie folgendermaßen zusam- 
menfassen: 

— Die Einheit der Partei darf nicht gefährdet werden 

— Die Gefährdung würde dann eintreten, wenn ein permanenter bzw. prinzipieller 
Konflikt zwischen ‚Gremienpolitikern‘ und ‚Basisaktivisten‘ entstehen würde. 

— Die SPD kann nur eine reformistische Partei sein. die innerparteiliche Kritik muß 
darauf zielen, den reformistischen Charakter wiederherzustellen. Jeder Versuch, 
die Partei über eine reformistische hinausin eine ‚antirevisionistisch-revolutionäre‘ 
oder auch nur in eine ‚zentristische‘ verwandeln zu wollen, müßte zur Spaltung 
führen. 

— Um den reformistischen Charkater wiederherzustellen, muß die Linke bündnis- 
und verbreitungsfähig sein. Das Kann sie nur dann sein, wenn sie keinen rigiden 
Konfliktkurs steuert und die Partei nicht grundsätzlich in Frage stellt (100). 

Die hier geschilderten Axiome sind zwar nicht pauschal zu kritisieren. Die SPD- 
Linke hat jedoch in den letzten Jahren innerparteiliche Bündnispolitik mit Wohlver- 
halten verwechselt, das sie dadurch zu demonstrieren suchte, in disziplinierter Selbst- 
verachtung sozialdemokratische Regierungspolitik mitzutragen. Öffentlichkeitsarbeit 
und Basismobilisierung wurden diesem Zweck untergeordnet. Da Regierungssolidari- 
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tät und Mobilisierungsverzicht nicht ausreichten, die SPD in eine reformistische Par- 
tei zu verändern, wurde die Selbstvereinigung der Linken als ‚Voraussetzung‘ inner- 
parteilicher Bündnisfähigkeit erkoren und vielfach zum Hauptfeld reformistischer 
Praxis. „Die Diskussion um die Wiederherstellung des Reformismus in der SPD ist in 
den letzten Jahren dadurch verwirkt worden, daß objektiv reformistische Forderun- 
gen von Personen und Gruppen vorgetragen wurden, die sich subjektiv als ‚Anti-Re- 
formisten‘ in dieser oder jener Hinsicht verstanden haben und die daher ihre Argu- 
mente zumindest verbal, oft aber auch sachlich, in einem nicht reformistischen Kon- 
text vorbrachten. Auf Grund dessen konnte die reformistische Kritik am Kurs der 
SPD immer wieder als Angriff auf den Charakter der Partei schlechthin verstanden 
werden. Und die Rechte hat sich diese Verwirrung der Worte und Begriffe natürlich 
mit größtem Vergügen zunutze gemacht.“ (101) 

v. Oertzens ‚Analyse‘ für das Scheitern reformistischer Politik in der SPD, die 
durchaus richtige Einzelbeobachtungen zur Hauptblockade reformistischer Politik 
aufwertet, neigt fatal dazu, Helmut Schmidts und Georg Lebers Bewußtseinsstruk- 
turen den politikdidaktischen und analytischen Fehlkünsten der Hannoveraner ‚Anti- 
revisionisten‘ zuzuschreiben. 

Die hier beschriebenen Ersatzstrategien, über die Disziplinierung linker Minder- 
heitspositionen Terrain für die innerparteiliche ‚Vertrauensarbeit‘ zu gewinnen, ging 
seit Beginn der jüngsten Krise die Tendenz parallel, die Themen reformistischer Poli- 
tik vorrangig an der taktischen Prämisse momentaner Verbreiterungsfähigkeit auszu- 
richten und weniger majorisierungsfähige Themen zu tabuisieren. 

Die Furcht vor dem eigenen ‚Bürgerschreck-Image‘ führt zu den oben beschrie- 
benen Devotheitsformen und schlägt sich gewöhnlich auch dort nieder, wo die Linke 
regionale Parteiorganisation majorisiert. Die gegenüber der Parteiorganisation unpro- 
portionale Rechtsastigkeit der meisten sozialdemokratischen Parlamentsfraktionen, 
die Diskrepanz zwischen der Münchener SPD und ihren parlamentarischen und öf- 
fentlichen Mandatsträgern, aber auch die Landesliste der relativ linkshomogenen 
Schleswig-Holsteinischen SPD zur Bundestagswahl 1976, mit den Nicht-Linken Egon 
Bahr und Lauritz Lauritzen auf Platz 1 und 3, bezeichnen die ambivalente Haltung 
gegenüber der eigenen Position. 

Bei alledem darf jedoch nicht übersehen werden, daß die SPD-Linke eine per- 
sonale Identität gewonnen hat, die führende Repräsentanten wie z. B. Harry Ristock 
hartnäckig und mit Erfolg konsolidieren. Trotz der gesellschaftlich und programma- 
tischen Defensive und trotz der Resignationserscheinungen an der Basis hat die SPD- 
Linke bis auf wenige regionale Ausnahmen seit 1973 die personalen Positionen gehal- 
ten und zum Teil sogar ausgebaut. Es wäre kurzsichtig, von einer Auflösung des lin- 
ken Potentials in der Schmidt-Ära zu sprechen. Der linke Karrierismus hat im Grup- 
penzusammenhang stattgefunden und sich bislang nicht vom Gruppenzusammenhang 
entfernt. Die Linke tagt und kreiselt nach wie vor im Leverkusener Kreis, im Frank- 
furter Kreis, in linksoppositionellen Unterkreisen und sogar im linken Häufchen im 
Parteivorstand. Der Optimismus zumindest der linken Repräsentanten ist.nicht ge- 
brochen. 


101 ebenda, S. 151 
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2. Die Linke nach der Bundestagswahl 


Nach der Bundestagswahl °76 richtete sich die „Linke“ bis auf wenige Ausnahmen 
auf ein weiteres Verweilen in der Igelstellung ein. Des Kanzlers Wort „56 Prozent der 
Deutschen haben rechts von der SPD gewählt — links von der SPD wählen 0,5 Pro- 
zent“ verkündete Unheil. In der Hoffnung, durch Zurückhaltung einen Mindeseinfluß 
auf die Regierungserklärung und die Besetzung der Fraktionspositionen zu erzielen, 
und in der Furcht, Unmutsartikulationen oder gar öffentliche Forderungen könnten 
die FDP in ihrer Koalitionstreue wanken lassen, zog es auch der Frankfurter Kreis 
vor, bis zum Abschluß der Regierungsbildungsprozedur nicht zusammenzutreffen. 

In der Partei hatte sich jedoch bis hin zur Mitte beträchtlicher Unmut aufge- 
staut. Der Glaube an die Fähigkeiten der Bundesregierung, mit der Krise fertig zu 
werden, hatte angesichts der weiter bestehenden Arbeitslosigkeit und ihrer struktu- 
rellen Ursachen gelitten. Der auf den Bundeskanzler zentrierte, die SPD in den Hin- 
tergrund rückende und jegliche sozialdemokratische Perspektiven vermissen lassende 
Defensivwahlkampf demoralisierte Genossen. Aber erst das Rentendesaster, der 
Rücktritt des unter sozialdemokratischen Gewerkschaftern populären Walter Arendt 
und die bürokratisch-technokratische Selbstherrlichkeit der Regierung in der Ener- 
giefrage mobilisierten nach langer Solidaritätsanspannung erstmals wieder die Linke. 

Eine wesentliche Rolle spielt dabei der Landesverband Schleswig-Hoistein. Be- 
reits im Oktober wurden in der Mitgliederzeitung ‚‚Wir“ Wahlkampf und Erschei- 
nungsbild der SPD scharf kritisiert (102). 

Dieses spezifische regionale Interesse der dort als Oppositionspartei zu autono- 
meren Wegen fähigen SPD geriet schon in der Vergangenheit nicht selten in Wider- 
spruch zu der von der Bundesregierung instrumentalisierten Gesamtpartei. Für die 
in hohem Maße von linkssozialdemokratischen Spielarten skandinavischer Farben 
beeinflußten Sozialdemokraten Schleswig-Holsteins orientiert sich Vertrauensarbeit‘ 
an einer stark normativ geprägten und als Handlungsanweisung interpretierten Aus- 
richtung an die sozialdemokratischen Grundwerte. 

Der Gefahr des Identitätsverlustes zwischen Partei und sozialer Basis wollten 
die Schleswig-Holsteiner Bundestagsabgeordneten begegnen, als sie zur Gehorsams- 
verweigerung gegenüber den ‚Rentensanierungsplänen‘ der Bundesregierung aufriefen. 
Dieser „ersten Lektion im Intensivkurs ‚Lernfähigkeit der Regierung ““ ließ die schles- 
wig-holsteinische SPD durch die Parteinahme für die Atomkraftwerksgegner die ‚zwei- 
te‘ folgen. Die harsche Kritik des Landesvorsitzenden Jansen gegen die Bundesregie- 
rung, die erst noch lernen müsse, „den Bürgerdialog offen und ehrlich zu führen“ 
(103) fand breite Resonanz in der SPD. 

Diese Haltung besagt zweifellos nichts über die Qualität konkreter Gegenkon- 
zeptionen und reformpolitischer Alternativen, die anzubieten die Linke in der SPD 
im Gegensatz zu anderen sozialistischen Gruppierungen als Teil einer mit öffentli- 
cher Entscheidungskompetenz ausgestatteten Partei ständig gezwungen ist. Diese Hal- 


102 Vgl. insbesondere: Bernd Nichels: Modell Deutschland oder/statt Sozialdemokratie, in: 
wir, a.a.0., Oktober 1976, $.8-9 
103 Vgl. Der Spiegel, 21. Februar 1977, S. 29 - 30 
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tung besagt auch nichtsüber die Qualität des Bürgerdialogs, die Durchlässigkeit gegen- 
über sozialen Interessen und über die aktive Rolle in sozialen Bewegungen. Sicherlich 
ist hiermit auch keine eigentliche Strategie eröffnet. Die hier angedeuteten Ausein- 
andersetzungen um Aufgaben der Partei zwischen Regierungs- und Basisinteressen 
in konkreten politischen Problemzusammenhängen vermögen jedoch Ansätze aufzu- 
weisen, die die bisherige linke Totalstrategie — linke Mannen auf ‚rechte‘ Posten — 
auf praktikable Weise modifizieren Könnte. 

Der Grundgedanke, wer an die Regierung denkt, muß zuerst an die Partei und 
an ihre soziale Basis denken, ist leichter erlernbar und merkfähig als das komplizierte 
Opus von Doppelstrategie und Strategie antikapitalistischer Strukturreformen. Wenn 
die sozialdemokratische Linke dasernst nimmt, würde die alle Aktivitäten zudecken- 
de Disziplinierungsformel von der Einheit der Partei als wesentliche Blockade für die 
Entfaltungsmöglichkeiten reformistischer Positionen entmystifiziert. Daß diese jüng- 
sten Impulse vom Landesverband Schleswig-Holstein ausgingen, hat für die Gesamt- 
linke in der SPD Bedeutung. Die dortige SPD, die an ihrer Integration in die Gesamt- 
partei nie Zweifel ließ und nie im Verdacht einer linken‘ Obstruktionspolitik stand, 
ist relativ homogen und weist keine besonderen Konflikte zu den Arbeitsgemeinschaf- 
ten Jusos und AfA auf. Mit der Autorität des Landesverbandes ist sie eher in der La- 
ge alsetwaeine Juso-AG oder eine ‚alt-linke‘ Minderheitengruppe, die einseitige Trans- 
missionsfunktion der von der Schmidt/Genscher-Regierung verstaatlichten SPD zu 
problematisieren und Anstöße zur Durchbrechung dieser Abhängigkeit auch in an- 
dere Teile der Partei zu vermitteln und zu legitimieren. 

Ähnlich mobilisierend für das ‚linke‘ sozialdemokratische Milieu wirkte ein Zeit- 
schriftenartikel des SPD-MdB Karl Heinz Hansen über. die Situation der linken Abge- 
ordneten in der Bundestagsfraktion. Hansen wandte sich gegen die Verschleierung 
von Gegensätzen zwischen Parteiwollen und Regierungsmöglichkeit und verlangte 
von der Fraktionslinkeneine Schwerpunktverlagerung aus dem Parlament in die Par- 
tei. Für die Zukunft schloß er dasMittel der Gehorsamsverweigerung gegenüber Frak- 
tion und Regierung nicht aus. Die Zumutbarkeitsgrenze setzte er für ‚jede weitere 
Vermögensumverteilung zu Lasten der Arbeitnehmer, jeden weiteren Abbau demo- 
kratischer Freiheitsrechte‘ jede Tendenz zur Kollaboration mit der „Mitte der CDU“, 
die Isolierung gegenüber fortschrittlichenEntwicklungen in anderen westeuropäischen 
Ländern und alle Schritte zur Fortsetzung des Neokolonialismus und der Ausbeu- 
tung der 3. Welt (104). 

Dem Hansen‘schen Verweigerungskatalog und der Jansen‘schen Regierungs- 
schelte stehen die beschwichtigenden Worte Karsten Voigts gegenüber, Kritik an der 
Sache müsse natürlich erlaubt sein, aber man habe die Pflicht, die Regierung zu tra- 
gen und dürfe „ den Schmidt nicht anpinkeln“ (105). Innerhalb des reformistischen 
Potentials drohen aber auch Differenzen in verschiedenen gesellschaftlichen Problem- 
bereichen angesichts einer Wirtschaftskrise, die nunmehr nahezu alle sozialen Teilsy- 
steme tangiert, angesichts der Gegnerschaft zwischen Teilen der Gewerkschaften und 
den Kernkraftwerksgegnern. Daneben verschärft sich die alte Wachstumskontroverse 


104 Karl-Heinz Hansen: An der Grenze der Selbstachtung, in: konkret 2/77, 8. 11 
105 Frankfurter Rundschau, 26, Januar 1977, S. 3 
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und die Fronten im Verteilungskampf verlaufen quer durch die Gewerkschaften. 


Auf drei Feldern hat die linke SPD bei allen Anfechtungen Eıfolge erzielt. 

1. Die SPD-Linke konnte erreichen, daß über die sogenannte Verfilzung in der SPD 
besonders in den Kommunen ein Problembewußtsein entstanden ist, daß zu Ver- 
änderung der ‚Mauschelpolitik auf höchster Ebene‘ drängt. Erfolge auf diesem 
Gebiet, von der Gesamtpartei unter dem Motto: „Verbesserung der Glaub würdig- 
keit“ angestrebt, brachten auch der Linken bessere Durchsetzungsmöglichkeiten, 
da zumindes zeitweilig mehr Rücksicht auf die Interessenartikulation der Partei- 
basis genommen wird. (Damit ist nicht gemeint, daß die Parteibasis per se links 
ist). 

2. Die von Sozialdemokraten mitbegonnene und mitgetragene Politik der Berufsver- 
bote durch den Radikalenerlaß und die damit verbundene Gesinnungsschnüffelei 
stößt nicht nur zunehmend auf Kritik in der Partei, sondern die Vorstellungen der 
linken Sozialdemokraten, diese Politik rückgängig zu machen, führten zu ersten 
sichtbaren Verunsicherungen und Widersprüchen bei der SPD-Führung. Der klein- 
ste Schritt in die Richtung, die den Abbau rechtstaatlicher Prinzipien stoppt und 
die Politik der Berufsverbote beendet, muß auch von der nichtsozialdemokrati- 
schen Linken unterstützt werden und darf nicht, weil sicher noch viel zu viel an 
obrigkeitsstaatlichen Rest übrigbleibt, als Stückwerk, für das es keinen Einsatz 
lohnt, verworfen werden. Die Kritik der nichtsozialdemokratischen Linken muß 
da ansetzen, wo lediglich größere Stromlinienförmigkeit bei den polizeistaatlichen 
Gesetzen und Verordnungen erreicht wird. 

3. Die Aktivitäten von Bürgerinitiativen veranlaßten linke Sozialdemokraten, sich 
der in den Initiativen artikulierten Interessen und Bedürfnissen zu stellen und sie 
aufzunehmen. Sie wurden allerdings bei der Entstehung von Bürgerinitiativen eben- 
so überrascht wie die übrige Linke. Das verweist auf beider Unvermögen, sich auf 
neue gesellschaftliche Situationen einzustellen. Ziel des sozialdemokratischen In- 
teresses an Bürgerinitiativen ist sicherlich, auch diese Bedürfnisse in sozialdemo- 
kratische Politik zu integrieren. Dieses Ziel wird aber nur erreicht, wenn der Druck 
der Bürgerinitiativen in die Gesamtpartei weitergegeben wird. 

: In diesem Punkt steht die linke SPD auch in ihrem Selbstverständnis vor einer 
Bewährungsprobe, nämlich vor der Frage, ob nicht ein reformistischer Flügel in der 
SPD potentiell antikapitalistische Lohnabhängige in die SPD einbinden und so der 
Bildung einer antikapitalistischen Linken schadet. 

Selbstverständlich ist dieEmbryonalkraft der bundesdeutschen „neuenLinken“ 
nicht den magnetischen Kräften einer SPD-Linken anzulasten, die nicht minder 
schwer an der Bürde trägt, über keine gesellschaftliche ‚Hausmacht‘ zu verfügen. 
Dennoch stellt sich insbesondere für die Jusos stets das Problem, nur dann Freiräume 
zu genießen, wenn sich aus der Existenz relevanter gesellschaftlicher Oppositions- 
gruppen für die SPD die Notwendigkeit ergibt, die Linke zur Befriedung einzusetzen. 
Solche Hoffnung bricht sogar das antikommunistische Berührungstabu. Während z. 
B. Benneter an dieser Grundsatzfrage scheiterte, dürfen die Juso-Hochschulgruppen 
und selbst der bislang tolerierte harte „Stamokap“-SHB schadlos AfA-Koalitionen 
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mit kommunistischen Gruppen eingehen. Eine immer auch für die Partei funktionale 
SPD-Linke steht damit stets vor dem Problem, den unvermeidbaren innerparteilichen 
Kompromiß nicht als Handlungsauftrag zur Eindämmung sozialer Initiativen nach 
außen zu wenden. In dieser jeweils konkreten Frage entscheidet sich die gesellschaft- 
liche Bündnisfähigkeit linkerSozialdemokraten. Die bisherige Entwicklung und Praxis 
der Linken schließt solche Lernprozesse nicht aus. 
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Karl Lauschke* 

Soziologische Phantasielosigkeit und verdingtichtes Lernen 
Zur Kritik neuerer Diskussionsbeiträge zur gewerkschaftlichen 
(Jugend-)Bildungsarbeit 


Weise am Weisen ist die Haltung 

Zu Herrn K. kam ein Philosphieprofessor und erzählte ihm von 
seiner Weisheit. Nach einer Weile sagte Herr K. zu ihm; „Du 
sitzt unbequem, du redest unbequem, du denkst unbequem, “ 
Der Philosophieprofessor wurde zornig und sagte: „Nicht über 
mich wollte ich etwas wissen, sondern über den Inhalt dessen, 
was ich sagte.“ „Es hat keinen Inhalt‘, sagte Herr K. „Ich sehe 
dich täppisch gehen, und es ist kein Ziel, das du, während ich 
dich gehen sehe, erreichst. Du redest dunkel, und es ist keine 
Helle, die du während des Redens schaffst. Sehend deine Hal. 
tung, interessiert mich dein Ziel nicht.“ 

(Bertolt Brecht, Geschichten vom Herrn Keuner) 


Seit geraumer Zeit wird wieder über das Selbstverständnis gewerkschaftlicher Bil- 
dungsarbeit verstärkt diskutiert. Nach der in erster Linie mit dem Namen Oskar Negt 
verbundenen Neubesinnung gegen Ende der 60er Jahre findet gegenwärtig eine neuer- 
liche Auseinandersetzung darüber statt, wie innerhalb der Arbeiterbildung konkret 
dazu beigetragen werden kann, klassenbewußtes Handeln der Arbeiterschaft zu för- 
dern. Allerdings wird weitgehend nur negativ an die von Negt zuvor formulierte Po- 
sition angeknüpft. Die dahinter verborgene Stoßrichtung der aktuellen Diskussion 
macht eine Replik der diversen Publikationen unumgänglich. 
Ungewollt, nämlich durch einfaches Aussparen, machen die zahlreichen Beiträ- 
ge (1 a) auf eine Problematik aufmerksam, die innerhalb der aktuellen Diskussion 
bislang noch vielzuwenig Beachtung gefunden hat. Darin liegt eine Gefahr, die nicht 
# Der Verfasser ist selbst seit einigen Jahren im Rahmen der Arbeitsgemeinschaft für gewerk- 
schaftliche Fragen (AgF) in Marburg/Lahn als Teamer in der gewerkschaftlichen Jugend- 
bildungsarbeit tätig. 

1a Dieser Artikel bezieht sich dabei auf: 
Jutta Ahrweiler, Kritik der Konzeption gewerkschaftlicher Jugendbildungsarbeit, in: So- 
zialistische Politik, 7. Jg. (1975), Nr. 33, 8. 45 ff, 
Harald Werner, Das Prinzip des exemplarischen Lernens bei Oskar Negt oder die Folgen 
einer Theorie, in: Demokratische Erziehung, 1. Jg. (1975), Heft 4, Juli 1975, S. 41 ff. 
Käthe Gerstung, Th. Hoffmann, Wolfg. Niclas, Michael Thiel, Jürgen Schulte, Beitrag zur 
Konzeptionsdiskussion in der gewerkschaftlichen Bildungsarbeit, in: Sozialistische Politik, 

8. Jg. (1976), Nr. 34/35, S. 185 ff. 

Udo Achten, Gewerkschaftliche Jugendbildungsarbeit unter veränderten ökonomischen 

Bedingungen, in: Demokratische Erziehung, 2. Jg. (1976), Heft 4, Juli 1976, S. 409 ff, 

sowie neuerdings: 

Udo Achten, Gemeinsam lernen, solidarisch handeln. Ein Beitrag zum Selbstverständnis 

gewerkschaftlicher Jugendbildungsarbeit, Frankfurt/M. — Köln 1976 

Hermann Brammerts, Gerhard Gerlach, Norbert Trautwein, Lernen in der Gewerkschaft. 
Beiträge aus dem DGB-Projekt ‚Mitbestimmung und politische Bildung‘, Frankfurt/M. 
— Köln 1976 
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“ unterschätzt werden sollte. Drastisch und zugespitzt formuliert handelt es sich dar- 
um, einer drohenden Langeweile und abweisenden Kälte auf den Lehrgängen ebenso 
zu begegnen, wie zu verhindern, daß Subalternität als praktischer Habitus der Teil- 
nehmer gefördert wird. Angesichts der sich gegenwärtig abzeichnenden, politischen 
Entwicklungstendenzen hat Oskar Negt gerade vor, den fatalen Folgen einer ‚Lager- 
mentalität‘ gewarnt und deshalb mit Nachdruck auf einer Bildungsarbeit bestanden, 
die ihr Politisierungspotential der Gesamtsituation des Arbeiters entnimmt, ohne 
vonvornherein vitale Alltagsbedürfnisse auszugrenzen und zu verdrängen; anstatt 
„vor dem Risiko antibürokratischer Kritik und vor der Entfaltung basisdemokrati- 
scher Aktivitäten“ zurückzuschrecken, führt ihmzufolge kein Weg daran vorbei, sich 
stets neu auf das Wagnis einzulassen, Initiativen freizusetzen, die nicht vorab auf re- 
glementierte und kontrollierte Bahnen festzulegen sind (1 b). Allerdings scheint die 
Beschwörung eines verstärkten äußeren Drucks eher alternatives Denken und Han- 
deln zu lähmen, als umgekehrt Verkrampfungen zu lösen. 

Auch wenn man der gegenwärtigen Bildungsarbeit in den Gewerkschaften „ei- 
nen wesentlich politischeren Charakter“ (2) zuspricht, so werden doch an keiner 
Stelle wirklich Fragen politischer Pädagogik explizit aufgeworfen. Weder in den Dis- 
kussionsbeiträgen noch in den gewerkschaftlichen Konzeptionsentwürfen (3) wird 
an der kritischen Einsicht festgehalten, daß sich die politische Zielvorstellung von 
Bildungsarbeit, nämlich selbstbewußtes Handeln der Teilnehmer zu stimulieren, selbst 
diskreditiert, wenn nicht bereits im Lehrgangsverlauf produktiven Initiativen und 
Impulsen Raum geschaffen wird. Verschüttet ist, daß politisch verstandene Bildungs- 
arbeit nur „eine Einheit von kognitiven, emotionalen, motivationalen und vor allem 
auch von Verhaltensaspekten bilden“ (4) kann. Die politische Qualität scheint sich 
allein an den Inhalten auszuweisen, die über die Bildungsarbeit transportiert werden 
sollen, als ob sich politische Lernprozesse nicht grundsätzlich unterscheiden von 
Ib Oskar Negt, Politische Aufgaben der gewerkschaftlichen Bildungsarbeit, in: Gewerkschaft- 

liche Monatshefte, 26. Jg. (1975), Heft 5, S. 308 - 313 

Zur Kategorie des ‚Lagers‘ vgl. im übrigen ders., Alexander Kluge, Öffentlichkeit und Er- 

fahrung. Zur Organisationsanalyse von bürgerlicher und proletarischer Öffentlichkeit, 

Frankfurt/Main 1972, S. 111-115 und S. 341 — 355. 

2 Käthe Gerstung, u. a., a.a.0., S. 185 
3 Dieser Artikel bezieht sich in erster Linie auf die Diskussion innerhalb der ÖTV-Jugend, 
obgleich die hier angesprochene Problematik auch andernorts anzutreffen ist, und behan- 

delt die Entwürfe: j 

— Protokoll der Konzeptionstagung vom 25.2. bis 1.3.1974 des ÖTV-Bezirksjugendaus- 

schusses Hessen, in: Materialien für Teamer in der Jugendbildungsarbeit, Nr. 6/Oktober 

1974 

— Beitrag des Berliner Bezirksjugendausschusses, in: Materialien für Teamer in der Jugend- 

bildungsarbeit, Nr. 7/Juli 1975 


— Beitrag des Bezirks NRW II, in: Materialien für Teamer in der Jugendbildungsarbeit, 
Nr. 9/September 1975 
4 Thomas von Freyberg, Ursula Jaerisch, Berndt Kirchlechner, Helgard Kramer, Bildungs- 


urlaub. Bericht über ein Experimentalprogramm, unveröffentlichtes Manuskript des Insti- 
tuts für Sozialforschung, Frankfurt/Main, Juli 1975, S. 34. 
Ansatzweise fand sich diese Problematik noch in: Gewerkschaftliche Jugendbildung — 


Rahmenkonzeption, hrsg. vom DGB-Bundesvorstand, Abt. Jugend, Frankfurt/Main 1973, 
5.100 ff. 
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puren Rezeptionsformen schulmäßiger Wissensaneignung, als ob nur die Inhalte aus- 
getauscht werden müßten, um ein verändertes, praktisches Verhalten hervorzurufen. 
Wie auch immer die konzeptionellen Vorstellungen im Einzelnen aussehen, darin 
besteht zumindest stillschweigend Übereinstimmung, daß diesen vorgängig festgeleg- 
ten Inhalten der Bildungsveranstaltungen eine entscheidende und ausschlaggebende 
Bedeutung beizumesssen sei; sie interessieren in erster Linie und stehen im Mittel- 
punkt der kontroversen Debatte neben einer auf Didaktik reduzierten Methode. 
Kurz gesagt, Bildungsarbeit stellt sich dar als ein rein kognitiver Prozeß: Esgilt die 
notwendigen Erkenntnisziele gewerkschaftlicher Bildungsarbeit zu ermitteln und 
deren didaktische Umsetzungsformen zu reflektieren; Dreh- und Angelpunkt der Dis- 
kussionsbeiträge bilden die ‚objektiv notwendigen Interessen‘ der angesprochenen 
Zielgruppe — wenn auch über deren nähere Bestimmung Uneinigkeit herrscht —, um 
sie innerhalb der Bildungsarbeit auf die vorfindliche Erfahrungswelt der Lehrgangs- 
teilnehmer zu beziehen, damit schließlich eine diesen Interessen entsprechende und 
angemessene Praxis möglich wird. 

Ganz abgesehen davon, daß damit der Stellenwert konzeptioneller Vorauspla- 
nungen in ihrer Tragweite überschätzt wird — so werden sie verantwortlich gemacht 
für die Stagnation und Perspektivlosigkeit gewerkschaftlicher Jugendarbeit (5) —, 
wird, als Kehrseite davon, die praktische Gestaltung des Lehrgangsverlaufs stiefmüt- 
terlich behandelt wie ein ‚gänzlich nebensächliches Problem, das in die Diskussion 
um den Charakter von Bildungsarbeit nicht hineinzugehören scheint, Alles damit 
Zusammenhängende bleibt jeweils individueller Handwerkelei überlassen, letztlich 
dem zufälligen Vermögen oder Unvermögen der Teamer, die völlig auf sich selbst 
gestellt sind. Unsicherheiten und Ängste, nur allzuoft hinter unflexiblem und rigidem 
Verhalten versteckt, Können nur schwerlich abgebaut werden, und die Herausbildung 
von Souveränität im praktischen Umgang wird angesichts einschüchternder Kunst- 
stücke auf dem Papier weitgehend abgeblockt (6). In der so gewichtigen Frage, wie 
ein politischer Lernprozeß wirklich organisiert werden kann, sind sie allein gelassen, 
obwohl nicht konzeptionelle Überlegungen über zu behandelnde Inhalte den Lehr- 
gangserfolg bestimmen, sondern einzig und allein sein realer, vielschichtiger Verlauf. 
Allen gegenteiligen Bekundungen zum Trotz hat die Diskussion über gewerkschaft- 
liche Bildungsarbeit den Boden unter den Füßen verloren und steht Kopf. Man ver- 
ständigt sich über unterschiedliche Vorstellungen zur Lehrgangsthematik und ihrer 
möglichen logischen Abfolge, diskutiert aber nicht die komplexe Wirklichkeit der 
Lehrgangspraxis. Mehr ncch, man tut im Grunde genommen so, als ob sich derartige 
Konzeptionen ungebrochen in der gedanklich projektierten Weise umsetzten — vor- 
ausgesetzt das Team wird seiner ihm zugeteilten Aufgabe gerecht. Zugleich dokumen- 
tiert man allerdings damit, daß die real und insbesondere auch jenseits der kogniti- 
ven Ebene ablaufenden Prozesse keine besondere Bedeutung und Aufmerksamkeit 


5 vgl. den Beitrag des Bezirks NRWIL, S.1£. 

6 Davon, wie ermutigend und anregend sich eine Öffentliche Diskussion praktischer Lehr- 
gangserfahrungen auswirken kann, die sich von einer nüchtern-illusionslosen Beurteilung 
leiten läßt und nicht von zweckoptimistischen Erfolgsmeldungen, kann sich jeder selbst 
überzeugen, der derartige Berichte liest, wie den von Thomas von Freyberg u. a. (a.2.0.), 
der sehr empfehlenswert ist, jedoch nur als Manuskript vorliegt. 
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verdienen über ihre Funktion hinaus, ein Vehikel für zu transportierende Inhalte be- 
reitzustellen; sie wecken nur negativ, in ihrer möglichen Widerständigkeit, Interesse, 
als sie nämlich der Rezeption des Stoffs nennenswerte Schwierigkeiten bereiten 
könnten. Dahinter mehr und anderes zu vermuten als ein bloßes Störpotential, das 
anstatt einen reibungslosen Ablauf zu gewährleisten, die konzeptionelle Planung ge- 
fährdet, wird durch die Anlage der Diskussionsbeiträge bereits weitgehend ausge- 
schlossen. 

Der Bericht von Thomas von Freyberg u.a. enthält in dieser Hinsicht aufschluß- 
reiche Beispiele, die plastisch und anschaulich die Problematik einer einseitig an kog- 
nitivem Lernen orientierten Bildungsarbeit schildern (7). Der mögliche Einwand im 
übrigen, daß einzelne, verunglückte Lehrgänge nicht der Konzeption anzulasten sind, 
weil entweder ungünstige Begleitumstände in Rechnung zu stellen seien oder das je- 
weilige Team zu sklavisch den vorgegebenen Leitfaden kopieren wollte, muß als un- 
zulässiger Immunisierungs- und Abwehrversuch gewertet werden, um eigene Mängel 
und Fehler als Reibungsverluste in der Praxis zu bagatellisieren bzw. auf das Team 
abzuwälzen; er dokumentiert letztlich selbst die geringe praktische Aussagekraft 
derartiger Konzeptionen, die entweder den jeweiligen Bedingungen entsprechend 
stets neu formuliert werden müssen, dazu aber keinerlei Handreichungen zu geben 
vermögen, oder gewaltsam jedem Lehrgang aufgedrückt werden, weil man ängstlich 
nur den Leitfaden zu umklammern weiß. Viel eher kann umgekehrt behauptet wer- 
den, daß erfolgreiche Lehrgänge gerade dadurch möglich werden, daß das Team sich 
von Konzeptionen nicht beeindrucken läßt. So wird zu einem Lehrgang, der durch 
Offenheit und auch Unsicherheit des Teams geprägt war, im Protokoll vermerkt: 
„Der Verlauf dieses Lehrgangs legt die seltsame Vermutung nahe, daß jene Lehrgänge am ehe- 
sten politische Relevanz haben können, bei denen das Team nicht mehr ‚mitbringt‘, als eine 
hohe Bereitschaft, offen und flexibel auf die Teilnehmer einzugehen, alle Erfahrungen während 


des Lehrgangs miteinander und mit den Teilnehmern zur Sprache zu bringen, und bei denen 
das Team möglichst wenig vorgeprägt ist durch routinierte gewerkschaftliche Bildungsarbeit.“ (8) 


Andere Lehrgangsbeispiele stützen ebenfalls diese These. Sie zeigen, daß gerade der 
Versuch, einer festgelegten Konzeption entlang die Diskussion entwickeln zu wol- 
len, insofern scheitert, alser die Teinehmer zur Sprachlosigkeit verurteilt, wie unter- 
schiedlich es sich auch immer im Einzelnen darstellen mag (9). Während etwa in ei- 
nem Lehrgang sich die Teilnehmer zur offenen sprachlosen Sabotage der pädagogi- 


7 vgl. ebd,, Kapitel 5.3, 8.124 ff. und darin insb.: 
— Protokoll Nr. 1: Auszubildende der Stadt Frankfurt, S. 124 - 140 
— Protokoll Nr. 11: Lehrlinge von Opels Rüsselsheim, S. 141 - 156 5 
— Protokoll Nr. 16: Junge Arbeiterinnen und Lehrlinge aus Textilbetrieben, S. 171-189 
— Protokoll Nr. 7 a: Schwesternschülerinnen und Krankenpflegerschüler des Stadtkran- 
kenhauses Kassel, $, 223 - 231 

8 ebd,, Protokoll Nr. 7 a, S. 224. 

9 Vgl. auch die Zusammenfassung der Lehrgangsaufarbeitung von von Freyberg u. a,, ebd., 
S. 114 - 120, in der abschließend zwischen 5 Lehrgangstypen unterschieden wird: die 
Skala reicht von Lehrgängen, in denen die Teilnehmer sprachlos, aktiv oder passiv boy- 
kottierend bleiben, und ‚zum Schweigen gebrachten‘ Lehrgängen über Lehrgänge, in denen 
nichts Unerwartetes passiert, bis zu Lehrgängen, die notwendige Voraussetzungen oder 
gar selbst ein Modell für gemeinsames politisches Handeln schaffen. 
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schen Bemühungen gezwungen sahen, um sich dem Objektstatus zu entziehen (10), 
zogen sie sich in einem anderen Fall resignativ und apathisch aus der Diskussion zu- 
rück (11). Auffällig ist bei beiden Lehrgängen, daß sie vonseiten der Teilnehmer ver- 
standen wurden als Arbeit, wie sie sie tagtäglich antreffen und die ihnen Leistung ab- 
fordert: 


„Offensichtlich begriffen die Teilnehmer unseren Unterricht in Kategorien von Lohnarbeit, ent- 
fremdeter Arbeit.“ (12) 


Nur — für die Teilnehmer werde das alles kaum mehr als ‚Feilübungen‘ sein, politische Feilübun- 
gen. ...Da machte man mit, weils verlangt war, hier und da wars dem einen oder andern irgend- 
wie recht interessant, wie im Betrieb halt auch manchmal. Und dann ist Freizeit, also keine Ar- 
beit, also keiner, der einem sagen darf, was man tun muß; wo man rumhängt, es einem fad ist, 
einem so wenig einfällt wie zuhause, man aber machen kann, was zuhause nicht geht — nämlich 
saufen... und spät ins Bett gehen.“ (13) 


Ist jedoch hier noch dasScheitern des Vorhabens unverkennbar, innerhalb eines asym- 
metrischen Lehrer-Schüler-Verhältnisses politischen Unterricht abspulen zu wollen, 
erweckt ein anderer Lehrgang auf den ersten Blick den Eindruck, als sei er relativ 
problemlos verlaufen, gäbe also Anlaß zur Zufriedenheit über das Erreichte (14). 
Das Bild, das im übrigen häufig zu finden ist, täuscht aber; denn die Teilnehmer ma- 
chen zwar mehr oder weniger mit, die Schwierigkeiten und Konflikte erreichen nicht 
ein Ausmaß, das den Verlauf empfindlich stört, und, wenn auch keine Euphorie, so 
gibt es doch ebenfalls keine Enttäuschung; aber es läßt sich keineswegs behaupten, 
daß ein politischer Lernprozeß stattgefunden hätte. Die Teilnehmer konnten sich 
‚ihren‘ Lehrgang nicht aneignen und paßten sich vielmehr den Vorstellungen und In- 
teressen des Teams an, oder andersherum, um mit Negt/Kluge zu sprechen: „Der 
proletarische Lebenszusammenhang bleibt für diese bürgerliche Öffentlichkeit ein 
‚Ding an sich‘, in sie hineinwirkend, aber unbegriffen.“ (15) 

Zur besseren Konturierung der behandelten Problematik unterscheiden Frey- 
berg u. a. idealtypisch zwei Pole: 
„entweder liegt das Interesse des Teams stärker darin, die Teilnehmer selbst zur Sprache zu brin- 
gen undausder Antizipation dessen, was vermutlich zur Sprache kommen wird, Arbeitsvoıschlä- 
ge und -hilfen zu entwickeln (Prozeßorientierter Planungstypus), oder das Team geht eher davon 
aus, daß bestimmten Teilnehmergruppen bestimmte Lerninhalte vermittelt werden müssen, wo- 
mit didaktische Probleme in den Mittelpunkt der Vorbereitungsarbeit rücken (Lernzielorientier- 
ter Planungstypus). Im ersten Fall ist die Beziehungsstruktur thematisierbar, im zweiten Fall 
wird sie tendenziell ausgeblendet.“ (16) 
Der Ausrichtung des Teams mehr oder weniger entsprechend stellen sich schließlich 
auch die Weichen für den Lehrgangsverlauf und seinen Erfolg. 


10 vgl. ebd., Protokoll Nr. 1 

11 vgl. ebd., Protokoll Nr. 11 

12 ebd, S:135 

13 ebd., S. 150 und S. 152 

14 vgl. ebd., Protokoll Nr. 16 

15 Oskar Negt, Alexander Kluge, a.2.0., S. 12 
16 Thomas von Freyberg u. a., a.2.0., S. 63 
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„Stimmt das Team unter dem Gesichtspunkt der politisch-pädagogischen Zielvorstellungen über- 
ein, so trägt der prozeßorientierte Planungstypus, insoweit Offenheit und Lernbereitschaft des 
Teams impliziert ist, zu einer günstigen Ausgangssituation für den Lehrgang bei. Entsprechen da- 
gegen die Vorstellungen des Teams eher dem lernzielorientierten Planungstypus, so kann das einen 
einheitlichen, rigiden und harmonistischen Verhaltensstil des Teams forcieren, der gegen Korrek- 
turen durch Teilnehmerreaktionen und Lehrgangsverlauf abgedichtet ist.“ (17) 


Die gegenwärtige Diskussion um die gewerkschaftliche Jugendbildungsarbeit neigt 
fraglos demlernzielorientierten Planungstypus zu. Deshalb drängt sich auch der sicher- 
lich überspitzt formulierte Eindruck auf, als erscheine ihr die Lehre weitaus wichti- 
ger als die Lernenden selbst. Nicht erst die Aussage, die Aufgabe der Arbeiterbildung 
bestünde darin, „die Gssetzmäßigkeiten der kapitalistischen Gesellschaft in die Köp- 
fe der Arbeiter zu tragen“ (18), macht deutlich, daß in den Lehrgangsteilnehmern 
weitgehen nur anzufüllende Wissensspeicher gesehen werden, in der Hoffnung, da- 
mit zwangsläufig eine diesem Wissen entsprechende Praxiszu induzieren. Ein Gericht 
über die ‚Folgen‘ des Neg’schen Beitrages zur Bildungsarbeit zu halten, wie es neuer- 
lich Mode zu werden scheint, verkennt, daß insbesondere gewerkschaftliche Jugend- 
bildungsarbeit kaum darüberhinausgekommen ist, Inhalte auszutauschen und erfah- 
rungsbezogenere Bildungsangebote didaktisch attraktiver zu offerieren, und schießt 
sich deshalb auch auf eine bloße Karikatur der Negtschen Überlegungen ein (19). 
Noch immer besitzt die Feststellung weitreichende Gültigkeit, „daß diese Abkehr 
von bürgerlicher Pädagogik nicht radikal genug vollzogen war.“ (20) Noch immer 
läßt sich im Selbsiverständnis vieler ‚Jugendbildner‘ ein bürgerlicher Bildungsidea- 
lismus aufspüren. Auch das scheinbar selbstkritische und realistische Argument ist da- 
von noch berührt, wenn zwar konzediert wird, in einem Lehrgang keine aktiven Ge- 
werkschafter produzieren zu können, aber trotzdem auf der Lehrplanerfüllung be- 
standen wird, weil es doch darum ginge, zumindest die Bedingungen zu verbessern, 
als könne man gleichsam ‚auf Vorrat‘ politisch reflektieren (21). Erfahrungsberichte, 


17 ebd., 8. 53£. 

18 Harald Werner, 2.2.0., S. 42 

19 vgl. z. B. Käthe Gerstung u.a., a.2.0., S. 196 ff, wo der Ansatz von Negt auf eine Didak- 
tik reduziert wird, in deren Mittelpunkt der sogenannte ‚Erfahrungsansatz‘ steht; die Kri- 
tik setzt folglich auch am „Verhältnis von Erfahrungen und gesellschaftlicher Wirklich- 
keit im Erkenntnisprozeß“ (S. 197) an. Nech deutlicher wird dieses Verständnis bei Ha- 
rald Werner: Probleme der Didaktik in der gewerkschaftlichen Bildungsarbeit. Thesen 
zum Referat, Mskr. 0.0. 0.J.. Im Beitrag von Oskar Negt sieht er nur einen Versuch zu ei- 
ner „Didaktik der gewerkschaftlichen Bildungsarbeit, die sich etwa mit der Didaktik der 
üblichen Schulfächer vergleichen ließe“; das Resultat war allerdings, daß „in vielen Fällen 
der geplante, wissenschaftlich begründete Lernprozeß zugunsten einer spontaneistischen 
Diskussionsrunde aufgegeben worden (ist)“. Um diese Sackgasse zu vermeiden, steht für 
ihn im Vordergrund „die Frage nach der Erlernbarkeit abstrakter Aussagen über die herr- 
schende Gesellschaftsordnung. Diese Frage ist keineswegs damit beantwortet, daß man 
sich statt für Referententätigkeit nunmehr für Gruppenarbeit ausspricht. Die Entschei- 
dung darüber, ob man sich für einen Vortrag oder für Gruppenarbeit entscheidet, ist zweit- 
rangiger Natur.“ 

20 Nader Diafari, Nasiv Diafari, Thomas von Freyberg, Klaus Möbius, Ulrike Wiemann, Po- 
litische Arbeit mit Lehrlingen (LAW-Bericht), in: Ästhetik und Kommunikation, 5. Jg., 
Heft 17, Oktober 1974, 5. 61 

21 vgl. Thomas von Freyberg u.a., a.2.0., S. 149 £. 
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die wie das LAW-Projekt zu einer kritischen Wendung gegen ‚die idealistische Über- 
schätzung von intellektuellen Einsichten“ (22) gelangt sind, werden in der Diskussion 
kurzerhand totgeschwiegen. Aber wie könnte man auch in der alten Weise fortfah- 
ren angesichts des vernichtenden Urteils? 


„Die Ersetzung von bürgerlichen, herrschaftslegitimierenden Informationen durch gesellschafts- 
kritische, herrschaftsdemaskierende Informationen wurde der Problematik politischer Pädagogik 
nicht gerecht, solange die so Aufgeklärten und Informierten sich weiterhin nicht als Subjekt po- 
litischer Praxis begreifen können. Dies aber ist zunächst keine ausschließliche Sache des Kopfes, 
keine Sache bloßen intellektuellen Lernens, Analysierens, Begreifens, sondern Sache politischen 
Handelns und politischer Erfahrungen. .... die Illusion, daß Einsichten im Kopf stringent zu po- 
titischem Handeln führen; zeigte, wie sehr jene kritische politische Pädagogik noch den idealisti- 
schen Erziehungsvorstellungen des Bürgertums verhaftet war... .. Politische Bildung ist reduziert 
auf die Aneignung der kapitalistischen Widersprüche per Kopf. Durch politische Kopfarbeit, 
sprich Denken, Diskutieren, Analysieren, Reflektieren werden Verhalten und Motivationen ver- 
ändert; Konflikte löst man im Raum dieses pädagogischen Idealismus nicht so sehr durch kollek- 
tives politisches Handeln, sondern recht eigentlich durch ‚Bewußtmachen‘ und ‚Stellen in ihre 
gesellschaftlichen Zusammenhänge‘, Befreiung wird nach diesem idealistischen Konzept von 
Bildung zur Aufklärung in den Köpfen, die als möglich gilt, ohne daß die handfeste wirkliche 
Unterdrückung außerhalb der Köpfe davon berührt wird. Falsches Bewußtsein, Vorurteile uäm. 
gelten hier als bloßer Irrtum, der sich in den Köpfen befindet und deshalb auch dort zu kurie- 
ren sein muß.“ (23) 


Das pädagogische Verhältnis — um eine zentrale Dimension der Bildungsprozesse 
herauszugreifen — ist-diesem Bildungsidealismus immanent und wird auch als selbst- 
verständliche Lernform akzeptiert. Nirgendwo wird als Kriterium formuliert, die 
Teilnehmer sollten zum gestaltenden Subjekt des Lehrgangsverlaufs werden, auf sie 
hätte die Initiative, die Entscheidungsfunktion und die Aufgabe der Interpretation 
möglichst überzugehen. Das Drei-Schritt-Schema in den Leitfäden der Bildungsar- 
beit verbietet es bereits im Ansatz, ganz abgesehen davon, daß „das Schema unreali- 
stische Annahmen über die Abfolge politischer Bildungsprozesse (unterstellt), die 
sich nicht in eine Sequenz emotionale Betroffenheit — intellektuelle Einsicht — Ver- 
haltensänderung, einordnen lassen‘ (24). Demgegenüber formulierten Diafari u.a. 
programmatisch: 


22 Nader Diafari u. a., a.a.0., S. 62 

23 ebd., S. 61 und S. 63. Bei Hermann Brammerts wird im übrigen der Bildungsidealismus 
auf die Spitze getrieben: Lernen ist ihm ein purer ‚Denkvorgang‘: „Dieser Vorgang, Ge- 
dankengut fremder Herkunft zu übernehmen, heißt Lernen. Lernen ist die Aneignung — 
nicht die selbsttätige Schaffung — von Wissen, das also anderswo schon bestehen muß. 
e Lernen ist denkender Nachvollzug und Speicherung von fremdem Gedankengut.“ 
(a.a.0., S. 122) Falsches Bewußtsein ist ihm gleichbedeutend mit ‚Wissensmangel‘, ‚Irr- 
tum‘, ‚Fehler des Denkens‘ und ‚Fehldiagnosen‘, denn: „Ist die Realität so der Anlaß 
der theoretischen Inkonsequenz, kommt die Verantwortung für diesen Fehler des Den- 
kens gleichwohl den Subjekten zu — schließlich kann die Wirklichkeit niemanden das 
Denken abnehmen.“ (ebd., S. 150) 

24 Thomas von Freyberg u. a., a.a.0., S. 237 
Die unterstellte Sequenz offenbart im übrigen technische Denkformen; abgesehen vom 
ersten motivationstaktischen Schritt reproduziert sie nur die Bestimmungen des kapita- 
listisch formbestimmten Arbeitsprozesses (vgl. Karl Marx, Grundrisse der Kritik der po- 
litischen Ökonomie, Frankfurt/Main und Wien, 0.J., S. 582 ff.) und wird zum Teil auch 
so erfahren: Kopf- und Handarbeit sind voneinander getrennt, und während die Wissen- 
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„Politische Kommunikation zielt notwendig auf den Abbau asymmbetrischer Beziehungen und 
steht in permanentem praktischen Widerspruch zum pädagogischen Verhältnis.... Man kann 
solidarisches Handelns nicht jemandem beibringen, man kann es nur gemeinsam lernen.“ (25) 


An der geläufigen Entgegnung, derartige Überlegungen redeten gruppendynami- 
schen Spielereien das Wort und lenkten nur ab von wesentlichen Erfordernissen 
zugunsten sekundärer Begleiterscheinungen (26), zeigt sich bereits das Ausmaß der 
Verkrampfung in der gegenwärtigen Diskussion. Die Betonung liegt zur Zeit unzwei- 
deutig darauf, durch Planung die Bildungsarbeit besser in den Griff zu bekommen. 
Wenn Thomas von Freyberg u. a.. aufgrund ihrer Lehrgangsanalysen zu dem Schluß 
kommen, plädieren zu müssen für eine „gründliche, aber gezielte Auswahl themati- 
scher Schwerpunkte, die für die Lebens- und Arbeitssituation der Teilnehmer rele- 
vant sein könnten, aber Entscheidungen über den inhaltlichen Verlauf des Lehrgangs 
im Hinblick auf artikulierte Bedürfnisse der Teilnehmer offen läßt“ (27), so stößt 
dieser Vorschlag bei den gegenwärtig dominanten Positionen auf Unverständnis und 
Ablehnung: „Das führt zwangsläufig zur Konzeptionslosigkeit, und Erfoige bleiben 
. Zufallstreffer.‘‘ (28) Was kann das anderes heißen, als daß dem unreglementierten 
Potential auf den Lehrgängen, das es als Initiativen freizusetzen gelte, gründlich miß- 
traut wird? Im Klartext kann der Einwand auch so gelesen werden: Es muß allge- 
meinverbindlich geklärt sein, was das Ergebnis zu sein hat, und jedes Einlassen auf 
die artikulierten Teilnehmerinteressen gefährdet dieses Ergebnis, überläßt es dem Zu- 
fall. 


Me-ti nannte jene Art von Erkenntnis die beste, welche Schnee- 
bällen gleicht, Diese können gute Waffen sein, aber man kann 
sie nicht zu lange aufbewahren. Sie halten sich auch zum Bei- 
spiel nicht in der Tasche. 

(Bertolt Brecht, Me-Ti, Buch der Wendungen) 


Ganz untypisch wird folgender Protokollauszug nicht sein können: 


schaft gesetzmäßige Zusammenhänge zu erfassen sucht, setzt die praktische Tätigkeit die 
gewonnenen Einsichten nur um, reduziert sie sich auf die bloße Exekution intellektuell 
bereits vorab bestimmter Imperative. 

25 Nader Diafari u. a., 2.a.0., $. 66 und S. 67 

26 So schreibt Harald Werner in seinem Aufsatz zu den Folgen des Negtschen Beitrages: 
„Diese spontaneistische Theorieschöpfung begünstigte in der Praxis der gewerkschaftli- 
chen Bildungsarbeit das Entstehen theoriefeindlicher (!) Arbeitsformen, in denen die indi- 
viduelle Erfahrung der Arbeiter mystifiziert und zum alleinigen Mittel der Erkenntnis ge- 
macht wurde, Die Bedeutung des historisch entwickelten wissenschaftlichen Sozialismus 
trat dagegen völlig in den Hintergrund.“ (a.a.0,, S. 43) Im Gegensatz dazu konnte z. B. 
Jürgen Büssow noch formulieren: „Ziel antikapitalistischer Bildungsarbeit ist... . die Ver- 


mittlung von solidarischen Handlungsmustern, .. .“ (Zur Frage nach dem Standort anti- 
kapitalistischer Bildung, in: Gewerkschaftliche Monatshefte, 22. Jg. (1971), Heft 11,5. 
678) 


27 Thomas von Freyberg u. a., 2.2.0., S. 236 

28 Udo Achten, a.a.0., S. 410. Da Sprachformen dem Denken nicht äußerlich sind, sollte 
der mehr als überstrapazierte Gebrauch des Wortes ‚Plan‘ in verschiedenen Variationen zu 
denken geben: Formulierungen wie ‚Planungsräume‘, ‚Planungsvoraussetzungen‘ oder 
‚Plankorrektur‘ erinnern mehr an Verwaltungswissenschaft als an politischer Bildung, 
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„Schon am ersten Tag müssen die Teilnehmer den Verdacht bekommen haben, wenn sie ihn 
nicht schon mitbrachten, hier soll ihnen was untergejubelt werden; sie sind Objekte von Erzie- 
hung, deren Äußerungen eigentlich nicht ernst genommen werden, sondern den Teamern nur 
Mittel zum Zweck, um ihr Programm durchzuziehen. Was sie äußern als ihr Interesse bzw. nicht 
ihr Interesse, wird nicht ernst genommen, die Teamer wissens immer schon besser, was die ‚ei- 
gentlichen Interessen‘ sind — genauso wie die Eltern, Onkels, Meister usw.“ (29) 


Allerdings wird man den Vorwurf der Manipulation kaum auf sich sitzen lassen kön- 
nen, zumal die Teamer fraglos von ihrer guten Sache überzeugt sind. Nichtsdestowe- 
niger liegt das Dilemma gerade in der Vorstellung begründet, zu wissen, ‚was die ei- 
gentlichen Interessen sind‘. Vor sich selbst legitimiert man im allgemeinen dieses 
Verständnis von Bildungsarbeit mit dem Hinweis darauf, daß ihr Bezugspunkt nur 
das „von der subjektiven Beurteilung einzelner Kollegen unabhängige objektive In- 
teresse“‘ (30) sein kann; deshalb käme es in erster Linie auch nicht darauf an, „was 
die Kollegen gerade für ihre Interessen halten, sondern was in ihrem Interesse auf- 
grund ihrer gesellschaftlichen Lage für sie notwendig ist“ (31). Damit ist jedoch 
nicht nur eine thematische Verschiebung eingetreten, insofern sich die Aufmerksam- 
keit auf die gesellschaftliche Lage der Teilnehmer selbst richtet, unabhängig von ih- 
rem eigenen Selbstverständnis, darüberhinaus wird auch ein Vermittlungszusammen- 
hang geleugnet zwischen diesem Selbstverständnis und der gesellschaftlichen Lage 
der Lehrgangsteilnehmer, so als verhielten sie sich zueinander wie ein nebelhafter 
Dunstschleier um den eigentlich wirklichen Kern der Sache. Den Diskussionsbeiträ- 
gen liegt die gemeinsame Vorstellung zugrunde, gesellschaftliches Sein und Bewußt- 
sein entsprächen der Beziehung von Bild und Gegenstand; das gesellschaftliche Sein 
bestünde auch für sich, ohne bestimmte Bewußtseinsformen, die ihrerseits diesem 
Sein nur beigeordnet sind als treffende oder — im Regelfall — unzutreffende Wie- 
dergabe. Die alltäglichen, unmittelbar hervorgerufenen Bilder seien auf jeden Fall 
zu wenig zuverlässig, als daß daraus der wirkliche Gegenstand herauslesbar sei. Wie 
man sich auch drehen und wenden mag, die Verzerrungen, Unschärfen und Falsch- 
belichtungen seien aus derartigen Abzügen selbst nicht zu entfernen, um schließlich 
eine getreue Wiedergabe erreichen zu können, denn „die wesentlichen Erkenntnisse 
über unsere gegenwärtige Gesellschaft (sind) nicht zu erfahren oder unmittelbar aus 
den Erfahrungen einzusehen“ (32). Um diese Bilder zu korrigieren, bedürfe es Fix- 
39° ""homas von Freyberg u.a., a.a.O., 5. 150 
30 Beitrag des Bezirks NRW u, Ss.10 
Daß Kollegen sich auf Lehrgängen manipuliert fühlen, wird auch hier konstatiert (S. 16); 
verblüffend ist allerdings die Logik der damit verbundenen Argumentation: Verantwort- 
lich wird ein Vorgehen gemacht, das nur scheinbar Erkenntnisse aus Erfahrungen gewinnt. 
Obwohl jedoch damit eine Karikatur des exemplarischen Prinzips kritisiert wird, schluß- 
folgert man nicht, tatsächlich exemplarisch vorgehen zu müssen, um den Eindruck der 
Manipulation zu vermeiden, nun Ernst zu machen mit der Absicht, aus den Erfahrungen 
herauszulesen; das exemplarisch Prinzip selbst scheint diskreditiert, weil es sich nicht an- 
ders realisieren läßt. Der Ausweg wird in einer begrifflichen Annäherung gesehen. Aber 
was ist dasanderes als Hineininterpretieren? Die Konsequenz aus dem unterstellten Schei- 
tern des exemplarischen Prinzips scheint folglich darin zu bestehen, daß man auch offen- 
legt, was man wirklich unternimmt, nämlich das Hineininterpretieren, Unterjubeln, wie 
man es auch immer nennen mag. 
31 ebd. 
32 ebd, S.16 
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punkte, die ihnen selbst nicht zu entnehmen sind. Woher allerdings die dazu erfor- 
derlichen Abstraktionen genommen werden, ohne ihre Genese in Erfahrungen zurück- 
verfolgen zu können, bleibt rätselhaft, es sei denn, man greift auf irgendeine Form 
unmittelbaren Wissens zurück. Und in der Tat wird in der aktuellen Diskussion un- 
ausgesprochen die Transzendentalphilosohpie Kants gemüht, obgleich man meint, 
Marx zum Vorbild genommen zu haben (33). 

Der allgemeine Hinweis darauf, daß in der bürgerlichen Gesellschaft Wesen 
und Erscheinung nicht zusammenfallen, gilt als zufriedenstellender Beweis und er- 
setzt jede weitere Auseinandersetzung mit der aufgeworfenen erkenntnistheoreti- 
schen Problematik. Völlig überhört wird dabei, daß das Wesen erscheinen muß, um 
nicht — wie Hegel schreibt — Unwesen zu sein, daß die Erscheinungen das Wesen 
nicht nur verkehren, sondern zugleich auch darstellen. Unbelastet von derartigen 
Spitzfindigkeiten vereinfacht man kurzerhand das Verfahren, hat zudem noch den 
gesunden Menschenverstand auf seiner Seite und bildet politisch, indem der ‚rich- 
tige Begriff‘ schlichtweg „den Erfahrungen der Kollegen gegenübergestellt wird“ (34). 
Jedoch bereits die banale Erkenntnis, daß nicht Fotoapparate, sondern Lohnabhän- 
gige ihre eigene Situation erfahren und sich darüber selbst verständigen, müßte die 
Negt-Kritiker bedenklich stimmen, denn es ist paradox anzunehmen, Lohnabhängi- 
ge verhielten sich nur unbewußt als Lohnabhängige, ihr Kopf enthielte keinerleiSpur 
von dem, was ihre gesellschaftliche Situation ausmacht. Klärend gegenüber weitver- 
breiteten Irrtümern stellt Oskar Negt deshalb fest: 


„Erfahrungen und Interessen sind für mich kollektive, gesellschaftliche Erfahrungen und Inter- 
essen, die allerdings durch die Subjekte hindurchgehen und deshalb selbstverständlich auch den 
Alltag der Erlebnisrealität umfassen; Erfahrung schließt die Erfahrungsbedingungen ein, Inter- 
esse die gesellschaftlichen Verhältnisse, unter denen es auftritt. Nur weil Erfahrungen und In- 
teressen etwas Objektives sind, das sich im Subjekt ausdrückt, subjektiven Ausdruck gewinnt, 
haben sie politische Bildung, sind sie politisierbar. Daß die Erfahrungen der Arbeiter wesentlich 
Klassenerfahrungen sind, steht allenthalben in ‚Soziologische Phantasie und exemplarisches Ler- 
nen‘ zu lesen. Es sind also nur diejenigen Erfahrungen mitteilbar, die gesellschaftliche Erfahrung 
sind.“ (35) 


33 Das wird besonders deutlich bei Harald Werner, findet sich aber auch andernorts; vgl. z. B. 
Gerstung u.a., a.a.O., S. 197 f. Indem Werner sich bewußt den „Anforderungen an eine 
wissenschaftlich begründete und gleichfalls voraussetzungslose Darstellungsform‘“ (a.a.)., 
S. 48) unterwirft, nähert er sich mehr naturwissenschaftlicher Theoriebildung an, als rea- 
len politischen Lernformen Rechnung zu tragen; ein Lernprozeß muß nur dann „mit all- 
gemein bekannten Dingen beginnen und muß andererseits mit etwas beginnen, das logisch 
elementar .. . ist‘“ (ebd.), wenn es sich darum handelt, in ein deduktiv gegliedertes Er- 
kenntnisgebäude einzuführen. Konsequenterweise macht er eine ihm wesentliche Unter- 
scheidung, derzufolge „die Erfahrungen der Teilnehmer Gegenstand der Erkenntnis, nicht 
aber ihr Mittel“ (ebd., S. 50) sind; deshalb gilt ihm schließlich auch Erfahrung nur als ‚in- 
dividuelle Erfahrung‘, die derart auf ‚andere Maßstäbe‘ angewiesen ist: „es muß die Theo- 
zie des wissenschaftlichen Sozialismus hinzutreten“ (ebd., S. 44). Dieses Erkenntnismit- 
tel ist allen empirischen Vermittlungen metaphysisch enthoben, sodaß sich das Dilemma 
Kantscher Erkenntnistheorie an dieser Stelle wiederholt. 

34 Jutta Ahrweiler, a.a.O., S. 47 

35 Oskar Negt, Arbeiterbildung als schrittweise Vermittlung von Klassenbewußtsein. Eine 
Antikritik (1976), in: ders., Keine Demokratie ohne Sozialismus, Frankfurt/M. 1976, S. 
373. Diese These findet sich sogar noch bestätig in der Dialektik von Spiel und Wirklich- 
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Völlig verloren geht bei den meisten Diskussionsbeiträgen, „daß die Kategorie Be- 
wußtsein kein Erfahrungs- oder Informationsdatum bzw. deren Summe, sondern eine 
gesellschaftliche Subjekt-Objekt-Beziehung ausdrückt‘ (36), oder wie Oskar Negt 
schreibt, ‚„‚daß die über bloße Reflexreaktionen auf situationsgebundene Verschlech- 
terungen der Lebenslage hinausgehenden Interpretationen objektiver Konflikte Ver- 
arbeitungsprodukte innerhalb einer permanenten, mehr oder minder bewußten und 
aktiven Auseinandersetzung des Arbeiters mit seinen Daseinsbedingungen als Arbei- 
ter sind“ (37). Erfahrungen sind folglich nicht gleichzusetzen mit bloßem Glotzen, 
mit der schlichten Registrierung dessen, was sich augenscheinlich darbietet, wie bei 
einer Photographie; Erfahrungen bezeichnen vielmehr ‚‚integrale Bestandteile einer 
voraufgegangenen Gesamtreaktion auf die Tasache seines Arbeiterdaseins“ (38). So 
kann beispielsweise am Lohn verdeutlicht werden, daß seine Erfahrungsweise im 
Bewußtsein der Arbeiter sich keinesfalls deckt mit seiner politökonomischen Bestim- 
mung; den subjektiven Überschuß als Illusion allerdings abtrennen zu wollen bzw. 
die Fixierung auf die Lohnhöhe als Zeichen der Integration und Anerkennung des 
Lohnarbeitsverhältnisses zu werten, verfehlt den ‚Symbolcharakter des Lohnkonflik- 
tes‘. Auch wenn ihr gesellschaftlicher Objektstatus als relativ unveränderbar einge- 
schätzt wird, so stellt der Lohn für die Arbeiter doch ein Vehikel dar, um die empfun- 
dene Unzufriedenheit zu artikulieren, um „sich unter diesen Arbeitsbedingungen 
die vertane Zeit, das entfremdete Leben und die verlorene Freiheit so teuer wie mög- 
lich bezahlen zu lassen“ (39). Insofern ist Hoffnung darin gebunden, die sich nicht 
gänzlich abfinden läßt mit dem gesellschaftlichen Zwangszusammenhang, es zugleich 
aber auch erlaubt, in ihm leben zu können, ohne unerträglichen Spannungen ausge- 
setzt zu sein. Und solche Ambivalenzen sind der Arbeiterexistenz in ihrer Gesamt- 
heit wesentlich; einschlägige Untersuchungen bestätigen, „daß der heutige Arbeiter 
in einer permanenten Spannung zwischen dem Gefühl der Unabwendbarkeit seiner 
sozialen Lebensbedingungen und dem Wunsch lebt, nicht mehr Arbeiter sein zu müs- 
sen“ (40). 
Als Momente der ‚condition ouvriere‘ können Erfahrungen nicht mit den Attri- 
keit, worauf das Hoffmanns Comic Teater hingewiesen hat: „alles was im Spiel und der 
Handlung allzu privat, subjektiv ist, fällt bei den Zuschauern durch... .. Bei diesen Spie- 
len wetzt sich die Phantasie immer an der Wirklichkeit — auch wenn sie anzegt, diese zu 
verstümmeln.“ (Will dein Chef von dir mal Feuer. Rollenspiele und was man damit ma- 
chen kann, Berlin 1974, 8. 15) 
36 Frank Deppe, Das Bewußtsein der Arbeiter. Studien zur politischen Soziologie des Ar- 
beiterbewußtseins, Köln 1971, S. 118. 
37 Oskar Negt, Soziologische Phantasie und exemplarisches Lernen. Zur Theorie der Ärbei- 
terbildung, überarbeitete Neuausgabe, Frankfurt/Main 1971, 8.44 
38 ebd., S. 45 
39 vgl. Nando Belardi, Arbeiterbildung und Sozialwissenschaft. Ergebnisse und Probleme 
beim Versuch sozialwissenschaftlicher Erforschung von Ansatzpunkten zur Arbeiterbil- 
dung, in: Hessische Blätter für Volksbildung, Jg. 1973, Heft 2,5. 133-140, hier S. 137 
zit. nach Andre Gorz 
40 Oskar Negt, Soziologische Phantasie und exemplarisches Lernen, a.2.0., S. 33 
Henri Lefebvre sieht im übrigen in der Ambivalenz eine wesentliche Kategorie des Alltags- 
lebens; es wäre sicherlich lohnend, seine Untersuchungen daraufhin abzuklopfen, inwie- 
weit sie für die Bildungsarbeit nutzbar gemacht werden könnten. 
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buten ‚richtig‘ oder ‚falsch‘ belegt werden; dazwischen zu unterscheiden und die 
dem ‚richtigen Begriff‘ inkongruenten Bewußtseinselemente auszusondern, ignoriert 
nicht nur deren Grundlage im gesellschaftlichen Lebenszusammenhang und setzt 
sich über die kurzerhand als individuell, zufällig und belanglos angesehenen Erfah- 
rungen einfach hinweg, ohne auch nur ihre „Bedeutung für die Abwehr ‚kognitiver 
Dissonanzen‘ und für die Aufrechterhaltung eines psychodynamischen Gleichge- 
wichts“ (41) nachzufragen. Auch ihre Authentizität wird bestritten, ihre Vermitt- 
lung in der ‚condition ouvriere‘, die esgerade aufzuspüren gilt;die Bestimmung ‚falsch‘ 
unterstellt die Erfahrungen als versachlichte, reine Informationswerte, deren Wieder- 
gabequalität unzutreffend ist, die also korrigiert werden können und müssen anhand 
eines realitätsgetreuen Maßstabs. Schein gilt alsblankes Trugbild, in der Vernebelung 
. wird nur die Vernebelung gesehen. Apodiktisch wird formuliert, der Ansatz bei sub- 
jektiven Bewußtseinselementen „vermittelt falsche Erkenntnisse“ (42), denn es „las- 
sen sich aus der Zerstörung von falschen Vorstellungen keine richtigen Forderungen 
entwickeln“ (43). Falsch bleibt falsch, ebenso wie Richtiges als solches beständig 
bleibt. Deshalb gilt schließlich: Die Guten ins Töpfchen, die Schlechten ins Kröpf- 
chen. 

Das Milchscheibenglas, über das Wirklichkeit erfahren wird, — um die erkennt- 
nistheoretische Problematik in ein Bild zu kleiden — stellt jedoch nicht bloß ein feh- 
lerhaftes Erkenntnisinstrument dar, das ausgewechselt werden muß, um erkennen 
zu können, was wirklich ist. Die Annahme, sich darüber hinwegsetzen zu müssen, da- 
mit der Blick frei werden kann, verkennt, daß das Milchscheibenglas selbst der Wirk- 
lichkeit angehört, auf die Erkenntnis abzielt. Es kann also gar nicht in einem Akt 
freier Verfügung abgesetzt werden; und gerade weil sich in ihm selbst Wirklichkeit 
darstellt, entfällt auch jede Veranlassung dazu. Erscheinungen sind stets eine ‚Ver- 
schränkung des Wahren und Unwahren‘, ohne daß wie bei einer nur additiven Mi- 
schung beides fein säuberlich auseinanderzuhalten wäre. Das so oft beschworene We- 
sen gesellschaftlicher Verhältnisse ist nur zu entschlüsseln über und in den Erschei- 
nungen. Keinesfalls vermag man es zu besitzen wie ein greifbares, festumrissenes 
Ding, das vorzeigbar wäre. Ebensowenig wie ‚Wert‘ für sich allein besteht, sondern 
gebunden ist an seine Erscheinungsformen und sich auch nur in ihnen zeigt, kann er- 
kenntnistheoretisch ein ‚richtiger Begriff‘ angenommen werden, mit dem die Lehr- 
gangsteilnehmer anschließend „beurteilend, wertend und strukturierend ihre Erfah- 
rungen . .. überprüfen“ (44). Aber auch wenn damit grundsätzlich die bloße Etiket- 
tierung mit den Aussagewerten ‚wahr‘ und ‚falsch‘ kritisiert wird und, was noch mehr 
provozieren mag, überhaupt der Gebrauch dieser Attribute in Zweifel gezogen wird, 
so ist doch keineswegs die Erkenntnis stillgestellt; indem zugleich der Einwand erho- 
ben wird, die klaren Konturen zu verwischen, feste Umrisse aufzulösen, wird bereits 


41 ebd., 8.46 

42 Jutta Ahrweiler, a.a.O., S. 50 

43 ebd., S. 51. Norbert Trautwein hält deshalb dem exemplarischen Lernen als Kritik vor, 
daß damit „auf der Ebene bloßen Meinungsaustauschs, des Hin- und Herwälzens von Ein- 
drücken, Meinungen und Einschätzungen der Teilnehmer verharrt wurde. Auf dieser Ebe- 
ne mußte man sich im Kreise drehen, .. .“ (a.a.0., S. 55) 

44 Gerstung u. a., a.4.0., S.198 
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darauf verwiesen, daß die vielleicht allzu bequeme Statik in Bewegung geraten ist. 
Weit davon entfernt, die Erfahrungen so zu belassen, wie sie vorgefunden werden (45) 
aber auch ebenso ablehnend gegenüber Versuchen, mit fertigen, verselbständigten 
Ergebnissen zu operieren, die sich bereits im Besitz der ‚Kenner‘ befinden, handelt 
es sich darum, eine Dynamik in Gang zu setzen, in deren Verlauf Vermittlungen deut- 
lich werden. Fraglos wird damit konzeptioneilem Lehrbuchwissen, in welcher Form 
auch immer, eine strikte Absage erteilt; das Richtige — abstrakt formuliert — steckt 
nämlich in der Vermittlungsbewegung selbst und kann nicht getrennt von ihr aufbe- 
wahr werden, sowenig es gelingt, ‚Wert‘ als Schatz auf Dauer zu stellen. Erkenntnis 
erschöpft sich also nicht in der einmaligen Anstrengung, sich durch Erfahrungen 
hindurch zu bewegen, um danach die Wahrheit in Händen zu halten; dieser mühsame 
Weg ist stets aufs Neue zurückzulegen, und zwar nicht bloß dem Schein nach, als 
Wiederkehr des Immergleichen. 

Gerade wenn über die Lehrgangssituation hinaus auch die alltäglichen Gesprä- 
che und Auseinandersetzungen ins Blickfeld geraten, müssen erhebliche Zweifel an 
der Realitätstüchtigkeit kognitiver Lernzielorientierung angemeldet werden. 

„Wenn in einem politischen Gespräch mein Partner den Eindruck erhält, daß es mir gar nicht 
um ihn geht, sondern daß ich ihn nur als Agitationsobjekt benutzt... .., um in seinem Kopfe be- 


stimmte politische Maximen zu erzeugen, dann wird genau dieses kommunikative Verhalten den 
Lerneffekt blockieren.“ (46) 


Der Habitus des ‚Schon-immer-Wissenden‘ bzw. ‚Alles-besser-Wissenden‘ wird kaum 
verborgen bleiben können; daran mag auch pädagogische Geschicklichkeit oder Wohl- 
wollen nichts ändern. Innerhalb solcher Alltagsdialoge können im übrigen auch die 
als ‚wissenschaftlich‘ oder ‚objektiv notwendig‘ kenntlich gemachten Argumente und 
Deutungen keine besondere Erklärungskraft für sich reklamieren und stehen gleich- 
wertig neben anderen; erst im Abarbeiten aneinander kann sich ein gemeinsames 
Verständnis herausbilden, ohne allerdings apriori verbürgt zu sein. Eine Revision der 
Lehrgangskonzeptionen aus dem Modellcharakter alltäglicher Gesprächssituationen 
heraus kann jedoch schon deshalb nicht erfolgen, weil auch das ‚Back-Home-Problem‘ 
dominiert wird von einer Haltung des ‚Besser-Wissens‘: die Teilnehmer sollen nämlich 
lernen, „in der Auseinandersetzung mit gegen die Gewerkschaft gerichteten Positio- 
nen richtig argumentieren zu können“ (47). Davon, daß es darum ging, die anderen 
Kollegen, insbesondere wenn sie gegenüber gewerkschaftlichem Engagement Vorbe- 
halte haben, besser zu verstehen, möglichst noch besser als sie sich selbst, ist nirgend- 


45 Nur allzu häufig wird dieser Vorwurf gegenüber Oskar Negt erhoben, obwohl er nicht so 
sehr Unzulänglichkeiten seiner Überlegungen aufdeckt, als vielmehr die nur subsumtions- 
logische Denkweise der Kritiker. 

46 Christian Rittelmeyer, Gerd Wartenberg, Verständigung und Interaktion. Zur politischen 
Dimension der Gruppendynamik, München 1975, S. 118 

47 Gerstung u.a., a.2.0., S. 197 
Wenn die Rahmenkonzeption zur gewerkschaftlichen Jugendbildung (a.a.0., S. 91) in 
gleicher Weise formuliert, „daß sie Unternehmerideologien widerlegen können“ sollen, 
dann kann damit selbstredend nicht die argumentative Auseinandersetzung mit der Unter- 
seite selbst angesprochen sein, sondern nur mit den Kollegen, deren mangelndes Selbst- 
bewußtsein Ausdruck findet in der Übernahme derartiger Vorstellungen. 
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wo die Rede (48). 

Um diese pointiert herausgestrichene Alternative dreht sich schließlich die 
Kontroverse: Repräsentiert der Teamer jemanden, der alles besser weiß als die ande- 
ren, oder jemanden, der die anderen besser versteht als sie sich selbst (49). Auf die- 
se provozierend formulierten Kürzel ließe sich der ganze Streit zusammenziehen. 
Und daß damit bedeutend mehr als nur sprachliche Spitzfindigkeiten zur Debatte 
gestellt sind und die Gemüter erhitzen, machen nicht zuletzt die praktischen Konse- 
quenzen deutlich: Ist es möglich, Lehrgangskonzeptionen zu entwickeln, die eine 
konkrete Lernzielabfolge präjudizieren, oder müssen nicht eher stattdessen Teamer- 
schulungsprogramme ausgearbeitet werden, die sowohl Hintergrundwissen vermit- 
teln, als auch kommunikative Handlungskompetenzen ausbilden helfen? Mit der 
Herausgabe von Schwerpunktmaterialien, wie es das ÖTV-Bundessekretariat bereits 
z. T. schon unternommen hat (50), wäre einer Seite des letzten Vorschlags Genüge 
getan; hinzukommen müßten verstärkt Lehrgangsanalysen. Das alles kann jedoch 
niemals ersetzen, was Dreh- und Angelpunkt einer optimalen Vorbereitung politi- 
scher Bildungsarbeit zu sein hat: nicht mehr und nicht weniger nämlich alssich selbst 
zu verstehen als einen politischen Menschen und als ein solcher auch zu handeln. So 
banal das klingt, so wichtig erscheint diese Hervorhebung; daß keineswegs offene Tü- 


48 Die kritischen Einsichten, die z. B. Gertrud Heinrich noch vorbringt, sind allerdings nur 
plakativ und werden in der Konkretion wieder hintertrieben (vgl. Gewerkschaftliche Ju- 
gendbildungsarbeit. Zur Entwicklung ihrer Inhalte und Methoden, IMSF-Informations- 
bericht Nr. 16, Frankfurt/Main 1975). Ihrzufolge sollte den Lehrgangsteilnehmern deut- 
lich werden, „daß ihre eigenen ‚Erlebnisse‘, sie selbst und ihre Probleme der Inhalt des 
Lehrgangs sind und nicht theoretische Ansprüche, die sie nicht erfüllen könnten‘ (ebd,, 
S. 54), wie auch bei Lernprozessen anzunehmen ist, „daß diese Prozesse nicht gradlinig, 
bruchlos und ohne Lernbarrieren und Widerstände vonstatten gehen können“ (ebd.,$. 50). 
An der Rolle, die den Teamern zugeschrieben wird (vgl. ebd., S. 46 ff.), zeigt sich jedoch, 
daß sich im Grunde nichts geändert hat; schließlich schreibt sie auch explizit: „Im wesent- 
lichen steht vielmehr das Problem im Vordergrund, wie die Zielsetzung und das jeweilige 
Teilziel eines Abschnitts oder Lernschritts unter Berücksichtigung und Einbeziehung vor 
allem auch der nicht bewußten, nicht als Erfahrung formulierbaren Strukturen des Be- 
wußtseins der Jugendlichen zu erreichen ist‘‘ (ebd., S. 55). 

49 vgl. dazu Christian Rittelmeyer, Gerd Wartenbeig, a.a.O., S. 118 ff,, die diese Alternative 
auch an einem Beispiel veranschaulichen. Das, was man als ‚Situationshermeneutik‘ be- 
zeichnen kann, gliedert sich bei ihnen in die Phasen: (1) Sich an die Stelle des anderen 
Setzen, (2) Deutung der nachempfundenen Erlebens- und Verhaltensformen und (3) Rück- 
meldung an den anderen über ein Deutungsangebot. Im Gegensatz dazu wird häufig, ja in 
der Regel die theoretische Erklärung selbst zurückgemeldet; es unterbleibt die Überlegung, 
„was mir die erklärende Theorie bei dieser Schweise sagen könnte“ (ebd., 5. 123). In 
der Konsequenz wird dem, was der andere artikuliert hat, nicht viel Bedeutung beigemes- 
sen, anstatt umgekehrt zu zeigen, daß man sich in ganz neuer Weise bemüht, es ernst zu 
nehmen. 

50 vgl. Materialien für Teamer in der Jugendbildungsarbeit, Nr. 3/April 1973 (zum Gesund- 
heitswesen); Materialien für Teamer in der Jugendbildungsarbeit, Nr. 4/Oktober 1973 
(zum Sparkassenbereich) und Materialien für Teamer in der Jugendbildungsarbeit, Nr. 5/ 
Mai 1975 (zur Diskussion um die Reform der beruflichen Bildung) 

Im übrigen wird es ebenso möglich sein, zur Krise und Arbeitslosigkeit Materialien zu er- 
stellen, ohne gleich neue Lehrgangsschritte einfügen zu müssen und den ‚Stoff‘ aufzublä- 
hen, wie es Gerstung u. a. und Achten ins Auge fassen. 
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ren eingerannt werden, zeigt die allgemeine Konsequenzlosigkeit derartiger Absichts- 
bekundungen. Wo geht das Teamerselbstverständnis über den zwar linken, aber den- 
noch abstrakten Staatsbürger hinaus? Wo bringen sich Teamer über ihr abstraktes Wis- 
sen um die Gesellschaft hinaus politisch ein als solche, „die ihren Alltag selbst poli- 
tisch begreifen und daraus ein stärkeres Bedürfnisnach Kooperation und Behauptung 
ihrer Interessen entwickeln“ (51)? Nach dem zu urteilen, was zur Sprache gebracht 
wird, sind sich die Teamer selbst überhaupt kein Problem; stets gehen sie über sich 
selbst stillschweigend hinweg. In absoluter Selbstvergessenheit verschrieben sie sich 
dem guten Zweck — wie der Philosophieprofessor, der Herrn K. aufsucht. 


Me-ti sagte: Wenn man nicht nach Genuß strebt, nicht das Be- 
ste aus dem Bestehenden herausholen will und nicht die beste 
Lage einnehmen will, warum sollte man da kämpfen? 

{Bertolt Brecht, Me-ti. Buch der Wendungen) 


- Nicht zuletzt mit dem Rekurs auf zentrale Überlegungen Ernst Blochs hat Oskar 
Negt eindringlich auf die politische Brisanz und Gefahr des puren ‚Kopfglaubens der 
Agitation‘ hingewiesen: 

„Aber eine Bildungsarbeit, die nicht durch die entfremdeten und blockierten Einschätzungen 
der Arbeiter ihres Lebenszusammenhangs und der Struktur der Gesellschaft hindurchgeht, ist 
völlig wirkungslos und führt zurück zu jenem Parallelismus von lebloser marxistischer Theorie 
und tatsächlichem Bewußtsein und Handeln der Arbeiter, der für den Zusammenbruch der kom- 


munistischen und sozialdemokratischen Parteien in der Weimarer Republik angesichts des Fa- 
schismus kennzeichnend war.“ (52) 


Darüber mit einem Federstrich hinwegzugehen, derartige ‚psychologische Spielerei- 
en‘ als zweitrangige ‚Formfragen‘ oder gar belanglose Nebensächlichkeiten von sich 
zu weisen und den verkniffen-ernsthaften Blick auf das scheinbar Wesentliche zu 
konzentrieren, verkennt völlig die historische Tragweite solcher Details. Noch in der 
unversöhnlichen Abwehr psychologischer Momente reproduziert sich die in jeder 
Hinsicht fatale „Berührungsangst gegenüber dem ‚Irrationalen‘ als dem von abstrak- 
ter Rationalität lediglich Ausgesparten“ (53). Solange jedoch nicht die Totalität des 
Lebenszusammenhangs in den Blick gerät und all das ausgegrenzt bleibt, was sich 
nicht den zumeist noch auf bloße Arbeitsinteressen eingeebneten Kategorien (54) 
beugt, solange bleibt es auch trotz aller nach außen gekehrten Wissenschaftlichkeit 


51 Christian Rittelmeyer, Gerd Wartenberg, a.a.0., S. 116 

52 Oskar Negt, Arbeiterbildung als schrittweise Vermittlung von Klassenbewußtsein, a.a.O., 
$. 370. Vgl. auch Ernst Bloch, Kritik der Propaganda, in: ders., Vom Hasard zur Katastro- 
phe. Politische Aufsätze aus den Jahren 1934 - 1939, Frankfurt/Main 1972, S. 195 - 206 

53 Oskar Negt, Erbschaft aus Ungleichzeitigkeit und das Problem der Propaganda, in: Ernst 
Bloch zum 90. Geburtstag: Es muß nicht immer Marmor sein, Berlin 1975, S. 9 - 34, hier 
S. 13; vgl. auch Thomas Leithäuser, Das, was schwer zu machen ist: Undogmatische Theo- 
rie und phantasievolle Praxis, in: ebd., S. 47 - 58. 

54 vgl. nur als Beispiel: Beitrag des Bezirks NRW II, a.a.O,, S: 54 f,, wo die objektiven Inter- 
essen der Lohnabhängigen aufgelistet sind: sie sind jeder kommunikativen Dimension be- 
raubt! 
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bei einem bloßen Wunschbild, das von den Lohnabhängigen entworfen wird. Ob- 
gleich immer wieder betont wird, von der objektiven Wirklichkeit auszugehen, wird 
doch keineswegs unverfälscht und ungeschminkt angesetzt; unterstellt wird in der 
Regel ein ‚homo proletaricus‘, wie es Michael Vester in seiner Kritik der rationalisti- 
schen Verhaltensiehre genannt hat (55). Ausgangspunkt ist eine Wirklichkeit, die 
wirklicher ist als die, die gewöhnlich auf Lehrgängen angetroffen wird. Infolgedessen 
besitzen auch solche Untersuchungen keinen Stellenwert, die sich wie diejenige von 
Thomas von Freyberg mit der sozialen Situation und politischen Einstellung jugend- 
licher Lohnabhängiger auseinandersetzen (56). . 

Unverkennbar erliegen die aktuellen Diskussionsbeiträge einem Dilemma, das 
zu Unrecht gerade Georg Lukacs angelastet worden ist: Klassenbewußtsein wird nur 
zugeordnet bzw. zugerechnet. 

Ohne Zweifel wird man der Feststellung Oskar Negts voll und ganz zustim- 
men und darin zunächst noch Konsens erzielen: 

„Historisches Bewußtsein und allgemeines Zeitbewußtsein sind nicht identisch; .... Hätten die 


Arbeiter ein ihrer objektiven Klassenlage adäquates historisches Bewußtsein, dann wäre jede po- 
litische Bildungsarbeit überflüssig.“ (57) 


Die Konsequenzen, die daraus entwickelt werden, differieren jedoch grundsätzlich. 
Während Oskar Negt die Frage aufwirft, „inwiefern die Gesamtsituation des Arbei- 
ters, seine realen Existenzbedingungen, Konflikte, Sprachformen, Interessen und 
Hoffnungen, Intentionen auf ein Bewußtsein seiner objektiven Lage und auf einen 
von Unterdrückung, Ausbeutung und Ungerechtigkeit befreiten Gesellschaftszustand 
enthalten“ (58), wird bei seinen Kritikern geschlußfolgert,, Klassenbewußtsein könne 
nur von außen an die Arbeiter herangetragen werden. Wo sie nur das Nichtidentische 
sehen und von einer Kluft auszugehen gezwungen sind, versucht Negt umgekehrt 
der „Frage nach den empirisch feststellbaren Elementen des historischen Bewußt- 
seins der Arbeiterschaft‘ (59) nachzugehen, also die Momente aufzuspüren, die über 
das ‚allgemeine Zeitbewußtsein‘ hinausweisen, es in Bewegung setzen. 


55 vgl. Michael Vester, Solidarisierung als historischerLernprozeß — Zukunftsperspektiven 
systemverändernder Praxis im neueren Kapitalismus, in: Diethart Kerbs (Hrsg), Die hedo- 
nistische Linke. Beiträge zur Subkultur-Debatte, Neuwied und Berlin 1970, 8.143 - 198 

56 vgl. Thomas von Freyberg, Die soziale Situation und die politischen Einstellungen von ju- 
gendlichen Arbeitnehmern. Ein Vergleich jugendlicher Erwerbstätiger mit erwachsenen 
Arbeitern und Angestellten zum Problem der Wahrnehmung, Bewertung und Interpreta- 
tion sozialer Ungleichheiten, Wien 1973 
Berührte die DGB-Rahmenkonzeption (2.2.0., S. 81 - 85) diesen Punkt noch beiläufig, 
wenn auch nicht in ausreichendem Ausmaß, so entfallen in den gegenwärtigen Konzep- 
tionsentwürfen derartige Verweise völlig. Nicht nur daß sie nicht aufbauen auf dem vor- 
findlichen Selbstverständnis, es scheint auch sonst von nur untergeordheter Bedeutung 
zu sein, die keine sonderliche Beachtung verdient, Ohne den Stellenwert derartiger Unter- 
suchungen zu überschätzen, ist es auf jeden Fall ein Zeichen von Betriebsblindheit, wenn 
weder die Studie von von Freyberg zur Kenntnis genommen wird, noch, um auf eine zwei- 
te zu verweisen, diejenige von Gerlinde Seidenspinner, Lehrlinge im Konfliktfeld Betrieb, 
München 1974 

57 Oskar Negt, Soziologische Phantasie und exemplarisches Lernen, 2.a.0., S. 83 

58 ebd, S.83L. 

59 ebd., S. 83 


„Pine aufBewußtseinsbildung und Erziehung zu politischem Handeln gerichtete gewerk schaftliche 
Bildungsarbeit muß sowohl die durch die Klassenlage determinierten, sprachlich nicht qualifizier- 
ten Erfahrungsgehalte als auch die in den kollektiven Symbolen der Arbeiterschaft gebundene 
Gesellschäftskritik als Potential weiterführender Aufklärung aufnehmen und bewußt machen. 
Es ist nicht notwendig, den emanzipativen Inhalt der Bildung in Form der ‚Gesinnungsschulung‘ 
von außen an die Arbeiter heranzutragen, es kommt vielmehr darauf an, die nicht explizit ge- 
wordenen Erfahrungsgehalte und die in solidarischen Kommunikationen gebundenen Erfahrun- 
gen im Medium der formalen Sprache und der erfahrungswissenschaftlichen Erkenntnisse zu ent- 
falten.“ (60) 


In diesem Zusammenhang erscheint ein theoretischer Rückbezug auf die -- leider 
nur allzu oft mißverstandenen — Überlegungen Georg Lukacs’ angebracht, um die 
aufgeworfene Problematik auch in einen größeren Bezugsrahmen stellen zu können 
und von daher einer Klärung näherzukommen. 

In einer Kritik an Lenin hatte bereitsLeo Trotzki Entscheidendes festgestellt: 


„Die ‚Ökonomisten‘ gingen von den subjektiven Interessen des Proletariats aus, wei sie im jewei- 
lien Zeitpunkt der Entwicklung gerade vorhanden waren; sie stützten sich auf diese Interessen, 
deren sorgfältige Registrierung sie als ihre einzige Aufgabe betrachteten. Die Lösung der Aufga- 
ben, die den Inhalt unserer Taktik bilden müssen, übertrugen sie dem natürlichen Gang der Din- 
ge, aus dem sie sich einstweilen selbst ausgeschlossen hatten. Im Gegensatz zu den ‚Ökonomi- 
sten‘ nahmen die ‚Politiker‘ als Ausgangspunkt die durch die marxistische Methode analysierten 
objektiven Klasseninteressen des Prolstariats. Sie wichen mit der gleichen Ängstlichkeit wie die 
‚Ökonomisten‘ vor dem ‚Abstand‘ zurück, der zwischen den subjektiven und objektiven Interes- 
sen der Klasse besteht, die sie prinzipiell ‚vertreten‘. Ebensowenig wie für die ‚Ökonomisten‘ exi- 
stieren für sie Fragen der politischen Taktik im eigentlichen Sinne des Wortes, sondern da ist ein- 
mal auf der einen Seite die historisch-philosophische Forschung, die die Tendenzen der gesell- 
schaftlichen Entwicklung offenlegt, und auf der anderen Seite die Ergebnisse dieser Forschung, 
die sich bereits in ‚unser‘ prinzipielles Guthaben verwandelt haben und von uns stellvertretend 
weitergedacht worden sind; es bleibt nur übrig, die Schlußfolgerungen, zu denen wir gelangt sind, 
der Geschichte gleich Wechseln zur Diskontierung zu präsentieren.‘ (62) 


Seine Warnung trifft auch heute noch den Nagel auf den Kopf: 


„Aber soweit es sich um die komplizierte Aufgabe handelt, diese Instinkte in das bewußte Stre- 
ben einer politisch sich selbst bestimmenden Arbeiterklasse umzuwandeln, nehmen wir unsere 
Zufiucht zu den verkürzten und vereinfachten Methoden des stellvertretenden Denkens und der 
Substitution.‘ (63) 


Und allen, die meinen, bereits einen Königsweg gefunden zu haben, und nun versu- 
chen, andere auf ihren ausgeklügelten Plan zu verpflichten, entzieht er schließlich 
die selbstgefällig Grundlage: 

„Zwischen diesen beiden Faktoren — dem objektiven Faktum seines Klasseninteresses und sei- 
nem subjektiven Bewußtsein — liegt der Weg der in der Realität unabwendbaren Stöße und Schlä- 
ge, Irrtümer und Enttäuschungen, Wechselfälle und Niederlagen.“ (64) 

‚Ökonomisten‘ wie ‚Politiker‘ oder — in der Terminologie von Georg Lukacs — ‚Op- 
poitunisten‘ wie ‚Putschisten‘ haben gemeinsam, daß sie das Klassenbewußtsein nur 


60  ebd.,S:80 

61 entfällt 

62 Leo Trotzki, Unsere politischen Aufgaben (1904), in: ders., Schriften zur revolutionären 
Organisation, hrsg. v. Hartmut Mehringer, Reinbek 1970, S. 72 

63 ebd., 5: 73 

64 ebd., S. 71 
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statisch begreifen als eine fertige, existente Größe; sie ist realisiert entweder im un- 
mittelbaren Dasein artikulierter Arbeiterinteressen und -vorstellungen oder aber in 
einer davon getrennten Instanz, wie immer sie heißen mag. Beide Positionen sehen 
nur ein Entweder-Oder. Sie unterstellen eine „Zweiheit von Sein und Bewußtsein“ 
(65) und sind unfähig, „ihre Einheit als dialektischen Prozeß, als den Proze® der Ge- 
schichte zu begreifen‘ (66). Diese in sich differenzierte Einheit, die erst noch Klas- 
senbewußtsein aus sich heraustreiben muß und dazu in der Lage ist, kann bei ihnen 
nur „als starres Sein oder als gleich starres Nichtsein gefaßt“ (67) werden: entweder 
die Arbeiterklasse besitzt Klassenbewußtsein, oder es muß ihr gebracht werden. Daß 
Klassenbewußtsein sich innerhalb einer bestimmten Praxis herausbildet, entgeht die- 
sem Verständnis; es vermag es nicht als „‚etwas Prozeßartiges und Fließendes“ (68) 
zu begreifen. 

Besonders aufschlußreich ist nun, wie Georg Lukacs den Ort sich entwickeln- 
den Klassenbewußtseins bestimmt, welche Bedingungen er knüpft an seinen realen 
Konstitutionsproezß. Oder anders formuliert: Opportunismus und Putschismus sind 
beide „dem bürgerlichen Dilemma von Voluntarismus und Fatalismus anheimgefal- 
len‘ (69); wie vermag nun Lukacs aber in seiner prozessualen Fassung des dynamisch 
verstandenen Klassenbewußtseins sowohl dem Subjektivismus als auch dem Objekti- 
vismus zu entgehen? 

Als Schlüsselbegriff verwendet Zukacs in diesem Zusammenhang „die konkre- 
te Vermittlung zwischen Mensch und Geschichte‘ (70), und er verweist damit auf 
eine „doppelte Bedeutung der Aktivität, ihre gleichzeitige Beziehung auf den einzel- 
nen Träger des proletarischen Klassenbewußtseins und auf den Gang der Geschichte“ 
(71). Entscheidend ist demnach, daß der praktische Prozeß, der in seiner Bewegung 
Klassenbewußtsein zum Ausdruck bringt, zweiseitig angelegt ist: daß er eingreift in 
das gesellschaftliche Geschehen, aber zugleich mit dieser Außenwirkung auch das 
Geschehen innerhalb der so Tätigen unmittelbar zu beeinflussen sucht: er nimmt 
Einfluß auf den Gang der Geschichte und antizipiert darin „freilich nur im Keime, 
in primitiver, abstrakter und unentfalteter Form jene Bestimmungen, die dem Ziele, 
das sie (die tätige Arbeiterorganisation, K. L.) zu verwirklichen bestimmt ist, zu- 
kommen: die Freiheit in ihrer Einheit mit der Solidarität“ (72). Insofern ist dieser 
praktische Prozeß,der sowohl die Umstände verändert alsauch die Veränderer selbst, 
„der erste bewußte Schritt dem Reiche der Freiheit entgegen“ (73). 

Entscheidendes Kriterium für die Qualität derartiger Prozesse ist schließlich, 


65 Georg Lukacs, Methodisches zur 'Organisationsfrage, in: ders., Geschichte und Klassenbe- 
wußtsein. Studien über marxstische Dialektik, Berlin 1923, 5. 324 

66 ebd, 

67 ebd. 

68 ebd., S. 330 ; 
Völlig absurd ist im übrigen die These von Gertrud Heinrich (2.2.0., S. 23), der Lukacs- 
sche Klassenbewußtseinsbegriff sei „in hegelianischer Weise verdinglicht()“. 

69 ebd., S. 325 

70 ebd.,S. 321 

1 ebd., S. 320 £. 

72 ebd., S. 318 

73 ebd., S. 317 


inwieweit bei den Akteuren vom „tätigen Einsatz der Gesamtpersönlichkeit‘“ (74) 
ausgegangen werden kann, 


„Die wirklich aktive Teilnahme an allen Ereignissen, das wirklich praktische Verhalten aller Mit- 
glieder einer Organisation ist nur durch Einsatz der Gesamtpersönlichkeit zu leisten. Erst wenn 
das Handeln in einer Gemeinschaft zu zentralen persönlichen Angelegenheit eines jeden einzel- 
nen Beteiligten wird, kann die Trennung von Recht und Pflicht, die organisatorische Erschei- 
nungsform der Abtrennung des Menschen von seiner eigenen Vergesellschaftung, seiner Zer- 
stückelung durch die gesellschaftlichen Mächte, die ihn beherrschen, aufgehoben werden.“ (75) 


Demgegenüber korrespondieren in bürgerlichen Organisationsformen gerade die nur 
ausschnitthafte, öffentliche Erfassung der Einzelnen und ihre durchgängige Objekt- 
rolle bzw. die „Unmöglichkeit, aktive politische Einheiten... zu bilden‘ (76); 


„da ihre scheinbare Aktivität nur ein Reflex ihres fatalistischen Getragenseins von unbegriffenen 
geschichtlichen Mächten sein kann, müssen in ihnen sämtliche Erscheinungen, die aus der Ge- 
trenntheit von Bewußtsein und Sein, von Theorie und Praxis, aus der Struktur des verdinglich- 
ten Bewußtseins folgen, zutage treten. D. h., als Gesamtkomplexe stehen sie dem Lauf der Ent- 
wicklung bloß anschauend, kontemplativ gegenüber. Dementsprechend treten in ihnen, die bei- 
den zusammengehörenden, stets zugleich auftretenden, gleich falschen Auffassungen über den 
Gang der Geschichte notwendig auf: die voluntaristische Überschätzung der aktiven Bedeutung 
des Individuums (des Führers) und die fatalistische Unterschätzung der Bedeutung der Klasse 
{der Masse). Die Partei gliedert sich in einen aktiven und einen passiven Teil, wobei der letztere 
nur gelegentlich und stets nur auf Kommando des ersteren in Bewegung gebracht werden soll. 
Die ‚Freiheit‘, die in solchen Parteien für die Mitglieder vorhanden sein mag, ist demzufolge 
nichts mehr, als die Freiheit der Beurteilung von fatalistisch abrollenden Ereignissen oder Ver- 
fehlungen von Einzelnen seitens mehr oder weniger, aber niemals mit dem Zentrum ihres Da- 
seins, mit ihrer ganzen Persönlichkeit beteiligter Zuschauer. Denn die Gesamtpersönlichkeit der 
Mitglieder kann von solchen Organisationen niemals erfaßt werden, ja sie können ein solches Er- 
fassen nicht einmal erstreben. Wie alle gesellschaftlichen Formen der ‚Zivilisation‘ beruhen auch 
diese Organisationen auf genauester, mechanisierter Arbeitsteilung, auf Bureaukratisierung, auf 
genauer Abwägung und Trennung von Rechten und Pflichten. Die Mitglieder hängen nur durch 
abstrakt erfaßte Teile ihrer Existenz mit der Organisation zusammen, und diese abstrakten Zu- 
sammenhänge objektivieren sich als getrennte Rechte und Pflichten,“ (77) 


Bürgerliche Organisationsformen befestigen nur „die Zuschauerrolle des bürgerlichen 
Menschen der Notwendigkeit des unbegriffenen Geschehens gegenüber“ (78); in dem 
Maße, wie sie die Produktionsformen gesellschaftlichen Lebens anerkennen und sich 
"nur verwaltend darauf beziehen, in dem Maße erstarrt auch ihr inneres Leben und 
entzieht sich gestaltender Einflußnahme, vice versa. Wenn im Gegensatz dazu abge- 


74 ebd., S. 322 

75 ebd. 
Allen, die Lukacs nur durch die Krahlsche Brille sehen, sei der Hinweis ans Herz gelegt, 
daß die letzte Formulierung dem programmatischen Satz von Marx aus „Zur Judenfrage“ 
(MEW Bd. 1,5. 370) nachempfunden scheint. 
Die Aktualität des Lukacsschen Ansatzes zeigt sich nicht zuletzt auch darin, daß wesent- 
liche Grundgedanken von Negt bereits bei ihm vorweggenommen scheinen (vgl. nur der 
Kürze halber: Bürgerliche und proletarische Öffentlichkeit. Zu dem Buch von Oskar Negt 
und Alexander Kluge. Eine Diskussion mit Oskar Negt, in Ästhetik und Kommunika- 
tion, 4. Ig., Heft 12, September 1973, S. 6- 27). 

76 ebd., S. 321 

77 ebd., S. 321. 

78 ebd., S: 340 
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hoben wird auf „eine innigst verknüpfte, solidarische Tätigkeit der Glieder eines Ge- 
-samtwillens“ (79), dann ist es allerdings ebensowenig getan mit der bloßen Absichts- 
erklärung wie mit einer einmaligen praktischen Anstrengung, mit einem sprunghaf- 
ten Ruck. Weder kann der Anspruch ernsthaft erhoben werden, die Menschen „durch 
ein Wunder innerlich zu verwandeln“ (80), noch kann „eine phantastisch-utopische 
selige Insel im Meere des Kapitalismus“ (81) angenommen werden, sodaß „die Not- 
wendigkeiten des zweckmäßigen Handelns... ebenfalls eine weitgehende sachliche 
Arbeitsteilung aufzwingen, die notwendig diese Gefahren der Erstarrung, des Bureau- 
kratismus, der Korruption usw. in sich birgt“ (82). Insofern bestimmt sich — in der 
Terminologie Negts — ‚proletarische Öffentlichkeit‘ gerade durch „ein ständiges An- 
kämpfen gegen diese ihre kapitalistische Erbschaft“ (83). 


„Das entscheidend Neue an ihrer Organisation ist nur, daß sie in bewußter, in ständig bewußte- 
rer Form gegen diese innere Gefahr ankämpft.‘ (84) 


Insbesondere handelt es sich darum, die zwei Pole im Spannungsfeld kapitalistischer 
Gewaltförmigkeit praktisch zu umgehen: nämlich den Objektivismus einerseits und 
den Subjektivismus andererseits. 

„Die kapitalistische Verdinglichung des Bewußtseins bringt zugleich eine Überindividualisierung 
und eine mechanische Versachlichung der Menschen zustande. Die nicht auf menschlicher Eigen- 
art beruhende Arbeitsteilung läßt die Menschen einerseits in ihrer Tätigkeit schematisch erstar- 
ren, macht Automaten ihrer Beschäftigung, bloße Routiniers aus ihnen. Andererseits aber über- 
steigert sie zugleich ihr individuelles Bewußtsein, das infolge der Unmöglichkeit in der Tätigkeit 
selbst die Befriedigung und das Sichausleben der Persönlichkeit zu finden, leer und abstrakt ge- 
worden ist, zu einem brutalen, habgierigen oder ehrsüchtigen. Egoismus.“ (85) 


Beide Formen zerreißen die Einheit des — im emphatischen Sinn — praktischen Pro- 
zesses, legen das Gewicht ausschließlich auf eine Seite und müssen deshalb der Ge- 
fahr der Erstarrung erliegen; während es in dem einen Fall nur darum zu gehen scheint, 
die äußeren Umstände zu verändern, ohne die Akteure selbst in diesen Prozeß einzu- 
beziehen, gerät im anderen Fall die eingreifende Tätigkeit aus dem Blickfeld, als gel- 
te es, nur die Selbstveränderung der Individuen zu betreiben. Die Einseitigkeit ver- 
hindert letztlich jede wirkliche Praxis, auch die scheinbar nur auf ein Teilziel redu- 
zierte: Halbheiten sind nicht möglich. 

Bezieht man nun diese Überlegungn auf die gegenwrätige Diskussion, so domi- 
niert z. Zt. die Gefahr objektivistischer Erstarrung; in der Kritik an den Verzerrungen 
früherer Bildungskonzeptionen wird das Kind mit dem Bade ausgeschüttet, verfällt 
man dem anderen Extrem und reproduziert in der abstrakten Negation nur diesel- 
be Schwächen. So stellt beispielsweise Gertrud Heinrich fest: 


79 ebd. 

80 ebd,, S. 338 

& ebd., 3. 339 

8 ebd., 8: 338 

83 ebd. 

84 ebd., S. 339 

85° ebd. S. 338 

86 Gertrud Heinrich, 2.2.0., S. 15 


„Pädagogische und psychologische Probleme standen im Mittelpunkt, inhaltliche Fragen traten 
in den Hintergrund.“ (86) 


Zugleich aber verschwindet bei ihr diese Dimension praktischer Tätigkeit zugunsten 
der zuvor vernachlässigten Inhalte und Ziele. Kollektive, solidarische Verhaltenswei- 
sen verkommen zum ‚Mittel zum Zweck‘, und ihre instrumentelle Geringschätzung 
wird damit begründet, daß es „eine Illusion (wäre) anzunehmen, daß kollektive Ar- 
beit an sich schon fortschrittliches Denken und Tun hervorruft“ (87). Indem nicht 
unterschieden werden kann zwischen solidarischer Praxis innerhalb der Arbeiterbe- 
wegung und dem Kasernenhauskollektivismus des Militärs oder nationalistischer 
Bünde (88), wird nicht nur dokumentiert, daß von dem, was Kapitalismus bedeutet, 
wenig verstanden worden ist, außerdem wird auch der Akzent unverkennbar auf das 
gelegt, was die Einzelnen im Kopf haben, ohne sich in ihrem Verhalten zueinander 
niederzuschlagen. 

Überdeutlich findet das seinen Ausdruck im Konzeptionsbeitrag des ÖTV-Be- 
zirksjugendausschusses Hessen: Der Anspruch an Forderungen, daß sie ‚die Kollegen 
ansprechen, aktivieren und mobilisieren‘ sollen, wie es noch im Leitfadenentwurf 
von 1972 formuliert war, wird grundsätzlich in Zweifel gezogen: 

„Dies als kombiniertes Kriterium gesetzt, wird jede Forderung beliebig und austauschbar. Hatten 
die Ausbildungsforderungen . .. . schon zufälligen Charakter so werden hier solche Forderungen 
herausgegriffen, die den genannten Kriterien entsprechen und weniger den tatsächlichen Not- 
wendigkeiten in der Berufsausbildung. Eine Forderung muß jedoch aus der Erkenntnis der Aus- 
bildungssituation ausreichend begründet werden; nur dadurch ist eine Forderung richtig. .... Mo- 


bilisierung als Selbstzweck ... . kann die Teilnehmer ins offene Messer treiben. Mobilisierung ist 
immer nur das letzte gewerkschaftliche Mittel, die Forderungen durchzusetzen.“ (89) 


Eindeutig besitzt hier die intellektuelle Erkenntnis in ‚gesellschaftliche Notwendig- 
keiten‘ Priorität; der instrumentelle Charakter der praktisch-tätigen Dimension wird 
unverkennbar herausgestrichen, ist allerdings bereits schon angelegt in der traditio- 
nellen Terminologie: ‚Mobilisierung‘. Verwunderlich ist deshalb auch nicht, wenn 
zwar das kämpferische Defizit beklagt wird, aber nichtsdestoweniger das Grundaxiom 
bestehen bieibt, die ‚Durchsetzungsformen‘ hätten sich an den ‚Inhalten‘ auszurich- 
ten; das ‚Wie‘ erscheint sekundär, ein bloßes Mittel, das selbst nicht auch ‚Inhalt‘ sein 
kann, und das ‚Was‘ seinerseits ist vom ‚Wie‘ gelöst, eine Sache außerhalb der Betei- 
ligten. Betrachtet man den Konzeptionsbeitrag des ÖTV-Bezirksjugendausschusses 
Nordrhein-Westfalen II, so zeigt sich in der Tat, daß Praxis verstanden wird als von 
Außen bestimmte und auch nach Außen gerichtete Reaktionsform ohne innere kom- 
munikative Vermittlungen (90). Oberstes Postulat ist zweifellos das harmonische 
Zusammenstehen der Lohnabhängigen; als Leitworte figurieren „Übereinklang“, „gu- 


87 ebd., S. 67; Zitat aus: DGB-Rahmenkonzeption, a.2.0., 8.106 

88 vgl. ebd. 

89 Protokoll der Konzeptionstagung vom 25.2. bis 1.3.1974 des ÖTV-Bezirksjugendausschus- 
ses Hessen, a.2.0., 8:36 £. 

90 vgl. den Beitrag des Bezirks NRW II, a.2.0., S. 70 ff. Besonders deutlich wird das im übri- 
gen im Zuammenhang des Wortgebrauchs ‚persönliches Engagement‘ (ebd., S. 72); um 
Druck nach außen ausüben zu können, bedarf es halt vieler Einzelner, die sich dafür ein- 
setzen. 
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te Zusammenarbeit‘ und „reibungslose Zusammenarbeit“ im Gegensatz zum „Ge- 
gen- oder Nebeneinanderwirken verschiedener Gruppen“ (91). Damit bleibt aber 
nicht nur die Diskussionsebene, wie selbst zugestanden wird, auf einem abstrakten 
Niveau und reicht nicht bis hinab zu den Problemen, mit denen sich die Teilnehmer 
wirklich auseinandersetzen müssen: 


„Diese Gemeinsamkeit bleibt aber abstrakt, wenn nicht gesehen wird, daß sich für die in den ver- 
schiedenen Bereichen Beschäftigten .... verschiedene Gruppen ... die Interessen immer als be- 
sondere Interessen stelien.“ (92) 


Neben der Tatsache, daß von der wirklichen Praxis kaum die Rede ist und also die 
Teilnehmer gerade in dieser zentralen Hinsicht scheinbar keine Unterstützung erwar- 
ten können (93), wird schließlich auch ignoriert, daß Gemeinsamkeit nur Ergebnis 
praktischer Anstrengung sein kann, daß man sich erst zusammenraufen muß, um ei- 
'ne Gemeinsamkeit herzustellen, die nicht hohl oder nur aufgepfropft ist, wobei aller- 
dings Konflikte und Reibungen unvermeidlich auftreten werden und entscheidend 
ins Gewicht fällt, wie man sich in derartigen Situationen verhält. Darüber wird kein 
Wort verloren, und mit dem Hinweis auf die unerläßliche Einigkeit werden kurzer- 
hand schon präventiv mögliche Reibungen negativ belebt; daß gerade in Konfliktsi- 
tuationen emanzipative Lernprozesse möglich werden, verschwindet hinter der ab- 
soluten Dominanz organisationsfunktionaler Erfordernisse (94). Es gilt, die Teilneh- 


9 ebd., S. 74 f. 

92  ebd,S.12 

93 So umfaßt, was symptomatisch zu nehmen ist, der dritte Lehrgangsteil zu den gewerk- 
schaftlichen Handlungsperspektiven nur ganze 10 Seiten von insgesamt 80 Seiten der 
Konzeption. 

94 Die politisch-gesellschaftliche Dimension der gegenwärtigen Diskussion klingt hier beson- 
ders deutlich an: Im Spannungsfeld von gewerkschaftlicher Einheit und gewerkschaftli- 
chem Kampf fällt nur allzuoft eine mehr oder weniger einseitige Entscheidung; der ver- 
stärkte äußere Druck dient in der Regel dazu, die Einheit zu beschwören, auch auf die 
Gefahr hin, damit kämpferische Ansätze gewerkschaftlicher Praxis, ohne die Einheit leer 
bliebe, zu unterlaufen. Vgl. dazu die ausgezeichnete Analyse von Hajo Funke, Christel 
Neusüß, Wirtschaftskrise und Krise der Gewerkschaftspolitik, in: Probleme des Klassen- 
kampfs, 5. Ig., Heft 19 - 21, Oktober 1975, S.171 - 204. 

Auch die verstärkt einsetzende Kritik an Oskar Negt verdankt sich nicht nur theoreti- 
schen Differenzen, sondern ist unverkennbar politisch vermittelt. Nicht nur der Zeitpunkt 
des geballten Auftretens solcher Kritiken deuten auf den oben berührten Zusammenhang, 
sondern auch die Stoßrichtung der vorgetragenen Argumentation, die in ihren Konturen 
schon früh treffend gekennzeichnet worden ist: „Die Reaktion des Apparats auf entwik- 
keltere Formen dieser Bildungsarbeit besteht heute in einer verstärkten Rückkehr zu tra- 
ditioneller Schulungsarbeit, Die Kritik aus den hauptamtlichen Funktionärskadern, eini- 
ger einflußreicher Betriebsräte und Arbeitsdirektorenan Konzept und Praxis der betriebs- 
nahen Bildungsarbeit hat dazu geführt, daß heute Lehrgänge, Referenten und ‚Teamer* 
stärker beaufsichtigt werden, standardisiertes Material den Lehrgängen zugrunde gelegt 
wird und jede Kritik an der Praxis der Organisation in den Lehrgängen unterbunden wer- 
den soll,“ (Eberhard Schmidt, Edgar Weick, Betriebsöffentlichkeit, Gewerkschaftsöffent- 
lichkeit, proletarische Öffentlichkeit, in: Politische Vierteljahresschrift, 16. Jg., 1975, 
Sonderheft 6, S. 476). Die Kritik an Negt wird immer wieder damit verbunden, das ab- 
strakte ‚Wollen der Organisation‘ zur Richtschnur werden zu lassen (vgl. Udo Achten, Ge- 
meinsam lernen, solidarisch handeln, a.a.O., S. 112 oder auch Gerhard Gerlach, a.a.O., S. 
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mer langsam aber sicher in die bestehende Struktur aufeinander abgestimmter Gre- 
mien einzuführen, dessen Funktionsfähigkeit bedingungslosen Vorrang zu haben 
scheint vor der Freisetzung praktischer Initiativen........... 


„Da die weitere Aktivität der Teilnehmer angestrebt wird, genügt es nicht, nur die erkannten 
Probleme einem Gremium zuzuordnen. Es muß bereits auf dem Seminar erreicht werden, eine 
Handlungsperspektive für die Zeit nach dem Seminar zu entwickeln, also eine konkrete Planung. 
Dabei ist natürlich ausgesprochen vorsichtig zu verfahren, wenn die Teilnehmer später in einem 
Gremium mitarbeiten sollen. Es muß verhindert werden,daß die Teilnehmer völlig andere Per- 
spektiven entwickeln, als das entsprechende Gremium sie zur Zeit hat und es zu einer Zweiglei- 
sigkeit der Arbeit kommt.“ (95) 


Über einen Appell an die intellektuelle Einsicht der Teilnehmer vermag die Konzep- 
tion nicht hinauszukommen (96). Die Schwierigkeiten realer Konfliktaustragung 
werden umgangen, indem einfach gefordert wird, sich einzufinden in ein geordnetes 
Netz feststehender Verkehrsformen und Institutionen; die Tätigkeit wird kurzerhand 
zum Amt, das verbindlich definiert ist. 

Fremd, ja utopisch klingt demgegnüber das, was Georg Lukacs als eine Konse- 
quenz seiner theoretischen Überlegungen ansieht: 


„Jede menschliche Beziehung also, die mit dieser Struktur, mit der Abstraktion von der Gesamt- 
persönlichkeit des Menschen, mit seiner Subsumierung unter einem abstrakten Gesichtspunkt 
bricht, ist ein Schritt in der Richtung des Durchbrechens dieser Verdinglichung des menschlichen 
Bewußtseins. So ein Schritt jedoch setzt den tätigen Einsatz der Gesamtpersönlichkeit voraus.“ 
(7) 


Und den z. T. allergischen Abwehrreaktionen gegenüber gruppendynamischen Refle- 


173 ff.). Als Schlüsselbegriff wird stets eine „stärkere Planung und Systematisierung der 
Bildungsprogramme (einschließlich der Methoden)“ (Norbert Trautwein, a.a.O., S. 34) 
befürwortet; die Rede ist von „Vereinheitlichung“ (ebd., S. 40) und „Effektivierung der 
Bildungsarbeit für die gewerkschaftliche Politik“ (ebd., S. 41), wiewohl zugleich „‚von ei- 
ner gewissen Entpolitisierung . . . gesprochen werden“ (ebd.) kann. In schöner Offenheit 
wird schließlich formuliert: „Der Begriff von Praxis, an die Bildungsarbeit heranzuführen 
und die sie zu unterstützen habe, erweitert sich von der Betriebspraxis zur Gewerkschafts- 
praxis, zur Praxis der Organisation.“ (ebd., S. 39) 

95 Beitrag des Bezirks NRW II, a.a.0., S. 75 
Es muß aber auf jeden Fall festgehalten werden, daß im Unterschied zum Konzeptions- 
beitrag des ÖTV-Bezirksjugendausschusses Hessen, der die Gewerkschaft zu einem einfa- 
chen Interessensvertretungsorgan macht ohne einen wesentlichen Unterschied zu anderen 
‚pressure groups‘, hier die Gewerkschaft wieder in ihre alten Rechte eingesetzt wird; die 
innergewerkschaftliche Kritik macht das sehr deutlich: gerade um der Gefahr zu entgehen, 
daß wesentliche Essentials gewerkschaftlichen Selbstverständnisses preisgegeben werden, 
wird der Beitrag aus Hessen z. T. heftig angegriffen. So erklärt sich z. B. auch der Tenor 
eines Papiers, das mit dem Satz schließt: „Wer aber lediglich gebannt auf die Entwicklung 
der Arbeitgeberinteressen starrt, ...der betreibt keine verbindliche Gewerkschaftspolitik, 
vertritt Positionen, die der Gewerkschaftsbewegung fremd sind.“ (Probleme gewerkschaft- 
licher Jugendarbeit. Zu den Positionen der ÖTV-Jugend in Hessen. Ergebnisse der Arbeits- 
tagung am 1./2. November (1975) in Höchst/Odw. des ÖTV-Kreisjugendausschusses Of- 
fenbach am Main) 

96 vgl. den Beitrag des Bezirks NRW II, a.a.0., S. 61 ff., wo die Einsicht in den Haupde: 
spruch‘ die Probleme bereits zu klären scheint bzw. durch die Formulierung gemeinsa- 
mer Forderungen gelöst werden. 

97 Georg Lukacs, Methodisches zur Organisationsfrage, a.a.0., S. 322 
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xionen sei zu guter Letzt entgegnet: 


„Welche Formen der Veıständigung.. . . wir im mikrosozialen Beziehungsfeld wählen, drückt ru- 
dimentär aus, für welche makrosozialen Charakteristiken wir uns einsetzen wollen. Wenn sich 
politische Zukunftsvorstellungen aber immer auch schon in den Verkehrsformen ausdrücken, in 
denen wir sie zu vermitteln bzw. durchzusetzen versuchen, dann wird auch für die politische Be- 
wußtseinsbildung eine zentrale Frage sein müssen, wie die Einstellungen, die als Lernziel ange- 
strebt werden, kommunikativ vermittelt wurden, könnte es doch sonst sein, daß die Vermitt- 
lungsformen dem Lernenden eine andere politische Botschaft zukommen ließen als in den be- 
handelten Themen angesprochen wurde.“ (98) 


Me-ti lehrte: Umwälzungen finden in Sackgassen statt. 
(Bertolt Brecht, Me-ti. Buch der Wendungen) 


Noch immer kann män die hier behandelte Problematik auf die leichte Schulter neh- 
men und sie für ein bloß didaktisches Streitobjekt ansehen, das — für welche ‚Form‘ 
man sich auch entscheiden mag — in jedem Fall den ‚Inhalt‘ unberührt läßt. Daß al- 
lerdings im Gegenteil auch gewichtige inhaltliche Fragen aufgeworfen sind, gerade 
weil sie mit den Formen vermittelt sind und davon überhaupt nicht abgespalten wer- 
den können, hat bereits Gerog Lukacs angesprochen, indem er bürgerliche Verkehrs- 
formen damit in Zusammenhang brachte, daß die so Organisierten „im objektiven 
geschichtlichen Sinne nicht aktiv sind, da ihre scheinbare Aktivität nur ein Reflex ih- 
res fatalistischen Getragenseins von unbegriffenen geschichtlichen Mächten sein 
kann“ (99). Sicherlich wird dieser Einwand zunächst mit aller Entschiedenheit zu- 
rückgewiesen werden. Mit welcher Berechtigung könne man überhaupt von nur 
‚scheinbarer Aktivität‘ sprechen? Wie kann man sich anmaßen, über die ins Auge ge- 
faßten Aktivitäten ein derart schonungsloses Urteil zu fällen? Wo läßt sich denn ei- 
gentlich die Behauptung nachweisen, es würde ein ‚fatalistisches Getragensein‘ unter- 
stellt sein? 

Erste Hinweise gibt bereits die politische Stoßrichtung, mit der nun das exem- 
plarische Prinzip formuliert wurde. Dabei ist weniger auf Oskar Negt zu rekurrieren, 
als vielmehr wiederum auf Georg Lukacs, der in seinem Aufsatz „Zur Frage der Bil- 
dungsarbeit‘‘ (100) wesentliche Grundgedanken schon vorweggenommen hat, zu- 
gleich aber auch den tieferen Sinn besonders deutlich hervorhebt. So geht er zunächst 
davon aus, daß sich eine Konzeptionsdiskussion „nur um die Vorherrschaft der Me- 
thode, nicht um die Priorität der Stoffgebiete drehen (kann)“ (101). 


98 Christian Rittelmeyer, Gerd Wartenberg, a.a.O., S. 112. 
Es scheint notwendig, noch einmal zu betonen, daß es sich nicht darum handeln kann, 
die politisch-kommunikativen Lernziele gleichzeitig auch zum Lehrgangsthema zu ma- 
chen (vgl. ebd., S. 120 £.) 

99 Georg Lukacs, Methodisches zur Organisationsfrage, a.a.O., 5. 321 

100 ders, Zur Frage der Bildungsarbeit (März 1921), in: ders., Revolution und Gegenrevolu- 
tion. Politische Aufsätze II 1920 - 1921, Darmstadt und Neuwied 1976, S. 233 - 238 

101  ebd., S. 233 
Im Kurzschluß sollte allerdings Methode nicht im gängigen Wortsinn verstanden werden 
als Erkenntnismittel, das Erkenntnis erst mögich macht; vielmehr kann darunter das ver- 
standen werden, was Oskar Negt ‚soziologische Denkweise‘ nennt. 
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„Eben weil wir heute unfähig sind, das ganze Inhaltsgebiet des Erkennbaren mit unserer Metho- 
de durchzuarbeiten, müssen wir wenigstens die Methode selbst in den Mittelpunkt der Bildungs- 
arbeit stellen.“ (102) 


Diese Methode ist „eine historische“ (103) und zielt auf „die Erkenntnis des Gan- 
zen und des Ganzen als Prozeß“ (104). Besondere Bedeutung gewinnt diese Argu- 
metation aber erst, weil sie gerichtet ist gegen das „Eindringen bürgerlicher ‚Wissen- 
schaftlichkeit‘ in den historischen Materialismus“ (105). Sie stellt sich damit einer 
Tendenz entgegen, die Lukacs so skizziert: 

„eine Weltanschauung des ökonomischen Fatalismus griff um sich und ließ die Vorstellung der 
Entstehung einer radikal neuen Gesellschaftsordnung, einer revolutionären Umwälzung als et- 
was Abenteuerliches, ‚Unwissenschaftliches‘, ja Unmarxistisches erscheinen.“ (106) 

Kernstück dieser Tendenz ist die Annahme, naturwissenschaftliche Erkenntnis sei 
der Idealtypus der Erkenntnis, und, daß es sich dabei keineswegs nur um einen Streit 
um des Kaisers Bart handelt, zeigt schließlich die gesellschaftliche Formbestimmt- 
heit der Naturwissenschaften. 

„Die Naturwissenschaften haben für die bürgerliche Gesellschaft nicht nur die — kapitalistische 
— Rationalisierung der Produktion usw. ermöglicht, ihre Methode war für sie eine vortreffliche 


ideologische Waffe im Kampfe sowohl gegen den absterbenden Feudalismus wie gegen das auf- 
strebende Proletariat.‘“ (107) 


Insbesondere die „neue Autorität‘ (108) der kapitalistischen Produktionsweise, näm- 
lich das Naturgesetz, verdeutlicht diesen Zusammenhang: es scheint, „als ob die un- 
persönliche, ‚naturgesetzlich‘ wirkende kapitalistische Produktionsordnung den ‚ewi- 
gen’ Gesetzen der menschlichen Vernunft entsprechend, von ınenschlichen Willens- 
setzungen unabhängig, durch menschliche Anstrengungen unzerstörbar: als ob sie 
eine zweite Natur wäre‘ (109). 

Ein Blick auf Positionen, wie sie heute noch vertreten werden, belegt nun, daß, 
so selbstverständlich der Lukacssche Beitrag zunächst auch klingen mag, seine Impli- 
kationen keineswegs geteilt werden, sondern im Gegenteil genau dieser Lukacsschen 
Kritik verfallen. Anschaulich demonstrieren läßt sich diese These bereits bei Hilde 
Reisig, deren Buch neuerdings von Lutz von Werder, ausgestattet mit übersch wengli- 
chem Lob, wieder in die Diskussion gebracht worden ist (110). So schreibt sie unmiß- 
verständlich: 


„Hinter den politischen Machtkämpfen spielt sich die entscheidende proletarische Revolutionie- 
rung der Gesellschaft ab, nämlich auf der Ebene der technisch-ökonomisch bedingten Produk- 
:tionsverhältnisse. Dort liegt die revolutionäre Dynamik, dort die geschichtliche Kontinuität. 
Dort wird die Revolution nicht von den Menschen ‚gemacht‘, sondern nur getragen; ‚gemacht‘ 
wird sie von der in den Produktionsverhältnissen gründenden Dialektik.“ (111) 


102  ebd., 8. 237 
103  ebd., S. 235 
104  ebd,, S. 236 
105  ebd., S. 235 


106 ebd. 
107  ebd.,$. 234 
108 ebd. 


109 ebd., S. 234 £, 
110 vgl. Hilde Reisig, Der politische Sinn der Arbeiterbildung (Phil. Diss. Leipzig 1932), Mit 
einem Vorwort von Lutz von Werder, Westberlin 1975 
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Die Hypostasierung geschichtlicher Entwicklung läßt bei ihr an Deutlichkeit nichts 
zu wünschen übrig; sie ist „ein zwangsläufiger Prozeß im Bereich des Materiellen“ 
(112), sodaß gesellschaftliche Praxis „nicht primär unter einer humanen Idee der 
Befreiung des Proletariats, sondern unter dem Zeichen des Vollzugs erkannter ge- 
schichtlicher Notwendigkeiten“ (113) stehen muß, also nur das durchführen kann, 
„was die Geschichte mit dem Proletariat im Sinn hat“ (114). Virtuose gesellschaftli- 
cher Prozesse ist der ‚Wille der Geschichte‘, und „das Material der proletarischen Re- 
volution“ (115), die klassenbewußte Arbeiterschaft nämlich, vermag nur die gesetz- 
ten Imperative zu exekutieren, oder anders ausgedrückt: 

„Was die Kommunisten, obwohl ihr persönliches Proletariersein prinzipiell unwichtig ist, zu 
wirklichen Repräsentanten des Proletariats macht, ist: daß sie sich lediglich als ausführende Or- 


gane der in der Dialektik der Produktionsverhältnisse begründeten Entwicklung der Gesellschaft 
auffassen.‘‘ (116) 


Die Arbeiterschaft hat also in dem Plan, der bereits objektiv „vorgezeichnet“ (117) 
ist, eine bestimmte Stelle auszufüllen, die ihr „von vornherein zugewiesen“ (118) ist. 
Um aber angemessen reagieren zu können, muß man zunächst wissen, wohin die ge- 
sellschaftlichen Bewegungsgesetze deuten. 

„Die Einsicht wählt nicht die Ziele, sie kann sie nur aufzeigen. Die Leistung der Einsicht ist, Art 
und Beschaffenheit der vorhandenen wirkenden Kräfte und Gesetz und Richtung ihrer Wirkung 
zu entdecken.“ (119) 

Insofern unterscheiden sich Kommunisten von gewöhnlichen Arbeitern nur ‚im Grad 
der intellektuellen Entwicklung“ (120), wobei die Erkenntnis ‚‚nur rational, nicht 
gefühlsmäßig, nur als objektives Gesetz... .. erfaßt werden“ (121) kann. Da es sich 
allgemein darum drehen muß, ‚„‚die aus den vorhandenen Wirkungskräften sich erge- 
bende Wirkung handelnd zu erreichen“ (122), ist es schließlich unerläßlich, „‚das 
Proletariat auf sein wahres Interesse und seinen wahren Gegner hinlenken“ (123) zu 
müssen. Der eherne Gang der Geschichte bedarf der wissenschaftlichen Erkenntnis 
und ist als intellektuelle Einsicht an die Arbeiterschaft weiterzuvermitteln, wil sie 
letztlich „in die richtige Bahn lenken“ (124). Die Arbeiterschaft selbst wird damit 
allerdings zugleich reduziert auf bloß „Energie“ (125) oder „‚Energiegeladenheit“ 


111 ebd.,S.44 


112 ebd, S.49 
113 ebd., S.51 
114 ebd. 

115 ebd.,S.49 
116 ebd. S:51 
117 ebd. S:45 
118 ebd. 

119  ebd.,S. 54 
120 ebd, S.51 
121 ebd.,S.47 
122 ebd.,S.54 
123 ebd.,S.47 


124 ebd., 5.49 
125 ebd,S.46 
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(126), die es ‚in revolutionäre Aktivität umzuwandeln“ (127) gilt. 


„Die Bildung erreicht das, indem sie Kräfte auslöst. Sie schafft keine revolutionäre Energie, sie 
versetzt vielmehr die mit der Interessenlage des Proletariats mitgegebene Energie mit dem Fer- 
ment der theoretischen Einsicht, ... sie muß Kräfte auslösen, und zwar muß sie diese durch den 
Filter der theoretischen Einsicht schicken, um ihnen die nötige Sättigung und Spannkraft zu ge- 
ben.‘ (128) 


Nicht zuletzt deshalb wendet sich Bildungsarbeit nicht an den ganzen Menschen, ob- 
wohl trotzdem auch die „unproletarischen oder indifferenten Seiten mit erfaßt und 
gebunden werden“ (129) müssen, denn: 

„Die politische Bildung des Proletariats, hier mit der Aufgabe betraut, die einzelnen Proletarier 
an ihrem unmittelbar lebendigen Interesse zu packen, muß vieles als Mittel zum Zweck in Kauf 
nehmen. Die ‚allgemeine Bildung‘, die ‚gesellige Unterhaltung‘ sind nicht Elemente der für ein 
geschichtlich existentes Proletariat nötigen Bildung, sie gehören gar nicht eigentlich zur Bildung 
des Proletariers‘” (130) 


Zusammenfassen wird schließlich konstatiert: 


„Das historische Geschehen ist ein Geschehen an den Menschen, geschieht also mit ihnen und 
durch sie. Bildung wird jedesmal an der Stelle eingesetzt, wo die Menschen zu den entscheiden- 
den Stücken des zwangsläufigen Getriebes werden.“ (131) 


Wenn Reisig selbst diese Theorie als eine „Art Technologie der Revolution‘ (132) 
kennzeichnet, dann zieht sie nur die letzte Konsequenz aus ihren Überlegungen und 
verweist zugleich, ohne aber die Tragweite bedenken zu können, auf einen grundle- 
genden Zusammenhang: die von ihr dargestellte Theorie gesellschaftlichen Wandels 
entnimmt nämlich ihre Kategorien dem kapitalistisch formbestimmten Arbeitspro- 
zeß, oder anders formuliert, sie sind dem automatischen System der Maschinerie 
nachgebildet und reproduzieren nur die Bestimmungen, die auch dem seiner stoffli- 
chen Gestalt nach kapitaladäquaten Arbeitsmittel eigen sind, sodaß der gesellschaft- 
lihe Wandel begriffen wird als ein ins Riesenhafte aufgeblähtes, automatisches Ma- 
schinensystem (133). Technologie erscheint darin „‚den ‚ewigen‘Gesetzen der mensch- 
lichen Vernunft entsprechend“ (134) und gibt darüberhinaus den Garanten ab für 
die gesellschaftliche Weiterentwicklung bzw. in den Worten Hilde Reisigs: 


„Dort liegt die revolutionäre Dynamik, dort die geschichtliche Kontinuität.“ (135) 


Im Schlüsselbegriff des ‚Fortschritts‘ enthüllt sich noch die kapitalistische Erbschaft: 

Die Menschen sind involviert in das gesellschaftliche ‚Getriebe‘ und tragen zu seiner 

126 ebd., S. 64 

127 cebd., 8.58 

128 ebd,S.58f. 

129 ebd., S. 64 

130 ebd. 

131 ebd, S. 65 

132 ebd. S. 55 

133 In seiner Diplomarbeit hat der Verfasser diesen Zusammenhang exemplarisch aufzuwei- 
sen versucht: Die Denkformen in der politischen Theorie Karl Kautsky’s. Die Bestimmun- 
gen des automatischen Systems der Maschinerie als Kategorien politischer Theoriebildung, 
Marburg/Lahn 1976. Was hier nur angedeutet werden kann, ist dort detaillierter entfaltet. 

134 Georg Lukacs, Zur Frage der Bildungsarbeit, a.a.O., S. 234 

135 Hilde Reisig, a.a.O., S. 44 
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stetigen Funktionsfähigkeit bei; geschichtliche Entwicklung verkommt dabei zum 
leeren, tautologischen Funktionsablauf, dessen qualitätstose Bewegung entlang einer 
bloß seriellen, verräumlichten Zeit fortschreitet (136). Nicht zufällig sieht sich z. B. 
Edgar Weick genötigt zu betonen: 

„Der Kapitalismus ist... mehr als nur Kapitalverwertungsprozeß, er ist... auch permanente 
Selbstbehauptung der Arbeiterklasse, ist Integration und Desintegration der Arbeiterklasse in 
das kapitalistische System, er ist Erfolg und Niederlage im Klassenkampf, ist ständige Begrün- 
dung der Organisation der Arbeiterbewegung in diesem Kampf zur Erhaltung der Arbeits und 
Lebensbedingungen und zur Veränderung der Verhältnisse, unter denen der Arbeiter zur Selbst- 
behauptung gezwungen ist.“ (137) 


So wie auf der einen Seite in den konzeptionellen Entwürfen kein Platz ist für ein 
solches Geschichtsbewußtsein, so wird auf der anderen Seite alles eingeebnet, was 
quer steht zur linear gedachten, gesellschaftlichen Entwicklungslinie. Aber ganz ab- 
gesehen davon, daß an den gesellschaftlichen ‚Notwendigkeiten‘ nicht zu rütteln ist, 
besteht auch nicht der geringste Anlaß dazu. Es genügt fortzuschreiben, was sich be- 
reits bestimmend durchgesetzt hat, denn damit ist schließlich auch der eigenen Sache 
am besten gedient. 

Insbesondere daran, wie die Tendenzen der zukünftigen Qualifikationsentwick- 
lung eingeschätzt werden, läßt sich zeigen, in welchem Ausmaß ein objektivistischer 
Fortschrittsfetisch mitsamt seinen weitgestreuten Implikationen Platz gegriffen hat. 
Bis auf eine rühmliche, jedoch nahezu totgeschwiegene Ausnahme (138) und im Ge- 
gensatz zu einschlägigen wissenschaftlichen Untersuchungen (139) wird allgemein 
als eine Selbstverständlichkeit angenommen, daß die weitere gesellschaftliche Ent- 
wiklung zwangsläufig eine Höherqualifizierung der Lohnabhängigen erforderlich 
mache. 

Ausgesprochen deutlich wird im Beitrag des Bezirks Hessen formuliert: 


„Verallgemeinernd ist folgendes festzuahlten: Die sichtbare Arbeit, d. h. das, was der ‚Zuschau- 
er‘, der Auszubildende, beim Sachbearbeiter sieht, z. B. Schlüsselzahlen eintragen, Berechnun- 
gen vornehmen, Bescheide schreiben, ist enorm vereinfacht worden und nimmt ab. Handwerkli- 
ches Geschick wird somit immer weniger gefragt werden. Die vorbereitenden, überwachenden 
und entscheidenden Tätigkeiten nehmen immer mehr zu und werden Hauptbestandteil der Ar- 
beit. Etwas verallgemeinert kann man sagen, daß die menschliche Arbeit immer weniger die ist, 
die handwerkliches Geschick, manuelle Fertigkeiten bzw. schematisches Denken erfordert, son- 


136 vgl. dazu Georg Christoph Tholen, Technischer Fortschritt als Gewalt und Ideologie. Zur 
Kritik systemtheoretischer Bildungsplanung, mit einem Vorwort von Hans-Dieter Bahr, 
Gießen 1975. 

137 Edgar Weick, Exemplarisches Lernen und politisches Handeln in der Arbeiterbildung, in: 
Hessische Blätter für Volksbildung, Jg. 1973, Heft 2, S. 107 - 117, hier S. 113 

138 Damit ist der Beitrag des Berliner Bezirksjugendausschusses gemeint (a.a.O.). Er stellt 
den bei weitem besten der vorliegenden Entwürfe dar und stellt gerade in der Bestimmung 
der Qualifikationstendenzen alles andere in den Schatten, sodaß es verwundert, wenn ihn 
Gerstung u.a. (a.a.0., S. 192) kurzerhand übergehen. 

139  Verwiesen sei insbesondere auf: Gero Lenhardt, Berufliche Weiterbildung und Arbeitstei- 
lung in der Industrieproduktion, Frankfurt/Main 1974 und Friedrich Gerstenberger, Pro- 
duktion und Qualifikation. Technisch-organisatorischer Wandel und die Veränderung 
der Qualifikationsanforderungen, in: Leviathan. Zeitschrift für Sozialwissenschaft, Jg. 
1975, Heft 2, S. 251 - 279 
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dern die, die den Arbeitsprozeß vorzubereiten, zu überwachen und zu regulieren hat. Damit wird 
der Anteil der geistigen, also der eigentlich menschlichen Arbeit immer höher.“ (140) 


Auf den weiteren Gang der Entwicklung kann man demzufolge bedenkenlos vertrau- 
en, zumal eine mit Dequalifikation verbundene Polarisierung der Arbeitskräfte ‚nur 
in der Übergangsphase zu einer integrierten Datenverarbeitung‘ (141) anzutreffen 
sein wird. Sowohl allgemein als auch gerade perspektivisch bedeutet die verstärkt 
einsetzende Rationalisierung gesellschaftlichen ‚Fortschritts‘ und für den Einzelnen, 
was ihn mit der ‚„‚Weiterentwicklung der Gesellschaft‘ (142) versöhnt, vermehrt Ak- 
tivität, Initiative, Selbstverwirklichung in und durch die Arbeit. Aber ganz abgese- 
hen davon, daß die prognostierbare Arbeitsplatzentwicklung eine allgemeine Höher- 
qualifizierung notwendig machen wird und also die Gewerkschaft mit ihrem bil- 
dungspolitischen Programm „entscheidend die gesellschaftliche Entwicklung voran 
(treibt)‘‘ (143), ist auch jeder Widerstandsversuch gegen den ‚Strom der Zeit‘ schon 
deshalb sinnlos, weil er gesellschaftliche ‚Notwendigkeiten‘ zum Ausdruck bringt, 
denen man sich niemals entziehen kann. Es handelt sich um, wenn auch mit z. T. 
marxistischen Worten drapierte, rein technologische Anforderungen der ‚modernen 
Industriegesellschaft‘, denen Rechnung zu tragen ist, will man sich nicht in antiquier- 
ter oder irrationaler Manier dem gesellschaftlichen ‚Fortschritt‘ verweigern. 


„Diese Forderungen setzen sich nicht automatisch durch. Deshalb ist es erforderlich, daß die Ge- 
werkschaften sie durchsetzen, notfalls erkämpfen.“ (144) 


Oder anders herum formuliert: Die praktischen Anstrengungen der Gewerkschaft 
„sind beschränkt durch den Platz, der ihr von der Gesellschaft in der Gesellschaft 
zukommt“ (145). Sie ist nicht vielmehr als ein wichtiges Rädchen im gesellschaftli- 
chen Getriebe und hat darin zu funktionieren: 


„Wenn die Kollegen annehmen, mit der Gewerkschaft alles durchsetzen zu können, müssen sie 
zwangsläufig scheitern... . Mehr noch: Kollegen, die diese Illusion von ihrer Gewerkschaft ha- 
ben, werden früher oder später von der Gewerkschaft enttäuscht sein. Was dann herauskommt, 
ist oftmals ein der Gewerkschaft abträgliches Verhalten. Die Gewerkschaft ist also nicht Ausdruck 
der kollektiven Macht der Lohnabhängigen, sondern sie ist der Zusammenschluß zu bestimmten 
Zielen ihrer Interessenvertretung.‘‘ (146) 


140  Protokoli der Konzeptionstagung vom 25.2. bis 1.3.1974 des ÖTV-Bezirksjugendausschus- 
ses Hessen, a.a.O., S. 12 f. Die angeführten Beispiele (ebd., S. 9 ff.) können im übrigen 
zur Begründung kaum herangezogen werden, wie auch unklar bleibt, wie zugleich „‚Geset- 
ze schematisiert“ (ebd., S. 7) werden und doch „schematisches Denken“ (ebd., S. 13) ab- 
nimmt. 

141 ebd. S.14 

142 ebd. S.7 und S. 22 

143  ebd., 8. 22 

144 ebd.,S.21 
Die Konzeption könnte man als ‚systemtheoretisch‘ kennzeichnen. Dazu paßt auch, daß 
der ‚grundlegende Widerspruch unserer Gesellschaft‘ festgemacht wird an der Unstimmig- 
keit von kurzfristigen Interessen und langfristigen Imperativen (ebd., S. 29 f.), wobei der 
Staat letzteren dient und das Ganze repräsentiert, das er auch aufgrund seiner Macht (vgl. 
z. B. ebd., S. 42) zusammenhalten kann. 

145 ebd.,S.42 

146 ebd. 
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An dieser Stelle spätestens scheint der Bogen überspannt und die gewerkschaftliche 
Selbstbehauptung gefährdet. Nicht zufällig setzt die Kritik gerade hier ein; auch der 
Beitrag des ÖTV-Bezirksjugendausschusses Nordrhein-Westfalen II z. B. kann sich 
diesen Konsequenzen nicht anschließen, und an ihm läßt sich zeigen, wie sich zwar 
die Akzente verschieben, aber trotzdem an den grundsätzlichen theoretischen Koor- 
dinaten nichts ändert, wie das systemtheoretische durch ein konflitktheoretisches 
Modell gesellschaftlichen Fortschritts nur ausgetauscht wird. 

Zunächst wird auch im Beitrag aus Nordrhein-Westfalen versichert, daß „für 
das Kapital und den Staat als langfristiges Verwertungsinteresse hochqualifizierte Ar- 
beitskräfte eine Notwendigkeit darstellen“ (147). Auch hier ist die Fortschrittsgläu- 
bigkeit unverkennbar: 

„Mehr und mehr werden sich in Zukunft die alten Qualifikationsmerkmale Erfahrung, Geschick- 
lichkeit etc. verlagern müssen in Richtung auf Fähigkeiten, die auf modernen wissenschaftlichen 
Erkenntnissen fußen. Einfache monotone Wiederholungsarbeiter oder körperlich schwere Arbei- 


ten fallen weg, neue Berufstypen entstehen, wie beispielsweise neuartiges Steuerpersonal, Repa- 
ratur- und Instandsetzungspersonal, ingenieurtechnisches und wissenschaftliches Personal.‘ (148) 


Allgemein wird festgestellt: 


„Die Erhöhung des gesellschaftlichen Durchschnittsniveaus der Qualifikation setzt sich zur Zeit 
gleichzeitig mit einer Auseinanderentwicklung der verschiedenen Qualifikationsstufen durch, 
d. h. Polarisierung der Qualifkation auf einem höheren Gesamtniveau. Das bedeutet eine Erhö- 
hung der Qualifikation für aile, insbesondere theoretisch.‘ (149) 


Diese Entwicklung verläuft keineswegs linear oder gar automatisch. Die gegenwärti- 
ge „Misere der Berufsausbildung in der BRD“ (150) verweist vielmehr auf ‚zwei We- 
sensmerkmale unserer Gesellschaftsordnung“ (151), die stets notwendigen Verbesse- 
rungen Steine in den Weg legen werden: nämlich einmal die Anarchie gesellschaftli- 
cher Produktion und zum anderen das „‚Kostenminimierungsdenken“ (152) oder all- 
gemeiner die „Profit- und Kostenminimierungsinteressen von Unternehmer und 
Staat“ (153) mit der Konsequenz, „daß für den einzelnen Arbeitsplatz Vorhersagen 
über die Entwicklung nicht gemacht werden können, ohne die Kosten-/Profitentwick- 
lung mit zu berücksichtigen“ (154). Außerdem kann auch die sich chronifizierende 
Arbeitslosigkeit und insbesondere Jugendarbeitslosigkeit bei derartigen Überlegun- 
gen nicht übergangen werden; sie bedarf der Erklärung und bekräftigt noch einmal 
die allgemeine Feststellung, „daß in unserer Gesellschaft nicht planmäßig ausgebil- 
det wird“ (155). 


147 Beitrag des Bezirks NRWII, a.a.0, 8.5 


148 ebd. S.4 
149  ebd., S. 28£. 
150 ebd. 8.5 
151 ebd. 

152 ebd. 

153 ebd., 8.7 
154  ebd., S. 31 
155 ebd. 


Zur Arbeitslosigkeit wird vermerkt: „Die Statistiken zeigen, daß davon insbesondere ‚un- 
gelernte‘ Arbeitskräfte betroffen sind, auf der anderen Seite aber hochqualifizierte Ar- 
beitskräfte z. T. noch gesucht werden.“ (ebd.) Der damit gesetzte Akzent greift jedoch 
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Damit rückt der Begriff eines grundlegenden, gesellschaftlichen Antagonismus 


in den Mittelpunkt und verdrängt systemtheoretische Ganzheitsbegriffe, denn gerade 
das Allgemeine wird mit Anarchie gekennzeichnet. 


„Ohne die Erkenntnis des Klassencharakters dieser Gesellschaft und Funktion, die den Staat als 
Stabilisator dieses Herrschaftssystem zukommt, führt gewerkschaftliche Interessenvertretung 
leicht in die Sackgasse des Zurückweichens vor ‚gesamtgesellschaftlichen Notwendigkeiten‘.‘“ 


(157) 


Noch im Verständnis gesellschaftlicher Hintergründe (158) offenbart sich der beson- 


156 
157 
158 


fehl; es drängt sich nämlich der Eindruck auf, als wären Bildungsdefizite verantwortlich 
zu machen für die Arbeitslosigkeit einzelner. Die Problematik wird tendenziell individua- 
lisiert: „Die private, individuelle Lösungsmöglichkeit erscheint den Kollegen dabei jedoch 
viel sinnlicher und durchsetzbarer als die gewerkschaftliche Durchsetzung der Interessen 
an Qualifikation für alle.“ (ebd., S. 39) Die unterstellte Annahme über den Zusammen- 
hang von beruflicher Qualifikation und Arbeitslosigkeit ist selbst einer Kritik zu unter- 
ziehen; vgl. dazu Gero Lenhardt, Berufliche Qualifikation und Arbeitslosigkeit, in: Levia- 
than, Jg. 1975, Heft 3, S. 370 - 391, der u. a, feststellt: „Daß mangelhafte individuelle 
Leistungstüchtigkeit zum Verlust des Arbeitsplatzes beiträgt, ist eine Vorstellung, die den 
Verdacht weckt, daß gesellschaftliche Phänomene nach dem Muster der Leistungsideolo- 
gie erklärt werden.‘ (ebd., S. 374) Seine Kritik an der ‚These vom qualifikationsbbeding- 
ten Risiko des Arbeitsplatzverlustes‘ faßt er schließlich so zusammen: ‚‚Die Annahme, 
daß berufliche Ausbildung eine wichtige Determinante des Beschäftigungsrisikos sei, läßt 
sich also mit dem statistischen Zusammenhang zwischen Arbeitslosigkeit und beruflicher 
Ausbildung nicht belegen. Sie enthält widersprüchliche Implikationen und widerspricht 
so vielen empirischen Untersuchungen, daß es naheliegt, nach einer anderen Erklärung 
für das größere Beschäftigungsrisiko der weniger qualifizierten Arbeitskräfte zu suchen.“ 
(ebd., S. 377) Vgl. im übrigen auch: ders., Jugendarbeitslosigkeit und Berufsbildungspoli- 
tik, in: ebd., Heft 4, $. 594 - 607, wo ebenfalls der These von der Arbeitslosigkeit als ei- 
nem Qualifikationsproblem grundsätzlich widersprochen wird. Seine Ausführungen sind 
keineswegs auf einhellige Zustimmung gestoßen (vgl. Eckart Hildebrandt, Wie entsteht . 
denn nun Arbeitslosigkeit in der BRD?, in: ebd., Jg. 1976, Heft 1, S. 130 ff., Gero Len- 
hardt, Replik auf die Anmerkungen von E. Hildebrandt, in: ebd., S. 134 ff. sowie Rainer 
Dombois, Massenentlassungen bei VW: Individualisierung der Krise, in: ebd., Heft 4, S. 
432 ff., hier insb. S. 450 f£.). Aber wie auch immer man den allgemeinen Zusammenhang 
von Qualifikationen und Arbeitslosigkeit bestimmen mag, daran, daß Arbeiterjugendliche 
und jüngere Erwerbstätige besonderen Mechanismen unterworfen sind, die Qualifikations- 
merkmale in den Hintergrund treten lassen, scheint kein Zweifel zu bestehen. Das doku- 
mentieren nicht nur die ansteigenden Nicht-Übeinalımen nach Beendigung der Ausbil- 
dung: Dombois selbst zeigt auf, daß neben Ausländern und Frauen insbesondere jüngere 
Arbeiter von Entlassungen schwerpunktmäßig getroffen werden, was ihmzufolge resul- 
tiert „sowohl aus den arbeitsorganisatorisch institutionalisierten Handlungszwängen und 
Interessen der Vorgesetzten, disponible und disziplinierte ‚Stammarbeiter‘ nach Möglich- 
keit zu halten, als auch aus den spezifischen Legitimationsproblemen des Betriebsrats“ 
(a.a.0., S. 459) 

Beitrag des Bezirks NRW II, a.a.O., S. 9 

ebd., S.7 

vgl. ebd., S. 42 - 69: II. Lehrgangsteil (Baustein): Lohnabhängigkeit — Gesellschaftliche 
Hintergründe. Die Bedeutung dieses Teils wird noch dadurch unterstrichen, daß ausdrück- 
lich formuliert wird: „Keinesfalls sollte die Motivation der Ökonomiediskussion aus ex- 
perimentellen Interessen erfolgen und die Notwendigkeit der Behandlung der Ökonomie- 
inhalte von der Belastbarkeit oder intellektuellen Wissensbegierde abhängig gemacht wer- 
den.“ (ebd., S. 46) 
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dere Charakter dieses Entwurfs. Was nahezu selbstverständlich als traditioneller Lehr- 
gangsbestandteii übernommen wurde, ohne eine besondere Problematik zu-beinhal- 
te, dient nämlich im Grunde genommen einer Verstärkung kollektiven Selbstwert- 
gefühls, das sich in einer Weise gegenüber den bestehenden gesellschaftlichen Verhält- 
nissen abzugrenzen vermag, die die Produktionsorganisation selbst nicht berührt. So 
soll die Erkenntnis vermittelt werden, „daß es die Arbeit ist, die Werte schafft“ (159), 
um daran anschließend auf den Widerspruch verweisen zu können, daß trotzdem die 
Verfügungsgewalt in anderen Händen liegt, die sich ihrerseits einen Teil der Arbeit 
aneignen (160). Die Verwechslung von Wert- und Gebrauchswertdimension aber, 
mit der hier gespielt wird, erzeugt nun gerade dastypische Gesellschaftsbild, das dem 
konflikttheoretischen Fortschrittsmodell angemessen ist: Arbeitswerttheoretisch 
handelt es sich weder um die konkrete, nützliche Arbeit noch um den gegenständli- 
chen, geselischaftlichen Reichtum; Subjekt oder Virtuose des gesellschaftlichen Pro- 
zesses, der in erster Linie Selbstverwertungsprozeß von Wert ist und nicht Arbeits- 
prozeß, ist das Kapital, das sich alle Momente gesellschaftlichen Produzierens einzu- 
verleiben sucht, sich also auch schließlich die gegenständliche Gestalt des Arbeits- 
prozesses angleicht. In genau umgekehrter Weise wird nun aber der Eindruck hervor- 
gerufen, als sei die konkret-gegenständliche Gebrauchswertseite der Produktion be- 
stimmend und die Verwertungsdynamik darauf nur aufgesetzt. Der Kapitaleigner er- 
scheint als Parasit und Schmarotzer, der einen Teil des Arbeitsentgelts vorenthält 
und damit zugleich seine Herrschaft begründet, eigentlich aber völlig überflüssig ist, 
weil der Produktionsprozeß auch ohne ihn läuft. Unter dem Gesichtspunkt einer sol- 
chen Produktionslogik stellt er sogar nur Sand im Getriebe dar; er ist letztlich verant- 


159 ebd. S.45 
160 vgl. ebd., II. 3.,S.45 - 51 

Dieselbe Argumentationsanlage findet sich auch in der DGB-Rahmenkonzeption, a.a.O., 
S. 26 ff.: „Die Lohnabhängigen sind also die eigentlichen Produzenten des gesellschaftli- 
chen Reichtums. Sie können aber nicht darüber verfügen, .. .“ (ebd., S. 27) Und ihre Be- 
deutsamkeit innerhalb der Gewerkschaften wird schließlich auch dadurch hervorgehoben, 
daß sie sowohl im ‚alten‘ ÖTV-Leitfadenentwurf, in: Materialien für Teamer in der Ju- 
gendbildungsarbeit, Nr. 1/September 1972, enthalten war als auch im Referentenleitfa- 
den: Jugendfunktionäre I (Stufe I) der IG Metall, Frankfurt/Main 1973 wiederzufinden 
ist; hier insbesondere ist sie geradezu lehrbuchhaft entwickelt (vgl., S.144 - 193): „Durch 
die Erkenntnis, daß nur die Arbeit den gesellschaftlichen Reichtum schafft, sollen die 
Teilnehmer in ihren Ansprüchen auf bessere Entlohnung und besserer Arbeitsbedingun- 
gen stabilisiert werden: Sie haben einen Anspruch darauf, weil sie und nicht die Unter- 
nehmer die Produzenten des gesellschaftlichen Reichtums sind.“ (ebd., S. 171) Und wei- 
ter: „Die Teilnehmer können jetzt die Erkenntnis, daß die abhängig Beschäft. die Werte 
schaffen, für die Begründung ihrer Forderungen anwenden: Sie haben ein Recht auf bes- 
sere Arbeitsbedingungen und mehr Lohn, weil sie schließlich die Werte schaffen. Sie ha- 
ben sogar über diese anfänglichen Forderungen hinaus ein Recht darauf, den Arbeitspro- 
zeß selber bestimmen zu können. Aber die Realität sieht anders aus: Hier besteht ein Wi- 
derspruch zwischen dem, was den abhängig Besch. zusteht und was sie bekommen: Die 
einen (die abhängig Besch.), schaffen durch ihre Arbeit gemeinsam den gesellschaftlichen 
Reichtum, die anderen (die Unternehmer) eignen sich diesen unentgeltlich an. Dieser 
‚Diebstahl‘ vollzieht sich täglich legal,....“ (ebd., S. 173) Vgl. im übrigen auch Anlage 11, 
den wegen seiner offensichtlichen Fehlerhaftigkeit häufig kritisierten Auszug aus: Aake 
Anker-Ording, Betriebsdemokratie, Ffm 1966 ‚Es ist die Arbeit, die die Werte schafft.‘ 
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wortlich für die Planlosigkeit, Krisenhaftigkeit und Verschwendung gesellschaftlichen 
Reichtums, Ohne ihn funktionierte die geselischaftliche Produktion erheblich besser, 
denn die trotz produktionstechnischer Rationalität noch verbleibenden Reibungs- 
verluste im Bereich gesamigesellschaftlicher Faktorenabstimmung entfielen, ein 
wohlgeordneter Ablauf wäre gewährleistet. 

Resonanz findet ein derartiges Gesellschaftsbild, das als ‚Facharbeiterideologie‘ 
qualifiziert werden kann, verständlicherweise in den Arbeiterschichten, die sich auf- 
grund ihrer Stellung in der Produktionsorganisation mit dem Arbeitsablauf zu iden- 
tifizieren vermögen, insbesondere von Prozessen der Entqualifizierung bislang ver- 
schont sind und darüberhinaus die Möglichkeit besitzen, sich weiterzuqualifizieren. 
Relevante Gruppen in der Arbeiterschaft scheiden deshalb aus und können nicht an- 
gesprochen werden. Auf die damit verbundene Gefahr hat zuletzt noch Adolf Brock 
hingewiesen, der im übrigen auch die Annahme als falsch zurückweist, „daß der 
hochaualifizierte Facharbeiter derjenige ist, der heute in erster Linie von der Indu- 
strie gesucht wird“ (161). 

Merkwürdig ambivalent bleibt im übrigen dasHausteamderDGB-Bundesjugend- 
schule in Oberursel; während es auf der einen Seite energisch alle Formen von ‚Stell- 
vertreter-Politik‘ einer grundsätzlichen Kritik unterzieht und emphatisch für die 
„Neuformulierung und Hervorhebung des Erfahrungsansatzes als des entscheiden- 
den Prinzips von Bildungsarbeit“ (161 a) eintritt, reproduziert auf der anderen Seite 
Ulrich Mückenberger — als sein gewichtigster theoretischer Repräsentant — gerade 
die traditionelle Fortschrittsgläubigkeit, die den Negt-Kritiken letztlich zugrunde- 
liegt, sodaß schließlich die ‚emanzipatorischen Vermittlungsformen‘ einer hinreichen- 
den, materialistischen Grundlegung noch entbehren (161 b). Allgemein vertritt er 
die These: 


„Qualifikation in der kapitalistischen Form steht unter der widersprüchlichenAnforderung, zu- 
gleich eine dem Stand der Produktivkraftentwicklung und des Arbeitsprozesses folgende Ent- 
faltung von Fähigkeiten und. Fertigkeiten und eine der Unterordnungs- und Abhängigmachungs- 
logik der Einzelkapitalien folgende Beschränkung dieser Fähigkeiten und Fertigkeiten bewerk- 
stelligen zu müssen.“ (161 c) 

Er konstatiert schließlich eine ‚Verallgemeinerungstendenz, von Arbeit und Qualifi- 
kation‘, die sich explizit gegen eine Dequalifizierungs- oder Polarisierungsthese wen- 
det (ie d), hebt allerdings hervor, daß „sie in den Fesseln kapitalistischer Produk- 
tionsverhältnisse befangen bleibt“ (161 e), was ihre Widersprüchlichkeit ausmacht. 


161 Adolf Brock, Die Bildung der Basis gegen die Macht der Macher. Der Bildungswissen- 
schaftier Adolf Brock beschreibt die Möglichkeiten emanzipatorischer Arbeiterbildung, 
in: Frankfurter Rundschau vom 28. August 1976, 5. 14 

161 a DGB-Bundesjugendschule, Thesen zum Konzept gewerkschaftlicher Bildungsarbeit, in: 
B. Hafeneger, K. Kesselgruber (Hg.), Bildungsurlaub in der Bundesrepublik. Beitrag zur 
Arbeiterbildung?, Gießen 1976, S. 61 

161 b vgl. Ulrich Mückenberger, Bildungsurlaub im Rahmen gewerkschaftlicher Bildungspoli- 
tik. Perspektivische Überlegungen zum Verhältnis von Arbeitsprozeß und Qualifikations- 
entwicklung, in: ebd., S. 211 ff. 

161c ebd., 8. 221 

161 d vgl. ebd., 8. 236 L. 

i6le ebd, 5. 238 
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„Wo der Produktionsprozeß nicht mehr so sehr Materialkenntnis, Umgang mit dem Werkstoff, 
Facharbeitertugenden als vielmehr Umsicht, Kommunikations- und Kooperationsvermögen, Ein- 
schätzungsfähigkeit, Selbstbewußtsein fordert — da ist natürlich in der Entfaltung dieser Quali- 
fikationen der Widerspruch zu und der praktische Widerstand gegen das kapitalistische Ausbeu- 
tungs-, Unterordnungs- und Abhängigkeitssystem schon keimhaft enthalten.“ (161 f} 


Gegenüber dem Objektivismus grenzt er sich zwar insofern ab, als er „die Veralige- 
meinerungstendenz nicht als ‚objektives‘ Gesetz hinstellt, das sich ohne Zutun der 
Menschen abspielt, sondern als historische Möglichkeit“ (161 g); die von ihm be- 
hauptete Tendenz erscheint jedoch bereits vorgezeichnet in der Entwicklungslinie 
der Produktivkräfte und des dadurch bestimmten Arbeitsprozesses, sodaß das uner- 
läßliche ‚Handeln der Betroffenen und ihrer Organisationen‘ trotz des gegenteiligen, 
politischen Selbstverständnisses doch nahezu Züge bloßer exekutiver Ausführung 
bereits gesetzter Ziele annimmt, denn ihm zufolge „setzt eben der Verallgemeinerungs- 
prozeß sein utopisches Element — die objektive historische Bedingung der Entste- 
hung von Solidarität, der Vorwegnahme sozialistischer Vergesellschaftung unter ka- 
pitalistischen Bedingungen zu sein — nur frei, wenn er auch subjektiv begriffen und 
in die Tat umgesetzt wird“ (161 h). 

An dieser Stelle schließt sich endlich der Kreis. Nach wie vor besitzt die Er- 
kenntnis Gültigkeit, die Walter Benjamin gegenüber dem sozialdemokratischen Kon- 
formismus geltend gemacht hat: 


„Es gibt nichts, was die deutsche Arbeiterschaft in dem Grade korrumpiert hat wie die Meinung, 
sie schwimme mit dem Strom. Die technische Entwicklung galt ihr als das Gefälle des Stromes, 
mit dem sie zu schwimmen meinte. Von da war es nur ein Schritt zu der Illusion, die Fabrikar- 
beit, die im Zuge des technischen Fortschritts gelegen sei, stelle eine politische Leistung dar. Die 
alte protestantische Werkmoral feierte in säkularisierter Gestalt beiden deutschen Arbeitern ih- 
re Auferstehung.“ (162) 

Auch heute noch scheint die Arbeit Tugend und Auszeichnung; sie begründet gesell- 
schaftliche Ansprüche, die denen verwehrt sind, die nicht produktiv dem Ganze ver- 
pflichtet sind. Selbst die Gestaltung gewerkschaftlicher Lehrgänge ist davon noch 
berührt; sie gleichen eher einem planmäßig ablaufenden Arbeitsprozeß zur Produk- 
tion bestimmten Wissens, als daß sie Raum geben für einen gemeinsamen Verständi- 
gungsprozeß. Es muß zu denken geben, wenn Teamer sich unter Leistungsdruck ge- 
drängt sehen, in Form von Wandzeitungen etc. Arbeitsergebnisse vorzuweisen, bzw. 
an ihrer Lehrgangsführung zu zweifeln beginnen, weil entsprechend Handgreifliches 
nicht vorliegt. (163) 

Der Glaube, sich dem Strom der gesellschaftlichen Entwicklung guten Gewis- 
sens anvertrauen zu können, ist schließlich auch durch den Verlauf der bundesrepu- 
blikanischen Bildungsreform keineswegs erschüttert worden.. Zwar ist die Euphorie 
einer gewissen Ernüchterung gewichen, aber die Fortschrittsgläubigkeit hat keinerlei 


161 f ebd., S. 226 

161g ebd., S. 239 

161 h ebd., S. 240 ’ 

162 Walter Benjamin, Geschichtsphilosophische Thesen, in: ders., Zur Kritik der Gewalt 
und andere Aufsätze, Frankfurt/Main 1971 (2. Aufl.), S. 86 j 

163 vgl. Protokoll Nr. 7 a, in: Thomas von Freyberg u. a., a.2:0,, S. 223 £f. 
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Binbuße erlitten. So wird vom „Mut zur ‚Überqualifikation‘“ (164) gesprochen, und 
man beklagt, daß „die berufliche Bildung auch weiterhin das Stiefkind innerhalb 
des Bildungswesens“ (165) geblieben ist, obwohl doch die wissenschaftlich-techni- 
sche Entwicklung ein höheres Qualifikationsniveau erzwinge. 

Noch völlig blind gegenüber der Rücknahme von Reformen und Reformvorha- 
ben verhält sich der Beitrag des Bezirks Hessen; weder die Jugendarbeitslosigkeit 
noch der verstärkte unternehmerische Widerstand gegen eine reformerische Berufs- 
bildungspolitik geraten insBlickfeld; in geradezu unbekümmerter Naivität schwimmt 
man auf der Woge sozialdemokratischer Reformilusionen und teilt die noch unge- 
trübte Hoffnung, dem gesellschaftlichen Allgemeinwohl gerade dadurch dienen zu 
können, daß bildungspolitisch in die Zukunft investiert wird. Aus Verantwortung 
gegenüber dem gesellschaftlichen Ganzen fühlt man sich gleichsam genötigt, Refor- 
men in die Wege zu leiten, denn das System erzwingt perspektivisch eine allgemeine 
Höherqualifizierung, will man nicht im ‚Bildungsnotstand‘ verkommen. 

Aber nicht nur daß diese Hoffnungen bös zerschellt sind an der Wirklichkeit 
der politischen Landschaft und Kinderträumen gleichen, deren man sich retrospektiv 
mit einem lachenden wie weinenden Auge erinnert, der Ernst des Lebens ruft neben 
der Ernüchterung auch einen Selbstbehauptungswillen hervor, der ent- und getäuscht 
in seinem naiven Vertrauen aufeinen Beschützer sich auf sich selbst besinnt, um über- 
leben zu können, gleichwohl aber den Kinderträumen insgeheim noch nachjagt allen 
Widersachern zum Trotz. So rückt mit der unabweisbaren und nicht mehr zu beschö- 
nigenden Realität von Jugendarbeitslosigkeit und bildungspolitischer Stagnation im 
Beitrag aus Nordrhein-Westfalen zugleich die Rückbesinnung auf die eigene Kraft, 
die sich unter diesen Umständen zu behaupten hat, in den Mittelpunkt der Diskussion. 
Noch immer mischt sich allerdings diese Realitätsnähe mit längst vergangenen Kin- 
derträumen; man beklagt mit dem Hinweis auf gesamtgesellschaftliche Erfordernisse 
das Abebben der Bildungsreform und glaubt den Störenfried in unternehmerischen 
Boykottdrohungen: ausgemacht zu haben (166). Die Logik im wirklichen Verlauf 
164 $0 zuletzt noch Dieter Mertens, Unterqualifikation oder Überqualifikation? Anmerkun- 

gen zum Bedarf an unqualifizierten Arbeitskräften, in: Gewerkschaftliche Monatshefte, 

27. Jg. (1976), Heft 8, S. 488 - 497 
165 Gertrud Heinrich, a.a.0., S. 36 
166 vgl. demgegenüber Martin Baethge, Lehrstellenboykott? — Einige Bemerkungen zur poli- 

tischen Ökonomie der gegenwärtigen Berufsbildungspolitik, in: Reinhard Crusius, Wolf- 

gang Lempert, Manfred Wilke (Hısg.), Berufsausbildung — Reformpolitik in der Sackgas- 
se? Alternativprogramm für eine Strukturreform, Reinbek 1974, S. 195 - 205, der eine 

„strukturell bedingte Verknappung von Ausbildungsplätzen“ (ebd., S. 204) feststellt: 

„Denn der Rückgang des Lehrstellenangebots wird sich fortsetzen, auch wenn die Regie- 

zung ‚noch braver‘ wird.“ (ebd., S. 203) Oder auch: Reinhard Crusius und Manfred Wilke, 

Von der vergessenen zur verlassenen Majorität. Berufsbildungsmisere, Lehrstellenverknap- 

pung und Jugendarbeitslosigkeit, in: Sybille Laturner und Bernhard Schön (Hrsg.), Ju- 

gendarbeitslosigkeit. Materialien und Analysen zu einem neuen Problem, Reinbek 1975, 

S. 26 - 38, die schlagwortartig formulieren: „Statt Boykott: Bankrott!“ (ebd., S. 32) Ei- 

ne Desillusionierung scheint ihnen unerläßlich: „Die notwendige Zerstörung jener Hlusion, 

im Augenblick sei mehr drin als die Absicherung eines ausreichenden Angebots an Lehr- 

stellen, ist also gleichzeitig eine notwendige Zerstörung jener strukturblinden und staats- 


gläubig-bürokratischen Illusion, ein neues Gesetz und wenn möglich auch gleich eine neue 
Bürokratie sei schon die Reform.“ (ebd., S. 33) 
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der bundesrepublikanischen Bildungsreform bleibt nach wie vor verborgen. Anstatt 
das Vertrauen in den Strom der Zeit völlig abzuschütteln, nachdem die Woge sozial- 
demokratischer Reformillusionen versandet ist, tritt man den endlich erreichten Bo- 
den Wirklichkeit mit Füßen und hält die Strandung für einen bedauerlichen Betriebs- 
unfall. 

Gerade die realen Resultate der Bildungspolitik, das Strandgut sozusagen der 
Reformillusionen, werfen ein bezeichnendes Licht auf die sie tragende Dynamik ka- 
pitalistischer Produktionsorganisation. Ganz im Gegensatz nämlich zur beruflichen 
Bildung, die weitgehend unverändert geblieben ist, denn auch das Berufsbildungsge- 
setz von 1969 brachte keinen Wandel, wirkte sich die Bildungsreform im wesentli- 
chen im Bereich von Wissenschaft und Hochschule aus (167). Auf diesen Schwer- 
punkt hin ist schließlich auch die Gesamtschulproblematik aufzuschlüsseln, denn 
hinter dem Reizwort der Chancengleichheit steht weniger ein egalitär-demokrati- 
sches Interesse als vielmehr die Absicht, über eine verbesserte Durchlässigkeit das 
Begabungspotential ausschöpfen zu können für den vermehrten Bedarf an Wissen- 
schaftlern und Technikern. Zudem trägt sie noch zur Massenloyalisierung bei und 
dient nicht zuletzt als Voraussetzung für eine Effektivierung und Rationalisierung 
von Lernprozessen, wie es sich nun immer deutlicher abzuzeichnen beginnt. Die Re- 
formpolitik reduziert sich zunehmend auf die Durchkapitalisierung des gesamten 
Bildungsbereichs, während insbesondere Maßnahmen im Bereich der beruflichen 
Bildung Reaktionen darstellen auf die Jugendarbeitslosigkeit, also nicht die Qualität 
der Ausbildung zu verbessern suchen, sondern vielmehr als ein sozialpolitisches Lehr- 
stellenbeschaffungsprogramm zu kennzeichnen sind. 

Zweifellos hat sich das Qualifikationsprofil der Durchschnittsarbeit verschoben 
in Richtung auf ‚prozeßunabhängige Fähgkeiten‘; aber das „Ausmaß und Gewicht 
dieses Qualifikationswandels wird in der Regel... zu sehr dramatisiert.... Eshat 
also durchaus seine Gründe, wenn die gesellschaftlichen Organisationen der Unter- 
nehmer ständig einer Drosselung von Reform das Wort reden.“ (168) Der Verlauf 
der Bildungsreform bestätigt nicht zuletzt die Marxsche Analyse, derzufolge mit der 
reellen Subsumtion der Arbeit unter das Kapital die geistigen von den körperlichen 
Potenzen der Arbeit getrennt werden und sich in dem Maße verselbständigen in Ge- 
stalt der Wissenschaft und gegenständlich im automatischen System der Maschine- 
rie, wie auf der anderen Seite die Arbeitskraft zur abstrakten Verausgabung von Ar- 
beit gerinnt, sodaß „jenesMaß an Wissen, das in die Produktionsmittel eingeht, keine 
Entsprechung auf der Seite derjenigen erfährt, die die Technik anwenden und tag- 
täglich mit ihr umgehen“ (169). Weit davon entfernt im technischen Fortschritt ge- 
legen zu sein, können deshalb praktische Eingriffe in den gesellschaftlichen Zwangs- 
zusammenhang nur gleichsam quer dazu ansetzen; sie müssen umwälzen, nicht fort- 
schreiben. Oder wie Martin Beathge formuliert: 


167 vgl. zu diesem Problemkomplex Martin Baethge, Abschied von Reformillusionen. Einige 
politisch-ökonomische Aspekte zum Ende der Bildungsreform in der BRD, in: betrifft: 
erziehung, 5. Jg., Heft 11, November 1972, S. 19 - 28 

168 ebd., S. 27 

169 ders, Bildungsreform und gesellschaftliche Arbeitsplatzstruktur, in: Reinhard Crusius 
u. a. (Hrsg.), a.a.O., S. 135 -143, hier S. 139 
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„Da es also — wie gezeigt — eine Gleichgerichtetheit des ökonomischen Bedarfs und der durch 
Demokratisierungsforderungen bestimmten Anforderungen an Bildung nicht gibt, kann man 
sich nicht auf einen Fortschrittsautomatismus der Biidungsreform verlassen, sondern muß klar 
sagen und die Politiker zwingen zu sagen, in wessen Interesse sie Bildungsreform betreiben wol- 
len: im Interesse eines weitgehend von den Unternehmen bestimmten ökonomischen Bedarfs 
oder nach Maßgabe der Bedürfnisse der abhängig Tätigen. Damit ist auch die Tragweite einer bil- 
dungspolitischen Strategie weiterführender Demokratisierung angedeutet: sie liegt nicht allein 
und in erster Linie im Bereich der Bildungspolitik als dem separaten Handeln von Kultusverwal- 
tungen, sondern muß auf das dieses Handeln fundierende System der gesellschaftlichen Arbeit 
abzielen und dieses zu verändern suchen.“ (170) 


Die Chance dazu kann in erster Linie nur in der Arbeiterschaft selbst liegen, darin, 
wie sie sich zu entfalten vermag. Wir müssen deshalb anfangen, die ersten Schritte 
zum kellektiven Widerstand, zum kollektiven Denken und Handeln überhaupt zu 
fördern, und das kann der Arbeiterschaft auf keinen Fall stellvertretend abgenom- 
men werden (171). 


170 ebd., $.139 £. vgl. auch ders., Die Integration von Berufsbildung und Allgemeinbildung 
als Forschungskonzept für die Berufsbildungsforschung, in: Deutscher Bildungsrat, Gut- 
achten und Studien der Bildungskommission, Bd. 50, Bildungsforschung. Probleme — 
Perspektiven — Prioritäten, Teil 1, Stuttgart 1975, S. 256 - 302 

171 Damit ist zugleich auch ein wesentliches Kernstück der aktuellen ‚Strategiediskussion‘ 
innerhalb der Gewerkschaftsjugend benannt; vgl. dazu die Beiträge in der ‚Monatszeit- 
schrift für gewerkschaftliche Jugendaibeit‘: „Solidarität“, 27. Jg. (1976), Nr. 8/9, 5.9 - 
14, Nr. 10, 5. 9, Nr. 11, S. 10/11, Nr. 12, 8. 9- 11 und 28. Jg. (1977), Nr. 1/2,8.10- 
15 
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DISKUSSION 


Friedrich Krabbe* 
Die Jasager und die Neinsager 
"Replik auf Isensee/Neusüß „Der Berliner GEW-Konflikt“ 


Zwei GEWs existieren in Berlin. Die eine praktiziert Unvereinbarkeitsbeschlüässe, vertritt ihre 
Mitglieder per Korrespondenz mit dem Schulsenator, organisiert Rektoren und Schulräte nebst 
Grundschullehrern und Studenten, gewährt einem Senator volle Mitgliedsrechte und einem Stu- 
denten die halben. Sie hat Sitz und Stimme im Deutschen Gewerkschaftsbund, ist distinkt ge- 
werkschaftlich und volksverbunden. Die andere — die böse Schwester praktiziert keine Unverein- 
barkeitsbeschlüsse, mobilisiert die Lehrer gegen Mehrarbeitsanweisungen der Schulämter und 
Rektoren, gegen willkürliche Umsetzungen und Stelleneinsparungen. Kurz: sie tut alles, was die 
weiland vereinigte GEW auch getrieben hat, und zwar unterm Beschuß einer Handvoll staatser- 
gebener Rektoren, die im anderen Verband die Führungsgruppe stellen. Letzterer GEW ist die 
DGB-Mitgliedschaft gekündigt, d. h. sie ist zum sektiererischen Hüter schulmeisterlicher Standes- 
privilegien verkommen. 

Wie reimt sich das alles zusammen? Vermittels Theorie (nachzulesen in Neusüß-Isensee 
‚Der Berliner GEW Konflikt‘, Prokla 27). Indessen steht die Aussagekraft dieser Theorie nicht 
ganz auf der Höhe ihrer logischen Organisation. Überprüfen wir sie darum an Hand einiger Be- 
trachtungen zur Lehrer- und Schulorganisation. 

Vorab eine Zusammenfassung der Thesen Neusüß-Isensees (nachfolgend ‚Autoren‘ ge- 
nannt). 


Zusammenfassung _ 


Unterm Druck der Sparpolitik ist die Bildungsreform der Stagnation bzw. Restauration verfal- 
len. ihre ehemaligen Träger in SPD und GEW verfügen über keinerlei Vorstellung von Ursachen 
und Logik der Rücknahme, geschweige daß politische Strategien bereitstünden, eine von den 
Kapitalzwängen unabhängigePolitik einzuschlagen. Hierdurch entsteht bei denGEW-Altreformern 
zumindest eine Irritation, die von links zu kapitalisieren wäre, anstatt durch Konfrontationskurs 
die psychologischen Voraussetzungen für die Repression des Linksradikalismus zu legen und sich 
als Sündenbock zu offerieren. Zwischen Altreformern und Neuer Linken schwebt noch eine 
linkssozialdemokratische Schicht, die über die technokratischen Ziele hinaus das bürgerliche Bil- 
dungsprivileg zu brechen bereit ist und dabei einen begrenzten Konflikt mit den gewerkschaft- 
lichen und sozialdemokratischen Führungen einkalkuliert. Eine radikal gefaßte Bildungsreform 
verkörpert einen kulturellen Anspruch der Arbeiterklasse und taugt zur Grundlage des Gewerk- 
schaftsaufbaus (GEW) und eines breiten Bündnisses von Altreformern, Linkssozialdemokraten 
und Neuer Linken (incl. DKP/SEW). Die politische Empfehlung lautet, die GEW-Politik auf die 
inhaltliche Seite der Lehrerarbeit zu blenden, die inhaltliche Seite wiederum auf den der Arbei- 
terklasse nützlichen Aspekt und daran die materiellen Lehrerinteressen zu definieren. Eine vor- 
rangige materielle Interessenvertretung wird für ständisch gehalten, denn Gehaltsprobleme exi- 


u an der Diskussion zu dieser Arbeit beteiligten sich Regine Horst, Manfred Scharrer und 
Boris Fahlbusch 
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stieren nicht und die Arbeitsintensität läßt sich einstweilen individuell kompensieren. Da der 
Adressat der Reformforderungen Bundes- und Landesregierungen sind, braucht der Druck eine 
einheitlich zugespitzte Form. Sämtliche politischen Selbstbehauptungsgefechte, gleichgültig ob 
von rechts oder links provoziert, bilden ein in diesem Zusammenhang hemmendes Moment. Die 
Zugehörigkeit zur gewerkschaftlichen Arbeiterbewegung ist zwingend, nicht weil sie Vorteile für 
den Lehrerkampf brächte, sondern weil sich der Lehrer-kampf in Verfolgung ihrer Interessen 
vollzieht. Eine organisatorische Spaltung, die sich auf Grund lehrerinterner Widersprüche her- 
stellt, verdirbt die ganze Taktik, weil die Arbeiter sie nicht nachvollziehen. Das Haupthindernis 
für die notwendig demokratisch-zentralisierte Gewerkschaftsorganisation und die Bündnisfront 
bildet die moralisch-politische Motivation der pädagogischen — zumal der linken Intelligenz, die 
in avantgarditischen Ideologien schmorend, der gewerkschaftlichen Disziplin und praktischen 
Politik eine ohnmächtige Verweigerungshaltung zukehrt. Im Endergebnis sinkt sie zum Spielball 
reaktionärer Politik herab. 

Die Kritik dieses Ansatzes gliedert sich in drei Teile. Der erste befaßt sich mit dem Privi- 
legienverdacht des materiellen Lehrerinteresses, der Beziehung der Bildungsreform zur Arbeiter- 
klasse und der Typologie des lehrergeweikschaftlichen Kampfes. Teil zwei handelt vom Problem 
der politischen Moral der Intelligenz, der DGB-Disziplin und dem Dezentralismus der Lehrerkon- 
flikte. Im driten Teil erfolgt eine alternative Interpretation des GEW-Schismas in Berlin. 


1. 


Der Privilegienverdacht 

Den ständischen Charakter separater Lehrerkämpfe begründen die Autoren mit der Privilegienna- 
tur der materiellen Lage, — verglichen mit der proletarischen. Beiläufig ist dies eine seltsame 
Bündnispolitik, die dem anzuwerbenden Partner vorab seinen Lebensstandard diskreditiert. Doch 
das mögen die Strategen mit den Kollegen Schulräten und Rektoren abmachen, die sie dazu 
breitschlagen wollen. Davon abgesehen ist die Frage sehr berechtigt, ob die Reproduktionsge- 
fechte der Lehrer nur der Pflege eines gesellschaftlich überdurchschnittlichen Luxus gelten. 

Verfolgen wir dies an einem Problem, das seit einem Jahr den Privilegienerhalt prägt: die 
Mehrarbeit. Die Arbeitszeit von Lehrern ist unscharf umrissen. Zwar existiert ein gesetzliches 
Quantum von 23 - 26,5 Unterrichtsstunden wöchentlich, doch können maximal 5, minimal 1 
Überstunde pro Woche abverlangt werden, d. h. die Unterrichtszeit variiert max. um 20, min. 
um 4 %. Davon sind 3 Stunden monatlich unentgeltlich, ab der 4. Stunde sind sämtliche bezahlt. 
Die Merharbeitsanforderungen unterliegen der Zustimmung der Personalräte, die jenach Zusam- 
mensetzung unterschiedlich mitbestimmen, der Berl. Hauptpersonalrat hat generell 6 Mehrar- 
beitsstunden monatlich akzeptiert, faktisch kommt es häufig zu mehr. 

Die Anlässe zur Mehrarbeit scheinen in der Vertretung erkrankter oder fehlender Kolle- 
gen begründet, doch erkennt man rasch die Beziehungen zur allgemeinen Einstellungsquote von 
Lehrern und weiter zur Formbestimmung von Lehrerarbeit überhaupt. Technisch wird die Mehr- 
arbeit über die sog. Springstunden abgewickelt, d. h. den Leerzeiten zwischen 2 Unterrichtsstun- 
den; wieviel solcher Springstunden anfallen, hängt von der Konstruktion des Gesamtstunden- 
plans der Schule ab. Sofern die Springstunden nicht zur Mehrarbeit reklamiert werden, zählt sie zur 
Freizeit; faktisch sind sie für die Schulen ein Reservoir, um kurzfristige Ausfälle decken zu kön- 
nen. Nun stehen sich 2 Versuche gegenüber. 1. der des Berliner Senats, die Rektoren zu einem 
umfassenden Einbau von Springstunden zu veranlassen,d. h. die Präsenz der Lehrer an der Schule 
auszudehnen. Ausgefüllt mit Mehrarbeit wäre so der durchschnittliche Krankheitsstand von 10 % 
(nach AOK) aus den vorhandenen Personalbeständen zu ersetzen. Dagegen steht der 2, Versuch, 
der der GEWIler, die Springstunden als Arbeitszeit anrechnen zu lassen. Effekt davon ist die Er- 
Öffnung zusätzlicher Lehrerstellen, d. h. ein Absaugen von Arbeitslosigkeit. 

Wie das Verhältnis von Springstunden und Neu-Einstellungen — aushilfsweisen und ordentli- 
chen - letztlich aussieht, entscheiden in Berlin die Bezirksschulämter, die einen Extratopf für „Ver- 
tungsmittel“ verwalten, bestehend aus 5,4 % der gesamten Personalkosten. In Bezirken mit 
günstigen Kräfteverhältnissen werden die Vertretungsmittel für die Beschäftigung Arbeitsloser 
eingesetzt, anderswo bekommen die Lehrer Mehrarbeit aufgebrummt. In Schöneberg, einem Be- 
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zirk mit lebhafter gewerkschaftlicher Infrastruktur, wurde das Bezirksamt z. B. auf eine 50%ige 
Übergabe der Vertretungsmittel an die Schulen festgelegt, die damit dauerhafte Stellen öffnen, 
d. h., 2 % mehr Lehrer konnten eingestellt werden. 

Offensichtlich ist es ein Unsinn, die in der Arbeitszeit der Lehrer steckende Luft als Pri- 
vileg aufzufassen, das Kämpfe erübrigt, weil alle dazu laufenden Auseinandersetzungen objektiv 
um das Verhältnis zwischen der eingestellten zur nicht-eingestellten Arbeitskraft gehen. 

Doch hat diese geringere Verdichtung des Arbeitstags noch eine andere Bewandnis. Haupt- 
sächlich in den Grund- und Hauptschulen legen die Lehrer sich ihre Stundenpläne nach Möglich- 
keit so, daß ein freier Wochentag herausspringt. Damit ist die Gelegenheit zum Entwurf von 
Unterrichtseinheiten, Studium der Literatur, Besuch von Eltern, Schülern etc. gegeben; Momen- 
ten also, die der Arbeit einen gewissen Gestaltungsspielraum offenhalten. Zunehmende Präsenz 
an der Schule nähert das Unterrichten dem Verschleiß an, entfremdet es seinen Intentionen, be- 
wirkt schlechthin einen qualitativen Sprung. Jener Grad an Tätigkeitsgestaltung wiegt doppelt, 
weil sie sich auf Umgang mit Menschen bezieht, inhaltlich mithin unverzichtbar ist. Unglückli- 
cherweise lassen die Kinder sich nicht aufs Fließband legen und Kenntnisse an ihren Schädeln 
befestigen. 

Nach Wesen und historischer Veranlagung sind pädagogische (intellektuelle) und indu- 
strielle Arbeit nicht aneinander meßbar. Derart gewonnene Prädikate (z. B. ‚privilegiert‘) sind 
abwegig. Was zähit — vor allem im Widerspruchsempfinden — sind die Bewegungen und Brüche 
innerhalb des Bezugsrahmens, die auf eigene Weise mit dem Gesellschaftsganzen streiten. Was 
den Autoren, die solche Verhältnisse als ‚ständisch‘ auszugeben pflegen, vorschwebt, ist eine Art 
proletarischer Monokultur, die separate Arbeits- und Seinsprobleme von Intellektuellen nur im 
Bereich des prinzipiell Verdrehten zuläßt. 

Dem. schleichenden Versuch einer Verdichtung der pädagogischen Arbeit gesellt sich die 
nötige Kontrolle und Disziplin hinzu, welche die bisher übliche kollegiale Kulanz ablöst. Un- 
terrichtsbesuche von Schulräten, Überprüfung des Krankfeierns, gezielte und bedenkenlose Um- 
setzungen, Belastung mit Verwaltungstätigkeit spannen die Arbeit in schikanöse Fremdbestim- 
mungen ein, die sie nicht kennt und selbst konservative Gemüter beunruhigt. Hinzu tritt eine 
Verschleißsteigerung des Unterrichtens, durch die Sozialisationsschäden der Großstadtkinder 
angerichtet, welche den Lebensformen und Kulturtendenzen der Zentren schlechterdings nicht 
mehr gewachsen sind. Die reine Lärmbelastung eines Grundschullehrers dürfte sich in den letz- 
ten 20 Jahren vervielfacht haben. In den Haupt- und allgemeinen Berufsschulen hingegen wird 
angesichts der schwindenden Einstellungschancen für einen festen Schüleranteil das Lehren und 
Lernen selbst problematisch. Häufig erfordert hier die reine Selbstbehauptung der Lehrerfunk- 
tion einen nachgerade robusten Einsatz; ein Probelm das sich Frauen noch zugespitzter dar- 
stellt. Was ist daran — wie die Autoren raten — mit persönlicher Geschicklichkeit zu kompen- 
sieren? So geschickt sind die wepigsten. 

Insgesamt sind die Übel der Schulsituation hochgradi zusammengesetzte und ihre Ursa- 
chen verästelt. Wie nervös die Kinder, wie die Eltern sozial gestellt, wie kollegial der Rektor, wie 
sparsam das Schulamt und wie liberal der Dienstherr ist: das verbindet sich zu einem komplexen 
Bedingungsgefüge, das sich nur differenziert beeinflussen läßt. Sind die Probleme rückführbar auf 
einen so zentralisierten und zentralisierenden Vorgang wie die Kapitalzirkulation, lassen sich ver- 
einheitlichte Stoßrichtungen wie Lohnerhöhungen, Arbeitszeit- und Bedingungen unschwer an- 
geben. Unter schulischen Kräfteverhältnissen finden zusammenfassende Parolen kaum einen An- 
satzpunkt. Wie, mit wem und gegen wen soll man etwa für die integrierte Gesamtschule kämp- 
fen? Die Lehrer weisen auf die Regierung, die Regierung auf die Eltern, die Eltern auf die Kinder 
und die Kinder auf die sowieso nicht für sie gemachten Verhältnisse, an denen sie die Lust zum 
Triebverzicht verloren haben. 

Indem man ein zugerechnetes proletarisches Interesse an der Bildungsreform wie eine Kä- 
seglocke über das Ganze stürzt, hat man den einheitlichen Nenner auch nicht erfunden. 


Arbeiterklasse und Bildungsreform 


Aus dem Sumpf der Standesinteressen herauszufinden, verweisen die Autoren auf die Durchset- 
zung der Bildungsreform gegen die krisenbedingten Kapitalzwänge. Hier zentrieren sie ihre we- 
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sentlichen Empfehlungen: 1. ist damit die kulturelle Emanzipation der Arbeiterklasse tangiert; 
2. laufen darüber die Bündniskonzepte mit den Altreformer; 3. resultiert daraus die demokratisch 
zentralisierte Organisationsform, denn anders sind Staat und Regierung gar nicht anzusprechen. 
Daß die Lehrer selbst ansprechbar sind für diese Strategie und sich vom Hintern ihrer Privilegien 
dafür erheben, wird von den Autoren leider nicht erörtert. Zunächst soll aber interessieren, ob 
der glückliche Adressat dieser Politik — Arbeiterbewegung und Arbeiterklasse — ihr halbwegs 
zugänglich sind. 

Bekanntlich hat sich die deutsche Gewerkschaftsbewegung vor der APO selbst für die 
Lehrlingsfrage bestenfalis in Festreden interessiert, geschweige denn für das allgemeine Bildungs- 
system. Die Hinnahme des Berufsbildungsgesetzes deutet auf keine höhere Sensibilisierung hin; 
die Forderung nach dem 10. Schuljahr geht gerade soweit, wie es die Arbeitslosigkeit bemäntelt. 
D. h. eine den hautnächsten Reproduktionszusammenhang übersteigende Realpolitik steht nicht 
auf dem Programm. 

Zudem stellt die sozialdernokratische Bildungsreform für die Arbeiterklasse ein durchaus 
gemischtes Vergnügen dar. Die Autoren, die ihre Stagnation rein durch die Sparpolitik erklären, 
versäumen, nach ihrem gesellschaftlichen Scheitern zu fragen. Wird überhaupt das bürgerliche 
Bildungsprivileg gebrochen, wenn man die Zugänglichkeit zu einer Bildung egalisiert, die ihr Er- 
folgserlebnis in der Anzahl der Arbeiterkinder beim Abitur und auf den Universitäten besitzt? 

Peter Glotz hat dies jüngst — mit stolzen Zahlen ausgerüstet — bilanziert. Die damit ein- 
hergehende Entwertung der Ausbildung jener Arbeiterjugend, die sich nicht bis oben durch- 
schlägt, und damit zum Handlanger bzw. Arbeitslosen taugt, hat er vergessen mitzurechnen. Was 
die verprellten Altreformer auf gut sozialdemokratische Art erstrebt und erreicht haben, ist die 
größere Beteiligung der Arbeiterklasse am kulturellen Betriebsvermögen. Wobei ein gutbürgerli- 
ches Abitur und Diplom abfallen 'mag, die gutbürgerliche Karriere hingegen zumeist ins Wasser 
fällt. 

Trotzdem setzen die Autoren wie natürlich voraus, daß eine Reform der Schule qua Nöti- 
gung staatlicher Bildungspolitik erfolgt, um Geld und Schwung herauszuschlagen. Ist jedoch die 
alternative Schule unverändert Staatsanstalt, anderer Unterricht zwingend Rahmenrichtlinie? 
Sind die realen Agenten des Schulbetriebs — Lehrer, Schüler, Eltern — nicht die vordringlichen 
Adressaten von Umwälzung? Muß nach allen Erfahrungen die Gewerkschaft, um Reform zu ma- 
chen, nicht unter ihnen andere Beziehungen freisetzen helfen, ehe sie nach Staatsintervention 
schreit? s 

Angenommen, das Zerbrechen des Bildungsprivilegs hieße die Auflösung jener formal- 
kognitiven Qualifikation, die sich per Distanzierung vom eigenen Erfahrungs- und Lebensraum 
einstellt; hieße die Aufhebung des Widerspruchs von Lernen als fortschreitender Erkenntnis und 
Lernen als restriktivem sozialem Prozeß, hieße die Abschaffung der Individualität von Leistung, 
die sich als gleichgültig angeeignetes Können gegen einen zertifizierten Status austauscht; hieße 
pauschal: Aufarbeitung gesellschaftlicher und persönlicher Erfahrung der Lehrer-Schüler, Schlie- 
ßung der Belehranstalt, Entschulung! Dann stellen sich die staatlich getroffenen Reformmaßnah- 
men demgegenüber mehr als fragwürdig dar. 

1. hat die Durchlässigkeit der Schulstufen nicht die ‚Unterprivlegierten‘ emanzipiert, son- 
dern das Leistungsprinzip, das sich als generalisierter Maßstab gegen die bornierten Sozialisations- 
gefälle durchsetzt. Übrig bleibt der Sozialfall. Auf dem gemeinsamen Nenner eines begrifflich- 
operationalisierenden Intelligenztypus ist die egale Konkurrenz aller angefacht. 2. hat die Cur- 
riculumsentwicklung Lernen als methodischen Prozeß organisiert und damit in allen Elementen 
kulturpohtischer Steuerung unterworfen. 3. zielt die soziale Einbindung von Lehrinhalten nicht 
auf Erziehung zu gesellschaftlich-konkreten Übereinkünften der Individuen, sondern auf routi- 
niert-vernünftiges Konfliktverhalten im Verteilungssystem. Das steht als Modell so bombenfest 
wie ehedem der marktgesteuerte Gesellschaftstypus, wo noch die Ideologie vom gleichen Tausch 
zwischen schulischer Tüchtigkeit und sozialem Erfolg was galt. Soweit dieser Flickenteppich un- 
gleicher Maßnahmen und sich durchkreuzender Effekte einen Sinn ergibt, dann den der Anpas- 
sung an die fortschreitenden kapitahstischen Formen von Vergesellschaftung. * 


r vl U.X Preuß, Bildung und Herrschaft, Frankfurt 1975; und: F. Krabbe, Teilung der 
Einheitsgewerkschaft, Berlin (Oktober) 1977 
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An welchen Ambivalenzen eine progressive Pädagogik hier immer anzuknüpfen hat: be- 
stimmt nicht an der etatistischen Seite von Strukturpolitik nach dem Geschmack der Altrefor- 
imer, die sich für jede Unterwühlung der Staatshoheit über die Schule bedanken. 

Doch nicht genug damit, daß eine nüchterne Modernisierung zur Reform verklärt wurde; 
die sozialen Schranken lassen selbst das nicht zu. Statt daß eine Fraktion Arbeiterkinder den 
Aufstieg schafft, kehrt sich das Bürgertum wutschnaubend gegen ein System das ihren Nach- 
wuchs unter Konkutrenzdruck setzt, die Auslese behindert und ein akademisches Proletariat er- 
zeugt, das periodisch den Aufstand probt. Der Klassenantagonismus, den die Reform doch nivel- 
lieren wollte, knallt von oben auf die verdutzten Sozialdemokraten runter, die nun am liebsten 
von nichts mehr wissen mögen und irgendwas von ‚der Bevölkerung vermitteln‘ murmeln, worin 
sie bekanntlich große Meister sind. Was denn die Perspektiven einer Reform sein sollen, die ei- 
nerseits durch ihre bildungsbürgerliche Schlagseite unverkäufliche Existenzen produziert, ande- 
rerseits die Mehrheit der Bevölkerung in ihrem Schatten stehenläßt und zum dritten die alarmier- 
ten Bürger und Kleinbürger Schule und Öffentlichkeit aufputschen läßt, ohne daß man ihnen 
was entgegenstellen könnte als gestreßte Kinder, staatsverdrossene Lehrer und desinteressierte 
Arbeitereltern: das dürften auch die angeregten Kommissionen von GEWlerm und Metallern 
schwerlich lösen. 

Entweder, die Reform reformiert sich in radikaler Weise, dann braucht sie ein anderes 
Bündniskonzept, oder sie sucht sich innerhalb des vorgeschlagenen Bündniskonzeptes zu bewe- 
gen, dann kann man sie nicht zum proletarischen Interesse deklarieren. Emphatisch, wie die Au- 
toren den Einsatz der Lehrer für die arbeitende Klasse propagieren, lassen sie seinen materiellen 
Inhalt ganz vermissen. Und der realpolitische Weg unter den vorgefundenen Verhältnissen? Zwar 
sind die progressiven Momente der Reform — die prinzipielle Problematisierung von Leistungs- 
und Ausleseverfahren — am Nadelöhr der unverrückten ökonomischen und Sozialverhältnisse 
schon wieder in ihr Gegenteil umgeschlagen: negative Auslese der nicht am Wettkampf Teilnehmen- 
den und verschärfte Leistungskonkurrenz unter den nunmehr auf erweiterter Basis sich Qualifi- 
zierenden. Doch haben die Lehrer begrenzte Möglichkeiten, auf individueller und kollektiver 
Grundlage einen fortschrittlichen Unterricht zu probieren und dafür auch auf institutionelle 
Voraussetzungen zu drängen. Nur unterscheidet sich dies dem Sinn und der Taktik nach vom 
‚Durchsetzen‘ einer sozial verunglückten Reform gegen die ‚Kapitalzwänge‘, Eine radikale staat- 
liche Bildungsreform und ebenfalls eine bloße Fortführung dessen, was jetzt dafür gilt — stößt an 
die Bewegungslosigkeit der Produktionsbeziehungen. Zu glauben, die Arbeiterbewegung, die 
diese Beziehungen weder angesichts von Krise noch von Repression in Frage stellt, ausgerech- 
net durch Bildungsforderungen der GEW anzustacheln, das ist eine offene Illusion. Die Lehrer 
auf Grund solcher Perspektiven zu einer eingeschränkten Interessenvertretung bewegen zu wol- 
len, bedeutet eine einfältige Selbstüberhebung von Taktik. 


Typologie des lehrergewerkschaftlichen Kampfes 

Die Autoren entwerfen — als Inbegriff der Klassenmacht — das Bild einer demokratisch zentra- 
lisierten Einheitsgewerkschaft, begründen ausführlich, warum der Schulbetrieb nicht reif genug 
ist, sie hervorzubringen und stellen sie alsdann verpflichtend dem Realgeschehen gegenüber, weil 
das die ausgedachte Taktik zwingend so verlangt. Hat man zuvor schon die ständische Interessen- 
lage ausgewechselt, folgt nun das Organisationsmodell. Doch wie der Austausch zwanglos von- 
statten gehen soll, bleibt das Geheimnis jener Realpolitik für unsichtbare Interessenten. Halten 
wir uns indessen an die durchschnittliche Konfliktgestalt. 

In der Schule ergeht eine Anweisung auf Mehrarbeit, ein Bildungsurlaub wird verweigert, 
eine disziplinierende Umsetzung oder eine schikanöse Kontrolle verfügt. All dies nicht im Ge- 
wande unternehmerischer Willkür sondern geltender Gesetze, Zunächst besteht Unsicherheit über 
Gesetzesbuchstaben und -auslegung. Dann weiß man gewöhnlich nicht, ob man was dagegen 

“machen kann. Andeıs gesagt: Aktion und Reaktion der Arbeitsgegner sind nicht so formalisiert, 
von tradiertem gegenseitigen Kennen und Argwohn geprägt wie in der Großindustrie. Es schießt 
nicht alles gleich zu Strategie und Taktik zusammen, was unbestimmt als faul gerochen wird. Bei- 
derseits schweit eine Kampfhaltung, die ihre Regelhaftigkeit soeben einstudiert. (Die Exegetik 
in Sachen Beamtenstreikrecht ist kennzeichnend für einen seine Verläufe unsicher abtastenden 
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Konflikt.). 

Erkennen die Betroffenen die ihnen zudiktierten Maßnahmen als veränderbar, beanspru- 
chen sie die Gewerkschaft. Die Nebenstehenden sagen: ‚Da müßte die Gewerkschaft mal was ge- 
gen tuen.‘ Die Leidtragenden kennen eine Handvoll Kollegen, die sie mit der Gewerkschaft iden- 
tifizieren, und von denen sie Auskünfte über vergleichbare Fälle, Reaktionsweisen des Schulamts 
und Risiko einholen. Der Gewerkschaftsvertreter empfiehlt einen Gegenzug, vemittelt Kontakte, 
— was dabei rauskommt spricht sich rum und gewisse Abwehrmuster beginnen sich zu verallge- 
meinern. Die ias erfahren haben, besuchen die bezirkliche Mitgliederversammlung, sind dispo- 
nibel für die Vorbereitung kleinerer Aktionen, etwa die Einberufung einer außerordentlichen Per- 
sonalversammlung zur Mehrarbeit. So konstituieren sich Kräfteverhältnisse. 

Anders als in der Industrie hat der Konflikt noch keine gewissermaßen von seinen Trägern 
abgelöste Gestalt, keine überpersönliche-historische Dimension, die zudem als durchschnittliche 
Verkehrsform gesellschaftlich konzediert wäre. Die Initiativen gehen einstweilen auf die Kno- 
chen couragierter Privatpersonen, die selber zusehen, was sie sich noch in den Rücken stellen 
können. Die Gewerkschaft als Apparat ist zu Kampfmaßnahmen am Arbeitsplatz überhaupt 
nicht gerüstet. 

Hingegen läuft der industrielle Arbeitskampf unter weitgehend vorgefundenen Fronten 
ab, in Mechanismen, in die der Einzelne als in erworbene Potenzen der Klasse hineinwächst. Die 
Zentralisierung derlei verfügbarer Teilaktionen ist und bewirkt und etwas anderes, als wenn sie 
Generalstäbe für nickt vorhandene Truppen aufschlägt. 

Was in der GEW durch das Erlernen von Widerstandsaktionen hindurch sich abspielt, ist 
die Rekrutierung einer halbwegs tragfähigen sozialen Basis als einer de facto gewerkschaftlichen, 
d. h. zum Arbeitskampf bereiten. In diesem Konstitutionsprozeß ist eines förderlich und eines 
hinderlich. Förderlich ist ein Netz handlungsbefugter mittlerer Vertrauensleute, die das Abwehr- 
potential richten und zusammenfügen helfen. Hinderlich ist die innergewerkschaftliche Präsenz 
der Paladine der Lokalregierung und der Schulvorgesetzten, die lustig darüber befinden, ob sie 
bestreikt, beklagt oder denunziert zu werden wünschen. Wer den von unten auf erfolgenden Ver- 
gewerkschaftungsprozeß in der GEW ernst nimmt, muß auch die Ausdifferenzierung von Arbeit 
und Kommando wollen, und dem ‚widerlichen Filz‘ von Lehrer- und Regierungsinteresse in den 
gewerkschaftlichen Chefetagen nicht die Organisationsfrage überlassen. 

Es gibt einen kreuzbraven Glauben, mit SPD und DGB den demokratischen Staat zu stüt- 
zen und dabei rauszuholen, was rauszuholen ist. Aber im DGB sich Hände und Maul verbinden 
lassen, um ebenjenem Staat die größten Hiebe zu versetzen — um das zu glauben muß man in 
Westberlin Marxismus studiert haben. Zumindest gibt es außer dieser Schicht keinen, der das 
macht. 


I. 
Zur pclitisch-moralischen Motivation der Intelligenz 


In der moralischen Natur des politischen Interesses erblicken die Autoren die Quelle des linken 
Fehlverhaltens. Dieser an sich ja nicht denunziativen Kategorie unterliegt eine Vorstellung von 
nicht-moralischem politischen Interesse, das zwingend aus der materiellen Lage hervorgeht. Letz- 
teres ist das solidere. 

Verblüffend an dieser Konstruktion ist, daß die Autoren ihr Plädoyer für DGB und Arbei- 
terbewegung offensichtlich für nicht moralisch halten und dem Dilemma entronnen zu sein 
glauben, indem sie sich schlankweg einer Arbeiterbewegung anheimgeben, der man moralische 
Beweggründe schlecht nachsagen kann. Als ob die aus der moralischen Existenz der sozialisti- 
schen Alternative in Deutschland hervorgehenden Deformationen geistige Defekte des intellek- 
tuellen Milieus wären, und nicht das Versagen der deutschen Arbeiterbewegung mitreflektieren. 
Was der Rückgriff darauf am Problem ändert, ist unerfindlich. Letzten Endes garantiert weder 
die materielle noch die moralische Grundierung von Bewußtseinsformen deren Richtigkeit. Die 
Herkunft des ‚falschen‘ Bewußtseins ist eine ganz andere Angelegenheit und von daher gar nicht 
erklärlich. Es sei denn, man wollte das ökonomisch Wohlverhalten und totale Desinteresse der 
deutschen Arbeiterklasse am Abbau der demokratischen Verfassung für ‚richtig‘ ausgeben. Das 
falsche Bewußtsein ist momentan das allgemeine und wird im Zustand des intellektuellen Seibst- 
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verdrusses auch nicht besser. 

Darüberhinaus ist aber noch sehr die Frage, ob man die intellektuelle Kritik an den ge- 
sellschaftlichen Beziehungen im Kapitalismus als moralisch in dem Sinne aufzufassen hat, daß 
sie jenseits der materiellen Reproduktionssphäre der Individuen spukt. Schließlich reproduziert 
sich nicht allein der Bauch sondern ebenfalls ein kulturelles Element, das im vorliegenden Falle 
die Reproduktion des Intellektuellen als Intellektuellem ausmacht. Erfährt dieser Reproduktions- 
zusammenhang eine Krise, können sich maßgebliche Impulse nicht mehr mit der Gesellschaft aus- 
tauschen, dann ist die materielle Substanz einer solchen Schicht ruiniert. Ihr Profil zerfällt in 
Psychopathologie, Zynismus und weltanschauliche Hysterien. 

Die Androhung des Ruins erlebte die Lehrerfraktion der kritischen Intelligenz nicht zu- 
letzt im GEW-Zusammenhang. Bei ihrer Analyse des Lehrerstands landen auch die Autoren bei 
einem Zersetzungsprodukt: dem unfreiwilligen Linkssektierer. Ihr Anschauungsgegenstand ist 
dabei offenkundig die Vertreterversammlung der GEW-Berlin, bzw. deren linke Mehrheitsfrak- 
tion. Die Borniertheit des linksintellektuellen Sendungsbewußtseins soll die GEW-Spaltung voll- 
zogen haben. Der Verbleib einiger Tausend Lehrer im ausgeschlossenen GEW-Verband läßt al- 
lerdings weitreichendere Gründe vermuten. (Erwähnen wir nebenher, daß der Berliner Altver- 
band zusätzlich von der Hamburger GEW-Organisation als unverändert legitimer betrachtet wird 
und vergessen wir nicht, daß er politisch wahrlich nicht der Ultra-Linken zuzählt. In die DGB- 
GEW marschiert sind die SEW, ein Teil der Linkssozialdemokraten und eine SB-Fraktion, die 
faktisch diese Gründung tragen, wenn auch nicht führen. Den Altverband unterhält ein politi- 
sches Amalgam von Radikaldemokraten diverser Herkunft, die ihre Verweigerung gegenüber der 
DGB-Disziplin gewiß nicht aus dem avantgardistischen Ehrgeiz beziehen, den die Autoren dafür 
haftbar machen wollen. Die K-Gruppen, die sich diesen Schuh gut anziehen könnten, finden 
dort so gut wie keine Unterstützund. Der KBW wäre viel lieber in der Einheitsgewerkschaft, wenn 
er dort nur hineinkäme.) Die Moral der Verweigerung bleibt insofern erst noch zu erklären. Der 
Ansatz der Autoren, sie aus dem politischen Schicksal des intellektuellen Avantgardismus zu 
entwickeln, folgt im Grund jener Vorstellung einer Selbstbewegung der politischen Moral, die 
sie im Endergebnis ablehnen: Sie proklamieren einen Privlegienstatus der Intelligenz, indem sie 
die psychischen und ideellen Momente der Verhältnisse ausklammern, um sie alsdann unterm 
Begriff der verselbständigten Moral hervorzuziehen und abzukanzeln, 

Dabei läßt sich die Haltung der betreffenden Fraktion der pädagogischen Intelligenz 
ohne allzuweit auszuholen als Interessenbild ihrer materiellen Verhältnisse deuten, das vom 
Austausch und Verkehr mit ihrer Sphäre abrupt abgeschnitten wird: das Interesse an Kritik und 
Andersdenken, an Selbstverwirklichung und Selbstbestimmung. Da in den Schulen der Zugriff 
auf die gestaltenden Momente der Tätigkeit wächst — nach der Seite ihrer Kontrolle wie nach 
der Seite ihrer Verdichtung wächst — und Zwangscharakter gewinnt, da weiterhin Unterrichten 
inzwischen unter öffentlicher Aufsicht konservativer Elternfraktionen stattfindet, die stur die 
Konkurrenzvorteile ihres Nachwuchses durchbeißen und jede progressive Pädagogik denunzie- 
ren; da die Verwahrlosung der Kinder die Entfaltung von Lehrtätigkeit lährmt; da das Diszipli- 
narrecht abweichendes Verhalten wachsamer erfaßt und sich unterwirft; da die Amtshierarchie 
vom Rektor bis zum Dienstheırn sich ihrer Fürsorge- und Sachfunktion entschlägt und in arg- 
wöhnische Instanzen des Kommandos verkehrt; da Lehrerarbeitslosigkeit und Berufsverbote je- 
nen beklemmenden Druck zur Konformität erzeugen; da die Summe dieser Zwänge in die eher 
paternalistisch-liberale Sphäre des Schulwesens einbricht, — vor allem natürlich die kritischen 
Fotenzen der jüngsten Generation der pädagogischen Intelligenz rundum zu ersticken sucht: 
Darum droht ein ausgeformtes Profil des städtischen Junglehrers — seit mindestens 20 Jahren 
eine grundsätzlich demokratische, bürgerlich-selbstbewußte, anti-reaktionäre Figur — allgemei- 
ner Repression zu verfallen. Der Schulapparat ist anscheinend fest entschlossen, diese Figur fort- 
an nicht mehr zu reproduzieren. Da man Mittel weiß, es zu verhindern, will man die bislang vom 
Konjunkturverlauf relativ unabhängige Schicht schulisch-akademischer Intelligenz micht ewig kla- 
gen lassen, daß die Gesellschaft in chancenungleiche Stände zerfällt, Leistung unsolidarisch und 
repressiv ist, der Staat sich als reformunfähig erweist und man die demekratisch gewählte Re- 
gierung durch Streik unter Druck setzen kann. In der Figur des kritischen Lehrers erhält das 
linksintellektuelle Bewußtsein die Form einer kontingenten, organisationsfähigen Massenexi- 
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stenz, die durch hauptsächlich außerökonomische Gewalt zu zerschlagen ist. Eine Gewalt, die 
die geistig-professionellen Potenzen des Standes einkreist, und objektiv von den anarchischen 
und krisenökonomischen Systemtendenzen begleitet und unterstützt wird. 

Es ist hier eine ganz spezifische Bühne aufgeschlagen, auf der auch die Moral des geweik- 
schaftlichen Verhaltens spielt. Hier nach Motiven zu suchen, die die Verweigerung der DGB-Dis- 
ziplin erklärich und diskutabel macht, haben sich die Autoren glatt geschenkt. Sie beklagen die 
Einäugigkeit der Berliner GEW-Linken vor der Tatsache CDU-regierter Länder. Was man aller- 
dings gewerkschaftlich dagegen unternehmen kann mit GEW-Verbänden sozialdemokratisch re- 
gierter Länder, wo schulische, politische, administrative und gewerkschaftliche Gruppen in einer 
Dichte verfilzt sind, daß die Bezeichnung ‚Gewerkschaft‘ der reine Schwindel ist, das steht nicht 
dabei. Die bildungspolitische Vernunftsehe mit den altreformerischen Spitzenpolitikern der 
GEW in der SPD kann punktuell nichts schaden. Doch sofern sich die Partner im schulischen All- 
tag auf Verfolger- und Verfolgtenseite verteilt sehen (ideologischer Anhang inbegriffen) dürfen 
sie doch eher ihren natürichen Neigungen folgen. 


Jenseits des DGB 

Ihre Kritik an der Unterhaltung eines gewerkschaftlichen Lehrerverbandes außerhalb des DGB 
stützen die Autoren auf 2 Argumente. 1. sei man dem gegnerischen Interesse nach Spaltung 
der Einheitsfront der Lohnabhängigen aufgesessen; 2. bleibe außerhalb der gewerkschaftlichen 
Dachorganisation der Arbeiterklasse nur noch das Los eines korporativen Standesverbands. 

Mit mehr Logik läßt diese Qualifikation sich auf die GEW/DGB anwenden. Dort ist die 
Einheit der Lohnabhängigen de facto durch die Vermischung mit der Arbeitgeberseite gespal- 
ten, was eben das Kriterium einer Korporation ist. Der vertikale Charakter dieses Verbandes ist 
ein Spaltungsfaktor erster Güte, weil der äußere Antagonismus der Arbeitsgegner sich als inner- 
'gewerkschaftlicher Konflikt gewandet. (Zur Fraktion der Rektoren und Schulräte zählen natür- 
lich auch die Lehrer, die es auf Beförderung abgesehen haben). Ein weiteres gewerkschaftsfrem- 
des Moment besteht darin, daß die Arbeitsverhältnisse der Beamten durch Gesetzgebung ‚demo- 
kratisch gewählter Parlanıente‘ geregelt sind, was nach herrschender Meinung gewerkschaftliche 
Kampfmittel nicht nur überflüssig, sondern nachgerade verfassungswidrig macht. Die demokra- 
tische Legitimation der dienstherrlichen Verfügung ist jenseits des freien Spiels der ‚Tarifpartner‘ 

“durch die Staatsautorität vorab garantiert. Wie das in korporativen Verfassungen so zu sein pflegt. 
Zwar hat die GEW das Streikrecht in der Satzung verankert, wagt es jedoch nicht anzuwenden 
sondern ringt sich ab und an zu einer Urabstimmung durch, die konsequenzenlos die Funktion 
eines Lehrerreferendunıs zu strittigen Fragen besitzt. Der Marburger Bund riskiert mehr. Die so 
gegebene Verquickung von Staat und Gewerkschaft hat ihre Sublimationsebene in der Domi- 
nanz der Sozialdemokraten, die sich als Regierung und Gewerkschaft logischerweise nicht selbst 
bekämpfen. Ein paar Scharmützel unter Genossen inbegriffen. 

Diese Funktionsbeschränkung des Verbands ist keine partielle Schwachstelle, sondern 
greift auf andere Bestimmungen über. Mangels formalisierter Arbeitskämpfe und -Konflikte hat 
die GEW auch keine professionelle Bürokratie herausgebildet, die materielle Resultate erbrächte, 
so lahm auch immer. Was den Lehrern an praktischem Schutz angedeiht, läuft über die Personal- 
räte, d, h. auf relativ breitgestreuter, dezentralisierter Ebene, die kaum im Apparat zusammen- 
kommt. Die gewerkschaftliche Obrigkeit ist entsprechend ihrer dünnen Funktionsbasis relativ 
schwach und damit in der Gefahr, die Initiative an eine mobile Basis zu verlieren. Bei einem pas- 
siven Mitgliedersockel kann sie einen durchaus progressiven Vereinsvorstand stellen; Neusüß/Isen- 
see haben dies an Hand der Pionierzeit der Bildungsreform treffend charakterisiert. Entsteht je- 
doch von unten her gewerkschaftliche — den Dienstherten bekämpfende — Initiaitve, kommt es 

' zu Diskrepanzen mit dem vergleichsweise ohnmächtigen Vereinsvorstand. Solche Spannungsver- 
hältnisse sind zu allen sich gewerkschaftlich entwickelnden Landesverbänden nachzuweisen: 
Hamburg, Bremen, Hessen, Berlin und Bayern. 

Selbst innerhalb von Landesverbänden läßt sich unten relativ flott agieren, während oben 
noch ein konservativer Vorstand thront. So hatte in Berlin zu Dietrich Schaeffers Zeiten die Lin- 
ke bereits in Charlottenburg den Vorstand, in Neukölln die Mitgliederversammlung erobert, von 
der Fachgruppe Grundschule aus unter Leitung von E. Kujawa die Kleine-Kinder-Klassen-Kam- 
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pagfis Zesteuert, ehe sie ins Büro einzog. Gerade das ermöglicht den für Gewerkschaftsführer ganz, 
unvertrauten demokratischen Wechsel. In der zentralisierten Industriegewerkschaft gilt in ganz 
anderem Umfang das Prinzip, daß von unten gewählt und von oben Politik gemacht wird. Dies 
wegen der ungleich höheren Autorität und Integrationskraft, die der Apparat über seine Verhand- 
lungserfolge ausübt. Dieselben werden mit der erforderlichen Mitgliederloyalität in der Regel ei- 
nen Gleichgewichtszustand anstreben. Hingegen gebietet die GEW-Bürokratie erst über gar keine 
Verhandlungsmasse und muß sich ihrer Loyalität entweder über die Passivität der Mitglieder oder 
durch ideologische und disziplinarische Kontrolle versichern. (Das reaktionäre Gezeter von der 
Unterwanderung der GEW besitzt seinen realen Boden. Die IG Metall ist gegen sowas besser ab- 
gedichtet.) Kurzum: die Anwendung gewerkschaftspolitischer Allgemeinplätze auf die GEW ist 
mit der größten Vorsicht zu genießen, weil hier die Abstände zur durchschnittlichen DGB-Ge- 
werkschaft von vornherein größer sind als die Gemeinsamkeiten. Die Autoren lasten die Abstän- 
de bloß der materiellen Lage und Bewußtseinsverfassung der Lehrer an, wollen die zentralistische 
Disziplin hingegen per Prinzip gewahrt wissen. 

Indessen ist dies ja ein Anspruch, den nicht die Theorie, sondern der Deutsche Gewerk- 
schaftsbund den GEWlern aufdrängt. Die Durchsetzung der Zentralisierung soll weiter unten nä- 
‘ her betrachtet werden. Soviel sei jedenfalls verraten, daß hier die Art der Ansprache den GEWlern 
eine Vorstellung von den Absichten erteilte, Die Erfahrung des politischen Nutzens von Zentra- 
lisierung, die die Autoren den ständisch befangenen Lehrern absprechen, haben diese am erpres- 
serischen Charakter der Frister-Intervention machen dürfen; jedoch in negativer Form. Die 8000 
Mitglieder der Alt-GEW verweigern sich den Sirenentönen der Unvereinbarkeitsbeschlüsse nicht, 
weil ihnen die Resultate konzentrierter Kampfkraft abgehen, sondern weil sie darauf verzichten, 
ihren demokratischen Kampf undemokratisch zu führen. Welchen Sinn hat es, sich der Bonzen- 
autokratie im DGB taktisch zu beugen, den Konkurs der ‚politischen Demokratie hingegen zu 
denunzieren? 

Das demokratische Empfinden an den Schulen richtet sich gegen willkürliche Unterdrük- 
kung pädagogischer Initiativen, gegen den Kommandoton der vorgesetzten Stelle, gegen die 
Zwangseinteilung einer bis dato sinnvoll disponierten Arbeitszeit, gegen die Kontrolle selbst 
nicht kontrolherbarer Behörden, gegen die Erstickung spontaner Defensivaktionen, die Verteu- 
felung und Vernichtung Einzelner und einzelner Gruppen, kurz: gegen eine im Namen von Volks- 
wohl, Ökonomie und Effizienz täglich selbstherrhcher auftrumpfende Zentrale. Die ihre eigene 
Verfassung zynisch bricht, Gewohnheitsrechte herstellend, die nur durch Einschüchterung, tak- 
tische Vorbehalte und die Hoffnung auf eine irgendwann erfolgende Quittung erduldet werden. 
Geforder ist die Abstraktion von sämtlichen gebildeten Überzeugungen, Zielen und Methoden 
zugunsten eines allseits ausposaunten Realitätsprinzips, das — wenn nicht durch unmittelbaren 
Zwang — nur über Einsicht in irgendwelche objektivierten Geschichtsverläufe akzeptabel ist. Als 
Ideologie des Überwinterns, der Bewegungslosigkeit und des Quietismus offerieren sich die lang- 
fristige Listigkeit von Strategie und Taktik. Unterdessen zeigt sich die Reaktion voll auf der Hö- 
he geschichtlichen Handelns, dies allerdings allein als Reaktion, nicht als Gestalterin der gesell- 
schaftlichen Verhältnisse. Die Arbeiterklasse — dem orthodoxen Geschichtsbilde nach Garantin 
demokratischer Verkehrsformen — fügt sich in die neue Rolle als Versorgungsobjekt im sozialen 
Verteilungssystem. Ist weniger zum Verteilen da, wird Angst entbunden, die als Manövriermasse 
autoritärer Politik flottiert. Die Gewerkschaften ringen weniger Brust an Brust mit Kapital und 
Staat, als daß sie in der Verteilungs- und Umverteilungssphäre antichambrieren gehen. 

Und wer sind stattdessen die Anwälte jener herrschaftsgeschützten Freiheitsräume, der 
demokratisch verfaßten Betätigungsfelder politischer Subjekte? Was immer ihrem äußeren und 
innerlich-moralischem Verfall’ entgegentritt, kommt außerhalb der Reihen der Arbeiterbewegung 
zustande. Sei es die Kampagne gegen Berufsverbote und Staatskontrolle, sei es die Bevölkerungs- 
bewegung gegen die Verwüstung der natürlichen und Lebenswelt. Längst hat sich ein politischer 
Raum jenseits der ererbten Fortschrittsapparate und der lächerhichen Sektenszene eröffnet. Ein 
Raum, der einem Widerstandsbedürfnis vielfältiger, in ihrer Integrität verletzter Schichten ge- 
nügt, die nach schematischer Einteilung als ständisch, lokalborniert, moralbeladen und klassen- 
indifferent gelten können. Interessant ist aber nicht ihr Platz innerhalb der Begriffshierarchie, 
sondern gegenüber der gesellschaftlichen Reaktion. Was da an mannigfaltiger Bewegung zusam- 
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men- und auseinanderläuft begründet kein pepulistisches Weltbild; es ist nur das, was — wie sei- 
nerzeit die APO — unter anhaltender Lähmung der deutschen Arbeiterklasse der Kapitalbourgeoi- 
sie noch politische Handlungsschranken mitteilt. 

Die Autoren registrieren die GEW-Spaltung noch im Bild der verflossenen Ghettoisierungs- 
tendenzen der K-Periode, dergegenüber eine Taktik innerhalb der Massenorganisationen un- 
schwer zu begründen ist. Nach Kontext und Gebärde aber zählt die Separat-GEW zu jenem par- 
tialen gesellschaftlichen Kampf um Selbstbestimmung und demckratischen Verkehrsformen, an 
dem die tradierte Arbeiterbewegung nicht teilnimmt, es sei denn auf der anderen Seite der Bar- 
rikade. Die Funktion der DGB-Disziplin gegenüber dem außer-institutionellen politischen Raum, 
den nicht gescheiterte Sektenexistenzen sondern sich politisierende Mengen bevölkern, ist schon 
nicht mehr so von oben herab zu legitimieren, wie gegenüber dem ausgedienten Avantgardismus. 
Dem Widerstandsarsenal außerhalb der Abwicklung des gesamtgesellschaftlichen Sozialplans ge- 
genüber vertritt der DGB zugestandenermaßen die herrschenden Verhältnisse. Vorneweg nach in- 
nen. 

Die Autoren, die laufend rheterische Fragen nach den Inhalten der Politik stellen, die 
man denn in der vollkommenen gewerkschaftlichen Selbstbestimmung hätte treiben wollen, kön- 
nen leicht zufriedengestellt werden: Die ungehinderte Debattierung einer demokratischen Ab- 
wehr gegen den Dienstherrn ist bereits ein Inhalt, und zwar ein solcher, worauf der und seine 
Tintenknechte alle Rohre richten. Angesichts der jüngsten Ausformung der bürgerlichen Herr- 
schaft, wozu nicht zuletzt der zugreifende Autoritarismus der Verwaltungen zählt, sind Selbst- 
bestimmungsformen Kampfziele ersten Ranges. Anders die Autoren, die sie als Vehikel von ‚Po- 
litik‘ auffassen, die ganz nach Konjunktur dann auch andere Vehikel legitimiert. Das Disponie- 
ren über demokratische Verhältnisse zugunsten von Teilzielen ist bekannt und bekanntlich ab- 
zulehnen. In solchen Argumentationen hat nicht zuletzt die Arbeiterbewegung eine Erfahrung 
und sicher nicht die beste. Der DGB mit seinen Unvereinbarkeitsbeschlüssen, dem von ihm ge- 
währten Spielraum für innergewerkschaftliche Demokratie und seiner mürrischen Komplizen- 
schaft mit der Restauration ähnelt zu sehr mit den Verhältnissen, die die Lehrer im Verwaltungs- 
apparat bekämpfen. Doch erwehren sie sich nicht allein der Vergewaltigung der politischen Mo- 
ral sondern auch offensichtlich der ihrer Kampfbedingungen. 


Kampfbedingungen und Dezentralismus 

Wir sahen, daß während die Autoren in der Bildungsreform die Transformation der GEW zur Ge- 
werkschaft suchen (ohne sie zu finden) sie auf ganz orthodoxe Weise bereits erfolgt: in der Auf- 
stellung einer Kampfposition gegen den Dienstherrn. Zwar gibt es verbindende Moment einer 
{noch zu entwickeinden) Reformkonzeption zur unmittelbaren Lehrermisere. Desto radikaler 
solche Reformziele allerdings sind, desto theoretischer wird dieser Zusammenhang. Ohne jede 
Spekulation läßt sich sagen, daß sich der Druck der Lehrer auf die Bildungspolitik zerstreut, die 
Gruppierung um die Arbeitsplatz- und Dienstprobleme hingegen zugenommen hat. Um dies zu 
konstatieren, reicht es aus, die Tätigkeit der gewerkschaftlichen Fachgruppen, die für Reform- 
politik zuständig sind, mit den Bezirks- und Schulgruppen zu vergleichen, die das unmittelbare 
Lehrerinteresse organisieren. 

Die oben angeführte Notwendigkeit der Rekrutierung einer sozialen Basis der GEW, die 
die Autoren durch hinlängliche ‚Vermittlung‘ von Strategie und Taktik, und die Gewöhnung an 
Disziplin für möglich halten, verlangt hingegen kategorisch die Ausbreitung von Tätigkeit. Die 
ganze DGB- und Organisationsfrage spitzt sich zuguterletzt darauf zu, ob und wie die Tätigkeits- 
seite gefördert wird oder nicht. 

Ausgehend von den vorhandenen Anlässen und Anfängen von Widerstandstätigkeit braucht 
das organisatorische Gewand einen bestimmten, angebbaren Zuschnitt. Während die Autoren die 
Lokalautonomie für ein Relikt der Standesborniertheit erachten, war es gerade die Linke in Ber- 
lin, die nicht etwa zentralisiert, sondern ein bezirkliches Gewerkschaftsleben aufgebracht hat. 
Charlottenburg, das damit begann, hatte so den Sturz der Rechten bereits 2 Jahre vor dem analo- 
gen Vorgang auf Landesebene erreicht. Schöneberg und Spandau knüpften erfolgreich daran an 
und diese drei Bezirke bilden nicht zufällig das Rückgrat der heutigen Alt-GEW. 

Worin bestand nun die Tendenz einer solchen Bezirksarbeit? In Charlottenburg begann 
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man eine monatliche Mitgliederversammlung einzuführen, ihre Beschlüsse in der Berliner Lehrer- 
zeitung abzudrucken, die Vorstandssitzungen explizit Öffentlich zu machen und verstärkt Be- 
zirksinfos herauszugeben. Der praktische Effekt solcher banal erscheinenden Maßnahmen ist 1. 
eine beschleunigte Kommunikation 2. ein Druck auf die Vorstände, den allgemein bekannt ge- 
wordenen Übeln zu begegnen und zwar in der den Betroffenen geeignet erscheindenden Form, 
3. Eine allgemeine Bindung und Identifikation der Mitglieder mit der gewerkschaftlichen, d.h. 
ihrer eigenen Vorgehensweise im unmittelbaren Erfahrungsbereich. 

Doch fordern solche Beziehungen — und das ist der neuralgische Punkt — die nachdrück- 
liche Dezentralisierung der Entscheidungen. Man kann nicht unten debattieren und oben be- 
schließen lassen. Andernfalls sieht das dann so aus, daß die Schulgruppe X dem Bezirksvorstand 
um Genehmigung für die Aktion Y angeht, der Bezirksvorstand den Landeshauptvorstand, der 
Landeshauptvorstand den Geschäftsführenden Vorstand, der Geschäftsführende Vorstand den 
Bundesvorstand und zuletzt wird in der Baracke nachgefragt. Kurz: man kann dieselben Dinge 
fordern und in der Wahl der Mittel und Wege die qualitativen Differenzen herstellen. 

Des weiteren hat der bezirkliche Schwerpunkt sich aus der Verklammerung von Gewerk- 
schafts- und Personalratsarbeit ergeben. Die starke Verrechtlichung der Arbeitsverhältnisse der 
Beamten verleiht den Personalräten eine prinzipieli starke Stellung, sofern ihre Möglichkeiten 
radikal ausgeschöpft werden. Der traditionelle Weg, der ‚vertrauensvollen Zusammenarbeit‘ der 
gewerkschaftlichen und ständischen Personalräte mit den Schulämtern (bzw. von Genosse zu 
Genosse) basierte auf Lehrermangel, der anstandslose Einstellungen, großzügige Beurlaubungen 
und relativ humane Prüfungssitten bewirkte. D. h., daß Interessenvertretung durch harte Ver- 
handlungspolitik möglich war, die im Zeitalter der Arbeitslosigkeit und Massenüberprüfungen in 
Ohnmacht und Kollaboration umschlägt. Eine Rückkoppelung der Personalratsarbeit auf die 
Lehrerbasis erfordert einen laufenden Transfer von Informationen über die ‚Fälle‘, über Rechts- 
standpunkte der Personalvertreter, über die Rechtsauslegungen und Verordnungspolitik des 
Dienstherren. Die berüchtigte ‚Schweigepflicht‘ kann dabei weit über das selbst von den Gewerk- 
schaftern verinnerlichte Maß hinaus unterlaufen werden. (So haben linke Personalräte betroffe- 
ne Zielgruppen brieflich über anhängige Maßnahmen der Behörde und ihre Abwehrmittel unter- 
richtet.) Umgekehrt braucht der Personalrat Kunde von den Ereignissen in den Schulen. d. h. 
ein bezirkliches Gewerkschaftsleben wie oben beschrieben. Selbst in Fällen, wo der Personalrat 
legaliter ohnmächtig ist, etwa in der zentralen Frage der Umsetzungen, läßt sich mit der Einbe- 
rufung außerordentlicher Personalversammlungen wirksam Druck ausüben. Bedingung dafür ist 
eine geschickte Arbeitsteilung zwischen dem ‚offiziellen‘ Personalrat und der parteilichen Ge- 
wekschaftsbasis. Ebensolche Methoden haben die fortgeschrittenen Bezirke in Berlin verwandt, 
so daß die Autoren sich schon selber fragen müssen, warum sie sich unter der Parole der Basisge- 
werkschaft nichts näher vorstellen können. 

Nehmen wir jedoch an, daß sie — abgesehen von ihrer Neigung, derartige Interessenkon- 
flikte zu bagatellisieren oder im Ständischen anzusiedeln — dagegen keine prinzipiellen Einwän- 
de erheben und die Zentralisierung und Organisationseinheit mit der Arbeiterbewegung als schlag- 
kräftige Abrundung des Ganzen empfehlen würden. Das soll konkret im Abschnitt über die In- 
terpretation des Berliner Satzungskonflikts erörtert werden. Hier dazu soviel: 

1. eine Zentralisierung wie die in der GEW angängige richtet sich den Intentionen nach 
gegen die Entscheidungskompetenzen und Handlungsspielräume der mittleren und unteren Ebe- 
ne, nachprüfbar an den diversen Satzungsvorstellungen der Bundes-GEW. Deren Tendenzen wei- 
sen allemal auf eine Begrenzung der Anzahl der Mitgliederverammlungen und ihrer Beschlußfä- 
higkeit hin. Begrenzung der Vertreterversammlungen (im 3-Jahresturnus), Begrenzung der Dele- 
gierten pro Mitglieder (d. h. straffere Zuspitzung der Repräsentation nach oben). 2. Besteht mit 
der Existenz der sog. Generalklausel (d. h. der unmittelbaren Geltung von Bundesbeschlüssen in 
den Landesverbänden) die Möglichkeit, entgegenlaufende Taktiken kurzerhand auszuschalten, 
sofern sie überhaupt zustandekommen. 3. werden die von unten sich entwickelnden Methoden, 
die gerade ihres beschränkten Charakters wegen einer intensiven Selbstverständigung und Selbst- 
propagierung bedürfen, ständig verbandspolitische Ordnungsvosstellungen und ideologische 
Zwangsbekenntnisse aufgenötigt, so daß anstelle der organischen Zusammenfassung der Realpro- 
zesse ihre Eindämmung, Denunziation und Isolierung erfolgt. D. h. das genaue Gegenteil dessen, 
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“ was die Ideologie der Zentralisierung offeriert. 

Zentralisierung als allgemeine gewerkschaftliche Organisationstheorie, gestellt auf eine real 
nicht vorfindliche, wenngleich kategoriell postulierte Einheit der Lohnabhängigen und gegen 
die faktische Vereinheitlichung der Erfahrungen und Erfahrungsräume erstarrt unwillkürlich 
zum blanken Spiegelbild der gegnerischen Zentralisierung, d. h. ererbt auch dessen demoralisie- 
rende und repressive Tendenzen. Jeder Appell an die Disziplin gerinnt in diesem Kontext zur 
‚Moral‘ im äußerlichen Sinne: zur Zwangsmoral. Disziplin ist natürlich nur im Rahmen selbstge- 
wählter Aufgaben und nicht als auferlegter Gehorsam sinnvoll. Die Autoren, die die Disziplin 
als nötige Tugend stets bei der Hand haben, verlieren leider kein Wort über ihre Voraussetzun- 
gen. Das Disziplin unter Herrschaftsverhältnissen Kasernenhofcharakter gewinnt und die Kampf- 
erfolge, die sie bewirken soll, damit gefährdet, darf nicht zuletzt aus der Geschichte der Arbei- 
terbewegung entnommen werden. 


In 

Berliner Chronik 

Den Satzungskonflikt erklären sich die Autoren wie folgt: Die Berliner GEW-Rechte, chancen- 
los auf demokratischem Wege zu einer Mehrheit zu gelangen, ergreift die in ganz anderen Zu- 
sammenhängen nötige Satzungsvereinheitlichung, um den linken Landesverband zu sprengen. 
Sie benutzt dazu die strategielose Verweigerungshaltung einer linken Teilfraktion, stimmt ihr i- 
stigerweise bei, um die Satzungsübernahme scheitern zu lassen, dem Bundesvorstand zum Aus- 
schluß des Landesverbands zu nötigen und alsdann in einer gereinigten Neugründung die Füh- 
rung zu übernehmen. Die neinsagende Linke, in Verkennung der oben angeführten Theoreme der 
Autoren rennt 1. ins offene Messer und weigert sich 2. den ausgeschlossenen Landesverband zu 
liquidieren und der Neugründung beizutreten. Stattdessen wählt sie eine politisch handlungsun- 
fähige, von Standesinteressen durchsetzte Sektenexistenz. Der aufgeklärtere Teil der Linken (SEW 
linke SPD und die FU-Fraktion des SB) tritt ungezwungen in die Neugründung ein, gibt ihr ein 
prinzipiell linkes Profil und ruft die linkssektiererischen Standespolitiker zur Aufgabe ihrer Irr- 
lehren und Gegenpäpste und Einkehr in den Schoß des DGB auf. Die ganze oben wiedergegebene 
Theoriebildung mündet schnurstracks und alternativlos in diesen Schritt. Rechts und links von 
diesem Pfad nur Sekte und Korporation. 

Stellen wir uns der Abwechselung halber die Geschichte einmal anders vor. Als die Neue 
Linke, vertreten im linkssozialdemokratischen Kujawavorstand im Frühjahr 1974 die Mehrheit 
in der berliner Vertreterversammlung gewinnt, war dem in einigen Bezirken bereits die Konsti- 
tution einer gewissen sozialen Basis und einer Politik vorausgegangen, die — wenn auch ideologisch 
durchsetzt und vorgetragen — den Schulkonflikt und eine Kampfhaltung gegen den Senat von 
Berlin enthielt. Bereits die Wahi wurde vom scheidenden Vorstand, dem unterlegenen Kandida- 
ten, dem GEW-Bundesvorsitzenden, vor allem aber der Berliner Presse mit Entsetzen und Dema- 
gogie registriert. Der bisherige Vorsitzende Schaeffer vertraute dem Spandauer Volksblatt an, 
wer unter gegebenen Verhältäissen 30 Kinder pro Klasse erkämpfen wolle, sei ein verkappter 
Staatsfeind. i 

Ziel der neuen Mehrheit war, die Konfliktstrategie in einem Lehrerstreik gipfeln zu las- 
sen. Die Urabstimmung, die im Herbst 1974 stattfand, war jedoch nur zur Hälfte aus der Stra- 
tegie der Linken geboren. Zum anderen Teil war sie vom Schulsenator Löffler provoziert wor- 
den, der darauf abstellte, die GEW-Führung in einer verfrühten Aktion scheitern zu lassen und 
den Lehrern als politische Abenteurer zu präsentieren, die sie um Kopf und Kragen brächten, 

Der Plan gelang und mißlang zugleich. Der linke Vorstand überschätzte krass die Kampf- 
entschlossenheit der Lehrermassen, genauer gesagt, die Relation der bereits gewonnenen sozia- 
le Basis zum passiven Mitgliedersockel. Löffler demonstrierte seine Stärke und die Ohnmacht 
der Lehrer. Doch statt daß die geschlagene Linke hinweggefegt worden wäre, nahm sie auf der 
folgenden Vertreterversammlung (Dez. 74) Resolutionen zur Aufhebung der Unvereinbarkeits- 
beschlüsse und gegen die Schulpolitik des Berliner Senats an. Löffler und eine Handvoll Schul- 
räte und Rektoren rechneten nun darauf, im Handstreich eine neue GEW hochzuziehen, damit 
Massenaustritie aus der alten einzuleiten und den Rumpfverband sodann aufzureiben. 

Frister beschwor die Berliner SPD in einem Fernschreiben, diesen Plan fallenzulassen 
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und versprach, mit Hilfe der Bundesorganisation den linken GEW-Vorstand durch eine Änderung 
der Mehrheitsverhältnisse aus dem Sattel zu heben. Er setzte die Neuwahl der Vertreterversamm- 
lung nach einem Wahlmodus durch, der auf die Stimmen der schweigenden Mehrheit spekulier- 
te. Dieser Versuch mißglückte; die Vertreterversammlung erhielt eine noch umfangreichere linke 
Mehrheit. Im Sommer 75 stand die Abstimmung über die Übernahme der Bundessatzung ins 
Haus, welche ermöglichte, abweichende Landespolitik inhaltlich zu bremsen. 

Lokale gewerkschaftliche Kampfmaßnahmen, ohne Rücksicht auf die Handlungsspielräu- 
me sozialdemokratischer Politik; die Herausbildung stets agierenden lokaler Grundeinheiten; der 
Verlust der zu Verhandlungen wertvollen oberen Schul- und Kultusbürokratie und die spektaku- 
läre Inthronisation linker Landesvorstände: all das waren Entwicklungen, die den Regierungsin- 
teressen der SPD ins Gesicht schlugen und die christdemokratische Gegenaufklärung nährten. 
Keine andere Gewerkschaft geißelte ähnlich die Reformunfähigkeit, mangelnde Rechtsstaatlich- 
keit und Kapitalbhängigkeit der Sozialliberalen. Die Bundessatzung nun enthielt die Instrumen- 
te, zur bedarfsweisen Anpassung der gesamten GEW-Politik an das dem demokratischen Staate 
Zumutbare, 

Doch drehte sich die Satzungsdebatte nicht um die Satzung — die mehrheitlich negativ 
betrachtet wurde — sondern die mehr oder minder offen daran geknüpfte Erpressung: Übernah- 
me oder Ausschluß, aus GEW und DGB. Die Klage der Kollegen Förderreuther und Co wandte 
sich gegen die satzungsbeugende, erpresserische und intrigante Art, mit der der Bundesvorstand 
zu Voten zwang, die anders nicht erreichbar gewesen wären. (Der Klageweg zwang nicht etwa 
der berliner Mehrheit die Konfrontation auf, denn deren Konfrontationswille war durch die Ur- 
teile um kein Jota gewachsen; vielmehr nötigten die Urteile den Bundesvorstand zur Mäßigung 
seines eigenen Konfrontationskusses, der unabhängig von der Satzungsfrage, berliner Mehrheits- 
verhältnisse zu vergewaltigen suchte.) 

Neben dem Tauziehen um die Satzung unterstützte der Bund die Herausbildung eines ge- 
werkschaftlichen Parallelapparats der rechten Opposition mit dem Zweck, mittels dEr bevor- 
stehenden neuen Satzungskompetenzen beim nächstbesten Konflikt einen kalten Machtwech- 
sel zu bewerkstelligen. Der Parallelapparat wurde vom Bund mit einem eigenen Mitgliederstatus 
versehen, der bei dem erhofften Zustrom der schweigenden Mehrheit einer solchen Operation 
die demokratische Legitimation verliehen hätte. Vertrat doch Frister die Auffassung, der demo- 
kratische Mechanismus sei in Berlin gestört und bedürfe der Intervention von oben. Eine bekannte 
Denkfigur. 

Halten wir hier fest, daß alle Pläne zur Zerschlagung der Linken (die ihren Schwerpunkt 
in der Berliner Vertreterversammlung besaß) sich in der Absicht glichen, sie einem Mitgliederauf- 
stand auszusetzen und von ihm hinwegfegen zu lassen. Indessen stellte sich heraus, daß dies mit 
einer rechts vom Berliner Vorstand angesiedelten Politik und deren Träger stets mißlang. Mit dem 
letztgenannten Anlauf war die seinerzeit der SPD gemachte Zusage, die Mehrheitsverhältnisse 
durch Bundesintervention zu ändern, gescheitert. Die Satzungsübernahme, vom Gericht inzwi- 
schen als Selbstauflösung des Berliner Verbandes deklariert und einer 3/4 Mehrheit bedürftig, 
verfolgte Frister, der diese Mehrheit für unerreichbar ansah, von nun an nur noch als den Auslö- 
ser der Spaltung. 

Mit dem Ausschluß der GEW-Berlin aus der Bundes-GEW und dem DGB stellte sich für 
die Vertreterversammlung eine Reihe schwer zu beantwortender Fragen: 1. nach dem mußmaß- 
lichen Charakter der neuen GEW bei einem geschlossenen Übertritt, 2. wer kommt überhaupt 
hinein? Frister-Sprüche wurden kolportiert, daß die Neinsager zur Satzung natürlich draußen blie- 

“ben. 3. würde ein außerhalb des DGB befindlicher Lehrerverband vom gegebenen Fraktionsspek- 
trum der Linken politisch getragen werden können, oder nach Verlust des äußeren Gegners sich 
innerlich zerfleischen? Die Beteiligung der K-Gruppen ließ Düsteres vermuten. 4. würde ein au- 
tonomer Verband überhaupt noch eine Massenmitgliedschaft binden können? Oder nicht viel 
mehr im Laufe und mittels seines Schrumpfüngsprozesses der Kriminalisierung verfallen? d.h. 
die Schutzfunktionen einbüßen, um derentwillen er überhaupt existiert? 

Waren diese Fragen seinerzeit kaum klar zu beantworten (und wurden dann auch eher 
von der objektiven politischen Dynamik entschieden) weiß man es mittlerweile genauer. Vor al- 
lem schält sich ein Moment heraus, das die Autoren zu verkennen scheinen: maßgeblich waren 
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die Optionen der Linken selbst, die seit Jahren das Subjekt des Geschehens darsteliten. Nicht in 
Gestalt einer Plattform, eines Bündnisvertrags oder staatspolitischer Errungeschaften; vielmehr 
in der durchgängigen Erhaltung eines Handlungsrahmens der Lehrer gegen alle Versuche ihrer 
Einbindung in die Vorstands- und Staatsraison. Die gleiche Frage, die innerhalb der letzten Jah- 
re periodisch aufgeworfen war, stand nun in äußerst zugespitzter Form an. Fortsetzung und Er- 
weiterung eines gewissen Typus gewerkschaftspolitischen Verhaltens — nicht fest umrissen, aber 
Erfahrungstatsache — oder Unterstellung unter eine total diskreditierte Zentrale aus ideologi- 
schen bzw. generalstrategischen Rücksichten. 

Die unverändert anstehende Alternative hat zwei Verbände im Verhältnis 2:1 (8 900 Mit- 
glieder der Alt-GEW; 3 800 GEW-DGB erbracht.) Allerdings bindet der DGB-Verband den Groß- 
teil seiner Leute nicht durch das Charisma Fristers und Sickerts sondern den Übertritt wesentli- 
cher Vertreter der linken Berliner GEW-Politik. Bleibt zu erklären, was ihnen die beschränkte, je- 
doch vorhandenen politischen Spielräume sichert? 

Sehen wir in der Neugründung die jahrelang verfolgte Intention, einen sich links entwickeln- 
den Landesverband auf den rechten Kurs zu drängen (nunmehr unter satzungstechnisch verbes- 
serten Bedingungen) dann unterliegt sie auch dem alten Problem der Mehrheit, d. h. jetzt der 
deutlich mitgliederstärkere, wenn nicht einzige Verband zu sein. Es liegt auf der Hand, daß jedes 
Ansetzen von Daumenschrauben den DGB-Verband postwendend seinen linken Flügel kosten 
würde. Sofern sich dieser — was naheliegt — mit dem Alt-Verband vereinigen würde, wäre 1. der 
fürchterliche Beweis erbracht, daß letzterer die legitime gewerkschaftliche Vertreterin der Ber- 
liner Lehrer ist und 2. eine ernstzunehmende Gewerkschaftstätigkeit im DGB-Verband erstor- 
ben, Die Fristersche Taktik in Hessen und Hamburg deutet an, 1. daß ein weiteres Modell Ber- 
lin vermieden werden soll (Hessen), 2. daß linke Separatpolitik weiterhin gebremst wird (Ham- 
burger Urabstimmung) Die Eindämmung der linken Opposition in Berlin-Hamburg-Hessen hat 
im Berliner Schisma ein zentrales taktisches Kalkül. Die im Fristerschen Sinne maximale Fehlent- 
wicklung wäre ein vereinigter linker Separatverband in Berlin, der sich dem Radikalisierüngspro- 
zeß der Lehrer anzupassen wüßte. Denn dies würde ihn bei seiner Bremspolitik in den übrigen 
Landesverbänden genau der Erpressung auf Abspaltung aussetzen, die er selbst gewöhnlich ver- 
hängt. Im Vergleich dazu ist eine zeitweilige Minderheitsopposition ohne Alternative leichter zu 
handhaben). 

Was weiterhin also gilt, ist die bisherige Regel, daß es der Autonomiestatus einer von Re- 
gierungs- und Vorgesetztenzwängen ausgekoppelten Politik ist, der eine strikte Interessenvertre- 
tung erlaubt. Wohlgemerkt ist die Existenz der Alt-GEW noch keine Alternative sondern eine 
Möglichkeit dazu. Ihre Verwirklichungschancen hängen kurzfristig von drei inneren Momenten 
ab: 1.) Muß sie ein politisches und soziales Leben in ihren Reihen entfachen, das sich von den 
Repräsentativformen der tradierten Partei- und Gewerkschaftsstruktur abhebt; auch wenn 
dies eine gewisse politische Diffusion erzeugt. Was zählt ist die Verallgemeinerung von Tätigkeit, 
danach die Vereinheitlichung. 2. muß sie die Rahmenbedingungen ihres Handels einem demo- 
kraitschen Konsens unterwerfen und ihn durchsetzen; zu beziehen auf die K-Gruppen. 3. sollte 
sie die Fragen der Fusion mit der GEW-DGB nicht organisationstechnisch, sondern strikt zielbe- 
wußt betrachten, Unter welchen Dächern auch immer, muß eine Fusion der Durchführung radi- 
dal-demokratischer Interessenpolitik subsumiert werden; sonst war’s ein Schildbürgerstreich. 

In einem Satz gesagt, erscheint der Berliner GEW- Konf likt als klassisches Modell des Falles, 
daß die Linke mal eine Mehrheit hat. Obendrein läßt er erkennen, wie man sich selber darum 
bringen kann. Hier in der Form, daß eine Linksfraktion — statt ihre Handlungskompetenz wahr- 
zunehmen — ein Gewerkschaftsidol ausheckt, demgegenüber dieGewerkschaftswirklichkeit allein 
in Formen der Rechts-Linksabweichung faßbar ist, die man nun fachmännisch zusammenzu- 
schließen sucht. Da das Idol sonst keinen berührt, zersetzt es nur die Einheit, die vorhanden und 
handlungsmächtig war: der linken GEW-Berlin. Bleibt abzuwarten was es orakelt zum Hambur- 
ger Streikverbot, das Frister (mit Unterstützung seiner Berliner Unteroffiziere) über 80 % der 
GEW-Lehrer verhängt hat, die ihre Privilegien retten wollten: Der Apparat läßt bitten. 
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Hartmut Elsenhans 

Ökonomistische oder politökonomische Analyse der Ölkrise — 
Anmerkungen zu den Thesen von M. Massarrat 

{in Prokla 23) 


Die Ölkrise als Ausdruck des Entstehens einer Kapitalistenklasse in den Ölexpoitländern: mit 
dieser Aussage will Massarat die von Bassam Tibi und meinen Arbeiten linksbürgerlich unterwan- 
derte Linke in Deutschland wieder auf einen korrekten „politökonomischen‘“ Kurs bringen, des- 
sen Praxisbezug er im Gegensatz zu dem reformistischen, dem Kapital verhafteten Ansatz mei- 
ner Arbeit darin sieht, den Arbeitern in den Industrieländern zu erklären, daß sie von dieser neu- 
en Kapitalfraktion in den Ölländern ausgebeutet werden (8. 17) (1). Aus der Unterstützung der 
Perspektiven, die die Ölländer für alle Rohstoffländer der Dritten Welt eröffnet haben, indem 
sie den Weg zur Vergrößerung der Akkumulationsfonds gezeigt haben und zumindest in einzel- 
nen Fällen die Finanzierungsmittel für neue Umverteilungsmaßnahmen bereitstellen, soll offen- 
bar die westdeutsche Linke herausgehalten werden, und dazu müssen natürlich die Theoretiker 
einer solchen praktischen Solidarität zwischen den Arbeiterklassen in den Metropolen und den 
Massen in der Dritten Welt widerlegt werden. 

Diese Widerlegung versucht Massarat — abgesehen von einer Vielzahl von Fehlinterpreta- 
tionen meiner Arbeiten, auf die hier nicht eingegangen werden soll — mit Hilfe von drei Argu- 
mentationen zu leisten: 

— Auf einer empirischen Ebene versucht Massarat meine These zu widerlegen, daß sich durch 
die Auslagerung der Eneıgieproduktion in die Dritte Welt seit Mitte der 50er Jahre die Kosten 
der Energie für die Vereinigten Staaten im Verhältnis zu den Kosten der (importierten) Energie 
in den westeuropäischen Staaten und Japan erhöht haben. Zweck der Widerlegung dieser These 
ist, den Interessengegensatz zwischen Westeuropa und den USA zu leugnen und damit dem Ar- 
gument, daß die Ölländer aufgrund der besonderen Interessenlage Japans und Westeuropas in 
neuen Formen der Kooperation zwischen Westeuropa und Japan die Überwindung von Unter- 
entwicklung beschleunigen können, den Boden zu entziehen. 

— Auf einer theoretischen Ebene versucht Massarat mir nachzuweisen, daß die Entwicklungsten- 
denzen der Gesellschaften in der Dritten Welt von mir nicht analysiert seien und deshalb der ge- 
sellschaftliche Charakter der Preissteigerungen für Öl nicht erkannt werde — nämlich deren not- 
wendig kapitalistiscer Charakter. Offensichtlich wird hier die Zielsetzung, alle Reformversuche 
im Bereich der Weltwirtschaftsbeziehungen als kapitalistische zu diskreditieren, weil ohne Um- 
sturz des Kapitalismus auf weltweiter Ebene strukturverändernde Reformen in der Dritten Welt 
als weiterhin unmöglich hingestellt werden müssen ($. 33). 

— Auf einer wissenschaftstheoretischen Ebene versucht Massarat meinen Arbeiten zur Erdölkri- 
se eine politologische Beschränkung und empirische Detailhuberei (S. 25, S. 5) nachzuweisen, 
um für sich die theoretische Klarheit des Alles-Erklären-Könnens zu beanspruchen. 

Alle drei Argumentationen Massarats sind allerdings falsch. 


1. War das Energieniveau in den USA vor der Energiekrise höher als in Westeuropa? 


Massarat glaubt in der Frage des Energiepreisniveaus, dem einzigen Abschnitt, bei dem er Em- 
pirie heranzieht, mir grobe Fehler bei der Aufarbeitung des empirischen Materials nachweisen 
zu können. „Der Fehler von E. scheint in einer Verwechslung von verschiedenen Preisebenen zu 
liegen“, weil ich den Ölmarktpreis von 3,30 $/l mit dem Öllistenpreis für OPEC-Öl verglichen 


I Die Seitenangaben im Text beziehen sich auf Massarat, M.: Linksbürgerliche Analysen 
der „Einergiekrise“. Versuch einer Wissenschafts- und Ideologikritik, in: Prokla 23, 5.17 
4. 
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hätte (S. 43 f.). Massarat hat ganz recht mit der Behauptung, beides seien verschiedene Preise, 
aber ganz unrecht mit der Behauptung, der Preis von 3,30 $/b oder ca 24 $/t in den USA müs- 
se mit dem von ihm errechneten „Ölmarktpreis“ in Westeuropa von 57 - 58 $/t vor der Ölkrise 
verglichen werden (S. 44). 

Massarats „Ölmarktpreis“ von 3,30 $/b in den USA ist tatsächlich der Listenpreis für Öl 
in den USA, der ab Feld bezahlt werden muß. Für die amerikanischen Energieverbraucher er- 
höht sich dieser Preis um die Kosten von Transport und, sofern es sich nicht um Rohölkäufer 
handelt, Verarbeitung. Der Öllistenpreis für Nahostöl ist dagegen ein Steuerreferenzpreis, d. h. 
ein fiktiver Preis, auf dessen Grundlage die Abgaben (Royalties und Steuern) der Konzerne an 
die Förderländer berechnet wurden. Der Produktionspreis für die Konzerne nach Steuer- und 
Royaltyleistung war keineswegs der Listenpreis, sondern die Taxpaid costs, d. h. 1973 etwa 60 % 
des Listenpreises, als etwa 1,75 $/b (2). Um die Kosten von amerikanischen und Nahostöl in 
den Verbrauchszentren in Westeuropa, Japan und den USA zu vergleichen, muß pro Faß Nah- 
ostöl noch ca. 1 $ für den Transport zu den Tax-paid costs hinzugerechnet werden. Dann erhal- 
ten wir den Preis für Nahostöl in Westeuropa vor Zollerhebung, der dann wohl mit dem amerika- 
nischen Rohölpreis von $ 3,30 pro Faß verglichen werden kann und um 50 - 60 cts. niedriger 
war als der amerikanische Ölpreis ab Feld. Das bedeutet, daß die Konzerne Rohöl in den Zent- 
ren der Verarbeitung und des Verbrauchs Westeuropas etwa um 20 % billiger liefern konnten als 
in den USA ab Ölfeld. 

Diesen Befund versucht Massarat zu umgehen, indem er den Erlös für die verarbeiteten 
Produkte aus einer Tonne Ol in Westeuropa mit dem Marktpreis für Rohölin den USA vergleicht. 
Massarat behauptet einen Preis von 55 - 57 $/t Öl;d. h. von 155 DM pro t (S. 44). Da eine Ton- 
ne Öl etwa 1150 1 ergibt, beträgt der durchschnittliche Preis pro Liter 15 Pf. Da die Verbraucher 
z. B. in der Bundesrepublik vor der Energiekrise für 22,5 % der Ölprodukte, nämlich schweres 
Heizöl, nur 9 - 10 Pf pro Liter, und weitere 38,3 % der Produkte 15 - 16 Pf pro Liter bezahlten, 
(3) kann Massarats Marktpreis nur die Summe der Erlöse für alle Ölprodukte sein. Den Rohöl- 
preis ab Feld in den USA und den Erlös für die Produkte aus einer verarbeiteten Tonne Rohöl 
zu vergleichen, heißt Äpfelpreise mit Apfelkuchenpreisen zu vergleichen. 

Aber Massarat hat einen weiteren empirischen Befund, nämlich die Angaben über die Prei- 
se von Erdölprodukten im Statistischen Bulletin der OPEC von 1974 (S. 43). Diese Zahlen sind 
von uns nicht verwendet worden, weil sie außerordentlich unsystematisch (keine Durchschnitts- 
preise) erhoben sind und nur Teilmärkte erfassen. Im Gegensatz zu Massarats Behauptung umfas- 
sen sie die für das Energiepreisniveau wichtigen Heizöle nicht, sondern nur Bunkeröl, was Mas- 
sarat als Heizöl übersetzt. Bunkeröle sind aber nur die Öle, die an Schiffe zum „Einbunkern“ ge- 
liefert werden. 

Massarats Statistik widerlegt ihn aber noch selbst: Sie zeigt zwar, daß Benzine und Bun- 
keröle in den USA im Einzelhandel billiger waren als in Westeuropa (was weiter unten für Heiz- 
öle widerlegt wird), sie zeigt aber auch, daß diese niedrigeren Kosten ausschließlich Folge der in 
den USA niedrigeren Steuerbelastung waren. So kostet nach Abzug von Steuern Benzin inden 
USA 27,6 cts./Gallon (New York) bzw. 26,6 cts./Gallon (San Francisco). In Italien beträgt da- 
gegen dieser Preis 22,7 cts (wobei 6 % Zoll noch enthalten sind) und in Frankreich nur 25,5 cts. 
Da Rohbenzine die Grundstoffe der Petrochemie sind, nicht der Mineralölsteuer unterliegen wer- 
den, liefert Massarats Statistik den Nachweis dafür, daß die Petrochemie in Europa niedrigere 
Rohstoffkosten hatte als in den USA, Genauso zeigen die Preise für Bunkeröle, daß nach Abzug 
von Steuern die Peise in Italien, Frankreich und Großbritannien niedriger als in San Francisco 
sind und nur z. T. höher als in New York liegen, wo nämlich Ölprodukte aus Nahostöl umgesetzt 
werden, 

Massarats Statistik scheint also den Schluß nahezulegen, daß zwar die Kosten für Erdöl- 
produkte für die westeuropäischen Volkswirtschaften, nicht aber für die Verbraucher niedriger 


2 Vgl. dazu ausführlich Elsenhans, H.: Die Kostensteigerungen für Erdöl im Juni 1973 bis 
Januar 1974. Schriftenreihe des Fachbereichs Politische Wissenschaft, Nr. 5, Freie Uni- 
versität Berlin. Berlin 1974, v.a. $. 15 - 24. 

3 Ebenda, S. 43. 
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waren, so daß sich die Regierungen in der EG anders als die Regierung der USA einen Teil der 
Differentialrente aneigneten, nicht aber die energieintensiven Branchen der westeuropäischen 
Industrie gegenüber der amerikanischen konkurrenzfähiger wurden, 

Aber selbst diese Schlußfolgerung ist falsch, wenn repräsentativeres Datenmaterial heran- 
gezogen wird: Das Statistische Bundesamt erhebt eine Reihe von Preisen für Endprodukte. De- 
ren Preisvergleich ist dadurch erschwert, weil die Preise entweder ab Raffinierie oder frei Huas 
angegeben werden, Vergleichbar sind Preise, die einen einheitlichen Anteil an Dienstleistungen 
enthalten, wobei die breitest gestreuten Angaben sich auf die Lieferung ab Raffinerie auf Tank- 
wagen beziehen, für die Angaben für schweres Heizöl (Bundesrepublik, Niederlande, Italien) und 
leichtes Heiöl (New York, Italien— vorliegen. Diese Preise, denen wir die Preise für 100 kg Koh- 
te in den USA und der Bundesrepublik hinzufügen, zeigen ein eindeutig niedrigeres Preisniveau 
für Energie in Westeuropa (4). 


Sept. 1972 Dez. 1972 März 1973 Aug. 1973 
DM pro 1001 


Heizöl leicht 


Italien 7,89 7,81 k.A. 6,78 

New York 9.99 10,01 8,96 9,11 
Heizöl schwer 

Niederlande ö 6,77 6,64 7,82 6,81 

Italien 6,66 5,82 k.A. 5,28 

Bundesrepublik 8,98 9,54 9,51 9,16 
Kohle (DM pro 100 kg) 

Ruhr 14,15 14,45 14,45 14,64 

USA (fot} 8,09 8,28 1,32 14,64 


Beim volumenmäßig wichtigsten Ölprodukt, dem leichten Heizöl, liegen die USA um 25 % über 
dem italienischen Preis, der für alle EG-Länder ohne Kohleprotektionismus repräsentativ sein 
dürfte. Beim schweren Heizöl steigt selbst in der Bundesrepublik der Preis keineswegs auf den 
Preis der Kohle, sondern liegt trotz der zusätzlichen Steuer von 4 Pf pro 1 um mehr als 50 % un- 
ter dem Preis von Ruhrkohle, wenn beachtet wird, daß erst etwa 150 kg Kohlen zum Preis von 21 
- 22 DM den Heizwert von 1001 schwerem Heizöl haben, Außerdem liegt der Preis für schweres 
Heizöl auch deutlich unter dem Preis für Kohle in den USA (150 kg kosten 11-12 DM 1972- 
1973). 

Selbst in dem Land der alten EG, das am stärksten seine Kohle schützte, war also der Preis 
für schweres Heizöl niedriger als der Preis für Kohle in den USA. Angesichts des in den USA im 
Vergleich zur Bundesrepublik höheren Anteils der Kohle an der Primärenergieversorgung ergibt 
sich auch unter Einbeziehung der im Vergleich zur amerikanischen Kohle teureren Ruhrkchle 
gerade durch den stärkeren Rückgriff auf billiges schweres Heizöl ein niedrigerer Mischpreis auf 
dem Teilmarkt Kohle-schweres Heizöl in der Bundesrepublik als in den USA. 

Nicht Elsenhans hat vor lauter Bäumen den Wald nicht gesehen, sondern Massarat hat die 
Empirie nicht erfaßt. Mässarat hat aber auch nicht das Dilemma der amerikanischen Energiepo- 
litik erfaßt. Das vor 1973 bestehende Preisniveau erlaubte nämlich nur eine sinkende Eigenmver- 
sorgung. Entscheidend für die amerikanische Politik war nicht nur, ob das amerikanische Ener- 
giepreisniveau damals höher war als das der amerikanischen Konkurrenten in Westeuropa und Ja- 
pan, sondern ob und um wieviel es höher sein würde, falls die USA zur Förderung heimischer 
Energiequellen übergehen müßten (5). 


4 Statistisches Bundesamt, Reihe: Preise und Preisindizes im Ausland. 


57 Zu den Kosten alternativer Energie in den USA und Kanada, Elsenhans, H.: Nahostwaffe 
Erdöl, in: Der Bürger im Staat, Juni 1975, S. 151, Fußnote 25, 
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Zugleich widerlegen diese Zahlen Massarats diesmal nur am Rand (S. 27), früher aber mit 
Verve vertretene These, daß die Produktionspreise der marginalen Produzenten den Marktpreis 
bestimmen (6) Nicht einmal auf dem Teilmarkt Kohle/schweres Heizöl steigt in der Bundesre- 
publik der Preis für schweres Heizöl auf den Preis der Kohle und für den Preis von leichtem 
Heizöl, der in allen Fällen deutlich unter dem Preis der Kohle liegt, ist eine solche Beziehung zu 
den marginalen Energieproduzenten nicht einmal ansatzweise feststellbar; der Grund ist, daß es 
durchaus andere Mittel zum Schutz der Kohle gab und gibt als die Anhebung des Preises für an- 
dere Energieträger, weil die Kohle nicht mehr der Hauptenergieträger ist. 

Allgemein ist aber darauf zu verweisen, daß die von Massarat konstruierte besondere Form 
der Preisbildung entsprechend dem Produktionspreis des marginalen Produzenten im Bereich 
der Rohstoffproduktion falsch ist. Zwar ist richtig, daß die starke Abhängigkeit des Produktions- 
preises von den natürlichen Bedingungen der Produktion zur Folge hat, daß sich anders als im 
Bereich der verarbeitenden Industrie Fortschritte in der Arbeitsproduktivität nicht automatisch 
über die Konkurrenz verallgemeinern. Das heißt aber nicht, daß deshalb der marginale Produ- 
zent noch einen Durchschnittsprofit erzielt. Die amerikanische Kohlenindustrie hat in den 60er 
Jahren permanent unterdurchschnittliche Profitraten erzielt, was den Aufkauf der Kohlegruben 
durch die Ölkonzerne erleichtert hat (7) Die Unmöglichkeit, einmal investiertes Kapital wieder 
flüssig zu machen, um es in anderen Bereichen anzulegen, hat zur Folge, daß mit investiertem Ka- 
pital weitergearbeitet wird, auch wenn es keinen durchschnittlichen Profit erzielt; wie lange pro- 
duziert wird, hängt davon ab, ob über die laufenden Kosten hinausgehende Erlöse, also über- 
haupt ein Profit erzielt wird. Die Bedingung, daß wenigstens der Durchschnittsprofit erzielt wer- 
den muß, gilt nur für die Neuanlage von Kapital. Entscheidend ist dann, ob der marginale Pro- 
duzent zur Befriedigung der kaufkräftigen Gesamtnachfrage die Produktion steigern muß oder 
nicht. Diese Bedingung gilt genauso in der verarbeitenden Industrie: auch hier erzielt bei einer 
rasch expandierenden Nachfrage der Grenzproduzent einen Durchschnittsprofit und bei stag- 
nierender Nachfrage nicht. & 


2. Warum kam es zur Ölkrise? 


Hier wirft Massarat mir vor, die internen Entwicklungen in den Ölländern nicht richtig einzu- 
schätzen und die Position der amerikanischen Einzelkapitale und des amerikanischen Gesamt- 
kapitals zu vermischen. 

Zunächst eine Richtigstellung: Nirgends ist von mir behauptet worden, daß die Ölkon- 
zerne von sich aus an einer Rückverlagerung der Energieproduktion in die Industrieländer inter- 
essiert waren. Deshalb habe ich ausdrücklich vor der These einer „Verschwörung der Konzerne“ 
gewarnt. Massarat zitiert sogar auf S.33 den entscheidenden Satz, nach dem die Ölkonzerne sich 
erst wegen der Forderungen der Ölländer und der damit verbundenen Minderung ihrer Extra- 
profite bei gleichzeitiger größerer Risikoanfälligkeit der Förderung zur Rückverlagerung ent- 
schlossen hätten. Dat die OPEC-Länder und nicht die Konzerne als erste Ursache der Rückver- 
lagerungsstrategie anzusehen sind, ist zwischen Massarat und mix nicht strittig, wohl aber die 
Einschätzung des Verhaltens des amerikanischen Staatsapparats und der Konzerne angesichts 
dieser Bedrohung ihrer Interessen und die Einschätzung der Ursachen für die Veränderungen in 
der Ölpolitik der OPEC-Länder. Auf S. 19 des von Massarat zitierten Einleitungsaufsatzes (8) heißt 
es: „Die Konzerne beantworteten die zunehmende politische Gefährdung mit einer Strategie 
(der Rückverlagerung), während die Notwendigkeit zu einer solchen Strategie aus Faktoren her- 
rührte, die eine Kräftekonstellation auf dem Welterdölmarkt herbeiführten, aufgrund derer die 
Akkumulationsfonds der Konzerne (nämlich über die allmähliche Aneignung der Rente durch 
die Förderländer, was aufS. 17-18 dargestellt werden war) nicht in ausreichendem Maße wach- 


Massarat, M.: Energiekrise oder die Krise des Kapitalismus, in: Prokla 11/12, S, 223. 

Im Überblick Joe Stork: Middle East Oil and the Energy Crisis, in: Middle East Research 
and Information Project, Okt. 1973, S. 12. 

& Elsenhans, H,: Entwicklungstendenzen der Welterdölindustrie, in: ders. (Hrsg.): Erdöl für 
Europa, Hoffmann & Campe. Hamburg 1974, 8, 7-47. 
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sen konnten.“ Und auf $. 23 heißt es ausdrücklich: „.. . es sicher nicht korrekt wäre, den Kon- 
zernen zu unterstellen, daß sie die Lieferbeschränkungen der arabischen Länder selbst herbei- 
geführt hätten... .“. (9) Die auch von Klaus Busch (10) mir unterstellte Erklärung der Ölkrise 
als Inszenierung des amerikanischen Kapitals findet in meinen Publikationen keinen Beleg: rich- 
tig und von mir behauptet wurde, daß die Konzerne und das Gesamtkapital der USA unter der 
Voraussetzung, daß die Forderungen der Ölländer nicht mehr abzublocken gewesen sind, für 
eine Strategie der Rückverlagerung optierten. 

Strittig ist dann im Gegensatz zur Interpretation meiner Veröffentlichungen durch Mas- 
sarat die Einschätzung der Interessenlage einzelner Kapitalfraktionen in den USA und des gesell- 
schaftlichen Charakters der Ölexportpolitik der Förderländer. Hier wirft mir Massarat — ausge- 
hend von seiner oben widerlegten These eines niedrigeren Energiepreisniveaus in den USA im 
Vergleich zu Westeuropa — vor, daß meine Analyse (es handelt sich bei mir nicht um bloße Ab- 
leitungen) der Interessenlagen der verschiedenen Kapitalfraktionen widersprüchlich sei. weil die 
Rückverlagerungssstrategie aus den Interessen der Ölkonzerne — Einzelkapitale — und aus dem 
Interesse des amerikanischen Gesamtkapitals erklärt werde, (S. 40) und ihre Heranziehung als 
Erklärung für ein Intresse an steigenden Ölpreisen falsch sei, weil die höheren Kosten anderer 
Energieträger anders und billiger hätten finanziert werden können. (S. 37 - 39) 

Dem wäre zu entgegenen, daß Parallelität von Interessen zwischen Einzel- und Gesamt- 
kapitalen kein Widerspruch ist, sondern eben erklärt, warum innerhalb des politischen Entschei- 
dungsprozesses sich diese und nicht andere Einzelkapitale durchsetzen konnten. Wie die v. a. an 
billiger Energie interessierten Einzelkapitale 1969 - 1970 gegenüber den Ölkonzernen bei der 
Herausbildung einer Ölstrategie des amerikanischen Gesamtkapitals ausmanövriert wurden, habe 
ich ausführlich darge- und belegt (11). 

Massarat übergeht diese Zusammenhänge und bringt als Gegenargument, daß die Verteue- 
rung der Energiequellen im Verlauf der Rückverlagerung die Profitrate des amerikanischen Ge- 
samtkapitals mindern müsse (S. 38). Eine solche Behauptung folgt zwar der Marxschen Verkür- 
zung der Bestimmung der Profitrate auf die Frage: was ist verteilbar? (wobei die Frage: was ist 
realisierbar? ignoriert wird), ignoriert aber alle späteren Arbeiten zur Profitratenentwicklung 
(12). Im Rahmen der Erwiderung auf Massarat sei nur auf den Zusammenhang zwischen Akku- 
mulationsrate, die den Bedarf an Investitionsmitteln bestimmt, und Profitrate verwiesen (13). 
Wenn die Energieproduktion in den politisch sicheren Gebieten hohe Investitionsmittel langfri- 
stig erfordert, dann werden die Profitraten zumindest in der Ölindustrie steigen und dies keines- 
wegs zu Lasten anderer Sektoren, sondern zu Lasten des privaten Verbrauchs gehen. Dabei ent- 
stehen über eine steigende organische Zusammensetzung des Kapitals, die sich auch in einem 


9 Und noch deutlicher: „Aus der Analyse der Interessenlage der Hauptbeteiligten läßt sich 
allerdings nicht ableiten, daß die Konzerne die arabischen Länder angestiftet hätten, die 
Ölkrise auszulösen. Eine solche Aussicht ist deshalb vordergründig, weilsie eine Kongruenz 
zwischen dem politischen Prozeß und objektiven Interessenlagen postuliert und den Me- 
chanismus der Adjustierung von Interessen verkennt. Viel wichtiger ist, daß sich alle Be- 
teiligten dann, wenn jeder die Interessenlage des anderen kannte, verhalten mußten, als 
ob man sich geeinigt hätte. “ Elsenhans, H.: Erdöl und Politik. Die Entwicklungstendenzen 
des Weltmarkts und die internationale Erdölundustrie, in: Internationale Entwicklung 
1974 II, S. 20. 

10 Busch, Klaus: Der EG Integrationsprozeß in der Krise, aus: Links Sozialistische Zeitung, 
Mai 1975, S, 15; auch in: Voll, Klaus: Weltmarkt und Peripherie. PH Berlin 1974, S. 59. 

11 Elsenhans, H.: Entwicklungstendenzen, a.a.O., S. 22. 

12 Vgl z. B. Robinson, Joan: Der tendenzielle Fall der Profitrate, in: Rolshausen, C. (Hrsg.}: 
Eine Kontroverse um das Gesetz des tendenziellen Falls der Profitrate. EVA. Frankfurt 
1970, S, 41 f. Wood, Adrian: A Theory of Profits. Cambridge University Press. Cambrid- 
ge 1975, v.a. 8. 108. Kregel, J. A.: Rate of Profit, Distribution and Growth: Two Views. 
Mac Millan, London 1971, v.a. S. 145. 

13 Vgl. dazu Elsenhans, H.: Reallohnsteigerungen — Chance des Kapitalismus? Zum Gesetz 
des tendenziellen Falls der Profitrate, in: Forum DS, Nr. 2 
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steigenden Kapitalkoeffizienten niederschlägt, günstige Akkumulationsbedingungen, die Wirt- 
schaftswachstum ohne proportionale Lohnsteigerungen erlauben, wie dies Lenin in flagrantem 
Gegensatz zur Marxschen Profitratentheorie in der „Entwicklung des Kapitalismus in Rußland“ 
gezeigt hat (14). Das amerikanische Gesamtkapital muß also keineswegs sinkende Profitraten 
aus der steigenden organischen Zusammensetzung des Kapitals befürchten, sondern kann sehr 
wohl mit neuen rentablen Anlagemöglichkeiten rechnen. Um aber neuen Mißverständnissen 
vorzubeugen: Ich behaupte nicht, daß das amerikanische Gesamtkapitai deshalb für die Rück- 
verlagerungssstrategie eingetreten sei: Der ideelle Gesamtkapitalist ist eine Fiktion — realiter 
entsteht er als Integration divergierender Interessen, die auf der Grundlage der Einschätzung 
des Wünschbaren und des Machbaren definiert werden und in die deshalb die Erwartungen über 
das Verhalten der anderen Akteure (z. B. der OPEC-Länder) eingehen (15). Und als Integration 
von Interessen gehen in die Definition der Interessen des Gesamtkapitals schr verschiedene Er- 
wartungshorizonte ein, so daß der Rationalitätsgrad dieser Interessendefinition, d. h. der Grad, 
zu dem die Interessendefinition langfristigen Perspektiven zugeordnet wird, unterschiedlich ist. 

Nicht die Erhöhung der organischen Zusammensetzung des Kapitals in der amerikani- 
schen Wirtschaft, sondern die im Vergleich zu den Konkurrenzen in Europa und Japan höheren 
Energiekosten konnten die Profitraten sowohl der rückverlagernden Energieproduzentenals auch 
der amerikanischen energieverbrauchenden Unternehmen senken. Wenn für alle die Eneıgie teu- 
rer wurde, stiegen die Produktionskosten für alle, so daß die höheren Produktionskosten je nach 
Preis und Einkommenselastizität der Nachfrage abgewälzt werden konnten. Wenn die Energie 
nur für amerikanische Produzenten teurer wurde, dann bestand die Gefahr der Verbesserung der 
Konkustenzfähigkeit von in Westeuropa und Japan mit billiger Energie produzierenden Unter- 
nehmen. Falsch ist, daß dies über eine Subventionierung im Rahmen der US-Wirtschaft hätte leich- 
ter aufgefangen werden können als über eine Verteuerung des OPEC-Öls. Im Fall von Subventio- 
nen hätten andere Teile der US-Industrie bzw. die Lohnabhängigen in den USA die zusätzlichen 
Mittel aufbringen müssen, nicht jedoch die Unternehmen in Japan und in der EG. Tatsächlich 
wurde vor der Ölkrise erwogen, die westeuropäischen Regierungen zur Subventionierung der Er- 
schließung alternativer Energiequeilen in den USA zu bewegen (16). Die nach der Ölkrise einset- 
zende Auseinandersetzung über den Mindesteinfuhrpreis in die Länder der internationalen Ener- 
giebehörde (TEA) belegt die Fortdauer des Interesses des amerikanischen Gesamtkapitals an ei- 
nem dauerhaft hohen Energiepreis für europäische und japanische Produzenten. Daß vor Okto- 
ber 1973 die amerikansichen Ölpolitik allerdings an einer langsameren und planvolleren Steige- 
ung des Ölpreises interessiert war, ist einzuräumen, 

Wenn von mir nicht behauptet wurde, daß die Ölkonzerne bzw. die US-Regierung von sich 
aus ein Interesse an steigenden Ölpreisen entwickelt haben, so muß gefragt werden, warum die 
Ölländer einen Druck in Richtung auf höhere Preise für Öl ausübten. 

Hier wird Massarats Argumentation grotesk (S. 29 ff). Weil sich kapitalistische Produk- 
tionsverhältnisse in den repräsentativen OPEC-Ländern (S. 31) durchgesetzt hätten, würden sich 
die herrschenden Gesamtkapitale in diesen Ländern nicht mehr wie vorkapitalistische Klassen 
mit einem Tribut begnügen (S. 29), sondern verlangten die Differentialrente. Bei der Frage, wie 
diese angeeignet werden könne, erfahren wir die Bedingung, daß in der überwiegenden Zahl der 
Förderländer sich kapitalistische Produktionsverhältnisse entwickelt hätten (S. 31) und daß die 
Existenz eines Kartells die Durchsetzung der Forderungen erlaubt. 

Zunächst ist festzuhalten, daß der Kampf um die Rente die monopolistische Verknappung 
des Angebots an billiger Energie erfordert, Rente immer ein Element des Monopels enthält 
(auch die Marxsche Rente, die absolute Grundrente ein gesellschaftliches Monopol, die Diffe- 


14 Lenin, Werke 3, 5. £4. 

15 Diese Überlegungen zum Interessenbegriff habe ich ausgeführt in Elsenhans, H.: Frank- 
reichs Algerienkrieg 1954 - 1962. Entkolonisierungsversuch einer kapitalistischen Metro- 
pole. Hanser. München 1974, $. 159 f. 

I6 Levi, Mario: Collegue franco-allemand sur l’Energie. Rouen 4- 5 mai 1973, in: Politique 
eirangere, 3/1973, S. 355. 
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rentialrente ein „natürliches“ Monopol) (17). Die im Vergleich zum technisch möglichen Ange- 
bot an billigem Öl geringe Weltnachfrage erlaubte — dies zeigen die Preissenkungen für Öl auf 
dem japanischen und dem westeuropäischen Markt in den 60er Jahren — eine Erhöhung der Öl- 
preise auf den Kostpreis teurer Energie aus den OECD-Ländern rur, wenn alle Anbieter billiger 
Energie sich zusammenschlossen. Der dadurch mögliche Einsatz von außerökonomischem Zwang 
in der Form Exportmengenbegrenzung wurde von den Konzernen in ihrer Rückverlagerungsstra- 
tegie antizipiert (die gerade verhindern sollte, daß über das Monopol der Preis noch über die mit- 
tel- und langfristigen Kosten der Energieproduktion in den kapitalistischen Industriekländern 
steigen konnte). Die Durchsetzung außerökonomischen Zwangs erfordert allerdings politisch 
Handlungsspielräume (um z. B. die Anwendung außerökonomischen Zwangs im Gegensatz sei- 
tens der kapitalistischen Industrieländer zu verhindern), deren Berücksichtigung Massarat meiner 
Analyse vorwirft. Er müßte aber dann die Frage beantworten, warum anders als 1956 und 1951 
- 54 die kapitalistischen Industrieländer nicht militärisch intervenierten, um die Anwendung au- 
ßerökonomischen Zwangs seitens der Förderländer zu verhindern. Sobald er dies versucht, wird 
er meine Analyse des internationalen Kräfteverhältnisses unter besonderer Berücksichtigung des 
Nahen Östens übernehmen müssen. , 

Bleibt die Frage, warum die Ölländer zu außerökonomischem Zwang übergehen: Sicher 
nicht, weil sie kapitalistisch geworden sind. Die Erhebung von Monopol- und Differentialren- 
ten war ein Kennzeichen des Handels der vorkapitalistischen Klassen in den Gesellschaften 
Asiens und Afrikas vor deren „‚Öffnung‘‘ für den europäischen Handel. Die Kriege ab 1815 (Öff- 
nung der Türkei, Opiumkrieg) dienen bekanntlich der Duzchsetzung des Freihandels und damit 
der Beseitigung von Monopolrenten. Genauso haben in der Zwischenkriegszeit die politisch selb- 
ständigen Ölländer wie der Iran Abgabenerhöhungen durchzusetzen versucht und dazu sogar 
den Völkerbund eingeschaltet, obwohl z. B. dieses Land nach Massarat damals noch nicht als 
kapitalistisch anzusehen ist. Die Forderung nach Aneignung von Monopoltenten bzw. Diffe- 
zentialrenten ist also historisch keineswegs mit dem Aufstieg einer kapitalistischen Klasse ver- 
bunden. 

Bei genauerer Lektüre der Massaratschen Texte zeigt sich dann, daß er. als Kapitalismus 
in den Ölländern die Fähigkeit der in diesen Ländern herrschenden Klassen ansieht, rechnen 
zu können. „Die herrschenden Klassen der ölproduzierenden Staaten hören auf, die Öleinnah- 
men als bloßes Revenue zu betrachten .. , Das Bewußtsein wächst in dem Maße, wie sie einen 
Einblick in die Zusammenhänge der Kapitalverwertung erhalten‘ (S. 29, Hervorhebungen H.E.). 
Während Kapitalisten sonst in der Theorie des Kapitalismus akkumulieren, weil sie sonst durch 
die Konkurrenz ihr Kapital verlieren, akkumulieren sie in der Massaratschen These, weil sie rech- 
nen gelernt haben, also aufgrund eines nicht über die Reproduktions- und Verwertungsbedin- 
gungen des Kapitals bestimmten soziokulturellen Wandels. Diese neue Form von Modernisierungs- 
theorie verwundert bei einem Autor, der sich permanent auf seine ökonomischen Ableitungen 
beruft. 


17 Hier wäre Massarat einzuräumen, daß die von ihm (S. 50 f.) kritisierte Ablehnung des Be- 
griffs der absoluten Grundrente verkürzt formuliert worden ist: Richtig ist aber, daß die 
Höhe der Differentialrente von den Kosten des Produzenten mit den ungünstigsten natür- 
lichen Produktionsbedingungen abhängt, sofern er diese Kosten bezahlt. Massarats Argu- 
ment, daß die kapitalistischen Industrieländer durch eine Subventionierung der teuren 
Energiequellen das Ansteigen des Ölpreises hätten verhindern können, wird sinnlos, wenn 
nicht angenommen wird, daß dadurch die Kosten der Produzenten mit den ungünstigsten 
natürlichen Bedingungen gesenkt werden. Die „absolute‘‘ Grundrente ist im übrigen Aus- 
druck der unvollständigen Durchsetzung der Konkurrenz. Amüsanterweise druckt die 
Prokla anschließend an Massarats Artikel in der gleichen Nummer die Arbeit von Birgit 
Schultz: Ökonomische Voraussetzungen bäuerlicher Interessenvertretung ab, in dem die- 
se These von Amin/Vergepoulos (Amin, Samir/Vergepozlos, Kostas: La question paysan- 
ne et le capitalisme. Anthropos. Paris 1974, S. 183 - 187) übernimmt, nach der der Klein- 
bauer und potentiell auch mittlere Bauern weder einen Durchschnittsprofit noch eine 
Bodenrente erzielen. 
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Demgegenüber argumentiere ich allerdings nicht nur mit dem Hinweis auf die Interessen 
der Unterprivilegierten (19). Ich gehe davon aus, daß die peripheren Kapitalismen aufgrund der 
ungleichen Einkommensverteilung und der mit ihr wechselseitig bedingten Abhängigkeit nur 
begrenzt akkumulationsfähig sind. Aus diesem Grund erweitert sich laufend der staatliche Sek- 
tor, der die Reproduktions- und Akkumulationskrise überwinden soll. Dieser Sektor reagiert 
auf die soziale Krise und den dadurch ausgelösten Druck von unten mit Teilreformen und Re- 
pression, je nach verfügbaren Mitteln, und versucht die Unterprivilegierung der Massen, soweit 
sie nicht mehr ignoriert werden kann, durch Zufuhr äußerer Ressourcen und nationalistische 
Einstellungen gegenüber dem zum Sündenbock deklarierten ausländischen Kapital zu kanalisie- 
ren. In diesem Zusammenhang sind Tendenzen zur Herausbildung von Gesellschaftsformationen 
zu beobachten, die den APW’s ähneln. Eine Staatsklasse kontrolliert einen erheblichen Teil des 
gesellschaftlichen Mehrprodukts, verpraßt dieses oder investiert dieses (allerdings nicht gebun- 
den an kurzfristige Rentabilitätserwartungen), je nach dem Grad der Bindung an die Interessen 
der Unterpzivilegierten, wie dies auch in den APW’s — gute und schlechte — Kaiser — der Fall 
war. Diese Analyse deckt Fälle wie Algerien (Beispiel einer starken Bindung der Staatsklasse an 
die Interessen der Unterprivilegierten) und Iran (Beispiel einer schwachen Bindung der Staatsklas- 
se an die Interessen der Unterprivilegierten). 

Daß solche Gesellschaftsformationen die Probleme der Verfügbarkeit von Mehrprodukt 
für Luxuskonsum oder Investitionen über die Anwendung außerökonomischen Zwangs zur An- 
eignung von Renten lösen können, ist angesichts der Kontrolle des Mehrprodukts und des Au- 
ßenwirtschaftsverkehrs durch eine (in Unterschied zu einer Bourgeoisie nicht in individuelle Ka- 
pitalbesitzer, die miteinander in Konkurrenz stehen) nicht fraktionierte Staatsklasse leicht ver- 
ständlich. Es ist keineswegs der zunehmende kapitalistische Charakter der Produktionsweise in 
den Ölländern, sondern die über das Eindringen kapitalistischer Sektoren ausgelöste Akkumula- 
tions- und Reproduktionskrise (Entwicklung von Unterentwicklung, Immisering Growth), die 
zu kompensierenden Maßnahmen und dabei zur Herausbildung eines Staatsapparats mit der 
Möglichkeit der Bildung einer Staatsklasse führt, die die Grundlage für den erhöhten Druck der 
Ölländer in der Preisfrage bildet. Die Parallelität dieser Entwicklung sowohl in den Gesellschaf- 
ten, in denen „traditionelle“ Eliten diese Funktionen besetzen, als auch dort, wo national- und 
selbst sozialrevolutionäre Befreiungsbewegungen die Macht übernommenhaben, bildet die Grund- 
lage für die Zusammenarbeit von Regimen sehr unterschiedlicher innenpolitischer Zielsetzung 
und Praxis. 


3, Politologischer Reformismus? 


Wenn in den inhaltlichen Aussagen Massarats Kritik sich als gegenstandslos erweist, dann ist zu 
fragen, inweiweit die theoretische Basis, auf die er sich beruft, tragfähig ist. Massarat definiert 
sein Herangehen als politökonomisch, gegenüber der politologischen Analyse, die er mir unter- 
stellt (S. 49). Dieser politökonomische Ansatz führt — abgesehen von der fehlerhaften Empirie 
in der Frage des Enesgiepreisniveaus, zu Aussagen wie 

— ich hätte den kapitalistischen Charakter der OPEC-Strategie nicht erkannt, 

— ich hätte das Verhältnis zwischen Einzelkapitalen und Gesamtkapital nicht bestimmen kön- 
nen. 

Im ersten Fall handelt es sich bei Massarats Analyse um den Versuch, das sogenannte Fünf- 
Stadien-Schmea (Urgemeinschaft — Sklaverei — Feudalismus — Kapitalismus — Sozialismus) auf 
die Länder der Dritten Welt zu übertragen. Die reale Entwicklung, nämlich die Tendenzen zur 
Rekonstituierung von APW’s neuen Typs, die ich versuchsweise unter dem vielleicht unglückli- 


19 Diesen Argumentationsgang habe ich ausgeführt: in Elsenhans, H.: Zur Rolle der Staats- 
klasse bei der Überwindung von Unterentwicklung, in: Schmidt, Alfred (Hrsg.): Strate- 
gien gegen Unterentwicklung. Campus, Frankfurt 1976, 8. 250- 265; und Elsenhans, H.: 
Die Staeatsbourgeoisie/Staatsklasse in den unterentwickelten Ländern zwischen Privilegie- 
rung und Legitimationszwang. Kongreß der DVPW. Duisburg Okt. 1975. 
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chen Begtiff der „staatsabhängigen Entwicklungsgesellschaft“ (20) gefaßt habe, ignoriert er. Tat- 
sächlich wechselt er ohne jede Vermittlung von der Theorie der Grundrente — die zwischen uns 
nicht strittig ist — auf die Theorie der Stadien der gesellschaftlichen Entwicklung, die er der Theo- 
rie der Rente nur aufklatschen kann, indem er den Kapitalismus darauf reduziert, daß die herr- 
schende Klasse rechnen kann (S. 29). 

Der methodologisch kreative Ansatz von Marx des Zusammenhaltens von Totalität in 
Struktur, Genese und Entwicklungstendenzen wird aufgegeben, indem die politische Vermittlung 
von ökonomischer Dynamik in Gesellschaftsstrukturen und politisches Handeln innerhalb gesell- 
schaftlich bedingter Kräfteverhältnisse reduziert wird auf ein Nebeneinander zwischen ökonomi- 
scher (im einzelnen nicht empirisch abgesicherter) Analyse und dogmatischer Gesellschaftstheo- 
rie (dogmatisch, weil sich nicht der Realität vermittelnd und aus der Analyse der Realität wieder 
zu begrifflichen Abstraktionen aufsteigend). Die postulierte Notwendigkeit der „Einbeziehung 
der politischen Ebene“ (S. 25) wirkt dann bloß deklamatorisch. Die Folge ist dann ein bloß 
iheoretisierender Praxisbezug. Sicher hat Massarat zumindest in meinem Fall recht, wenn er 
mich unter die Reformisten innerhalb des Spektrums der Linken in der Bundesrepublik einreiht 
{obwohl mir unklar ist, ob als Reformist der Autor noch Teil der Linken ist, zumindest jener in 
Kapellen und Sekten aufgespaltenen Linken, die andere immer in Schubladen steckt). Wie eine 
Umstrukturierung der Gesellschaften der Peripherie aussehen muß, habe ich an anderer Stelle 
gezeigt, nämlich Umstrukturierung des Produktionsapparats, damit Massen für Massenbedürfnis- 
se produzieren (21). Daß dabeiauch Kategorien der Rechenhaftigkeit — Gewinn, Kostenkontrol- 
le etc. — eine wichtige Rolle spielen, ist unbestreitbar, weil die Kategorie der gesellschaftlich not- 
wendigen Arbeit in jederauf Gleichheit — und dann besonders in einer auf nicht nur formalrecht- 
liche Gleichheit angelegten Gesellschaft von zentraler Bedeutung ist (22). Indem Massarat die 
Rechenhaftigkeit zum Definiens des Kapitalismus macht und dazuhin den Preis (Produktionsko- 
sten + Differentialrente) zum Wert erhebt (23), darf gefragt werden, ob die mir vorgeworfene | 
Kapitalverhaftetheit aus der Ablehnung der Kategorie der gesellschaftlich notwendigen Arbeit 
auch für postkapitalistische Gesellschaften seitens Massarat resultiert. 

Massarat versucht den Vorwurf der Kapitalverhaftetheit weiterhin mit dem Argument zu 
stützen, daß er die geforderte Kooperation zwischen den Förderländern und den westeuropäi- 
schen Ländern als Versuch interpretiert, die Ölländer in kapitalistische Abhängigkeit von West- 
europa zu bringen (S. 53). Wiederholt habe ich in Arbeiten den Standpunkt vertreten, daß diese 
Kooperation sich von westeuropäischer Seite aus v. a. an die sozialrevolutionären und sozialre- 
formerischen Regime richten muß, weil nur diese in der Lage sind, die Renteneink ommen im In- 
teresse der breiten Massen in den Förderländern ausgeben zu können (24). Von der Forderung 


20 Elsenhans, H.: Algerien, in: Nohlen, Dieter /|Nuscheler, Franz: Handbuch der Dritten Welt. 
Bd, 1. Hoffmann & Campe, Hamburg 1975, S. 162-189. 

21 Elsenhans, H.: Die Überwindung von Unterentwicklung, in: Nohlen, Dieter /Nuscheler, 
Franz: Handbuch der Dritten Welt. Bd. 1. Hoffmann & Campe, Hamburg 1975, 5. 162- 
189. 

22 Vgl. z. B. meine Kritik des Staatsbetriebes in Elsenhans, H.: Algerien, a.a.O., S. 76. 

23 Das gilt für Massarat, M.: Energiekrise, a.a.O., S. 244, und für Massarat, M.: Linksbürger- 
liche Analysen, a.a.O., S. 27: „Der Wert, richtiger der Marktwert, und daher der Markt- 
preis...“ Die Differentialrente wird damit Teil des Werts wie in der subjektiven Wert- 
theorie und damit im Gegensatz zur Marxschen Arbeitswerttheorie. Der Unterschied ist 
von großer politischer Bedeutung: Ist die Aneignung der Differentialrente im Ölexport 
ein Transfer von Wert aus den Importländern auf die Exportländer, gibt es hier die Grund- 
lage für eine internationalistische Kritik seitens der Arbeiterklassen in den Industrielän- 
dern in der Frage der Verwendung der Gelder; wenn die Differentialrente ein Teil des 
Werts des Öls ist, dann ist eine solche Kritik politisch weniger zu rechtfertigen. 

24 Auf den Autor bezieht sich folgendes Zitat aus dem Bericht Mario Levis, a.a.O., S. 356, 
das in der gewählten Terminologie nichtganz der vertretenen These entspricht: ‚„Peut-etre, 
a fait remarquer un participant, la situation serait differente, si des gouvernements ayant 
des conceptions revolutionnaires et modernisatrices prenaient la place des gourvernements 
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nach verstärkter kapitalistischer Durchdringung der Ölländer sind meine Thesen also weit ent- 
fernt. Allenfalls kann Massarat behaupten, daß durch diese Strategie auch sozialrevolutionäre 
und sozialreformerische Regime (die Massarat, wie er am Beispiel seiner Einschätzung Algeriens 
zeigt, als Formen kapitalistischer Entwicklung ansieht, S. 31) wieder in den Kreis der kapitalisti- 
schen Länder eingegliedert werden. Hier wäre allerdings einzuwenden, daß, weil die Aneignung 
von Differentialrenten nicht Aneignung von im Förderland produzierten Werts ist, sondern eine 
Übertragung von Arbeitswert aus dem Öl kaufenden Land ist (wobei noch zu klären wäre, inwie- 
weit die Ableitung von Werten auf der Grundlage des empirisch festgestellten Werts der Arbeits- 
kraft im internationalen Handel ohne eine Kritik des unterschiedlichen Reallohnniveaus mög- 
lich sind), dann kritisiert Massarat mit der Ablehnung der Forderung nach einer Kooperation 
zwischen Westeuropa und den Förderländern die Möglichkeit für die Förderländer, sich aus ex- 
ternen Quellen einen Akkumulationsfonds zur beschleunigten Entwicklung von Produktivkräf- 
ten zu verschaffen. Massarats prinzipielle Ablehnung des Handels zum gegenseitigen Vorteil ($. 
53) ist immerhin ein origineller Beitrag zur sozialistischen Theorie, erst recht, wenn dabei abge- 

- lehnt wird, diesen Handel zugunsten der progıessiven Regime in der Dritten Welt zu beeinflus- 
sen. Daß gerade auch von Ländern, denen Massarat das Adjektiv sozialistisch nicht verweigern 
durfte (Vietnam, China, UdSSR) (25), diese externe Akkumulationsquelle des Rohstoffexports 
genutzt wird, und zwar mit besonderer Stützung auf die mittleren unter den kapitalistischen 
ländern, sollte zum Nachdenken veranlassen. Und wenn diese Kooperation zum Transfer von 
Ressourcen in die weniger entwickelten Länder im Interesse größerer Gleichheit notwendig ist, 
dann liegt ein Eintreten für diese Kooperation primär in diesem Interesse, auch wenn dabei gleich- 
zeitig Interessen bestimmter Kapitalfraktionen berücksichtigt werden. Daß andererseits dieser 
Transfer von Ressourcen überhaupt nicht zur Überwindung von Unterentwicklung führen muß, 
ja sogar wegen des größeren verfügbaren Gesamtprodukts den privilegierten Klassen erlaubt, sich 
wirkungsvoller Tendenzen zu gesellschaftlichem Strukturwandel zu widersetzen, ist von mir nie 
bestritten worden. Gerade deshalb trete ich dafür ein, daß sowohl bei der Rohstoffrage wie beim 
Zugang zu den Märkten in den Industrieländern die Linke in den kapitalistischen industrielän- 
dern fordert, daß hohe Rohstoffpreise und Absatzmöglichkeiten primär jenen Ländern zugute 
kommen, die aufgrund der Verwendung der Erlöse für eine Strategie der Überwindung von Un- 
terentwicklung, die gesellschaftliche Strukturreformen einschließt, verwenden. Dabei kann sich 
die Linke auf das Argument stützen, daß nur im Fall der Verwendung der Exporterlöse im In- 
teresse der Massen die Rohstofflieferungen aus der Dritten Welt auch langfristig politisch sicher 
sind. 


conservateurs actuels, des lors que de tels gouvernements seraient plus enclins d poursuivre 
des programmes d’investissements pour assure le developpement des &conomies natione- 
les“. Ich habe also sehr wohl schon vor der Ölkrise die Forderung vertreten, daß, weil die 
Steigerung des Ölpreises unausweichlich ist, die kapitalistischen Länder Westeuropas ein 
Interesse an der Kooperation mit revolutionären Regimen im arabischen Raum hätten. 
Vgl. auch Elsenhans, H.: Sicherung des Energiebedarfs in Westeuropa nur durch progressi- 
ve panarabische Kräfte, in: epd-Entwicklungsdienst, Mai 1974, S. 5 - 17. 

25 Zur UdSSR: Sutton, Anthony C.: Western Technology and the Soviet Economic Deve- 
lopment. 1917 to 1930. Hoover Institution Publications. Stanford (California) 1968, 5. 
44 ff. Zur Gewährung von Ölkonzessionen durch Vietnam, The Petroleum Economist, 
Juni 1976, 5. 234, und Sept. 1975, $. 339, Zu China, ebenda, Okt. 1975, $. 391, Le 
Monde, 24.10.1976, 5..40. 
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Georgios Stamatis 

Schwierigkeiten bei der Anwendung der Mathematik zur Lösung 
politökonomischer Probleme 

Bemerkungen zu U. Krauses Aufsatz in Prokla 24, „Die allgemeine Struktur 
des Monopels“. 


In seinem Aufsatz. hält K. den bisherigen marxistischen Monopoltheorien vor, sie lassen die Rolle 
des fixen Kapitals im Konzentrations- und Zentralisationsprozeß außer acht. Im Anhang seines 
Aufsatzes bestimmt er aber die allgemeine Profitrate (er nennt sie „Durchschnittsprofitrate‘“) 
und die Produktionspreise im Rahmen eines Modells, in dem das vorgeschossene (= in den Arbeits- 
prozeß, eingesetzte) konstante dem verbrauchten (= in den Verwertungsprozeß eingehenden) 
konstanten Kapital gleichgesetzt wird, d. h. er läßt selbst das (nicht verbrauchte) fixe Kapital 
außer acht. 

Man hält im allgemeinen dieses Vorgehen für eine zulässige Vereinfachung. Nur: die Tat- 
sache, daß das vorgeschossene konstante größer als das verbrauchte konstante Kapital ist, bringt, 
sofern sie bei der Bestimmung der Profitrate berücksichtigt wird, zum Ausdruck, daß im Kapita- 
lismus die Waren, der darin enthaltene Wert und Mehrwert und schließlich auch der Profit nicht 
als Produkte der Arbeit, sondern als solche des Kapitals erscheinen, weswegen sich dann auch 
der Gesamtprofit auf die einzeinen Kapitalisten nach Maßgabe des Anteils ihres Kapitals am ge- 
sellschaftlichen Gesamtkapital verteilt. Läßt man aber bei der Bestimmung der Profitrate, wie es 
bei den sog. Neoridardianern, deren Modell K. übernimmt, der Fall ist, das fixe Kapital außer 
acht, faßt man also die Profitrate nicht als das Verhältnis des Profits zum vorgeschossenen kon- 
stanten und variablen Kapital auf, sondern als das Verhältnis des Profits zur Summe aus dem ver- 
brauchten konstanten und dem variablen Kapital oder zum verbrauchten konstanten Kapital, d. 
h. als das Verhältnis des Profits zu den Gesamt- oder zu den Materialkosten, so stellt man damit 
auch die Waren, den darin enthaltenen Wert und Mehrwert und schließlich auch den Profit nicht 
als Produkte des Kapitals, als welche sie im Kapitalismus erscheinen, und auch nicht als solche 
der Arbeit, welche sie in Wirklichkeit sind, als welche sie aber im Kapitalismus nicht erscheinen, 
dar, sondern als Produkte der kapitalistischen Kosten, welche sie nicht sind und als welche sie 
im Kapitalismus auch nicht erscheinen. 

Bezieht man bei der Bestimmung der Profitrate den Profit auf die Kosten (Gesamt- oder 
Materialkosten), so ist die solcherart bestimmte Profitrate in Wirklichkeit die Kostenrentabili- 
tät. Infolgedessen sind dann auch die „Produktionspreise‘“, in deren Bestimmung diese „Profit- 
rate“ eingeht, full-cost-Preise bzw. Materialkostenpreise. Die Nichtberücksichtigung des fixen 
Kapitals impliziert ferner die Gleichsetzung 1) der technischen Kapitalzusammensetzung mit dem 
Verhältnis der verbrauchten Produktionsmittelmenge zur Menge der angewandten lebendigen 
Arbeit, 2) der Wert- bzw. der pretialen Zusammensetzung des Kapitals mit der Wert- bzw. der 
pretialen Zusammensetzung der kapitalistischen Kosten und 3) der Zusammensetzung (der in 
den Arbeitsprozeß) eingesetzten Arbeit bzw. der pretialen „Kapitalintensität“ mit der Zusam- 
mensetzung der verbrauchten (= in den Verwertungsprozeß eingegangenen) Arbeit bzw. der pre- 
tialen Materialintensität. Das alles bleibt natürlich nicht ohne Folgen. (Daran allerdings, daß K. 
die Zusammensetzung der verbrauchten Arbeit (= Verhältnis des Werts der verbrauchten Produk- 
tionsmittel zur Menge der lebendigen Arbeit) „technische Kapitalzusammensetzung‘“ nennt (vgl. 
Prokla 24, S. 115,120und 121), ist nicht nur die Nichtberücksichtigung des fixen Kapitals schuld, 
sondern auch eine Verwechselung des Wertes des konstanten Kapitals mit der Produktionsmittel- 
menge, in der dieses Kapital stofflich existiert.) So zum Beispiel bei der Beantwortung der Frage 
nach der langfristigen Tendenz der allgemeinen Profitrate. Es gibt einen „Beweis“ von Bortkie- 
wiez, der besagt, daß die allgemeine Profitrate bei konstantem Reallohnsatz, steigender Produk- 
tivität und steigender Wert- bzw. pretialer Zusammensetzung des Kapitals notwendig steigen muß, 
Dieser „Beweis“ ist mathematisch richtig und dennoch falsch, weil im Modell, in dessen Rah- 
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men er geführt wird, das vorgeschossene konstante Kapital oder genauer: dessen nicht verbrauch- 
ter Teil nicht berücksichtigt wird mit der Folge, daß die allgemeine Profitrate und die Wert- bzw. 
die pretiale Zusammensetzung des Kapitals, von denen darin die Rede ist, in Wirklichkeit die all- 
gemeine Kostenrentabilität und die Wert- bzw. die pretiale Zusammensetzung der kapitalistischen 
Kosten sind. Berücksichtigt man jedoch dabei auch das vorgeschossene, aber nicht verbrauchte 
konstante Kapital, so zeigt sich, daß die allgemeine Profitrate unter diesen Bedingungen nicht 
notwendig steigen muß, sondern steigen, konstant bleiben, oder auch fallen kann. 

Dieser Beweis wird von Okishio und von Nutzinger/Wolfstetter übernommen und als Wi- 
derlegung der Konsistanz des Marxschen Gesetzes vom Fall der Profitrate präsentiert. Ein weite- 
rer Irrtum, der aus der Gleichsetzung des vorgeschossenen mit dem verbrauchten konstanten 
Kapital (jedoch nicht ausschließlich daraus) resultiert, besteht in der Ansicht, wonach, wenn sich 
die Arbeitsproduktivität in allen Sektoren gleichmäßig entwickelt, die Profitrate konstant blei- 
ben muß. Dieser Fehler wird auch von Marx da begangen, wo er, indem er das fixe Kapital außer 
acht läßt, statt von der Profitrate von der Kostenrentabilität ausgeht. j 

Ein anderer, durch die Gleichsetzung des vorgeschossenen mit dem verbrauchten konstan- 
ten Kapital bedingter Fehler betrifft die Bedingungen fürs Vorliegen von Proportionalität zwi- 
schen Produktionspreisen und Werten. Es wird allgemein behauptet, daß diese Proportionalität 
bereits vorliegt, wenn bei einem einheitlichen Lohnsatz die pretiale Kapitalzusammensetzung 
bei den betreffenden Waren gleich der pretialen Kapitalzusammensetzung bei der Ware ist, deren 
Produktionspreis als Produktionspreismaßstab fungiert (Normware). Man kann zeigen, daß diese 
Bedingung notwendig, aber nicht hinreichend ist, und daß Proportionalität nur dann vorliegt, 
wenn auch die pretiale Zusammensetzung der kapitalistischen Kosten bei den betreffenden Wa- 
ren der pretialen Zusammensetzung der kapitalistischen Kosten bei der Normware proportional 
ist. Wird das vorgeschossene dem verbrauchten konstanten Kapital gleichgesetzt, so kann die 
zweite Bedingung nicht explizit dargestellt werden, weil sie in der ersten Bedingung implizit ent- 
halten ist: sie ist stets erfüllt, wenn die erste erfüllt ist. Ist aber bei Gleichsetzung des vorgeschos- 
senen mit dem verbrauchten konstanten Kapital die erste Bedingung erfüllt, so ist die pretiale 
Zusammensetzung der kapitalistischen Kosten bei den betreffenden Waren der pretialen Zusam- 
mensetzung der kapitalistischen Kosten bei der Normware nicht nur proportional, sondern auch 
gleich, so daß, wenn in diesem Fall die Produktionspreise den Werten, sie dann auch den Wert- 
produkten proportional sind: eine Proportionalität zwischen Produktionspreisen und Werten im- 
pliziert zwangsläufig auch eine solche zwischen Produktionspreisen und Wertprodukten. Auch 
die Aussage von K., daß die Zentralisation, ohne die Produktionstechnik zu verändern, 1) bei 
gegebenem Reallohn die Profitrate erhöht, und 2) die „technische Kapitalzusammensetzung“ 
(also das, was Krause darunter versteht), sowie das Verhältnis des Warenwerts zur Menge der le- 
bendigen Arbeit senkt, ist deswegen falsch, weil sie auf der Gleichsetzung 1) des vorgeschossenen 
mit dem verbrauchten konstanten Kapital und 2) des verbrauchten konstanten Kapitals mit den 
sog. Vorleistungen beruht (siehe Prokla 25, 8. 117-121). 

Bei Sraffa führt die Gleichsetzung von verbrauchtem und vorgeschossenem konstanten 
Kapital unter anderen dazu, daß bei Vorliegen von solchen „sich selbst reproduzierenden“ Nicht- 
basisprodukten, deren maximale Profitrate kleiner ist als die maximale Profitrate der Basissek- 
toren, bei einheitlichen positiven Preise keine für alle Sektoren gleiche Profitrate existiert (Val. 
den im Anhang B der „Warenproduktion mittels Waren“ dargestellten „Bohnen“-Fall). Indes 
kann man zeigen, daß, wenn das betreffende „sich selbst reproduzierende“ Nichtbasisprodukt 
in die eigenen Produktion nicht auch als vorgeschossene, sondern nur als verbrauchtes Produk- 
tionsmittel — genauer: als der laufenden Produktion entnommene Vorleistung — eingeht, — 
daß dann der von Sraffa behauptete Fall nicht eintritt, einerlei wie ungünstig die Input-Output- 
Relation des „sich selbst reproduzierenden“ Nichtbasisproduktes ist. Das Resultat von Sraffa ist 
daher nicht allgemeingültig. Geht jedoch ein Nichtbasisprodukt in einer so ungünstigen Propor- 
tion in die eigene Produktion als stofflicher Teil des vorgeschossenen Kapitals ein, daß die maxi- 
male Profitrate dieses Produkts kleiner ist als die maximale Profitrate der Basisprodukte, so exi- 
stiert keine für alle Produkte gleiche (allgemeine) Profitrate, Dieser Fall erlaubt, die Art der Be- 
stimmung und Ermittlung der allgemeinen Profitrate durch Sraffa richtig zu begreifen. Sraffa 
bestimmt die allgemeine Profitrate des Gesamtsystems als die allgemeine Profitrate der Basissek- 
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toren, die er dadurch zur allgemeinen Profitrate aller Sektoren erhebt, daß er ihr die allgemeine 
Profitrate der Nichtbasissektoren gleichsetzt — was allerdings, wie der „Bohnen“-Fall zeigt, nicht 
immer möglich ist. Bei einer solchen Bestimmung der allgemeinen Profitrate ist es daher nicht 
verwunderlich, daß diese als von den Proguktionsbedingungen der Nichtbasissektoren unabhän- 
gig erscheint. Diese „Unabhängigkeit“ der allgemeinen Profitrate von den Produktionsbedingun- 
gen der Nichtbasissektoren haben Bortkiewicz, Sraffa (Vgl. Ziffer 6 der „Warenproduktion...‘“‘) 
und Okishio „nachgewiesen“. Darauf berufen sich auch die bürgerlichen Ökonomen, wenn sie 
behaupten, daß die Ansicht von Marx, wonach die allgemeine Profitrate von der Wertzusammen- 
setzung des Kapitals im Luxusgütersektor abhängt, falsch ist. 

K. meint aber, Sraffa — und auch Okishio — hat nie behauptet, daß die allgemeine Profit- 
rate von den Produktionsbedingungen der Nichtbasissektoren unabhängig ist. Als Beleg zitiert er 
das „Bohnen“-Beispiel Sraffas. Subventioniert nämlich der Staat, so seine Argumentation, die in 
die „Bohnen“ produktion eingehenden „Bohnen“, so existiert auch Sraffa und Okishio zufolge 
eine allgemeine Profitrate, die dann auch von den Produktionsbedingungen des „Bohnen“sektors 
und daher auch von denen der Nichtbasissektoren überhaupt abhängt. Ungsachtet der Tatsache, 
daß weder Sraffa noch Okishic dergleichen behauptet haben und daß diese mit Hilfe der Subven- 
tionen hergestellte allgemeine Profitrate nicht die Profitrate vor Steuerabzug, um die es hier geht, 
sondern eine solche nach Steuerabzug ist, wendet sich K. nicht etwa gegen die Neoricardianer, 
die unter Berufung auf Sraffa und Okishio (so z. B. die deutschen Herausgeber von Okishio) die 
oben erwähnte Ansicht von Marx verwerfen, sondern gegen die marxistischen Ökonomen, die 
sich auf Sraffe berufen, um seine Ansicht, wonach die allgemeine Profitrate von den Bedingun- 
gen der Nichtbasissektoren unabhängig ist, zu kritisieren (vgl. Prokla 24, S. 127). Aber nehmen 
wir mal an, Sraffa und Okishio wären mit K. der Ansicht im „„Bohnen“-Fall existiert eine mit 
Hilfe von Subventionen hergestellte allgemeine Profitrate. Daß hieße aber nur, daß Sraffa und 
Okishio der Ansicht sind, daß die allgemeine Profitrate nach Steuerabzug auch von den Produk- 
tionsbedingungen der „sich selbst reproduzierenden“ Nichtbasissektoren abhängen kenn und 
von diesen Bedingungen auch abhängt, wenn die maximale Profitrate eines oder mehrer „sich 
selbst reproduzierender“ Nichtbasissektoren kleiner ist als die der Basissektoren, nicht aber, wie 
K. meint, daß sie von den Produktionsbedingungen der Nichtbasissektoren überhaupt abhängt. 
Dies tangierte aber die Richtigkeit der Behauptung von Mandel und Schmiede/Yaffe, daß Sraffa 
zufolge die allgemeine Profitrate von den Produktionsbedingungen des Rüstungssektors unab- 
hängig ist, in keiner Weise, denn der Rüstungssektor ist zwar ein Nichtbasis-, aber kein ‚‚sich 
selbst reproduzierender“ Nichtbasissektor. Falsch wäre dann nur die Begründung dieser Behaup- 
tung, die dann richtig lauten müßte: Sraffa zufolge hängt die allgemeine Profitrate von den Pro- 
duktionsbedingungen des Rüstungssektors deswegen nicht ab, weil in diesem Sektor keine ‚sich 
selbst reproduzierenden“ Nichtbasisprodukte hergestelit werden. Da jedoch die Interpretation 
des „Bohnen“-Falls durch K. falsch ist, ist die Behauptung von Mandel und Schmiede/Yaffe 
nicht nur richtig, sondern auch richtig begründet. 

Wir können uns des Eindrucks nicht erwehren, daß K. sich deswegen aufs Bekritteln der 
richtigen Interpretation Sraffas durch Mandel und Schmiede/Yaffe verlegt, um nicht zu der ei- 
gentlich wichtigen Frage Stellung nehmen zu müssen, zu der Frage nämlich, ob die Marxsche 
Ansicht, wonach die allgemeine Profitrate auch von der Wertzusammensetzung des Kapitals im 
Luxusgütersektor (der für die Gesamtheit der unreproduktiven, d. h, der Nichtbasissektoren 
steht) abhängt, oder die gegenteilige Ansicht der Neoricardianer richtig ist. Dafür muß er zur 
Uminterpretation des theoretisch wie praktisch sehr wichtigen Spezialfalis des Spezialfalles: „‚sich 
selbst reproduzierender“ Nichtbasisprodukte, deren maximale Profitrate infolge ungünstiger Pro- 
duktionsbedingungen kleiner als die maximale Profitrate der Basisprodukte ist, Zuflucht neh- 
men (wozu er wiederum mit dem „Bohnen“beispiel in einem Jahr der besonders mageren Kühe 
den Gang in die Natur antreten muß). 
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Zur Argumentation in U. Krauses Antwort 


1. Meine Kritik bezog sich erstens auf den Umstand, daß K., der in seinem Aufsatz die Verken- 
nung der Rolle des fixen Kapitals im Monopolisierungsprozeß seitens der gängigen marxistischen 
Monopoltheorien beklagt, im maihematischen Anhang, wo „einige im Text gemachte Ausfüh- 
rungen... näher begründet werden“ (Prokla 24,$. 114), das fixe Kapital selbst völlig außer acht 
läßt, und zweitens auf seine Aussage, man könne nicht behaupten, Sraffa sei der Ansicht, daß 
die allgemeine Profitrate von den Produktionsbedingungen in den Nichtbasissektoren unabhän- 
gig ist, 

2. Dem ersten Kritikpunkt hat K. in seiner Erwiderung nicht widersprochen. Er wendet 
sich dort lediglich gegen meine Ansicht, daß die Vernachlässigung des fixen Kapitals für die sog. 
neoricardianische Theorie chrakteristisch ist, und meint, diese sei nicht der Fall, denn „die Ana- 
Iyse des fixen Kapitals ist gerade ein Merkmal des Ansatzes von P. Sraffa und der an ihn anknüp- 
fenden Untersuchungen“ (8. 182 dieses Heftes). Mit „Analyse des fixen Kapitals“ ist hier die von 
Sraffa im Anschluß an v. Neumann vorgenommene Behandlung des fixen Kapitals als eines Kup- 
pelprodukts der laufenden Produktion gemeint. Diese Art der „Analyse des fixen Kapitals“ ist 
nicht so unbekannt, wie Krause zu vermuten scheint; jedenfalls weiß man wenigstens, daß sie 
der Naiur des fixen Kapitals widerspricht, weil dieses darin als zirkulierendes Kapital behandelt 
wird. 

Indes läßt K. keinen Zweifel darüber aufkommen, daß sie für ihn die richtige Methode ist, 
der Existenz des fixen Kapitals Rechnung zu tragen, wenngleich sie mit erheblichen Schwierig- 
keiten verbunden ist, deren Existenz K. genüßlich betont. Was sind das nur für Schwierigkeiten, 
an deren Überwindung sich die marxistischen Ökonomen bewähren sollen? K. sagt es: Das sind 
„Schwierigkeiten für das Wertkonzept‘“ ist der Umstand gemeint, daß, wenn man das fixe Kapi- 
tal „richtig“, d. h. in der Manier v. Neumann und $raffa als Kuppelprodukt behandelt, negative 
Warenwerte auftauchen können. „Das hat insbesondere Morishima neuerdings veranlaßt in Ge- 
stalt der ‚true values‘ ein neues Wertkonzept vorzuschlagen“ (S. 182 dieses Heftes), bemerkt K. 
Er verschweigt aber, daß dieses „neue Wertkonzept“, wie Morishima selbst zugegeben hat, mit 
der Marxschen Werttheorie nichts zu tun hat. Ferner — und das ist weitaus wichtiger — scheint 
er nicht zu wissen, daß, wie wir noch zeigen werden, wenn man dieses „neue Wertkonzept“ über- 
nimmt, zugleich die ganze Marxsche Theorie der Warenproduktion und des Werts über Bord 
wirft. 

Die „true values“ sind zwar auch unter den Bedingungen der Kuppelproduktion, d. h. hier: 
bei der Behandlung des fixen Kapitals als Kuppelprodukt, nicht-negativ, haben aber dafür mit 
den Marxschen Werten nichts mehr zu tun. Denn bei der Kuppelproduktion ergeben sich nur 
dann keine negativen Werte, wenn man die Werte als „optimal values‘ definiert, 

Ergeben sich die Marxschen Werte aus der Lösung eines Systems linearer Gleichungen als 
die im Durchschnitt zur Produktion der einzelnen Wareneinheiten tatsächlich angewandten Men- 
gen lebendiger und toter Arbeit, so die „optimal values“ aus der Lösung einer linearen Optimie- 
rungsaufgabe, in der die obigen Gleichungen, nunmehr in der Form von Ungleichungen, die Ne- 
benbedingungen der Zielfunktion darstelien, welche in der Minimierung der zur Produktion be- 
stimmter vorgegebener Warenmengen insgesamt anzuwendenden Menge lebendiger und toter 
Arbeit besteht. Dabei wird natürlich davon ausgegangen, daß zur Produktion jeder einzelnen Ware 
mehrere, alternativ anwendbare Produktionstechniken zur Verfügung stehen. 

Infolgedessen geben die „optimal values“ nicht die zur Produktion der einzelnen Waren- 
einheiten im Durchschnitt tatsächlich angewandten Mengen lebendiger und toter Arbeit, sondern 
diejenigen Mengen lebendiger und toter Arbeit an, dieim Durchschnitt zur Produktion der ein- 
zelnen Wareneinheiten verbraucht wären, wenn aus der Menge der verfügbaren Produktionstech- 
niken diejenigen angewandt worden wären, welche die zur Produktion der vorgegebenen Waren- 
mengen insgesamt anzuwendende Menge lebendiger und toter Arbeit minimieren. 

Auf diesen „optimai values‘ basieren die „true values“ von Morishima. 

Warum stehen aber die „optimalen Werte“ von Morishima im Widerspruch zur Marxschen 
Werttheorie? Nicht weil diese im Gegensatz zu jenen keine Durchschnittswerte wären. Beide sind 
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Durchschnittswerte. Der Unterschied besteht darin, daß die Marxschen Werte wirkliche, die von 
Morishima dagegen rein hypothetische Werte sind. Denn die „optimalen Werte“ sind nur dann 
wirkliche Werte, wenn die optimalen Produktionstechniken tatsächlich angewandt worden sind. 
Man könnte geneigt sein zu meinen, daß nichts gegen eine solche Annahme spricht und daß un- 
ter dieser Annahme die „optimalen Werte“ sich durch nichts unterscheiden von den Marxschen 
Werten. Dies wäre allerdings weit gefehlt. Denn unter dieser Annahme sind die „optimalen Wer- 
te‘ gar keine Werte. Es ist zwar trivial, aber man muß hier bemerken, daß die Werttheorie (nicht 
speziell die Marxsche) Waren- und Tauschbeziehungen erklärt. Diese Beziehungen setzen Waren- 
produktion und deren Bedingunge, d. h. gesellschaftliche Arbeitsteilung und — je nachdem, ob 
es sich um einfache bzw. kapitalistische oder um sozialistische Warenproduktion handelt — die 
Existenz voneinander unabhängiger privater Produzenten oder die Existenz voneinander unab- 
hängiger und gegenüber dem Staat relativ selbständiger sozialistischer (staatlicher) Produzenten 
voraus. Sollte man nun die „optimalen Werte“ nicht bloß hypothetische, sondern als wirkliche 
Werte auffassen wollen, so müßte man davon ausgehen, daß stets nur die optimalen Produktions- 
techniken Anwendung finden. Dies wiederum impliziert die Existenz einer zentralen Instanz, ei- 
nes Gesamtkapitalisten bzw. eines sozialistischen Staates, die die optimalen Produktionstechni- 
ken herausfindet und ihre Anwendung zwingend veranlaßt. damit wird aber die zweite Existenz- 
bedingung der Warenproduktion, nämlich die Existenz voneinander unabhängiger privater bzw. 
voneinander unabhängiger und gegenüber dem Staat relativ selbständiger sozialistischer Produ- 
zenten negiert. 

Existieren aber keine voneinander unabhängige Produzenten, so sind auch die Beziehun- 
gen zwischen diesen nunmehr vom Gesamtkapitalisten bzw. vom Staat völlig abhängigen Produ- 
zenten keine Warenbeziehungen mehr, weil sie nicht durch Warentausch, sondern durch den 
Gesamtkapitalisten bzw. den Staat vermittelt werden. Ist dem so, so ist auch die Arbeit keine ab- 
strakte, sondern eine durch den Gesamtkapitalisten bzw. durch den Staat „gleichgesetzte“ (Ru- 
bin), so sind die Arbeitsprodukte keine Waren und die Gebrauchswerte keine Werte. Es existie- 
ren also keine Werte und auch keine Preise. 

In diesem Fall sind die „optimalen Werte“ gar keine Werte. Denn auch wenn sie bei der 
Existenz einer positiven allgemeinen „Profitrate“ den entsprechenden ‚„Produktionspreisen“ 
proportional oder gleich wären, werden zu diesen „Werten“ deswegen keine Waren getauscht, 
weil die Arbeitsprodukte nicht als Waren existieren und daher nicht getauscht werden. 

Die optimalen Werte sind vielmehr indirekte Informationen für die zentrale Instanz über 
die anzuwendenden (optimalen) Produktionstechniken und somit, da die zu produzierenden 
Warenmengen vorgegeben sind, über die Verteilung der Ressourcen, der Vorprodukte und der 
Arbeitskräfte auf die verschiedenen Produktionssektoren bzw. Produzenten. Diese Verteilung 
und auch die Verteilung des Nettoprodukts erfolgt direkt durch die zentrale Instanz. 

Die „optimalen Werte“, auf welche man bei einer Behandlung des fixen Kapitals als Kup- 
pelprodukt nicht verzichten kann, wenn man den Bruch mit der Marxschen Werttheorie, den 
diese Art der „Analyse des fixen Kapitals“ impliziert, nicht offen zugeben will, sind also entwe- 
der rein hypothetische oder gar keine Werte. 

Aus dem obigen folgt, daß die Betrachtung des fixen Kapitals als eines Kuppelprodukts 
welche eine Möglichkeit zu eröffnen scheint, das unterschiedliche Alter der Produktionsmittel 
zu berücksichtigen, nicht nur die Unterschiede zwischen dem zirkulierenden und dem fixen Ka- 
pital verwischt, indem sie dieses wie zirkulierendes behandelt, sondern auch eine totale Aufgabe 
sowohl der Marxschen Werttehorie als auch ihres Fundaments, der Theorie der Warenproduk- 
tion , bedeutet. 

Krause kann jedoch die Bedeutung dieser Art von „Analyse des fixen Kapitals“ für die 
ökonomische Theorie — auch für die marxistische — nicht hoch genug einschätzen: „Die Fassung 
des fixen Kapitals im Anschluß an P. Sraffa (und an J. v. Neumann) als Kuppelprodukt eröffnet 
eine Möglichkeit, wie der hübsche Widerspruch (K. Marx, Grundrisse, S. 571) zu entwickeln ist. 
Daß gerade dabei Schwierigkeiten mit dem Wertkonzept auftauchen, weist auf tieferliegende Fra- 
gen hin, und das Bewußtsein dafür geschärft zu haben, halte ich nicht für eine Schwäche, sondern 
durchaus für eine Stärke des neoricardianischen Ansatzes.“ (S. 2) 

Meine Schwierigkeiten fingen bereits bei der Suche nach dem „hübschen Widerspruch“, 
von dem in den „Grundrissen“ die Rede sein soll und für dessen Entwicklung die Analyse des 
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xen Kapitals von P. Sraffa eine Möglichkeit eröffent: Ich konnte ihn in der angegebenen Stelle 
nicht entdecken. 

Was für welche die „Schwierigkeiten für das Wertkonzept“ sind, die bei der neoricardiani- 
schen Analyse des fixen Kapitals auftauchen, dürfte inzwischen klar geworden sein: Das sind 
Schwierigkeiten, die denjenigen Ökonomen erwachsen, die — durchaus im guten Glauben und 
mi den besten Absichten — bemüht sind, die Marxsche Werttheorie, sagen wir, so weiterzuent- 
wickeln, daß sie der neoricardianischen Analyse des fixen Kapitals kompatibel wird. Wem schließ- 
lich diese „Schwierigkeiten für das Wertkonzept“ was für ein Bewußtsein für was für welche tie- 
ferliegenden Fragen geschärft haben — das dürfte jeder, der weiß, was diese Schwierigkeiten für 
welche sind, leicht erraten können. 

Der Umstand, daß der Versuch, den Nachweis für die Möglichkeit einer Koexistenz von 
Marx und Sraffa zu erbringen, auch mathematische Schwierigkeiten, ‚„‚die bislang nicht gelöst 
sind‘ (S. 182 dieses Heftes), mit sich bringt, ist nicht verwunderlich und spricht, eingedenk der 
Unmöglichkeit einer solchen Koexistenz, durchaus für die Mathematik. 

Wenn aber Krause über diese mathematischen Schwierigkeiten sagt: „Hätte $. sich wirk- 
lich mit den ‚Schwierigkeiten bei der Anwendung der Mathematik‘ etwa diesen, befaßt, so wäre 
das sicher zu begrüßen“ (S. 182 dieses Heftes), so vergißt er wohl dabei dies: Diese Schwierigkei- 
ten sind nicht die meinen, und zwar nicht nur deshalb nicht, weil ich die Überwindung solcher 
Schwierigkeiten selbstverständlich denjenigen überlasse, die davon etwas verstehen, sondern vor 
allem deswegen, weil der Nachweis der Koexistenz von Sraffa und Marx, den die Überwindung 
dieser mathematischen Schwierigkeiten erbringen helfen soll, nicht mein Anliegen ist. Ihre Über- 
windung überlasse ich also aus einem in zweifacher Hinsicht triftigen Grund anderen, nämlich 
denjenigen Verfechtern einer Synthese aus Marx und Sıaffa, die von Mathematik genug verste- 
hen. 

Was die Anspielung auf den Titel meines Diskussionsbeitrages betrifft, so war in diesem 
Beitrag nicht von den Schwierigkeiten, deren Überwindung man den Mathematikern überläßt, 
die Rede, sondern unmißverständlich von „Schwierigkeiten bei der Anwendung der Mathematik 
bei der Lösung politökonomischer Probleme“, deren Überwindung man denjenigen, die diese 
zwei Arten von Schwierigkeiten nicht auseinanderhalten können oder wollen, eben doch nicht 
überlassen sollte. 

Aus dem obigen folgt vor allem, daß Krause mit seinem Einwand, daß die neoricardiani- 
sche Theorie, insbesondere sie, sich doch mit dem fixen Kapital beschäftigt, durchaus recht hat. 

Die Frage ist jedoch nicht nur, ob sich diese Theorie, wie intensiv und mit welchem Er- 
folg auch immer, mit dem fixen Kapital beschäftigt oder nicht, sondern vor allem, ob sie bei der 
Untersuchung wichtiger Fragen, die eine Berücksichtigung des fixen Kapitals erfordern, der blo- 
ßen Existenz dieses Kapitals auch Rechnung trägt oder nicht. Und das tut sie gerade nicht. So z. 
B. bei der Untersuchung der Tendenz der Profitrate — worauf ich in meinem Diskussionsbeitrag 
hingewiesen habe (Vgl. S. 176 dieses Heftes). Der von den Neoricardianern präsentierte Beweis 
für eine steigende Tendenz der Profitrate ist mathematisch richtig und dennoch falsch (auch 
eine Frage der Anwendung der Mathematik), weil dabei das fixe Kapital außer acht gleassen 
wird. 

3. Zur Erwiderung von K. auf den zweiten Punkt meiner Kritik habe ich eigentlich nichts 
zu sagen. Dennoch kurz folgendes: 

Die Lektüre des Anhangs B des Werkes von Sıaffa zeigt unmißverständlich, daß Sraffa 
den „Bohnen“-Fall als einen Fall versteht, in dem es keine allgemeine Profitrate gibt, und nicht 
als einen solchen, in dem die allgemeine Profitrate auch von den Produktionsbedingungen der 
Nichtbasissektoren abhängt. 

Auch Okishio, der einen solchen Fall beschreibt, ist der Ansicht, daß in diesem Fall keine 
allgemeine Profitrate existiert: „Ist... die im dritten Sektor (Nichtbasissektor — G.S.) ange- 
wandte Technik derart, daß zu Herstellung einer Produkteinheit des dritten Sektors 1/20 Pro- 
dukteinheiten des erste Sektors, 3/4 Produktionseinheiten des dritten Sektors selbst und 6 Ar- 
beitseinheiten notwendig sind (diese Produktionstechnik führt im Zahlenbeispiel von Okishio da- 
zu, daß bei einheitlichem Lohnsatz und einheitlichen positiven Preisen die Profitrate des dritten 
Sektors stets kleiner als die allgemeine Profitrate der Basissektoren ist — G.S.), dann existiert 
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gar keine allgemeine Profitrate.‘‘ Daraus folgt, daß Sraffa und Okishio zufolge die Produktions- 
bedingungen bestimmter (nicht aller) „sich selbst reproduzierender‘“ Nichtbasissektoren lediglich 
einen Einfluß auf die Existenz einer allgemeinen Profitrate bei einheitlichen und positiven Prei- 
sen haben. Wenn also K. Schmiede/Yaffe vorhält, sie berücksichtigen nicht, „daß, auch wenn 
technische Veränderungen in der Rüstungsproduktion keinen Einfluß auf die Höhe, sie dennoch 
einen Einfluß auf die Existenz der durchschnittlichen Profitrate und auf die Existenz eines posi- 
tiven Preissystems haben können (siehe dazu Okishio, ebd. S. 182 ff, T. Sraffa, Warenproduk- 
tion..., S. 125 - 127 und Anhang (dieser Arbeit)“ (Prokla 24, FN 30 auf $. 102), so wirft er 
Waffen mit „Bohnen“ in einen Topf. Denn Waffen werden in Schlachten, nicht aber auch in der 
eigenen Produktion eingesetzt. Sie sind zwar Nichtbasiswaren, aber keine „sich selbst reproduzie- 
renden‘ Nichtbasiswaren. Sie können daher keine solche „sich selbst reproduzierende“ Nicht- 
basiswaren sein, deren maximale Profitrate bei einheitlichem Lohnsatz und einheitlichen positi- 
ven Preisen kleiner ist als die maxismale Profitrate der Basis — und der übrigen Nichtbasissekto- 
ren, und somit auch keinen Einfluß auf die Existenz einer für alle Sektoren gleichen Profitrate 
haben. 

Nun zu der Frage, ob es unsinnig ist, von Sraffas Art der Ermittlung der allgemeinen 
Profitrate zu sprechen. Aber ganz gewiß ermittelt Sraffa eine allgemeine (für alle Sektoren glei- 
che) Profitrate. Er bestimmt sie jedoch als die allgemeinen Profitrate der Basissektoren, die da- 
durch zur allgemeinen Profitrate aller Sektoren wird, daß er ihr die allgemeine Profitrate der 
Nichtbasissektoren (falls eine existiert) gleich setzt. Das hat vor allem zur Folge, daß diese „‚all- 
gemeine“ Profitrate von den Produktionsbedingungen der Nichtbasissektoren unabhängig er- 
scheint (was wohi kein Wunder ist). 

Auch K. verfährt in der gleichen Weise: „In diesem Fall (‚‚wenn also das System keine 
sich selbst reproduzierenden Nicht-Basisprodukte enthält‘ (Prokla 24, S. 126) — G. S. oder ge- 
nauer: wenn das System keine „sich selbst reproduzierenden‘“ Nichtbasisprodukte enthält, de- 
ren maximale Profitrate kleiner ist als die der Basisprodukte) ist auch die Profitrate des Gesamt- 
systems durch die des Systems I (das ist das System der Basissektoren — G. S.) bestimmt (d. h. 
hier: sie ist der allgemeinen Profitrate des Systems I, also des Systems der Basissektoren, gleich 
— G. $.) und wird vom System II (das ist das System der Nichtbasissektoren — G.S.) passiv über- 
nommen“ (Prokla 24, S. 126). 

4. Bei allen Differenzen sollte man jedoch die Übereinstimmungen nicht unerwähnt las- 
sen — und in einem Punkt stimmeich mit K. doch überein, nämlich darin, daß die „Auseinander- 
setzung (mit Sraffa und dem Neoricardianismus — G. S.) auch politisch von Bedeutung (ist)“ 
(S. 182 dieses Heftes). Wer und in welcher Weise diese Auseinandersetzung fördert oder behin- 
dert — dazu möchte ich aber auch, weil es nicht mein Stil ist, über solche Fragen zu streiten, 
nichts sagen und das Urteil darüber doch dem Leser überlassen. 
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Ulrich Krause 
Weiterhin Schwierigkeiten 
Entgegnung auf die Bemerkungen von Georgios Stamatis 


Der Beitrag von Stamatis bezieht sich zwar auf den Aufsatz „Die allgemeine Struktur des Mono- 
pols. Zur Dynamik des Widerspruchs von Gebrauchswert und Wert“. (kurz: ASM) in Prokla 24, 
knüpft jedoch nicht an den dort behandelten Gegenstand, nämlich den Prozeß der Monopolisie- 
rung, an. Wenn ich im folgenden kurz auf den Beitrag von Stamatis eingehe, so deshalb, weil in 
ihm Behauptungen versammelt sind, die eine richtige Kritik am Neoricardianismus behindern. 
Der Vorbemerkung der Redaktionskonferenz der Prokla in Heft 24 zu ASM läßt sich die Absicht 
entnehmen, eine marxistische Auseinandersetzung mit dem Werk von P. Sraffa in der BRD zu 
befördern. Da mit dem Ansatz Sraffas heute auch bestimmte politische Handlungen begründet 
werden, ist diese Auseinandersetzung auch politisch von Bedeutung. (In Frankreich läuft seit 
einiger Zeit eine solche Debatte. Für die BRD Siehe etwa den Aufsatz M. Cogoys zum Dilemma 
der neoricardianischen Theorie.) 

Ich werde im folgenden erstens anhand von Stamatis Fehlfassung einige Anmerkungen 
zum „neoricardianischen Ansatz‘‘ machen, und sodann zweitens auf die Zerlegbarkeit von Pro- 
duktionsstrukturen und die dahinterstehende Frage der ungleichen ökonomischen Entwicklung 
eingehen, einem in ASM behandelten Problem, dem, in reduzierter Gestalt, Stamatis die Hälfte 
seines Beitrages widmet. 


1. Zum neoricardianischen Ansatz 


Ein zentraler Punkt für Stamatis (kurz: S.) ist die Nichtberücksichtigung des fixen Kapitals im 
Anhang von ASM, wodurch die allgemeine Profitrate nur als Kostenrentabilität gefaßt wird. Dies 
scheint ihm charakteristisch für die sogenannten Neoricardianer, was nicht der Fall ist. Die Ana- 
lyse des fixen Kapitals ist gerade ein Merkmal des Ansatzes von P. Sraffa und der an ihn anknüp- 
fenden Untersuchungen. So beschäftigt sich u. a. auch ASM in einem eigenen Abschnitt mit der 
Rolle des fixen Kapitals als Angelpunkt zwischen Produktion und Zirkulation, wozu Überlegun- 
gen Sıaffas herangezogen werden. Gerade weil das fixe Kapital „Angelpunkt“ ist, sind allerdings 
gründliche Aussage dazu nicht billig zu haben. Das läßt sich an Sraffas Arbeit selbst ablesen und 
auch an der immer noch detailliertesten Untersuchung zu diesem Thema, B. Schefolds ‚Theorie 
der Kuppelproduktion‘“ von 1971, die insbesondere die mit dem fixen Kapital verbundenen ana- 
lytischen Schwierigkeiten verdeutlicht. Überdies haben kürzliche Überlegungen von G. Hodgson, 
M. Morishima, I. Steedman und E. Wolfstetter gezeigt, welche Schwierigkeiten das fixe Kapital 
für das Wertkonzept selbst mit sich bringt, indem Werte nicht gleichzeitig als ‚‚actual, additive 
and positive‘ gefaßt werden können. Das hat insbesondere Morishima neuerdings veranlaßt in 
Gestalt der „true values‘ ein neues Wertkonzept vorzuschlagen. 

Aufgrund der mit dem fixen Kapital verbundenen inhaltlichen und analytischen Schwie- 
rigkeiten wird in ASM das fixe Kapital nur im Text im Rahmen der mehr qualitativen Überle- 
gungen behandelt (worauf S. nicht eingeht). Eine weitergehende analytische Behandlung des 
fixen Kapitals in bezug auf die im Anhang beabsichtigte strukturelle Untersuchung (etwa die 
Fragestellung von Teil Cin ASM) führt erstens zu vergleichsweise komplizierten mathematischen 
Argumenten und stößt zweitens schnell auf Schwierigkeiten, auch mathematische, die bislang 
nicht gelöst sind. (Hätte S. sich wirklich mit den „Schwierigkeiten beider Anwendung der Ma- 
thematik‘‘, etwa diesen, befaßt, so wäre das sicher zu begrüßen.) Angesichts dessen halte ich es 
für sinnvoll, die strukturellen Überlegungen zur ungleichmäßigen Entwicklung erst einmal unter 
Absehung von fixem Kapital durchzuführen. Zweifellos sollte man auch dabei das fixe Kapital 
berücksichtigen — allerdings eine recht billige Forderung, insbesondere wenn sie erhoben wird, 
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bevor überhaupt die Schwierigkeiten ins Auge gefaßt wurden. S.’s wiederholte Beschwörung des 
Unterschiedes von „vorgeschossen“ und „verbraucht“ führt da keinen Schritt weiter, sondern 
spielt sich sowohlunterhalb Marxens Konzept des fixen Kapitals als „Doppelexistenz‘‘ des Werts 
(siehe ASM, S. 93 ff.) ab, wie unterhalb der: strikten Analyse Sraffas. 

Was den neoricardianischen Ansatz in puncto fixes Kapital betrifft: Die Fassung des fixen 
Kapitals im Anschluß an P. Sraffa (und an J. v. Neumann) als Kuppelprodukt eröffnet eine Mög- 
lichkeit, wie der hübsche Widerspruch (K. Marx, Grundrisse, S. 571) zu entwickeln ist. Daß ge- 
rade dabei Schwierigkeiten mit dem Wertkonzept auftauchen, weist auf tieferliegende Fragen 
hin, und das Bewußtsein dafür geschärft zu haben halte ich nicht für eine Schwäche, sondern 
durchaus für eine Stärke des neoricardianischen Ansatzes. 

Allerdings: Eine Lösung dieser Schwierigkeiten scheint mir nicht im Rahmen des neori- 
cardianischen Ansatzes möglich zu sein. Der Grund dafür ist, daß Sraffa weder ein ökonomisches 
Konzept des Geldes, noch ein Konzept der kapitalistischen Form der Arbeit, d. h. der abstrak- 
ten Arbeit, gibt. Dieses Manko schlägt sich (u. a.} so nieder, daß zum einen keine gleichgewichts- 
unabhängige Formulierung der Preisform der Waren möglich ist. sondern nur eine gleichgewich- 
tige in Gestalt von Sraffas Produktionspreissystem bei ausgeglichener Profitrate, und daß zum 
anderen eine mit einem einheitlichen Lohnsatz entlohnte homogene Arbeit unterstellt wird. 
Demgegenüber finden sich beide Konzepte, das Geld und die abstrakte Arbeit, bei K. Marx, der 
sie aus der Form des Wertes entwickelt. (Interessante Überlegungen dazu enthalten etwa die 
Dissertationen von R. Künzel und J. Nanninga und die Aufsätze von H.G. Backhaus.) Eben die 
Form des Werts ist bei Sraffa und in den an ihn anschließenden Untersuchungen ausgeblendet, 
wofür die Anknüpfung an D. Ricardo der Grund sein mag. Eine diesbezügliche Kritik des neori- 
cardianischen Ansatzes könnte auf die scharfsinnige ‚‚Critical Dissertation‘ S. Baileys von 1825 
zurückgreifen, wo Bailey Ricardo gerade in bezug auf die Form des Werts kritisiert, eine Kritik 
an die, wenn auch widerstrebend, dann Marx anknüpft. Vom richtigen Verständnis der Wert- 
form, und damit der abstrakten Arbeit, hängt esab, ob und in welcher Version man sich das Re- 
duktionsproblem und das Transformationsproblem zuzieht. Für die gegenüber der Form des 
Werts blinde klassisch/zeitgenössische Arbeitswertlehre von Sraffa, Morishima u.a. ergibt sich: Das 
Transformationsproblem ist nur für den trivialen Fall einer „one commodity world“ lösbar, und 
zwar trivial, ansonsten jedoch unlösbar. Das zeigt, daß diese Theorie so richtig zu Hause, nur in 
einer „one commodity world“ ist — ein Merkmal, das sie interessanterweise mit ihrem Widerpart, 
der neoklassischen Kapitaltheorie gemein hat. (Eine ausführliche Darstellung des ganzen Kom- 
plexes enthält &. Krause: Form des Werts, abstrakte Arbeit und Preis. Eine analytische Einfüh- 
zung in die Politische Ökonomie anhand einiger ihrer grundlegenden Probleme.) 


2.  Zerlegbare Produktionsstruktur und ungleiche Entwicklung 


in ASM wird zur Analyse der Bewegungsform von aus der Produktion zesultierender Monopoli- 
sierung die Zerlegbarkeit der Produktionsstruktur näher untersucht (Abschnitt IV.3 des Textes, 
Teil C des Mathematischen Anhangs). Zur Illustration einer zerlegbaren Struktur wird dort das 
einfache ‚‚Bohnen-Beispiel“ Sraffas angeführt. In diesem Beispiel schlägt sich die Zerlegbarkeit 
so nieder, daß gewisse für einen Basissektor geltende Profitraten bei positiven Preisen nicht auch 
für das sich seibst reproduzierende Nicht-Basisprodukt „Bohne“ gültig sein können. (Siehe dazu 
Anhang B in Sraffas Buch und den Briefwechsel Sraffas mit Newman von 1962). 

3.’ unklarem und inkonsistentem Philosophieren über „abhängig“ und „unabhängig“ ent- 
nehme ich, daß ihm nicht klar ist, was die Aussage über die Abhängigkeit der allgemeinen Profit- 
rate von den Nicht-Basisprodukten überhaupt besagt. Der unumstößliche Tatbestand, den das 
Bohnen-Beispiel demonstriert, ist: Nicht jede für die Basisprodukte mögliche allgemeine Profit- 
rate {bei positiven Preisen) ist auch allgemein durch Einschluß sich selbst reproduzierender Nicht- 
Basisprodukte (bei positiven Preisen). 

In ASM wird nun gezeigt, daß dieses durch das Bohnen-Beispiel illustrierte Phänomen, 
keineswegs singulär ist (also nicht etwaan „Bohnen“ hängt), sondern ein Phänomen ist, mit dem 
generell gerechnet werden muß: Und Zwar: In einer zerlegbaren Produktionsstruktur ist eine 
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derartige strukturelle Unterschiedlichkeit der Sub-Systeme möglich, daß die Eigenentwicklung 
von (einigen) Sub-Systemen oberhalb ihrer Entwicklung in der gesamten Struktur liegt. Die ge- 
naue Formulierung ‚In einem zerlegbaren System ist die maximale Profitrate des Systems das 
Minimum der maximalen Profitraten der Sub-Systeme“. Inklusive eingehender Erörterung und 
Konkretisierung in bezug auf die Monopolfrage ist in ASM zu finden (Abschnitt IV; Teil C). Der 
Effekt einer derartigen Unterschiedlichkeit (die sich als Unterschied in den Wachstumsraten for- 
mulieren läßt) von Sub-Systemen ist, daß solche Sub-Systeme nicht miteinander ökonomisch ko- 
existieren können in dem Sinne, daß die im Sub-System möglichen Profitraten im ganzen System 
bei positiven Preisen allgemein werden können (Eine von Newman 1962 gemachte Aussage in 
dieser Richtung wurde 1967 von Zaghini weiter verallgemeinert. Das Resultat in voller Allgemeim- 
heit läßt sich mit Hilfe eines Satzes von Gantmacher herleiten.) 

Ohne diese grundsätzliche Situation zu reflektieren, fixiert auf „Bohnen“, behauptet S. 
schließlich, daß es sich um einen bedeutungsiosen Spezialfall handelt. Dem ist nicht so. Die 
„Marxsche Ansicht“, nach der die allgemeine Profitrate „auch“ von der Wertzusammensetzung 
des Kapitals im Luxusgütersektor „abhängig“ ist, wird durch die obige Aussage über zerlegbare 
Systeme zu einer präzisen Aussage — und in dieser genauen und konsistenten Form bestätigt. 

Darüber hinaus: Den besten Einstieg zu dem hier angesprochenen Problem gibt immer 
noch die folgende Feststellung von Marx: „Die eigentlich schwierige Frage ist hier die: wie diese 
Ausgleichung der Profite zur allgemeinen Profitrate vorgeht, da sie offenbar ein Resultat ist und 
nicht Ausgangspunkt sein kann.‘ (K. Marx, Kapital Bd. 3, S. 183. Hervorhebung von mir, U.K.) 
Die allgemeine Profitrate als Resultat zu begreifen, ist nicht nur die schwierige Frage in bezug 
auf die aus der Entwicklung der Produktion selbst resultierende Monopolisierung, sondern auch 
in bezug auf die internationale Konkurrenz oder in bezug auf das Verhältnis von Rüstungssektor 
und übriger Produktion. (Dazu darf man allerdings nicht bei „Bohnen“ klebenbleiben, und auch 
nicht an der externen Nachfrage nach Waffen, sondern muß bemerken, daß es sich bei der Rü- 
stungsproduktion um einen ökonomischen Bereich mit einer eigenen internen Struktur handelt.) 
Mehr generell gesagt, handelt es sich darum, die Einheitlichkeit ungleicher Entwicklung in ihrer 
kapitalistischen Form zu begreifen — und zwar als Resultat. Als einen analytischen Ansatz dazu 
habe ich in ASM die Untersuchung der Produktionsstruktur hinsichtlich ihrer Zerlegbarkeit vor- 
geschlagen. Dabei ist — allerdings — leider vieles noch Ausgangspunkt und wenig schon Resultat. 
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